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N Bei der neuen Auflage dieſer 1912 zuerſt erſchienenen 
populär⸗wiſſenſchaftlichen Schrift iſt in der Einteilung des 
Stoffes ſehr wenig, im Inhalt aber ſehr viel geändert 
N worden. Auch die mehr theoretiſchen Abſchnitte über das 

Weſen der Unternehmung und der Genoſſenſchaften haben 
1 weitgehende Umarbeitung erfahren. Beſonders iſt natür— 
lich das Kapitel IV über die öffentlichen Unter- 
nehmungen unter dem Einfluß der Sozialiſierungs⸗ 
beſtrebungen ganz umgeſtaltet worden, und in allen Ka- 
Bauen iſt auf die neueſte Entwicklung und die Weiters 


N 5 men worden. 

1 Die erſte Auflage iſt in Deutſchland in wiſſenſchaft— 
lichen Zeitſchriften kaum, im Auslande häufig beſprochen 
worden. Auch ſind franzöſiſche und ruſſiſche Überſetzungen 

erſchienen. Manche Ausführungen, z. B. über das Weſen 
der Unternehmung, die Bedeutung des Effektenweſens, die 
Abgrenzung der Genoſſenſchaften haben aber inzwiſchen ſehr 
weite Verbreitung gefunden. 

Die direkte Fortſetzung dieſes Buches iſt die 1920 
in vierter Auflage im ſelben Verlage erſchienene Schrift: 
Kartelle und Truſts und die Weiterbildung 
der volkswirtſchaftlichen Organiſation. Beide 
zuſammen bilden eine geſchloſſene Darſtellung der heu— 
en an die Unternehmungen, die Zellen der volkswirt— 
aftlichen Organiſation, anknüpfenden Entwicklungsten⸗ 
nzen. Die Kenntnis dieſer Organiſation iſt heute, wo 
ſo weitgehende Beſtrebungen, unſere ganze Wirtſchaftsord⸗ 
s umzugeſtalten, an der Tagesordnung und große Um⸗ 


wälzungen der wirtſchaftlichen Verhältniſſe tatfächlich zu 95 
verzeichnen find, von beſonderer Wichtigkeit. Ich darf be 
haupten, daß die Darſtellung ſich von jeder politiſchen und 


ſozialen Voreingenommenheit frei hält. Im Gegenteil kam 


ich gerade aus Intereſſe für die arbeitenden Klaſſen zu 
einer Ablehnung der meiſten Sozialiſierungspläne und zu 
Vorſchlägen, mit denen fie unter den heutigen Verhälte 
niſſen mehr und ſicherer erreichen. Das Buch ſelbſt ſoll 
aber, unabhängig von aller Politik, nur der wise 1 
lichen Aufklärung dienen. 0 
Freiburg i. B., im Mai 1921. 


Robert Liefmann. 
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Kapitel J. 
Von der Hauswirtſchaft zur Unternehmung. 


1. Das Weſen der Unternehmung. 


Soweit man die menſchliche Entwicklung zurück ver— 
folgen kann, niemals hat der Menſch iſoliert ſeine 
wirtſchaftliche Tätigkeit ausgeübt. Selbſt bei den primi— 
tivſten Völkern, die noch nicht den Boden zu bebauen, 
Tiere zu züchten gelernt haben, ſondern vom Sammeln 
wildwachſender Früchte und von der Jagd leben, finden 
wir ein wirtſchaftliches Zuſammenwirken, eine gemein— 
ſame Wirtſchaft. Eine gewiſſe Arbeitsteilung 

iſt auch ſchon von Natur durch die Verſchiedenheit der Ge— 
ſchlechter und der Altersſtufen gegeben. Die Familie, 
zu der oft auch die entfernteren Verwandten gehören (ſog. 
Großfamilie), bildet die wirtſchaftliche Einheit, die ge— 
meinſame Wohnung den wirtſchaftlichen Mittelpunkt. 
In der Haus wirtſchaft geht die ganze wirtſchaftliche 
Taätigkeit der Menſchen, die ganze Sorge für die Be— 
friedigung ihrer Bedürfniſſe auf. 
Daran wird auch durch das Aufkommen des Tauſches 
zunächſt noch nicht viel geändert. Denn der Tauſch erfolgt 
nur gelegentlich in Überſchußprodukten zweier Wirt— 
ſchaften oder in Luxus⸗ und Seltenheitsgütern, die durch 
Stammesfremde ab und zu herbeigebracht werden. Eine 
eigentliche Tauſchwirtſchaft, die von vornherein 
für den Tauſch produziert, iſt erſt möglich mit dem 
Aufkommen eines allgemeinen Tauſchmittels, des 
Geldes. Sehr langſam und mit vielen Zwiſchenſtufen 
ollzieht ſich dieſer Übergang von der „Naturalwirt— 
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ſchaft“ zur „Geldwirtſchaft“. Der kleine Landwirt 1 
in vom Verkehr entfernteren Gegenden erzeugt und ver⸗ 
braucht noch heute den größten Teil der Güter in der 
eigenen Wirtſchaft, und vor wenigen Jahrzehnten, vor 
der Entwicklung der Großinduſtrie und der 1 0 
war das noch viel allgemeiner. Aber auch im Gewerbe 
ſind noch bis in die neueſte Zeit hinein Reſte des Natural⸗ 
tauſches erhalten geblieben, ſo wenn der Bäcker z . 
2 Pfund ihm übergebenes Mehl 3 Pfund Brot zu liefern 
pflegte und den Reſt als Bezahlung für das Backen zurück⸗ 
behielt, oder wenn der Zinngießer, der Gold⸗ und Silber 
ſchmied in ähnlicher Weiſe mit einem Teil des Materials 
entlohnt wurden. 

Aber auch abgeſehen von ſolchen Reſten der Nature ji 
wirtſchaft läßt ſich doch innerhalb der Geldmirte 1 
ſchaft ſelbſt eine ſehr bemerkenswerte Entwicklung kon⸗ 
ſtatieren. Sie wird dadurch gekennzeichnet, daß man dem 
mittelalterlichen Handwerker den modernen unter⸗ 0 
nehmer gegenüberftellt.) Man kann danach in der 
Entwicklung der tauſchwirtſchaftlichen Produktion zwei Per 
rioden unterſcheiden, die ich folgendermaßen charakteri⸗ 
ſieren möchte: In der erſten Periode erfolgt die Pros ; 
duktion für andere erſt auf Beſtellung, und zwar 
deſſen, der die Produkte konſumieren will. In der 
zweiten Periode arbeitet der Produzent auf Vorrat, 
ohne Aufträge, für den Markt. Man nennt die erſte 
Periode daher die der Konſumenten⸗ (oder Kunden⸗⸗ 
produktion, die zweite die der Marktproduk⸗ A 
tion. Die Wirtſchaftsform der erſten Periode, der Pro- 
duktion auf Beſtellung, bezeichnen wir als Handwerk. 5 
Die Wirtſchaftsform der Produktion auf Vorrat, N a 
den Markt, iſt die Unternehmung. 0 

Fragt man nun: welche Wirkungen hat dieſe pro⸗ N 

) Die Anwendung unferer Unterſcheidungen auf die ml 
ſchaftsformen des Altertums kann hier unterbleiben, da auch 6 


die Hiſtoriker über die Auffaſſung 5 in vielen Saum 1 
einig ſind. 1 


auf die Unternehmer, fo erkennt man leicht, daß Pro— 
duktion auf Vorrat ein ganz anderes Riſiko mit ſich 
bringt als die Produktion auf Beſtellung. Und im Ri- 
ſikomoment liegt das Weſen der Unternehmung ſchon 
im gewöhnlichen Sprachgebrauch. Wenn man von Kriegs— 
unternehmungen, Entdeckungsunternehmun⸗ 
gen ſpricht, denkt man an das Riſiko, die Gefahr, 
die derjenige läuft, der etwas unternimmt. Das Riſiko, 
das beim Handwerker fehlt, beſteht alſo bei der Markt⸗ 
5 produktion in der Möglichkeit, keinen Abſatz für die 
Produkte zu finden. Erwerbstätige, die ein ſolches Riſiko 
tragen, nennt man Unternehmer. 
1 Doch hat ſich dieſe Produktion auf Vorrat ſehr lang— 
ſam und im weſentlichen erſt in der neueren Zeit ent— 
wickelt. Im Mittelalter war die übliche Form gewerb— 
licher Verarbeitung das ſog. Lohnwerk, d. h. der Hand— 
werker verkaufte keine Produkte, ſondern nahm an 
einem ihm übergebenen Rohſtoff nur die Verarbeitung vor. 
Das Kapitalerfordernis war alſo ſehr gering. Die Haus⸗ 
wirtſchaft war, auch in den Städten, noch ſehr viel aus— 
gedehnter als heute. Faſt alle Bürger waren Acker- 
bürger, hatten Land vor den Toren der Stadt, auf 
dem ſie einen großen Teil ihres Bedarfs, namentlich auch 
den Flachs, oft auch Getreide, ſelbſt bauten. Der Flachs 
wurde dann von den Frauen verſponnen und das Garn 
dem Weber zum Verweben gegeben, das Getreide wurde 
dem Müller zum Vermahlen, das ſelbſt bereitete Brot 
an den Bäcker zum Backen gegeben. Die Felle des eigenen 
5 Viehs brachte man dem Gerber und aus dem Leder ließ 
man dann die Schuhmacher Schuhe, die Taſchner Taſchen, 
die Geſchirrmacher Geſchirre für die Zugtiere machen. 
kurz, der Konſument leitete den ganzen Produktions- 
eß, der Lohnwerker arbeitete nur in ſeinem Auftrag 
und zumeiſt an dem übergebenen Rohſtoff. 
Bekannt iſt die eigentümliche obrigkeitliche Organi⸗ 
on 1 n im Zunftweſen. Die 
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Zunft war eine Mono po lorganiſation, alſo nicht feen 5 
gebildet wie die heutigen Gewerkvereine, Kartelle und 
Truſts, ſondern ſtaatlich verliehen, ſie war ein 
Amt. Die Organiſation der Handwerksmeiſter eines 925 | 
ſtimmt abgegrenzten Gewerbes, die Zunft, Innung oder 
Gilde, erhielt das ausſchließliche Recht verliehen, Waren 
der bezeichneten Art herzuſtellen und anzubieten, Lehrlinge 
zu halten, Gefellen auszubilden uſw. Auch waren die 
Preiſe für die Güter und Leiſtungen in der Regel obrig⸗ 
keitlich vorgeſchrieben und die Qualität der Produkte wurde 
durch Schau und Stempel überwacht. Der Zutritt zum 
Gewerbe war nur nach regelrechter Lehrlings- und Ger 
ſellentätigkeit und nach Abſchluß der Meiſterprüfung ge⸗ 
ſtattet. Alle dieſe Beſtimmungen dienten dazu, in den 
ſtädtiſchen Gewerben einen gleichmäßig wohlhabenden 
Handwerkerſtand zu erhalten, jedem ſeinen auskömmlichen 
Unterhalt zu verſchaffen, übermäßige Konkurrenz und allzu 
große Einkommens- und Vermögensverſchiedenheiten ferne 
zuhalten. Die Organiſation des Zunftweſens hat ein paar 
Jahrhunderte lang günſtig gewirkt, zur Blüte der Städte 
im Mittelalter beigetragen, bis ſie erſtarrte, gegenüber der 
Zunahme von Handel und Verkehr nicht mehr lebensfähig 
war und allmählich beiſeite geſchoben wurde. Staatlich 
aufgehoben wurden die Zünfte im weſentlichen erſt im 
19. Jahrhundert. 9 
Heute ſind vom mittelalterlichen Lohnwerk nur noch 
Reſte vorhanden. Kleinen Schneidern übergibt man noch 
den Stoff, fie verkaufen keinen Anzug, ſondern werden für 
die Arbeit an dem übergebenen Stoff bezahlt. Die Näherin 
arbeitet ſo in dem fremden Haushalt. Auf dem Lande 
iſt das Lohnwerk noch verbreiteter. Da bekommt der 
Müller noch das Korn, der Bäcker das Mehl, der Schrei⸗ 
ner das Holz zur Verarbeitung. Neuerdings hat ſich dieſe 
Organiſation infolge der Kriegsverhältniſſe ſogar wieder 
ausgedehnt. Aber im allgemeinen iſt die Lohnverarbeitung 
gegen den ſelbſtändigen Ankauf der Rohſtoffe und Ver⸗ 3 
kauf der Produkte immer mehr zurückgetreten. . 


— —ä—ũ—äʒ — — 
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Dieſe allmähliche Umgeſtaltung der Produktion vom 
Lohnwerk zur heutigen gewerblichen Unternehmung wurde 
gefördert vor allem durch den Handel. Denn das 
Weſen des Handels beſteht in dem Vorrathalten, 
dem nicht erſt auf Beſtellung Warten. In der Tat iſt 
heute in jedem gewerblichen Unternehmer auch etwas vom 


Kaufmann, an die Produktionsorganiſation ſchließt ſich 


eine beſondere Abſatzorganiſation an und in den großen 
Produktionsunternehmungen iſt die Funktion des techniſchen 
und des kaufmänniſchen Leiters getrennt. 

Der Handel hat ſich im Mittelalter zuerſt in aus— 
ländiſchen Produkten entwickelt, von inländiſchen war es 
vor allem das Salz, das zum Gegenſtand eines Groß— 
handels wurde. Dieſer Handel unterlag nicht den Zunft— 
ſchranken, in ihm entwickelten ſich größere Reichtümer 
und daran ſchloß ſich das Kreditweſen an, indem der 
Handel ſeine großen Kapitalien Fürſten und Gemeinden, 
aber auch den Gewerbetreibenden zur Verfügung ſtellte. 
Mit dem Ausgang des Mittelalters und dem Verfall der 


Zünfte dringt der Handel immer mehr in die Produktion 


ein, indem er Handwerker, namentlich auch auf dem 
Lande, die nicht zunftmäßig organiſiert waren, für ſich 
arbeiten läßt, um ihre Produkte zu verkaufen. So kommt 
es zu einem eigenartigen Arbeitsverhältnis zwiſchen einem 


Kaufmann und Gewerbetreibenden, es iſt die ſog. Haus— 


induſtrie oder das Verlagsſyſtem: ein Händ— 


ler, der Verleger, organiſiert die Produk— 
tion handwerksmäßiger Produzenten. Die ge 


werbliche Betriebsform alſo bleibt beſtehen. Aber an Stelle 
des Konſumenten als Auftraggeber des Lohnwerkers tritt 
der Kaufmann. Er übergibt jenem den Rohſtoff, läßt ihn 


die Arbeit daran vornehmen und verkauft das Produkt.“) 


Ei Der Handel dringt jo in die Produktion ein, trägt das 
5 Riſiko des Abſatzes, während der Produzent Lohnwerker 
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u 9 Für die verſchiedenen Organiſationen, die dabei entſtehen, 
meine Schrift Über Weſen und Formen des Verlags (der 


bleibt. Dieſes Verlagsſyſtem iſt aber in den meifte 
Fällen nur eine Übergangsſtufe. Auf der weiteren Stufe 
der Entwicklung organiſiert der Produzent ſelbſt die Pro⸗ 
duktion, den Abſatz, trägt das Riſiko. Es entſteht die 
Produktionsunternehmung. Und zwar in zwei 
Formen, die aber zeitlich nebeneinander vorkommen und 
ſich nur durch die Betriebstechnik unterſcheiden: der Mas 
nufaktur, bei welcher die handwerksmäßige Techn i 
immer noch beibehalten wird, aber zahlreiche handwerks⸗ 
mäßig tätige unſelbſtändige Arbeiter in einem Betriebe 
durch einen Unternehmer vereinigt werden, und der das 
brik, dem mit Maſchinen arbeitenden Großbetrieb. 
Bei den mit Maſchinen und koſtſpieligen Fabrik: 
anlagen arbeitenden Produktionsunternehmungen iſt nun 
im Gegenſatz zum Handel, der umlaufendes, in die 
Waren geſtecktes Kapital riskiert, das Riſiko des ſtehen⸗ 
den Kapitals die Hauptſache. Dieſes Riſiko iſt auch dann 
vorhanden, wenn der Unternehmer nicht auf Vorrat, 
ſondern nur auf Beſtellung tätig wird. Die Lokomotiven⸗ 
fabrik, der Kanonenfabrikant, die Brückenbauunternehmung 
und zahlreiche andere produzieren ja nicht auf Vorrat, ſind 
aber doch Unternehmungen, weil ſie ſtehendes Kapital riss 
kieren, während der Lohnwerker, der keine Aufträge hat, 
der Flickſchneider, die Näherin, kein Kapitalriſiko läuft | 
Dort beſteht das Kapitalriſiko eben in der Errichtung 
der Unternehmung, in der Inveſtierung großer Kapi⸗ 
talien in einen Erwerbszweig, von dem man noch nicht | 
weiß, ob er Gewinn bringen wird. Ei 
Da aber Maſchinen und koſtſpielige Anlagen heute 
ſelbſt in zahlreichen Zweigen des früheren reinen „Hand“ 
werks zur Anwendung kommen, wird ein großer Teil 
dieſer Handwerker zu kleinen Unternehmungen. Dieſer 
Entwicklungsprozeß hat mit dem Fortſchreiten der Technik 
immer mehr Handwerke ergriffen und iſt ſicher noch nicht 
zum Abſchluß gelangt. Der Schloſſer, der Schreiner, der 
Schuhmacher ſind heute meiſt kleine Unternehmer, ſofern 
ſie nicht, was auch häufig i bloß A einer 


. 


— 


Fabrik oder reine Händler ſind. Bei den „Schirm— 
machern“ iſt dies z. B. die Regel, bei den „Hutmachern“ 
ſehr häufig. Das reine Handwerk als Lohnwerk ſpielt 
Er immer noch eine Rolle in den Reparatur- und An⸗ 
5 bringungsgewerben: Uhrmacher, kleine Tapezierer, An— 
ſtreicher, Flickſchneider, Inſtallateure u. dergl. Sehr häufig 
ſind dieſe Gewerbe zugleich mit einer kaufmänniſchen 
Tätigkeit, einem Ladenhandel, verbunden. Aber der Laden 
iſt heute kein Zeichen einer ſelbſtändigen Kleinhandels⸗ 
unternehmung, ſondern vielfach beruht die Tätigkeit dieſer 
anſcheinend ſelbſtändigen Händler nur auf weitgehender 
Kreditgewährung durch dahinterſtehende Fabrikanten. 
Immerhin iſt aber das eigentliche Handwerk noch Feines: 
wegs ganz verdrängt, und auch die Hausinduſtrie erhält 
ſich noch in Gewerben, wo die motoriſche Kraft aus ver— 
ſchiedenen Gründen nicht unbedingt der Handarbeit über: 
legen iſt, z. B. in der Konfektionsinduſtrie, oder wo wegen 
ſtarker Konjunkturenſchwankungen infolge Veränderungen 
der Mode die Inveſtierung großer Kapitalien für Maſchi⸗ 
nen lich nicht lohnt, wie in manchen Zweigen der Weberei. 
In der Landwirtſchaft iſt eine Entwicklung zur 
Unternehmung zweifellos zu konſtatieren. Wo der Groß— 
betrieb vordringt, ergibt ſich die ſie charakteriſierende 
Steigerung des Riſikos von ſelbſt aus der geſteigerten 
Notwendigkeit des Abſatzes der Produkte auf dem Markte, 
dann auch aus der Zunahme der dem landwirtſchaftlichen 
Großbetriebe angegliederten Weiterverarbeitungs- und 
Nebenbetriebe und der damit zuſammenhängenden Eapital- 
tenſiveren Wirtſchaft. Aber auch der landwirtſchaftliche 
leinbetrieb wird durch die ſtetig zunehmende Verflechtung 
lbſt entlegenerer Wirtſchaften mit dem ſtädtiſchen Markte 
mer mehr aus einer großen Hauswirtſchaft eine kleine 
nehmung. 
ie man erkennt, enthält die Begriffsbeſtimmung 
Unternehmung nach dem Riſiko wohl ein richtiges 
Moment, ermöglicht aber keine ſcharfe Abgrenzung. Das 
iſiko des kleinen Bauern, den man kaum einen Unter⸗ 
ief un, Unternehmungsformen. 2 


5 5 


nehmer nennt, gegenüber dem 1 5 Grundbeſther, be 70 
Handwerkers, der zugleich einen kleinen Laden führt, gegen⸗ 
über dem Fabrikanten, iſt an ſich das gleiche, nur dem 
Grade nach verſchieden, und da gibt es unzählige Ab⸗ 
ſtufungen. Deshalb habe ich ſeit der 1. Auflage“) einen 
ganz neuen Geſichtspunkt noch als Unterſcheidungsmerk⸗ 
mal der Unternehmung hinzugefügt, der auch praktiſch 
von großer Bedeutung iſt und mit dem Kapitalriſiko in 
Beziehung ſteht, das iſt die Kapitalrechnung, das 
Zugrundelegen einer feſten Geldſumme bei der Er⸗ 
werbstätigkeit, des Kapitals. Der Kaufmann geht 
von einer feſten Geldſumme aus, die er mehrere Male 
im Jahre umſetzt, ſie iſt ſein Kapital, das er in den 


Waren anlegt und das er eventuell von ſeinem Privat⸗ 


vermögen getrennt hält. Ebenſo geht der Fabrikant und 


auch der Großgrundbeſitzer von einer feſten Geldſumme 


aus, die er in ſeine Fabrik, ſein Gut inveſtiert hat, auf 


dieſe Geldſumme berechnet er die Gelderträge, die er erzielt, 


ſie iſt ſein Kapital. Kapital find nach meiner Auf 
faſſung alſo nicht, wie nach der bisherigen „materialiſti⸗ 
ſchen“ Wirtſchaftstheorie, die Produktionsmittel als ſolche, 
ſondern es iſt ein Geldrechnungsbegriff, die geldliche 
Veranſchlagung der dauerbaren Koſtengüter 
und das Geld ſelbſt als ein ſolches.“) Man kann 
nicht feſtſtellen, welche Bedeutung dauernde Koſtengüter, 
Gebäude, Maſchinen u. dergl. für die Erzielung des Rein⸗ 
ertrags eines beſtimmten Wirtſchaftszweiges haben, man 


kann nicht eine Quote von ihnen vom Rohertrage abziehen, 


um den Reinertrag zu finden. Deshalb ſtellt man ſie⸗ 


) Zuerſt entwickelt in meinem Aufſatz in Heft 1 der Samm⸗ 5 
lung: Die private Unternehmung und ihre Betätigungsformen, 
herausgegeben von Hoeniger, Liefmann, Mombert, Schöni, Ei 


v. Schulze⸗Gävernitz, Mannheim 1914. 


*) Die theoretiſchen Grundlagen für die ganze folgende Dar⸗ 1 
ſtellung findet der Leſer in meinen „Grundſätzen der Volkswirt: 
ſchaftslehre“ I. Bd. 2. Aufl. 1920, II. Bd. 1919, Stuttgart. „ 
Darſtellung der Unternehmungsformen in der vorliegenden e 


bildet die direkte Fortſetzung jenes Werkes. 
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d. h. die geſamten Produktionsmittel einer Unternehmung 
mit einer feſten Summe in die Bilanz ein, ſie iſt das 
Kapital, das nun teils in dauernden Produktionsmitteln 
angelegt wird, als ſtehendes Kapital, teils, als um⸗ 
laufendes in Rohſtoffe, Waren, Löhne uſw. inveſtiert 
wird. 

Der kleine Gewerbetreibende, der Bauer macht keine 
ſolche reine Kapitalrechnung, bei ihm ſpielt die 
perſönliche Arbeitskraft, ev. auch die ſeiner Familienglieder, 

eine größere Rolle, er legt daher auch die verwendeten 
Produktionsmittel nicht als Kapital feinen Ertragsberech— 
nungen zugrunde, ſondern, ſofern er überhaupt Buch 
führt, macht er nur eine Ertrags- (Gewinn- und Ders 
luuſt⸗), keine Vermögensbilanz. Alle größeren Erwerbs- 
wirtſchaften dagegen gehen von einem feſten Kapital aus, 
das ev. vergrößert werden kann. Sie ſind Unter⸗ 
nehmungen. Auch ein großes landwirtſchaftliches Gut, 
ſelbſt wenn es jahrhundertelang feinen Beſitzer nicht ges 
wechſelt hat, wird, ſchon zu Erbteilungszwecken, mit einer 
beſtimmten Geldſumme in die Bilanz aufgenommen. 

Dieſe Auffaſſung der Unternehmung entſpricht ſowohl 
dem üblichen Sprachgebrauch als auch den Anſchauungen 
der Rechtsordnung, denn das Handelsgeſetzbuch fordert in 
Sd 38 und 39 von dem „Kaufmann“, „die Lage feines 
Vermögens erſichtlich zu machen“, alſo eine Vermögens- 
bilanz aufzuſtellen. „Jeder Kaufmann hat beim Beginn 
ſeines Handelsgewerbes feine Grundſtücke, feine Forde— 
rungen und Schulden, den Betrag ſeines baren Geldes 
und ſeine ſonſtigen Vermögensſtücke genau zu verzeichnen, 
dabei den Wert der einzelnen Vermögensgegenſtände an— 
zugeben und einen das Verhältnis des Vermögens und 
der Schulden darſtellenden Abſchluß zu machen. Er hat 
mnächſt für den Schluß eines jeden Geſchäftsjahres 
n ſolches Inventar und eine ſolche Bilanz aufzuſtellen.“ 


Dieſe Pflicht zur Bilanzaufſtellung trifft alle größe: 
n Erwerbswirtſchaften, einerlei ob fie in der Pro— 


duktion, im Handel oder in der Gewährung von rn 
tätig ſind, die wir dem Sprachgebrauch entſprechend als 
Unternehmungen bezeichnen. Denn jene kleinen 
Handwerker, Ladeninhaber u. dergl., „deren Geſchäfts⸗ 1 
betrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes Gina a 
geht“, und die nicht imſtande find, eine folche Veran- : 
ſchlagung ihres Erwerbsvermögens vorzunehmen, ſind als 
„Minderkaufleute“ durch § 4 HGB. von der Vorſchrift 8 
über Buchführung, Inventur und Bilanzaufſtellung aus⸗ 
genommen, und der Sprachgebrauch bezeichnet ſie auch 
nicht als Unternehmer. Unternehmer wäre alſo ſchließlich 
dasſelbe wie Kaufleute im Sinne des HGB. Ihre Be 
zeichnung als Kaufleute, auch wenn ſie nicht Händler, 
ſondern Produzenten ſind, paßt wieder zuſammen mit der 
Tatſache der Marktproduktion, die eine beſondere A bſatz⸗ 
organiſation nötig macht. 145 
Nun ſoll natürlich nicht verkannt werden, das dieſer 5 
Geſichtspunkt der Vermögensbilanz oder Kapitalrechnung, 
wie wir ſagen, ein weſentlich privatwirtſchaft⸗ 1 
licher iſt. Aber er ſteht doch mit dem, dem Sprach⸗ 
gebrauch zugrunde liegenden Moment des Riſikos in 
engſtem Zuſammenhang. Denn bei Licht beſehen, was 
riskiert denn der Handelsunternehmer? Er riskiert doch 
nicht die Waren, die er nicht mit Gewinn verkaufen kann, 
er riskiert nur das hineingeſteckte Geld, bzw. er riskiert, 
für dieſes keine genügende Verzinſung finden zu können. 
Ebenſowenig riskiert der Produktionsunternehmer ſeine 
Gebäude, Maſchinen und Produktionsanlagen, ſondern er 
riskiert nur, für das in ſie hineingeſteckte Geld keinen 
genügenden Ertrag zu erzielen. Das ganze Riſiko iſt alſo 
nur ein geldliches und wird daher als Ken, auch nur 
empfunden, wo eine Kapitalrechnung, eine Veranſchlagung 
der dauernden Koſtengüter in Geld, die man bezeichnender 
auch Kapitaliſierung nennt, gemacht wird. Unſere 
Erörterungen ſollen nichts anderes als eine gewiſſe Abs 
grenzung ermöglichen, Geſichtspunkte für die Unterſchei 
dung ſchaffen, der auch eine erhebliche praktiſche Bedeu 


Be tung zukommt, da ſchon oft Verſuche gemacht wurden, 
z. B. Handwerk und Fabrik voneinander abzugrenzen. 


85 Die Unternehmung als ſelbſtändige 
Erwerbswirtſchaft. 


en Die heutige Wirtſchaftsordnung beruht, wie bekannt, 
auf dem privaten Tauſchverkehr. Alle Bedarfsbefriedigung 
. folgt durch Ankauf von Gütern und Leiſtungen von 
denen, die ſolche anbieten, unter Vermittlung des Geldes. 
Dadurch iſt eine völlige Trennung der Haus- oder 
Konſumwirtſchaft von der Erwerbstätigkeit 
herbeigeführt worden. Bei der letzteren erzielt man einen 
Geldertrag, ſei es als Lohn, Gehalt, Zins oder Unter— 
nehmungsgewinn, den man in feiner Konſumwirtſchaft 
als Einkommen bei der Bedarfsverſorgung zugrunde legt. 
Die meiſten Erwerbstätigen haben nun keine eigene Er: 
werbswirtſchaft, ſondern arbeiten in einer frem— 
den Erwerbswirtſchaft, wie die Arbeiter in den Fabriken 
oder auf den Landgütern, die Angeſtellten in den Ge— 
ſchäften der Kaufleute, oder ſie arbeiten in einer fremden 
Hauswirtſchaft, wie die Dienftboten, oder endlich in einer 
Anſtalt, die überhaupt keine Wirtſchaft iſt, wie Staats⸗ 
beamte, Lehrer, Richter u. dergl. Erwerbstätig ſind ſie 
alle, denn jeder erſtrebt einen und zwar möglichſt hohen 

Geldertrag, um ſeine Bedürfniſſe in ſeiner Konſum⸗ 
wirtſchaft möglichſt vollkommen befriedigen zu können. 
Und ſelbſt der Staatsbeamte arbeitet nicht, damit die ver: 
ſchiedenen Staatsaufgaben erfüllt werden, ſondern um 
n Geldertrag zu erzielen. Abgeſehen von ſolchen Fällen, 
die Gelderträge als Gehälter von Staats wegen einſeitig 
geſetzt ſind, erfolgt die Erzielung aller Gelderträge, 
klei ob Waren verkauft oder perſönliche oder ſachliche 
ungen angeboten werden, durch die Preisbil⸗ 
ng im freien Verkehr. Der Lohn iſt ein Preis, und 
r Ertrag des Kaufmanns oder Fabrikanten entſteht 
is den Preiſen, die für ſeine Waren oder Leiſtungen 
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bezahlt werden.“) Für die Höhe der Preife ift überall 
das Verhältnis von Nachfrage und Angebot entſcheidend, 
wobei jedoch beide auch wieder eine Funktion der Preiſe 
ſind, indem beide durch ein Mindeſtmaß an erzieltem 
Ertrag, den „tauſchwirtſchaftlichen Grenzertrag“, beſtimmt 
werden. Innerhalb der durch meine Preistheorie ange⸗ 
gebenen Grenzen können Anbieter ſowohl wie Nachfragende 
durch monopoliſtiſche Vereinigungen (Gewerkvereine, Kar⸗ 
a Truſts, Einkaufsverbände) die Preisbildung beein: 
luſſen. | 
Diejenigen, die ihre eigenen Leiſtungen anbieten, die 
ſog. Arbeiter im weiteſten Sinne, einſchließlich aller 
liberalen Berufe, gehören nun jedenfalls nicht zu den 
Unternehmern. Denn zu dem Begriff des Unternehmers 
gehört eine Unternehmung eine ſelbſtändige Erwerbs⸗ 
wirtſchaft, die er aber nicht ſelbſt zu verwalten braucht. 


Dieſe Erwerbswirtſchaft ſtellt zum mindeften rechnungss 


mäßig eine eigene Wirtſchaftsperſönlichkeit dar, was z. B. 
beim „Kaufmann“ des HGB. in der Firma zum Aus⸗ 
druck kommt. Innerwirtſchaftlich aber tritt es dadurch 
hervor, daß der Unternehmung ein beſonderes Kapital 
zugrunde liegt und ihr Vermögen von dem Privatvermögen 
des Eigentümers, ihr Ertrag von den etwaigen ſonſtigen 
Einnahmen des Eigentümers getrennt gehalten wird. 
Dieſe Trennung einer ſelbſtändigen Erwerbswirtſchaft 
von der Hauswirtſchaft ihres Eigentümers iſt bei den 


kleinen Erwerbswirtſchaften des Handwerkers oder des 


Bauern noch nicht vorhanden, da iſt Konſum- und Er⸗ 
werbswirtſchaft noch eng verbunden. Die Trennung voll 
zieht ſich ſehr allmählich, und zwar ausgehend von der 
techniſchen Seite der Wirtſchaft. Die techniſche Seite 
einer Wirtſchaft, ihrer äußeren Anlagen und Anſtalten, 

einſchließlich der Arbeitsleiſtungen darin, nennt man Bee 
trieb. Beim mittelalterlichen Handwerker iſt der Be⸗ 
trieb ſeiner Erwerbstätigkeit von dem ſeiner Konſumwirt⸗ 


*) S. dazu die Preis- und Einkommenslehre in Bd. II i 


meiner „Grundſätze der Volkswirtſchaftslehre“, Stuttgart 1919. 


An 
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ſchaft noch wenig getrennt. Sie vollzieht ſich in engiter 
Verbindung mit der Haus- und Familienwirtſchaft, ſogar 
die fremden Arbeitskräfte werden mit zur Familie hinzu— 
gezogen. Ahnlich iſt es noch heute bei den Bauern. 
Je mehr nun größere Betriebsanlagen, eigene Werk— 
ſtätten erforderlich ſind, um ſo mehr trennt ſich der er— 
werbswirtſchaftliche Betrieb von der Hauswirtſchaft, ſo 
beim Müller, Schmied, Bäcker, Gerber, wohl weniger 
beim Schneider oder Schuhmacher. Beſonders tritt dies 
da hervor, wo die Errichtung einer Betriebsanlage über 
das Vermögen des einzelnen hinausging. Schon ſehr 
früh iſt es daher in Deutſchland, wo der genoſſenſchaft— 
liche Gedanke von jeher rege war, zu gemeinſamen 
Betriebseinrichtungen gekommen, Gerbereien, Bäckereien, 
Färbereien, Brauereien, Schlächtereien u. a. Anfänglich 
erſchienen dieſe Betriebe noch ſo ſehr als ein Anhängſel 
der Hauswirtſchaft, daß ſie von den Mitgliedern reihum 
benutzt wurden, jeder in einer beſtimmten Reihenfolge 
das Recht hatte, das gemeinſame Brauhaus, den gemein— 
ſamen Backofen zu benutzen. Allmählich entſtehen daraus 
ſelbſtändige Erwerbswirtſchaften, aber im gemeinſamen 
Betriebe. In anderen Produktionszweigen, dem Bergbau, 
dem Eiſenhüttenweſen, der Salzgewinnung, wo immer 
ein gemeinſames Zuſammenarbeiten nötig war, haben ſich 
aus ſolchen Genoſſenſchaftsbetrieben allmählich beſondere 
Geſellſchaftsformen, die Gewerkſchaften (Pfännerſchaften) 
entwickelt. 
| Im allgemeinen aber geht, wie wir ſchon ſahen, die 
Entwicklung der Unternehmung vom Handel aus. Hier 
entwickelt ſich das Arbeiten auf Vorrat, die „Antizipation 
des Bedarfs“, wie ich es ſchon vor 25 Jahren in meinem 
> „Änternehmerverbänben“ bezeichnet habe, hier auch die 
reine Geldrechnung, das Ausgehen von einem beſtimmten 
ö Geldkapital, mit dem die Erträge erzielt werden, hier dann 
auch die Firma, welche als ein ſelbſtändiges Wirtfchaftg- 
ſubjekt, eine eigene Erwerbswirtſchaft erſcheint. Und fo 
. kommt es, daß noch heute die Rechtsverhältniſſe der 
= 


ſelbſtändigen Erwerbswirtſ Gase im 2 ande 18 3 9 e ef e 135 2 


buch geregelt werden, ſie alle als „Kaufleute“ einen, 
während ihr Hauptgebiet heute die Produktion iſt. ee 

Auf dem Umwege über das Verlagsſyſtem, durch 
welches der Handel die Zunftſchranken des Handwerks 
ſprengte, hat ſich die Produktionsunternehmung 
entwickelt. Dieſe Entwicklung hat ſich hauptſächlich im 
Laufe des 19. Jahrhunderts vollzogen und ihre Urſachen 
ſind im weſentlichen techniſcher Art, die großen tech⸗ 


niſchen Erfindungen und Entdeckungen, die feit der Mitte ; 
des 18. Jahrhunderts mit der Dampfmaſchine, der Spinn⸗ | 


maſchine, dem mechaniſchen Webſtuhl beginnend vor allem 


dem 19. Jahrhundert ihren Stempel aufgedrückt haben. 
Sie erſetzten die Handarbeit immer mehr durch die Ma: 
ſchinenarbeit und ermöglichten dadurch eine gewaltige Stei⸗ 
gerung der Produktion. Die Maſchinen und mechaniſchen 


Antriebe ermöglichten alſo und erforderten den Groß— 


betrieb, die Maſſenfabrikation an Stelle des handwerks⸗ 5 
mäßigen Kleinbetriebs. Aber um dieſe Maſchinen 
anzuwenden, zur Maſſenproduktion übergehen zu können, 


bedurfte es noch etwas anderen, des Maſſenabſatzes. 


Dieſer war für die meiſten Produktionszweige erſt gegeben 


mit einer Verbeſſerung und Verbilligung der Transport⸗ 


gelegenheiten, und auch hier waren es zwei neue Er⸗ 
findungen, Eiſenbahnen und Dampfſchiffahrt, die durch 
Verbilligung der Transportkoſten den Großbetrieb in Re 


Produktionszweigen erſt ermöglichten. Ein Beiſpiel wird 
das am beſten klar machen. Selbſt wenn man die heutigen 
Maſchinen zur Nagelfabrikation gehabt hätte, wäre vor 


dem Zeitalter der Eiſenbahnen eine heutige geen, 5 
die in der Stunde Hunderttauſende von Nägeln herſtellt, 


unmöglich geweſen. Der Wert des Produkts vertrug eben 
nicht die damaligen hohen Transportkoſten auf große 


Entfernungen. Heute Dagegen ſteht techniſch und wirt⸗ 


ſchaftlich nichts im Wege, daß eine einzige Fabrik den 
Bedarf der ganzen Welt an Nägeln verſorgt. 
Neben der Produktion wird 0 das mit der a. 
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5 . en zum Gegenſtand größerer Unternehmungen, 
And zwar teilweiſe der größten, in denen ſich bisher das 
private Kapital zuſammenſchloß, regelmäßig in Form von 
Geſellſchaftsunternehmungen. Aber auch der öffentliche 
Betrieb iſt hier häufig wegen der mit dem Transport- 
weſen verbundenen Gefahren der Monopoliſierung (ſiehe 
Kap. IV). 


Mit der immer fortſchreitenden Entwicklung der Tech⸗ 


nik hat ſich e auch die Spezialiſation der Unternehmun⸗ 
gen immer weiter entwickelt. Es iſt unglaublich, was für 
Spezialitäten heute Gegenſtand eigener Unternehmungen 
ſind. Ich nenne nur einige, neu in Gebrauch gekommene 
und allgemein bekannte Gebrauchsgüter, wie die Glüh⸗ 
ſtrümpfe, die eine ganze Induſtrie ins Leben gerufen 
haben, Spezialfabriken für Fahrradlaternen, die photo⸗ 
graphiſche Induſtrie, in der es eigene Fabriken gibt, die 
nur Platten, andere die nur Papiere, wieder andere die 
nur Kameras herſtellen. Es gibt Spezialfabriken von 
Abreißkalendern, von Holzbüſten für Schaufenſterdeko— 
kationen, von Kloſettpapier, ſolche die nur Krawatten⸗ 
ſtoffe und andere, die fertige Krawatten herſtellen, uſw. 
Man denke auch an die fog. vertikale Spezialiſation: 
wieviel ſelbſtändige Wirtſchaften durchläuft die Wolle, 


bis ſie vom auſtraliſchen Schafzüchter als fertiger An⸗ 


zug in das Kleidergeſchäft und in die Hände des Konz 
ſumenten gelangt! Durch dieſe Spezialiſation wird jeder 
eeinzelne Unternehmer auf ſeinem Spezialgebiet beſonders 
lleiſtungsfähig und billig. Aber dieſe Spezialiſation hat 
den Nachteil, daß infolge der damit verbundenen Zerfplits 
terung der Produktion leicht die Überſicht über die Markt⸗ 
lage für das fertige Produkt verloren geht, um ſo mehr, je 
mehr ſelbſtändige Wirtſchaften der Rohſtoff auf ſeinem 


ſtadium zuviel erzeugt werden oder die Unternehmer irren 
ſich über die Preiſe, die für das fertige Produkt zu 
erzielen ſind. Die Konjunkturenſchwankungen und Kriſen 


Wege zu paſſieren hat. Dann kann in einem Produktions- 


5 e des Verkehrs ſich rieſig entwickelnde Krane. = 
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ſind zu einem großen Teile auf dieſe zu weit getriebene 
Spezialiſation zurückzuführen. Der Weg vom Rohſtoff 
zum fertigen Produkt iſt zu weit, um ſchnell die Pro⸗ 
duktion des erſteren Veränderungen in der Nachfrage 
nach letzterem anpaſſen zu können. Kurzum: die Spe⸗ 
1 11 bedeutet eine Verſtärkung des Riſikos der Untere 

Techniſche Errungenſchaften ermöglichten alſo die 
Maſſenproduktion und den Maſſenabſatz und ſchufen das 
mit die heutige Produktionsunternehmung. Gleichzeitig 
aber gaben fie auch der Handels unternehmung 
einen gewaltigen Anſtoß zu weiterer Entwicklung. Zu⸗ 
nächſt wird man ſich daran erinnern, daß der Handel die 
Aufgabe hat, dieſe, Produkte der Maſſenfabrikation zu 
verteilen. Die Produktionsunternehmung war viel mehr 
auf den Handel für den Abſatz angewieſen als der nur 
einen lokalen Bedarf verſorgende Handwerker. Der Handel 
verſtand es, immer neue Abſatzgebiete zu gewinnen, die 
Bedürfniſſe anzuregen, und er bediente ſich dabei der 
modernen Mittel, Inſerat und Reklame, die von der 
unternehmungsweiſen Bedarfsverſorgung unzertrennlich 
ſind. | | 
Aber die Bedeutung des Handels geht weit über die 
bloße Aufgabe der Verteilung der Maſſenfabrikate hin⸗ 
aus. Er war in den Anfängen der Produktionsunterneh⸗ 
mung ſicher und iſt teilweiſe noch heute der Hauptfaktor 
für die Preisbildung. Die alten obrigkeitlichen Preisfeſt⸗ 
ſetzungen waren mit der Beſeitigung der Zünfte gefallen. 
Jetzt ſtanden die Produzenten ſelbſt vor der Aufgabe, 
Produktion und Preiſe den Nachfrageverhältniſſen an- 
zupaſſen. Einen großen Teil dieſer Aufgabe nahm der 
Handel den Produzenten ab, indem er ſich immer mehr 
zwiſchen ſie und die Konſumenten ſchob. Damit gewann 
der Handel gegen früher einen ganz gewaltigen Einfluß, 
ja er brachte vielfach die Produktionsunternehmungen unter 
ſeine Herrſchaft, insbeſondere, wenn er ſie mit Kredit 
unterſtützt hatte, und oft nahm er den größten Teil des 
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Gewinnes für ſich in Anſpruch. Denn der einzelne Produ— 
zent hatte oft keine Überſicht über die Marktlage, er ver— 
kaufte am liebſten feſt an den Händler. Überflüſſig war 
alſo dieſer Handel keineswegs. Er „vermittelte“ nicht 
nur zwiſchen Produzenten und Konſumenten, ſondern 
nahm ihnen auch einen großen Teil des Riſikos ab. Erſt 
neuerdings haben die Produzenten durch gemeinſame Or— 
ganiſationen: Genoſſenſchaften und Kartelle die gemein— 
ſame Anpaſſung der Produktion an den Bedarf teilweiſe 
ſelbſt in die Hand genommen und die Handelsunterneh— 
mungen vielfach auszuſchalten verſucht. Doch ſind grade 
die gegenwärtigen Verhältniſſe nach dem Weltkriege, eine 


Zeit allergrößter wirtſchaftlicher Unſicherheit und gewal— 


tiger Preisſchwankungen, geeignet, Handel und Speku— 


lation wieder ein ſtarkes Übergewicht über die Produk- 


tion, zum mindeſten ungewöhnliche Gewinnausſichten zu 
geben. 
5 Es iſt kein Zweifel, daß die private Unternehmung 
immer noch weitere Gebiete erobert, daß ſowohl im Hand— 


werk als auch beſonders in der Landwirtſchaft das Geld- 


kapital eine immer größere Rolle ſpielt und auch die 
Geldrechnung und geldmäßige Buchführung ſich immer 
weiter ausdehnt. Das kommt, wie früher ſchon in Ame— 
rika, jetzt auch bei uns darin zum Ausdruck, daß immer 
mehr Handwerker und Landwirte mit einer Bank in Ver— 
bindung ſtehen. Es ergibt ſich dieſer Übergang zur Unter— 
nehmung, wie geſagt, aus dem größeren Kapitalerfordernis, 
größerer Anwendung von Maſchinen, auch größerer Ka— 
peitalerfordernis für die Entlohnung der Arbeitskräfte. In 
dieſem Sinn wird alſo in der Tat das ganze Wirtſchafts⸗ 
leben immer mehr „kapitaliſtiſch“, wird in die Geld- und 


Kapitalrechnung hineingezogen, und daran werden auch die 
Sdbodzialiſierungsbeſtrebungen nichts ändern. Denn wenn 
nur einzelne Erwerbszweige ſozialiſiert werden, müſſen 


ſie vom Staate doch ebenſo kapitaliſtiſch verwaltet werden. 


ze 


An eine Vollſozialiſierung aber, d. h. Beſeitigung aller i 
privaten Erwerbswirtſchaften, völlige Ausſchaltung des pri⸗ 
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vaten Ermerbsftrebens iſt heute im ernste nicht zu denken 


(ſ. Kap. I 
berechtigt, heute von Kapitalismus und kapitaliſtiſcher 


Auch noch aus einem anderen Grunde iſt es nicht un⸗ > 


Unternehmung in unſerem Sinne zu fprechen, indem wir 
darunter Erfcheinungen der Geldrechnung verſtehen. En 
immer größerer Teil der Unternehmungen nämlich be 
ſteht nicht aus Einzelunternehmungen in der 


Hand eines Beſitzers, ſondern wird zu Geſellſchafts⸗ 


unternehmungen, an denen mehrere und unter um 


ſtänden ſehr viele beteiligt ſind. Und eine ſolche Geſell⸗ 
ſchaftsunternehmung erfordert in allen ihren Formen 


wegen der Verteilung der Erträge die Kapitalrechnung 


und die völlige Trennung von Haus⸗ und Erwerbswirt⸗ 
ſchaft, Ausſtattung der letzteren mit einem eigenen Ver⸗ 


mögen. Bei den meiſten Geſellſchaftsunternehmungen iſt 
dieſes Vermögen ſchon eine eigene Rechtsperſönlichkeit, 
ſie haben, wie man das nennt, das Recht der juriſtiſchen 
Perſon. In manchen Geſellſchaftsformen, beſonders in 
den Aktiengeſellſchaften, iſt es aber auch oder kann es 
ſein — die Rechtsform als ſolche beſtimmt es nicht — 
eine eigene Wirtſchaftsperſönlichkeit, anſchei⸗ 
nend ganz losgelöſt von der Wirtſchaft der zahlreichen 
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Unternehmer, der Gründer und Aktionäre der Geſellſchaft, 


die ſich nur mit Kapital beteiligen. Von dieſen heute höchft = 


9 


wichtigen Bildungen wird im 2. Kapitel ausführlich de 


Rede ſein. 


3. Große und kleine B10 und un 


nehmungen. 


Unter Betrieben verſteht man die äußeren Ein 
richtungen und Veranſtaltungen für eine wirtſchaftliche 


Tätigkeit einſchließlich dieſer Tätigkeit der leitenden und 
der ausführenden Perſonen ſelbſt. Es iſt ein techniſcher 
Begriff, der techniſche Tätigkeiten bezeichnet, die alle 
durch die Wirtſchaft umfaßt werden. Er knüpft natürlich 
vor allem an den Arbeitsraum und die ieee 
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als die ſichtbaren Zeichen einer wirtſchaftlichen Tätigkeit 
an. Man könnte ihn auch auf die Hauswirtſchaft an— 
wenden, wo heute wenigſtens noch die Küche einen Betrieb 
darſtellt; ſeine Hauptbedeutung hat der Begriff des Be— 
triebes aber für die ſelb'ſtändigen Erwerbs- 
wirtſchaften. Der Lohnarbeiter, der Angeſtellte hat 
keinen Betrieb, er arbeitet in einem fremden Bes - 
triebe. Auch bei der Näherin, die in ihrer Wohnung 
für Kunden näht, wird man die Nähmaſchine, beim Ab— 
ſchreiber, der für Kunden Schreibarbeiten übernimmt, 
wird man den Schreibtiſch und ev. die Schreibmaſchine 
noch nicht als einen Betrieb bezeichnen. In der Landwirt— 
ſchaft iſt erwerbswirtſchaftlicher Betrieb und Hauswirt— 
ſchaft noch aufs engſte verbunden, in gewiſſem Grade 
auch noch im Kleingewerbe und Kleinhandel. Bei dieſen 
iſt aber der Laden, bei jenen die Werkſtätte das 
Zeichen eines beſonderen Betriebes. Bei den Unter— 
nehmungen iſt der Betrieb von der Hauswirtſchaft 
der Inhaber völlig getrennt und iſt ſo eben die Grund— 
lage der beſonderen Kapitalrechnung, die wir als charak— 
teriſtiſch für die Unternehmung erkannt haben. Aber es 
kommt auch vor, daß ſehr viele Betriebe in einer Unter— 
nehmung vereinigt find, denn Betrieb iſt eben die tech— 
niſche Einheit, die durch techniſche Merkmale, den Raum, 
den einheitlichen Produktionsprozeß u. dgl. beſtimmt wird. 
So können gleichartige Betriebe an verſchiedenen Orten in 
einer Unternehmung vereinigt ſein, z. B. Filialen eines 
kaufmänniſchen Geſchäfts, und es können zeitlich auf⸗ 
einanderfolgende Produktions- und Erwerbstätigkeiten in 
derſelben Unternehmung vereinigt ſein, z. B. im Ge⸗ 
werbe rohſtoffliefernde und weiter verarbeitende Betriebe: 
Spinnerei, Weberei, Färberei, Appretur uſw. bilden jede 
einen beſonderen Betrieb, oder im Großhandel: Lager, 
Verſandabteilung, Buchhaltung u. dgl. 
In allen Erwerbszweigen ſpielt nun heute die Ders 
chiedenheit der Betriebsgrößen eine ſehr bedeutende, 
auch wirtſchaftspolitiſch wichtige Rolle. Wenn nicht rein 
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techniſche Merkmale angewendet werden, iſt ſie auch zu⸗ 6 
gleich eine ſolche der Wirtſchaften, alſo der Unternehmun⸗ 
gen einerſeits, der kleinen Erwerbswirtſchaften (ein be 


ſonderer Name dafür fehlt) andererſeits. Während nun 


früher im Gewerbe der Kleinbetrieb das allgemein übliche 


war und die ganze Wirtſchaftsverfaſſung, das Zunft⸗ 


weſen, darauf angelegt war, den Betrieb des einzelnen nur 


jo groß werden zu laſſen, daß er ihm feinen Lebensunter⸗ 


halt, ſeine „auskömmliche Nahrung“ gewährte, ſehen wir 


heute eine gewaltige Verſchiedenheit der Betriebsgrößen. 
In der Landwirtſchaft iſt eine ſolche allerdings aus hiſto⸗ 


riſchen Gründen nichts Neues. Hier hat es von jeher 
neben den kleinen, früher meiſt hörigen Bauern die großen 


Grundbeſitzer gegeben. Im Gewerbe aber iſt, abgeſehen 


etwa vom Bergbau, Hüttenwerken u. dgl., die nie in der 
Form des Handwerks betrieben werden konnten, der Unterer 
ſchied der Betriebsgrößen erſt durch die moderne techniſche 
Entwicklung entſtanden, und die ſchnelle Zurückdrängung 


des früher allgemeinen Kleinbetriebs durch große und 
immer größere Unternehmungen iſt ſeit vielen Jahrzehnten 
eins der am meiſten erörterten ökonomiſchen Probleme. 


Man hat daher auch die Grenzen für beide ſchärfer feſt— 


zuſtellen geſucht. Dabei gehen aber techniſche Merkmale 
der Betriebsorganiſation, und ökonomiſche, d. h. ſolche, 
die ſich aus der tauſchwirtſchaftlichen Stellung des Hande 


werks oder der Unternehmung ergeben, nebeneinander her. 


Das volkswirtſchaftlich bedeutſamſte Unterſcheidungsmerk⸗ 


mal iſt wohl die entwickeltere Arbeitsſpezialiſation 


innerhalb der Unternehmung, die eine Trennung der 


leitenden von der ausführenden Arbeit bewirkt. 


Beim Handwerk, dem Kleinbetrieb, arbeitet der Betriebs⸗ 
inhaber in der Regel bei der Produktion in derſelben 
Weiſe mit wie ſeine Angeſtellten. Beim Großbetriebe 
wird dagegen die Leitung des Unternehmens zu einer ſell⸗ 
ſtändigen Aufgabe, die eine beſondere Ausbildung erfordert. 
Auf einer höheren Stufe findet ſich dann noch die Iren 
nung techniſcher und kaufmänniſcher Leitung und bei ganz 
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großen Unternehmungen iſt beides wieder je nach den be— 
ſonderen Erforderniſſen noch weiter ſpezialiſiert. 

Eng damit zuſammen hängt als weiteres Unterſchei— 
dungsmerkmal die ſoztale Differenzierung bei 
der Unternehmung, wo Leiter und ausführende Arbeiter 
dürch Erziehung, Ausbildung und ſoziale Stellung ganz 
verſchiedenen Klaſſen angehören, während im Kleinbetrieb 
Arbeitgeber und Arbeiter in bezug auf ſoziale Stellung 
und Bildung nicht verſchieden ſind und auch oft eine Ein— 
gliederung der Arbeitskräfte in die Familie des Arbeit- 
gebers ſtattfindet. 

Ferner iſt es ein Unterſcheidungsmerkmal, daß die 
großen Unternehmungen regelmäßig für einen großen 
ausgedehnten Markt tätig zu ſein pflegen, im 
Gegenſatz zu dem mehr lokalen Abſatz des Hand⸗ 
werkers. Alle dieſe Unterſcheidungsmerkmale gelten üb— 
rigens auch für Groß- und Kleinbetrieb in der Land- 
wirtſchaft, zum Teil auch im Handel, nur daß 
im Engroshandel wegen der geringeren Bedeutung der Ar— 
beitskräfte überhaupt die ſoziale Differenzierung eine ge— 
ringere Rolle ſpielt. 

Die Statiſtik gebraucht für die Unterſcheidung von 

Groß⸗ und Kleinbetrieb ein rein äußerliches Merkmal, 
die Zahl der Arbeitskräfte, was inſofern kein 
ganz zutreffendes Bild geben kann, als bei den einzelnen 

Produktionszweigen das Erfordernis an Arbeitern ſehr 
verſchieden iſt, z. B. chemiſche Fabriken und Spinne— 
reien im Verhältnis zum Kapital ſehr viel weniger Ar— 
beitskräfte gebrauchen als etwa ein Steinbruch, Bau— 
unternehmungen oder die meiſten Bergwerke. 


2 . 


werden dann noch vielfach beſondere Angaben für Betriebe 
von 50 — 200, 200 —- looo und über 1000 Arbeitern 
(Rieſenbetriebe) gemacht. In der Landwirtſchaft werden 
Größenklaſſen unterſchieden nach der landwirtſchaftlich be— 
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nutzten Fläche: Betriebe bis zu 2 ha ( (awerobete 5 2—5 ha = 


(Kleinbetriebe), 5—20 ha (mittelbäuerliche Betriebe), 


20—100 ha (großbäuerliche Betriebe), über 100 ha (Groß⸗ 
grundbeſitz). . 

Von den 3265 623 Gewerbebetrieben (einſchließlich 8 
Handel und Verkehr) mit 14 435 739 beſchäftigten Per⸗ 


ſonen, die die Gewerbezählung von 1907 feſtſtellte, waren 1 


1451700 Alleinbetriebe, davon / ͤ8allein im Bekleidungs⸗ 
gewerbe, / im Handel. 1882 gab es noch 1877 872 
Alleinbetriebe, 1895 ungefähr ebenſoviel. Im übrigen 


gibt folgende Tabelle über die Betriebsgrößen und die be⸗ 


ſchäftigten Perſonen Auf ſchluß: 
Zahl der Betriebe 


18892? 18995 90 

Kleinbetribte 1 000 661 1 053 890 1 355 204 
1—5 Perſonen i B 
Mittlere Betriebe 57189 191299 
650 Perſonen e 
i 51— 200 Berfonen . 8095 15 624 26273. 
Großbetriebe 201 —10o0 „ 1 752 5337 

8 3331 
über 1900 „4 127 


Bo 
Zahle 15 beſchißag ten Perfonen 1 
Rleinbetrie e 257 092 2 880 833 3 592 303 


1—5 Perſonen Se 
Mittlere Betriebe. : . . . 1238564 2454 257 3699 174 a 


6—50 Perſonen 


i 51 5 
rohe | 2011000 „ 657 es Ä 1791056 
über 1000 „ 213 160 . 1 

Unter dem Einfluß immer neuer techniſcher Erfine 
dungen hat insbeſondere im G ewerbe der Großbetrieb 


— 200 Perſonen 742 688 1 439 776 2418 150 Ss 
954645 


eine immer größere Verbreitung gewonnen. Zwar find 


manche der neu erfundenen Maſchinen und Verbeſſerungen = 


auch dem Handwerk zugute gekommen und durch die 
elektriſche Kraft und die modernen Kleinkraftmaſchinen iſt 


insbeſondere auch der mechaniſche Antrieb den kleineren 
Betrieben möglich geworden. Aber es iſt klar, daß ſehr 
viele Maſchinen nur im re und in 
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der Maſſenfabrikation zur Anwendung gelangen oder doch 
volle Ausnutzung finden können. Die Vorteile großer 
Unternehmungen kann man kurz etwa folgendermaßen zu— 
ſammenfaſſen: durch die entwickeltere Arbeitsteilung und 
die ſtärkere Verwendung von Maſchinen wird die Pro⸗ 
duktion verbilligt und geſteigert und damit die Bedarfsver⸗ 
ſorgung verbeſſert. Anlagekoſten, Aufſicht u. dgl. ſpielen 
nicht die gleiche Rolle, wie wenn dieſelbe Produktenmenge 
in einer Anzahl kleiner Betriebe hergeſtellt werden müßte. 
Auch wird eine Verminderung der Koſten dadurch her— 
beigeführt, daß große Unternehmungen oft billiger ein- 
kaufen können. Einer der Leiter iſt meiſt ſpeziell für 
den Einkauf ausgebildet, er kann den Rohſtoffmarkt beſſer 
überſehen als der Leiter eines kleinen Betriebs, der ſich 
um alles ſelbſt kümmern muß. Große Unternehmungen 
erhalten auch leichter und billiger Kredit von den Banken, 
pflegen ſolchen weniger bei ihren Lieferanten in Anſpruch 
zu nehmen, was die Einkaufspreiſe verteuert. 

| Anderſeits hat aber auch der Kleinbetrieb manche 
Vorzüge. Die Produktion erfolgt weniger ſchablonenmäßig, 
ſie kann ſich mehr einem individuellen Bedarf anpaſſen. 
Wo ein ſolcher vorhanden iſt, bleibt der Kleinbetrieb 
oft trotz größerer Produktionskoſten konkurrenzfähig. Auch 
kann der kleine Produzent ſeine Waren von ſich aus 
individueller und künſtleriſcher geſtalten. Vor allem aber 
iſt mit den großen Unternehmungen ein. ſehr viel ſtär⸗ 
keres Kapitalriſiko verbunden als mit Kleinbetrieben. Die 
Errichtung ſolcher, der Maſſenproduktion dienenden Groß⸗ 
betriebe erfordert viel Kapital, und da ihr Abſatzgebiet 
ich häufig über die ganze Erde erſtreckt, ſo iſt der jeweilige 
Bedarf ſehr ſchwer zu überſehen. Daher iſt ſchon mit der 
n und dann weiter mit dem Betriebe derartiger 
Unternehmungen ein ſehr viel größeres Riſiko verbunden, 
als es auch nur verhältnismäßig bei den kleinen Erwerbs⸗ 
wirtſchaften vorhanden iſt, die in der Hauptſache für einen 
lokalen Markt arbeiten. 

Auch im Handel ſpielt der RN von großen N 


Liefmann, Unternehmungsformen. 
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kleinen Unternehmungen eine Rolle, und auch bir if die 
Tendenz zur Ausdehnung des Großbetriebs feſtzuſtellen. 
Doch iſt dabei Engros⸗ (Groß) und Detail- (Klein⸗) 
handel zu unterſcheiden. Der erſtere iſt immer die 
typiſche Form der Unternehmung geweſen. Er wird am 
meiſten durch die neuere Entwicklung der Produktions- 
unternehmungen zurückgedrängt, die, je mehr ſie erſtarken 
und ſich gemeinſam organiſieren, die frühere Leitung durch 
den Großhandel entbehren können. Doch behält er ſeine 
Bedeutung da, wo Preis- und Konjunkturenſchwankungen 
häufig, das Kapitalerfordernis bedeutend und das Riſiko 
groß ſind, wie z. B. im Metallhandel. Aber gerade hier 
ſind die großen kapitalkräftigen Händler ſelbſt meiſtens 
an der Produktion intereſſiert. f 

Der Detailhandel ähnelt in ſeinem Weſen mehr 
dem Handwerk. Der Laden mit ſeinem lokalen Abſatz iſt 
ſein Charakteriſtikum. Auch hier aber dringt neuerdings 8 
der Großbetrieb in eigenartiger Weiſe vor, nämlich in den 
Verſandgeſchäften und Warenhäuſern. Die 
erſteren gehen über den nur lokalen Abſatz des ſonſtigen 
Detailhandels hinaus und gewinnen ſo die Möglichkeit 
größter Ausdehnung ihres Betriebes. Die letzteren ges 
langen zum Großbetrieb dadurch, daß ſie die verſchieden⸗ 
ſten Warengattungen in einem Verkaufsbetrieb vereini⸗ 
gen. Der Erfolg liegt auch hier im Maſſenabſatz. Dafür | 
beſchränken ſich dieſe Geſchäfte auf wenig Sorten und 
Qualitäten jeder Ware. Für einen individuellen Geſchmack, 
der reichere Auswahl wünſcht, bleibt daher das ſpeziali⸗ 
ſierte kleinere Geſchäft von Bedeutung. Doch ſehen wir 
gerade auf dieſem Gebiete ein beſonders ſtarkes Vordrängen 
der Produzenten ſelbſt in die Verkaufsſphäre durch Er⸗ 
richtung von Verkaufsſtellen, Filialen u. dgl. In der 
Haupt ſache hält ſich der Kleinbetrieb im Detailhandel für 
alle Produkte, bei denen es auf die größte Verteilung 
des Abſatzes durch eine möglichſt große Zahl von Ver⸗ 
kaufsſtellen ankommt, alſo vor allem für Lebensmittel 1 
und die gangbarſten Gebrauchsartikel des u 1 
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Für die Landwirtſchaft gelten in der Frage des 
Groß⸗ oder Kleinbetriebs ganz andere Geſichtspunkte, und 
zwar in der Hauptſache deswegen, weil hier die verſchie— 
denen Betriebsgrößen auch verſchiedene Produkte herzu— 
ſtellen pflegen und daher nicht die Menge an und der 
Gewinn aus gleichartigen Produkten bei Klein- oder Groß— 
betrieb einander gegenübergeſtellt werden kann. Zwar ſind 
auch hier Maſchinen vor allem beim Großbetrieb zur An— 
wendung gelangt, aber der intenſivere Betrieb, wenn man 
die Koſten von Kapital und Arbeit im Verhältnis zur 
Bodenfläche und zum Wert der gewonnenen Produkte zu— 
ſammenfaßt, iſt hier in der Regel der kleinere. Im 
Kleinbetrieb können manche landwirtſchaftlichen Produkte 
hergeſtellt werden, beim Garten-, Gemüſe⸗, Obſtbau, Vieh-, 
Geflügelzucht, für die ſich der Großbetrieb weniger eignet 
oder doch größere Koſten aufzuwenden hat. Volkswirt⸗ 
ſchaftlich beſteht ein ſeit langem erkannter ] erſchied 
zwiſchen landwirtſchaftlichem Groß⸗ und Kleinbetrieb darin, 
daß der letztere eine größere Menſchenmenge in der Land⸗ 
0 wirtſchaft ſelbſt ernähren kann, wogegen der Großbetrieb 
mehr in anderen Erwerbszweigen tätige Perſonen mit 
5 Nahrungsmitteln zu erhalten vermag. 

Es gab 1907 5,7 Mill. landwirtſchaftliche Betriebe 
in Deutfchland, davon 3,37 unter 2 ha, 1 Mill. von 
bis 5 ba, 1 Mill. von 5 bis 20 ha, 262191 von 20 
bis loo ha, 23566 über 100 ha. Sie umfaßten je 5,4, 
10,4, 32,7, 29,3, 22,2% der ganzen landwirtſchaftlich 
5 benutzten Fläche. In allen waren 2,5 Mill. Selbſtändige 
und 7,3 Mill. Angeſtellte tätig. 

5 Aus unſeren Angaben ergibt ſich, daß im ganzen doch 
ungefähr 5 Millionen kleine ſelbſtändige Erwerbswirt— 
ſchaften 1907 im Deutſchen Reiche vorhanden waren, 
und damit ein Beweis, wie außerordentlich ſchwierig eine 
wirkliche „Vollſozial iſierung“ ſein würde, die alle 
private Erwerbstätigkeit, das individuelle Ertragsſtreben, 
überhaupt aufhebt und eine „Gemeinwirtſchaft“ an ihre 
Stelle ſetzt. Im Ernſte kann daran in abſehbarer Zeit 


nicht gedacht werden. Was aber eine Sepilifierung 
einzelner Erwerbszweige, derjenigen, in denen die größten 
Unternehmungen ſich entwickelt haben, bedeuten würde, 5 
ſoll im letzten Kapitel erörtert werden. | 


4. Die Unternehmungen und ihre Arbeiter. 


Von der größten Bedeutung iſt die Entwicklung zum 
Großbetrieb und zur Unternehmung auch für die Ar⸗ 
beiter geweſen, ja, die heutige Arbeiterklaſſe und ihre 
Probleme verdanken dieſer Entwicklung im weſentlichen 
ihre Entſtehung. Im mittelalterlichen Gewerbe gehörten 
Arbeitgeber und Arbeiter, Meiſter, Geſellen und Lehrlinge 
derſelben ſozialen Schicht an. Jeder hatte urſprünglich 
Ausſicht, ſelbſt Meiſter zu werden. Die Zunft beſchränkte 
den Zutritt von Lehrlingen und Geſellen zu dieſem Zwecke. 
Aber auch wo das in den ſpäteren Zeiten nicht mehr 
überall möglich war, war doch die ſoziale Differenzierung 
zwiſchen Meiſter und Geſellen keine ſehr ſcharfe. und 
auch noch heute iſt ſie überall nicht ſehr bedeutend, wo der 
Kleinbetrieb exiſtiert. Dagegen ſtehen beim Großbetrieb 
ein oder wenige kapitalbeſitzende Unternehmer einer großen 
Menge kapitalloſer Arbeiter gegenüber, die keine Aus⸗ 
ſicht haben, jemals zur Unternehmerſtellung zu gelangen. 
Die Entwicklung der Produktionsunternehmung bedeutet 
daher eine außerordentliche Verſchärfung der ſozialen 
Gegenſätze, und dieſe Erſcheinung iſt ſeit der Mitte des 
19. Jahrhunderts das Zentralproblem der modernen Volks⸗ 
wirtſchaften geworden. ; 

Dieſe Sozialen Gegenſätze wurden noch gefteigert 
das Aufkommen falſcher ökonomiſcher Theorien, die man, 
weil ſie auf den damaligen Anſchauungen der Wiſſen⸗ 
ſchaft fußten, bis in die neueſte Zeit hinein nicht völlig 
widerlegen konnte. Der ſog. wiſſenſchaftliche Sozialis⸗ 
mus von Marx, Rodbertus, Laſſalle lehrte, den 
Arbeitern gehöre das Produkt, das ſie herſtellen, der 
Gewinn der Unternehmer beruhe auf der wu 4 


der Arbeiter. Diese Lehre, die ihre ſchärfſte Zuſpitzung 
in der Marxſchen Mehrwerttheorie gefunden hat, beruht 
auf der bis in die neueſte Zeit von der Wiſſenſchaft ver— 
tretenen und auch heute noch nicht ganz überwundenen 
Arbeitswerttheorie, wonach die Güter Wert er⸗ 
halten, weil Arbeit auf fie verwendet wurde. Heute wiſſen 
wir, daß die Bewertung etwas rein Subjektives iſt, daß 
noch ſo vollkommen produzierte Güter nur dann Wert 
haben und einen Preis erzielen, wenn ein Bedarf zah- 
lungsfähiger Konſumenten für ſie vorhanden iſt. Die 
Arbeiter produzieren alſo nicht den Wert der Güter, ſtellen 
überhaupt keine Güter her, ſondern nur Produkte. 
ar dieſe Produkte zu Gütern werden und ob ſich ein 
Gewinn mit ihnen erzielen läßt, hängt nicht von den Ar— 
ern ab, ſondern allein von der richtigen Einſchätzung 
der Bedürfniſſe der Konſumenten ſeitens der Unternehmer. 
Daher haben die Arbeiter auch keinen Anſpruch auf den 
Gewinn, den der Unternehmer möglicherweiſe erzielt, fon- 
dern fahren am beſten, wenn ſie auch am Riſiko keinen 
Teil haben, vielmehr von vornherein mit feſten Lohn— 
reinbarungen abgefunden werden. Daß bei dieſen Ver— 
einbarungen der Arbeiter oft der ſchwächere Teil und 
dem Unternehmer in die Hand gegeben iſt, iſt richtig. 
Doch braucht es nicht immer der Fall zu ſein, und die 
rbeiter haben die Möglichkeit, durch gemeinſame Or⸗ 
ganiſationen ihre Macht gegenüber den Unternehmern zu 
ſtärken. Wenn ſie durch ihre große Zahl die politiſche 
Macht gewinnen, iſt das, wie wir heute ſehen, leicht 
möglich. 
Richtig iſt aber, daß ſich mit der Entwicklung der 
ernehmungen die Einkommensunterſchiede 
verſchärften. Zwar hat es Reiche und Arme immer 
gegeben. Aber während im früheren Mittelalter der Reich- 
im nur auf dem Grundbeſitz beruhte und im weſent⸗ 
lichen mit dem bevorrechtigten Stande des Adels ver— 
rüpft war, dehnt ſich mit der Zunahme des Handels 
das mobile Kapital aus, und mit der Entwick— 
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lung der Produktionsunternehmung entſteht auch bei eine 
zelnen Gewerbetreibenden immer größerer Reich⸗ 


tum. Doch iſt dieſe Entwicklung einzelner nach oben 


nicht ſo bedeutſam wie die Entwicklung breiter Volks⸗ 


ſchichten nach unten durch den Großbetrieb. Mit der Auf⸗ 


löſung der Zunftverfaſſung konnte nicht jeder Geſelle und 


Lehrling mehr Meiſter werden. Damit tritt eine bis 


dahin nicht vorhandene ſoziale Differenzierung ein. Der 


neue aufkommende „dritte Stand“ vergrößert ſich raſch 
durch die Arbeiter der Hausinduſtrie und durch die immer 
zahlreicheren Arbeitskräfte, die in Stadt und Land in den 


aufkommenden Fabriken beſchäftigt werden. In der erſten 


Hälfte des 19. Jahrhunderts wurden dieſe Arbeitskräfte 
ſehr ausgenutzt, Arbeiterſchutz war unbekannt, ihre öko⸗ 
nomiſche Lage war die denkbar ungünſtigſte, ihre wirt⸗ 


ſchaftlichen, zum Teil auch ihre politiſchen Rechte waren 


ſtark verkürzt. Auf der andern Seite waren die Reichen 


nicht mehr nur ein von alters her privilegierter Stand, ſon⸗ 


dern wer nur etwas Kapital beſaß, konnte ſich durch | 


Handel und Gewerbe, vor allem auch durch Spekulation, 
bei genügend Geſchicklichkeit außerordentlich bereichern. 


Zwar haben auch dieſe Verhältniſſe nicht verhindert, daß 


ſich organiſatoriſche Talente aus den kleinſten Anfängen und 


oft von der Stufe des einfachen mittelloſen Arbeiters aus 
zu den höchſten Stellen des Wirtſchaftslebens und zu großem 
Reichtum aufgeſchwungen haben. Harkort und Egeſtorff, 


Krupp und Borſig, Hartmann, Sattler und viele andere 


bis zu Kirdorf, Thyſſen, Rathenau, Ballin ſind Beiſpiele 


dafür. Aber im ganzen läßt ſich nicht leugnen, daß für 


leitende Stellungen immer mehr eine beſondere koſtſpielige | 
Vorbildung, für felbftändige Erwerbstätigkeit immer mehr 


ein gewiſſer Kapitalbeſitz Vorausſetzung wurde und daß 
ſich fo auf Grund von Beſitz- und Bildungsverſchieden⸗ 


heiten Klaſſengegenſätze anbahnten, wie ſie früher nicht 


vorhanden geweſen waren. Wenn daher die Arbeiter hier a 


eine größere Ausgleichung, beſſere Aufſtiegsmöglichkeiten 


verlangen, ſind ſie nicht nur im Recht, ſondern a | 


= 
5 


He 


Forderungen dienen auch unzweifelhaft dem menfchlichen 
und ſozialen Fortſchritt. | 

Aber leider ließen ſich die Arbeiter unter Führung von 
Männern, welche ihr Rüſtzeug aus einer noch in den 
Anfängen befindlichen, auf fundamentalen Irrtümern be— 
ruhenden Wiſſenſchaft gewonnen hatten, verleiten, ihre 
ungünſtige ökonomiſche Lage im weſentlichen nur auf 
ökonomiſche Gründe zurückzuführen und die ebenſo wichti— 
gen geſellſchaftlichen und rechtlichen Gründe zu vernach— 
läſſigen. Sie verlangten eine völlige Umwälzung der Wirt— 
ſchaftsordnung, eine Beſeitigung der privaten Erwerbs— 
wirtſchaften, mindeſtens aller größeren, der Unternehmun— 
gen, und wußten an ihre Stelle doch nichts anderes zu 
ſetzen, als eine recht plumpe Konſtruktion einer allgemei— 
nen Staatswirtſchaft, einer Verteilung aller Güter von 
oben herab, bei welcher die Geſichtspunkte, nach denen ſie 
erfolgen ſollte, fo unklar wie möglich blieben. Ent— 
ſprechend der bisherigen techniſch-materialiſtiſchen Auf— 
faſſung der Wirtſchaft hat der Sozialismus bei feinen 
poſitiven Vorſchlägen das Hauptproblem immer darin ge— 
ſehen, wer die Verfügung über die Produktionsmittel habe, 
während doch das eigentliche Problem iſt, wie die Erträge, 
bei Geldtauſchverkehr alſo die Gelderträge verteilt wer— 
den. Das Verteilungsprinzip der heutigen Wirt: 
ſchaftsordnung hat man auf Grund der materialiſtiſchen 
Wirtſchaftsauffaſſung nicht richtig erfaßt. Es herrſcht da die 
Zurechnungslehre, die jedem der drei „Produk- 
tionsfaktoren“ Boden, Kapital und Arbeit einen Anteil 
am Ertrage zurechnen will“) und beim Sozialismus die 
Mehrwert⸗ und Ausbeutungstheorie, welche, 
auf Grund der Zurechnungslehre, jeden Kapitalgewinn 
als einen den Arbeitern vorenthaltenen Mehrwert bezeich— 
net, weil die Arbeiter allein die Produkte und Produktions⸗ 
mitte herſtellen. Der e der Gegner des Sozialis⸗ 


5 1 0 0 darüber vor allem meine „Grundſätze der Volkswirt⸗ 
chaftslehre“. 
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mus, daß den e für ihre Organe „ 
Produktion und für die Übernahme des Abſatzriſikos der 
Produkte auch ein „Anteil am Erlös“ „gebühre“, trifft 
das eigentliche Problem gar nicht, weil ſie eben auf Gruss 55 
der Zurechnungslehre das eigentliche Organiſationsprinzißp 
des heutigen Tauſchverkehrs ganz ebenſo verkennen. Dieſes 
beruht gar nicht auf einer Verhältnismäßigkeit von Leiſtung 
und Gegenleiſtung, ſondern einzig und allein auf dem Ver⸗ 
hältnis von Angebot und Nachfrage, alſo auf der Preis⸗ 
bildung. Daher mein fortgeſetzter Hinweis darauf, daß 
alle Einkommen nur Preiſe oder Teile von Preiſen und 
daher auch allein aus der Preisbildung ohne irgendwelche 
Gerechtigkeit - und Zurechnungserwägungen zu erklären 
ſeien. Der Gedanke, daß jedes Einkommen ein verhältnis⸗ 
mäßiges Entgelt für die Leiſtung ſein müſſe, macht zwar 
dem Gerechtigkeitsgefühl derjenigen, die ihn aufſtellen, 
alle Ehre, iſt aber gar nicht zu verwirklichen, weil ſowohl 
die Mühe der Leiſtung für den Leiſtenden als auch der 
Nutzen der Leiſtung für den Empfangenden von jedem ver⸗ 
ſchieden geſchätzt wird, es alſo einen äußeren Maßſtab für 
die Vergleichung beider nicht gibt. Daher bezeichne ich 
die Entlohnung nach geleiſteten Arbeitsſtunden als die 
plumpſte Konſtruktion einer ſozialiſtiſchen Wirtſchaft, die 4 
man fich denken kann. | 1 
Das heutige Wirtſchaftsleben iſt aber nach einem ganz 4 
anderen Geſichtspunkt organiſiert, nämlich nach dem Sel⸗ 4 
tenheitsprinzip, kann man ſagen. Der berühmte 
Sänger, Maler, Rechtsanwalt, Arzt uſw., die hohen Be⸗ f 
amten, leitenden Angeſtellten u. dgl. bekommen einen 
hohen Lohn oder Gehalt nicht deswegen, weil ihre Arbeit⸗ 
mühe groß iſt, es iſt kein verhältnismäßiges Entgelt ihrer 
Arbeitsmühe, ſondern weil ihre Leiſtung ſelten iſt. Der 
gewöhnliche Arbeiter, auch wenn er „ſchwere“ Arbeit leiſtet, 
bekommt ein geringes Gehalt, weil viele da find, die dieſe 
Leiſtung ausführen können. Man wird nicht ſagen können, 
daß dieſes en ungerecht ſei. Es iſt e 
ſoziales Verteilungsprinzip, d. h. es ee d 


geſamte Nachfrage nach und das geſamte Angebot 
von Gütern und Leiſtungen. Aber es berückſichtigt allerdings 
nicht, wie der einzelne feine Arbeitsmühe und wie er die 
erhaltenen Güter und Leiſtungen ſchätzt, weil das eben 
nicht möglich iſt.“) Die Bedarfsverſorgung kommt im 
Zuſtand des heutigen Tauſchverkehrs nicht durch eine von 
oben herab geleitete Produktions- und Verteilungsorgani— 
ſation zuſtande, wie ſie der Sozialismus als Ideal pro— 
klamiert, ſondern dadurch, daß jeder Menſch bei ſeiner 
Erwerbstätigkeit nach höchſtem Geldertrag ſteht. Auf 
Grund ſeiner Fähigkeiten und Fertigkeiten wendet ſich jeder 
dem Erwerbszweig zu, wo noch die größten Erträge zu er— 
zielen, die intenſivſten Bedürfniſſe alſo noch unbefriedigt 
ſind. Daß manche Leiſtungen ſehr hoch bezahlt werden, 
rührt daher, daß nur wenige ſie leiſten können. Der Mann, 
der mühelos das hohe C ſingt oder wer ein beſonderes 
Schauſpielertalent hat, erzielt ein hohes Einkommen, weil 
einerſeits viele das hören oder ſehen wollen, anderſeits 
wenige es leiſten können. Man kann nicht ſagen, daß 
dieſes Organiſationsprinzip ungerecht ſei, ein beſſeres iſt 
jedenfalls noch nicht aufgeſtellt worden. 

Die Ungerechtigkeiten liegen aber auf einem ganz 
anderen Gebiete, nicht in dem ökonomiſchen, dem 
Verteilungsprinzip, ſondern in einer Beſtimmung 
der Rechtsordnung, welche mit ihm an ſich nicht 


verbunden zu ſein braucht, nämlich im Erbrecht. Die 


Vererbung von Beſitz ermöglicht einerſeits dem Erben, 
ſich eine beſſere Bildung zu verſchaffen, die oft die Vor: 
ausſetzung für die Erzielung höher bezahlter Stellungen iſt, 


ſie ermöglicht ferner die Verfügung über Produktions- 


„ 


Nine 


mittel, die derjenige, der nichts oder weniger geerbt hat, 


ſich erſt durch Arbeit erwerben muß. Während die Un 


gleichheit des ſelbſt erworbenen Beſitzes gar nicht zu 
vermeiden iſt und morgen wieder da ſein würde, wenn man 


heute die allgemein gleiche Verteilung reſtlos verwirklichen 


wollte, iſt die Ungleichheit der Vererbung von Beſitz und 
namentlich eine ſehr ſtarke Ungleichheit derſelben in der 
Tat ökonomiſch in keiner Weiſe zu rechtfertigen. Deshalb 


iſt eine ſehr ſtark progreſſive Erbſchaftsbeſteuerung ohne 


Zweifel die gerechteſte aller Steuern, und ihr Mangel 


in der früheren Staatsorganiſation der berechtigſte Punkt 
in den Angriffen der Arbeiterklaſſe auf die bisherige 


Wirtſchafts⸗ und Rechtsordnung. 
In der Tat bleibt mangels Beſitzes dem Sohne des 


Arbeiters in den meiſten Fällen nichts anderes übrig, 


als ſelbſt wieder Arbeiter zu werden, und ſo verſtärkt ſich 
das Bewußtſein ihrer Klaſſenzuſammengehörigkeit gegen— 
über allen Beſitzenden, den „Kapitaliſten“. Daher er= 
ſtrebten die Arbeiter mit Recht ſeit langem und ſeit der 
Revolution im beſonderen eine Verbeſſerung ihrer Bil- 
dungs möglichkeiten, und ihre einſichtigen Elemente 
erkennen, daß die Arbeiterfrage heute mehr eine Bildungs: 
frage und eine Frage der geſellſchaftlichen Gleichſtellung, 
der Beſeitigung der Standesunterſchiede, die zwar bei 


uns eng mit der Bildung zuſammenhängen, iſt, als eine 2 


Frage der Um- und Neubildung der Wirtſchaftsordnung. 
In der Tat können allzu große Beſitz- und Einkommens⸗ 
verſchiedenheiten durch eine ſtarke Beſteuerung ausge— 
glichen werden — hier hat der frühere Staat bei uns und 
noch mehr in andern Ländern ſehr viel verfäumt —, ohne 


daß eine völlige wirtſchaftliche Umwälzung nötig wäre. 


Denn, wie die Beobachtung zeigt, können die Arbeiter 
auch im heutigen Wirtſchaftsleben durch Zuſammenſchluß 
in Gewerkvereinen u. dgl. und namentlich wenn ſie ihre 
große Zahl in Staaten mit allgemeinem Wahlrecht zur 


Erlangung der politiſchen Macht benutzen, ihre wirtfchafte 
lichen Intereſſen durchaus genügend wahren, wahrſcheinlich 
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beſſer, als wenn ſie die „Kapitaliſten“ und ihre Gewinne 
ganz ausſchalten würden. Wir werden davon noch ſprechen. 
Denn darüber müſſen ſich die Arbeiter vollſtändig klar 
ſein, ihr Ziel iſt genau dasſelbe wie das der Kapitalbeſitzer, 

fi} hohen Geldertrag zu erzielen, um damit ihre 
Bedürfniſſe möglichſt vollkommen befriedigen zu können, 
und ſie erſtreben dieſes Ziel mit genau derſelben Rück⸗ 
ſichtsloſigkeit wie jene., Gelingt es ihnen, durch mono— 
poliſtiſche Vereinigungen, die Gewerkvereine, durch Arbeits— 
einſtellungen u. dgl. das Angebot ihrer Leiſtungen zurück— 
zuhalten, ſo können auch ſie, genau wie die Unternehmer, 
Monopolgewinne erzielen. Aber allerdings iſt ihnen das 
um ſo ſchwieriger, je weniger es ſich um gelernte 
Arbeiter handelt, je leichter alſo immer wieder neue Kon— 
kurrenz auftreten kann. Die ſog. freie Konkurrenz, das 
Prinzip, daß ſich auf Grund des allgemeinen Ertrags⸗ 
ſtrebens jeder mit dem Angebot ſeiner Leiſtungen da⸗ 
hin wendet, wo er glaubt, die größten Erträge erzielen zu 
können, gilt alſo nicht nur für die Unternehmer, ſondern 
auch für die Arbeiter überhaupt. Es iſt das Organi⸗ 
ſaklonsprinzip der heutigen Volkswirtſchaft, und es wird 
durch monopoliſtiſche Vereinigungen nicht nur nicht aus 
der Welt geſchafft, wie viele in völliger Verkennung der 
heutigen Wirtſchaftsorganiſation meinen, ſondern es wird 
durch ſolche im Gegenteil noch mehr veranlaßt, ſich geltend 
zu machen. 

Es gibt heute keine andere Regelung des Angebots 
von Waren und Leiſtungen als das Ertragsſtreben des 
einzelnen. Sind einem Erwerbszweige mehr Arbeitskräfte 
ziugeſtrömt, als Bedarf dafür vorhanden iſt, fo drückt 


ihre Konkurrenz den Lohn, beſteht in einem andern Ge— 


werbe mehr Nachfrage nach Arbeitskräften, ſo ſteigt er 
dort, und dadurch und nur dadurch wird ihre zweck— 
mäßigſte Verteilung herbeigeführt. Für alle tauſchwirt⸗ 
2 ſchaftlichen Tätigkeiten im Zuſtand freier Konkurrenz, ſo⸗ 
\ wohl Warenverkäufer als Arbeitsleiſtungen, gilt alfo ein 
= „Geſet des Ausgleichs der Erträge“, aber der durchſchnitt— 


minimum hinaus. 


. 


liche „Grenzertrag“, bei welchem eine Leiſtung 1 5 . 
noch vorgenommen wird, wird bei Kapitalleiſtungen und 
bei Arbeitsleiſtungen in verſchiedener Weiſe feſtgeſtellt. “) 
Das ſog. eherne Lohngeſetz, wonach der Lohn immer 
die Tendenz habe, ſich dem Exiſtenzminimum zu nähern, 
indem bei Überangebot von Arbeitskräften in einem Er⸗ 
werbszweige die überflüſſigen Arbeiter ſchließlich zugrunde Be 
gehen, bei ſtarker Nachfrage nach ſolchen und damit 
höheren Löhnen die Arbeiterbevölkerung aber ſich nur 
ſchneller vermehre und damit die Löhne wieder auf das 
Exiſtenzminimum herabdrücke, iſt die ſpezifiſch ſozialiſtiſche 
Darſtellung der Beſtimmungsgründe des Arbeitslohns in 
der unternehmungsweiſen Wirtſchaftsorganiſation. Sie 
gibt aber nur die denkbar unterſte Grenze des Lohns an, 
nicht den wirklichen Preis der Arbeit. Dieſer wird, wie 
alle Preiſe, bei freier Konkurrenz nicht durch die Pros 
duktions⸗ oder Reproduktionskoſten, ſondern durch den 
Grenzertrag beſtimmt. Bei Kapitalleiſtungen iſt dies der 
landesübliche Zinsfuß, bei Arbeitsleiſtungen der durch⸗ 
ſchnittliche Lebensſtandard der betr. Arbeiterklaſſe. Dieſer 
geht unter Umſtänden aber oft weit über das Criſtenze 


Der Nachteil dieſer ganzen Organiſation des Arbeiter⸗ = b 
zufluſſes zu den einzelnen Gewerben, die alſo auch wieder 
eine automatiſch wirkende Selbſtregulierung iſt, beſteht, 
wie man leicht erkennt, vor allem darin, daß der Arbeiter, 
der ſich einmal einem beſtimmten Beruf zugewendet hat, 
nur ſehr ſchwer zu einem anderen übergehen kann, wenn 
die Nachfrage nach Arbeitskräften Veränderungen erleidet. 
Die Ausgleichung kann alſo hauptſächlich nur durch die 
jungen, neu dem Gewerbe ſich zuwendenden Arbeiter er 
folgen, ebenſo wie bei den Unternehmern nur das neu 
aufzuwendende Kapital ſich die günſtigſten Anlagegelegen⸗ 
heiten ſuchen und ſo den Ausgleich der Erträge herbeiführen 
kann, während das alte meiſt Tenaelegt und, an der Be 
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duktion wenigſtens, nur ſchwer wieder herauszuziehen iſt. 
In dieſer Hinſicht ſind die gelernten Arbeiter geradeſo 
ungünſtig daran wie die mit viel ſtehendem Kapital ar— 
beitenden Produktionsunternehmer, und beide Teile haben 
daher ein großes Intereſſe an möglichſt gleichmäßigen 
Wirtſchaftsverhältniſſen. 

Der Nachteil der prinzipiell vollkommenen Gewerbe— 
freiheit, daß alſo ſowohl auf ſeiten der Unternehmer wie 
der Arbeiter der Zugang zu den Erwerbstätigkeiten im 
weſentlichen durch die privaten Ertragsausſichten beſtimmt 
wird, macht ſich um ſo mehr bemerkbar, je größer die 
Konjunkturenſchwankungen und damit die Unſicherheit im 
ganzen Erwerbsleben ſind. Wenn es früher vor allem 
wechſelnde Ernten und politiſche Verhältniſſe waren, welche 
große Schwankungen im Wirtſchaftsleben, Kriſen ver— 
urſachten, ſo ſind es im letzten Menſchenalter vor dem 
Weltkriege im weſentlichen techniſche Umwälzungen ge— 
weſen, welche einzelne Induſtrien ganz umgeſtaltet haben. 


Es machte ſich aber gerade in Deutſchland auch eine 


Tendenz bemerkbar, die Wirkungen der Konjunkturenſchwan— 
kungen möglichſt abzuſchwächen. Für die Unternehmer 


wirkten in dieſer Richtung vor allem die Kartelle ſowie 


die Bildung großer Kombinationsunternehmungen, für die 
Arbeiter handelte es ſich hauptſächlich um Erſetzung der 
Handarbeit durch die Maſchine, und da hat man z. B. bei 


Einführung der Setzmaſchine und der Owenſchen Flaſchen— 


maſchine die Intereſſen der Arbeiter berückſichtigt. Konnte 


man fo in Deutſchland im letzten Jahrzehnt vor dem 
Weltkriege von einer größeren Gleichmäßigkeit im Wirt: 


F 
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ſchaftsleben ſprechen, ſo iſt ſeither durch die heutige po— 
litiſche und wirtſchaftliche Lage Deutſchlands und durch 


die enorme Geldentwertung das ganze frühere Preisſyſtem 
vollkommen ins Wanken gekommen, die wirtſchaftliche 


Tätigkeit der Unternehmer iſt ein Haſardſpiel geworden 


und die Arbeiter empfinden die Unſicherheit ihres Ein— 
kommens und ihrer Beſchäftigung nicht minder ſchwer. 
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5. een und oeſclufcoft, 


unternehmungen. 


Di völlige Trennung von Haus- und Erwerbswirt⸗ 
ſchaft, die die Unternehmung charakteriſiert, ſpricht ſich 
beſonders deutlich bei denjenigen Unternehmungen aus, 
die ſich nicht im Beſitze eines Einzelnen, ſondern | 


einer Mehrheit von Unternehmern befinden, Eine Unter: 


nehmung kann natürlich im Eigentum einer oder meh⸗ 


rerer Perſonen ſtehen, und danach unterſcheidet man 
Einzel- und Geſellſchaftsunternehmungen. 
Was dieſe Unterſcheidung ökonomiſch bedeutet, iſt leicht 


einzuſehen. Ein einzelner Unternehmer erhält den ganzen 


Gewinn, trägt aber auch das ganze Riſiko. Bei mehreren 


Unternehmern wird beides verteilt. Der einzelne Untere 


nehmer muß das ganze Kapital allein beſchaffen, bei 
Geſellſchaftsunternehmungen teilen ſich mehrere in dieſe 
Aufgabe. Allerdings kann heute der einzelne Unternehmer 
ſein Kapital durch Kreditinanſpruchnahme ergänzen — und 


dies geſchieht auch bei allen Unternehmungsformen in 1 


größtem Umfange. Aber auch Kredit wird leichter ge— 


währt, wenn mehrere Unternehmer dafür einſtehen. Der 1 


einzelne Unternehmer trägt aber auch die ganze Verant⸗ 
wortung für ſeine Unternehmung. Ihr Mißlingen kann 
für ihn den Verluſt ſeines Kapitals, aber auch ſeiner wirt⸗ 
ſchaftlichen und ſozialen Stellung bedeuten. Das wird 
ihn zur größten Anſpannung ſeiner Fähigkeiten anſpornen. 


Das Selbſtintereſſe wird nirgends ſo wirkſam werden 
wie in der Einzelunternehmung. Aber nicht nur fein eiges 
ner wirtſchaftlicher Erfolg hängt von ihm, feinen Fähig⸗ 
keiten, Kenntniſſen, feiner Arbeitſamkeit ab. Jede Unter 
nehmung arbeitet mit fremden Arbeitskräften und zum 
Teil mit fremdem Kapital. Und wenn auch heute der 
freie Arbeitsvertrag gilt und die Leiſtungen des Arbeits 
gebers über den Lohn hinaus, z. B. für Sicherheit und 
Schutz der Geſundheit im Betriebe ziemlich genau ge⸗ 
ſetzlich feſtgelegt ſind, ſo bleibt doch eine gewiſſe ſoziale 9 
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Verantwortlichkeit den Arbeitern gegenüber beſtehen. Auch 
die Kreditinanſpruchnahme iſt heute ein reines Geſchäft, 
und der Kreditgeber hat ſelbſt auf die Sicherung ſeiner 
Forderung zu ſehen. Aber nichtsdeſtoweniger iſt auch 
hier die Verantwortlichkeit keine rein rechtliche und die 
öffentliche Meinung berückſichtigt gerade in Deutſchland 
beſonders ſtark die geſellſchaftlichen und ſozialen Ver— 
pflichtungen, die dem Unternehmer über das geſetzlich 
Geforderte hinaus obliegen. 

Das große Kapitalerfordernis und die große Verant⸗ 
wortlichkelt bewirken, daß ſehr umfangreiche Unterneh: 
mungen meiſt in Geſellſchaftsform geſchaffen zu werden 
pflegen. Nur beſonders tatkräftige Unternehmer, hervor— 
ragende organiſatoriſche Talente werden imſtande ſein, 
eine große Unternehmung ganz mit eigener Verantwortung 
aufzubauen, und gewöhnlich werden dieſe Unternehmungen 
nach ihrem Ableben oder ſchon bei Lebzeiten in der einen 
oder anderen Weiſe in die Geſellſchaftsform übergeführt. 

Die Einzelunternehmung hat allgemein ihre Stelle 
da, wo es weniger auf Beſchaffung großen Kapitals als 
auf ſchnelle Entſchlüſſe, raſche Dispoſitionsfähigkeit des 
Unternehmers ankommt. Daher iſt die Einzelunterneh- 
mung beſonders verbreitet im Handel. Hier iſt auch 
im Verhältnis zum Gewerbe wegen des raſcheren Kapital— 
umſchlags meiſt kein ſo großes Kapital nötig. Es handelt 
ſich meiſt um umlaufendes Kapital und auch der kurz— 
friſtige Kredit zur Ergänzung des eigenen Kapitals kann 
meiſt leichter beſchafft werden. Je größer eine Unterneh- 
mung wird, deſto mehr wird aber auch im Handel die 
Geſellſchaftsunternehmung oft deswegen nötig, weil die 
Leitung die Kräfte eines einzelnen überſteigt. 

Wo mehrere Eigentümer einer Unternehmung vor— 
handen ſind, muß die Rechtsordnung die Rechtsverhältniſſe 
zwiſchen ihnen, ihre Anſprüche auf den Ertrag, die Ver⸗ 
teilung des Verluſtes, dann beſonders aber auch die Rechts— 

verhältniſſe nach außen, die Befugnis des einzelnen zum 
Abſchluß von Verträgen, die Haftung gegenüber den Gläu⸗ 


bigern uſw. 9 Das 9 deutſche Recht hat daher 15 
die ſog. Handelsgeſellſchaften ausgebildet: Of⸗ 
fene Handelsgeſellſchaft, Kommanditge⸗ 
ſellſchaft, Aktiengeſellſchaft und ihre Zwiſchen 
formen, daneben noch durch beſonderes Geſetz die Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung. Aus dem älteren 
deutſchen Recht beſteht noch die Gewerkſchaft als eine 
beſondere Geſellſchaftsform für den Bergbau. Außerdem 
iſt noch die Kolonialgeſellſchaft zu nennen, bei 
welcher als Gegengewicht gegen verſchiedene Erleichterungen 
in der Organiſation eine Staatsaufſicht (durch den Neiher 
kanzler) eingeführt, wurde. 

Wir werden im folgenden Kapitel die Entſtehung 
und rechtliche Organiſation dieſer „Handelsgeſellſchaften“ 
noch näher kennen lernen. Hier zunächſt noch einige fir 
tiſtiſche Angaben über das Verhältnis von Einzel- und 
Geſellſchaftsunternehmungen. Einzelinhabern gehörten im 
Deutſchen Reiche 1907 1674132 Gehilfenbetriebe im 
Gewerbe mit 7523707 beſchäftigten Perſonen. Dazu kom 
men noch die Alleinbetriebe mit 1451 701 Perſonen, jo 
daß 3125 833 gewerbliche Betriebe mit 8 975 408 be⸗ 
ſchäftigten Perſonen in der Hand von Einzelinhabern 
(freilich nicht alles Unternehmern in unſerm Sinne) 
ſich befanden, das iſt 98 ¼⁰ % aller gewerblichen Bee 
triebe überhaupt und 920% aller Gehilfenbetriebe. Man 
erkennt daraus das ungeheure Überwiegen der kleineren 
Betriebe, ſogar was die beſchäftigten Perſonen anbelangt. 
„Mehreren Geſellſchaftern“ gehörten demgegen⸗ 
über 82 370 gewerbliche Betriebe mit 2151248 beſchäf⸗ 
tigten Perſonen, Aktien⸗ und Aktienkommanditgeſellſchaf-? 
ten 10 172 Betriebe mit 1 807 231 beſchäftigten Per⸗ 
ſonen, Geſellſchaften m. b. H. 11001 Betriebe mit 
534 328 Perſonen, Gewerkſchaften 510 Betriebe mit 
229 993 Perſonen, Kommanditgeſellſchaften 1636 Be⸗ 
triebe mit 129 907 Perſonen, eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaften 8122 Betriebe mit 47 809 Perſonen, Vereinen 
5109 Betriebe mit 30 116 Perſonen, der 1 von 4 
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Betrieben mit 9214 Perſonen anderen privaten Unter: 
nehmungen. 

Ganz andere Zahlen würden ſich freilich ergeben, wenn 
es möglich wäre, die inveſtierten Kapitalien oder auch 
die hergeſtellte Produktenmenge einander gegenüberzu— 
ſtellen. Sehr viel größer als in Deutſchland iſt die Be— 
deutung der Geſellſchaftsunternehmungen in manchen an— 


deren Ländern, beſonders in den Vereinigten Staaten 


von Amerika. In Belgien war 1906 etwa die Hälfte 
der gewerblichen Arbeiterſchaft in Aktiengeſellſchaften tätig, 
in Amerika über 70%, während in Deutſchland Aftien- 
geſellſchaften, Gewerkſchaften und Geſellſchaften m. b. H. 
nur etwa 121/%, der geſamten gewerblichen Arbeiter 


beſchäftigten. 


Man hat nun bis in die neueſte Zeit hinein dieſe 
ſog. Handelsgeſellſchaften auch in der National- 
ökonomie faſt ausſchließlich vom juriſtiſchen Stand— 
punkt aus betrachtet, hat namentlich die Formalien der— 
ſelben, ihre Organe, ihre Rechtsverhältniſſe im Innern 
und nach außen erörtert. Demgegenüber möchte ich ver— 
ſuchen, die Geſellſchaftsunternehmungen — wir 
vermeiden alſo den Ausdruck Handelsgeſellſchaften, denn 


ſpeziell mit dem Handel haben dieſe Unternehmungen gar 


nichts zu tun — vor allem vom ökonomiſchen Stand— 


punkt aus zu betrachten. Dafür hat aber die von der 


Jurisprudenz vorgenommene Unterſcheidung ihrer verſchie— 


denen Formen eine ſehr geringe Bedeutung. Denn öko— 


nomiſch ſind ganz andere Dinge von Wichtigkeit, als wie 


ſich juriſtiſch die offene Handelsgeſellſchaft von der Kom: 
manditgeſellſchaft und dieſe von der Aktiengeſellſchaft 
unterſcheidet. Worauf es ökonomiſch vor allem ankommt, 
das möchte ich, ſcharf zugeſpitzt, etwa folgendermaßen 


ausdrücken: Ob eine Unternehmung nur einen Beſitzer 


oder zwei, drei, vier Beſitzer hat und dementſprechend 


im letzteren Fall in irgendeiner Geſellſchaftsform organi⸗ 


e 
Se 


ſiert iſt, das iſt für die ökonomiſche Betrachtung ganz 
A Von ee volkswirtſchaftlicher a 


tung iſt aber, daß es heute Unternehmungen gibt, die 


Hunderte und Tauſende von Beſitzern haben, einerlei 


in welcher juriſtiſchen Form ſie organiſtert ſind. 


Warum iſt das von ſo großer volkswirtſchaftlicher Be⸗ 0 


deutung? Die Antwort lautet: Bei den Unternehmungen, 
die Hunderte und Tauſende von Beſitzern haben, muß 


Unternehmungsbeſitz und Unternehmungs⸗ 
leitung notwendigerweiſe getrennt ſein. Die Beſitzer ſind 
die Unternehmer, die das Kapital zur Verfügung ſtellen 
und demgemäß das Riſiko tragen. Aber es können nicht 
alle Hunderte oder Tauſende Beſitzer auch die Leitung 
haben. Hier wird alſo eine Trennung von Unter⸗ 
nehmungsbeſitz und Unternehmungsleitung 
unbedingt nötig, und das iſt ökonomiſch von der größten 
Wichtigkeit. Daher unterſcheidet ſich ökonomiſch eine Un⸗ 


ternehmung mit einer kleinen Zahl von Beſitzern, die 


juriſtiſch ſchon als Geſellſchaftsunternehmung, meiſt als 


offene Handelsgeſellſchaft, organiſiert ſein muß, nicht 


weſentlich von der Einzelunternehmung. Wo aber Unter⸗ 
nehmungsbeſitz und Unternehmungsleitung getrennt ſind, 
konnte eine beliebig große Zahl von Leuten mit bloßer 


Kapitalbeteiligung zur Errichtung großer Unternehmungen 


herangezogen werden. Es war anzunehmen, daß fie ihr 


Kapital zur Verfügung ſtellen würden, ſobald man ihnen 
nur hohe Erträge zuſichern konnte. Es können alſo auf 


dieſe Weiſe die größten Unternehmungen errichtet werden, 


und die Geſellſchaftsunternehmungen, die dieſe Heran⸗ 
ziehung des Kapitals am beſten ermöglichen, die Aktien⸗ 


geſellſchaften, verdanken daher ihre Entwicklung und 


ihre gewaltige heutige Ausdehnung dem Umſtande, daß 
die techniſchen Fortſchritte, z. B. für Eiſenbahnbauten, 
die Beſchaffung der größten Kapitalmengen e 4 


machen. 
Aus dem Geſagten ergibt ſich ſchon, daß wir an 
Stelle der juriſtiſchen Unterſcheidung der Handels⸗ 
geſellſchaften vom ökonomiſchen Standpunkt aus zwei 
Arten von 3% zu Une 
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haben: Perſonal- und Kapitalgeſellſchaften. 


Die Perſonalgeſellſchaften, deren juriſtiſcher Haupttypus 
die offene Handelsgeſellſchaft iſt, ſtehen ökonomiſch der 
Einzelunternehmung am nächſten. Es handelt ſich bei 
ihnen um das Zuſammenwirken weniger Perſonen, einerlei 
in welcher juriſtiſchen Form. Einige wenige Perſonen er— 
gänzen durch fie ihre Arbeit und ihr Kapital. Beſon— 
ders häufig iſt heute bei Produktionsunternehmungen die 
Verbindung eines Kaufmanns mit einem Techniker, alſo 
eine ganz naturgemäße Arbeitsteilung in der Unterneh— 
mungsleitung, die juriſtiſch eine Geſellſchaftsform erfor— 
dert. Auch ſonſt iſt gewöhnlich eine gewiſſe Arbeitsteilung 
zwiſchen den Inhabern einer Perſonalgeſellſchaft vorhan— 
den. Das Zuſammenwirken von Arbeitskräften iſt meiſt 
wichtiger als die Ergänzung des Kapitals, die ja auch 
im Wege des Kredits erfolgen kann. 

Ganz anders die Kapitalgeſellſchaften, deren 
juriſtiſcher Haupttypus die Aktiengeſellſchaft iſt. 
Hier tritt die Perſon der Unternehmer ganz in den Hinter— 
grund, nicht auf die Vereinigung der Arbeitskräfte der 
Mitglieder kommt es an, ihre Kapitaleinlagen 
ſcheinen hier ganz allein und ganz losgelöſt vom Vermögen 
ihrer Beſitzer ſelbſtändig wirkſam zu werden. Das iſt 
es eben, was man als unperſönlichen Kapita⸗ 
lis mus bezeichnet hat. Aber das darf nicht fo aufgefaßt 
werden, wie es der Sozialismus tut und wie es, ihm 
folgend, eine ſehr verbreitete Phraſe geworden iſt, von 
der Wirkſamkeit des Großkapitals zu reden, als ob heute 
faktiſch das Kapital irgendwie von ſelbſt wirkſam werde. 
Vielmehr müſſen auch hier leitende Perſönlichkeiten vor- 
handen ſein, die das Ganze organiſieren. Daß man das 
lange ganz überſah, führte zu den Verſuchen, die Arbeiter 
im Wege der ſog. Produktivgenoſſenſchaften zu Unter⸗ 
nehmern zu machen, wovon wir im Kapitel über die 
Genoſſenſchaften noch ſprechen werden. Man glaubte, die 
Arbeiter brauchten nur das Kapital in die Hand zu 
bekommen, dann könnten ſie ſelbſt große Unternehmungen 
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leiten. Bemerkenswert iſt aber, daß bei dieſen Kapital⸗ 
geſellſchaften auch die Leiter nicht ſelbſt Unternehmer, 
nicht ſelbſt mit Kapital an der Geſellſchaft beteiligt zu ſein 
brauchen, ſondern Angeſtellte derſelben find, Charakte⸗ 
riſtiſch iſt m. a. W. die Trennung von Unternehmungs⸗ 
beſitz und Unternehmungsleitung. 

Weil ſo die große Mehrheit der Aktionäre mit der 
Leitung der Unternehmung gar nichts zu tun hat, der 
einzelne vielmehr nur ſein Kapital zur Verfügung ſtellt, 
und ſich um die Geſellſchaft oft ſehr wenig kümmert, 
hat man die Frage aufgeworfen, wer denn in einer 
Aktiengeſellſchaft der Unternehmer ſei. Und manche ſehen 
eben die Leitung der Unternehmung als das Weſentliche 
an, Unternehmer bei einer Aktiengeſellſchaft ſind danach 
die Direktoren. Das iſt aber eine ganz unbkonomiſche 
Auffaſſung. Dann wäre z. B. der Eiſenbahnminiſter 
Unternehmer und nicht der Staat, auf deſſen Rechnung 
und Gefahr die Eiſenbahnen gebaut und betrieben werden. 
Vielmehr iſt Unternehmer auch bei der Kapitalgeſellſchaft, 
wer die Koſten und die Gefahr trägt, alſo die Aktionäre. 
Vor allem natürlich die erſten Aktionäre, die Gründer, 
die den Anſtoß zur Unternehmung gaben. Dann ſpäter 
aber jeder, der ſich an der Unternehmung mit Erwerb 
von Anteilen beteiligt. Denn wenn ſich auch der ein⸗ 
zelne Aktionär oft ſeiner Unternehmerſtellung gar nicht 
bewußt iſt, ermöglicht er doch durch ſeine Erwerbung 
von Aktien die Gründung oder Weiterführung der Unter⸗ 
nehmung. Denn wenn niemand die Aktien erwerben wollte, 
würde die Unternehmung nicht zuſtande kommen oder 
müßte ſchließlich aufhören zu beſtehen. Unternehmer ſind 
alſo die Geſamtheit der jeweiligen Aktionäre, die durch 
ihre Kapitalbeteiligung den Willen zum Betrieb derſelben 
bekunden und in deren Eigentum ſie ja auch ſteht. Auch 
gibt es heute Unternehmungen, die gar keine eigene tauſch⸗ 
wirtſchaftliche Tätigkeit ausüben, ſondern wie ein Rentier, 
nur die Effekten anderer Unternehmungen im Beſitz haben, 
Beteiligungsgeſellſchaften. Mit ihnen iſt oft ein ſehr Be 
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Riſiko verbunden, und die es tragen, die Aktionäre, ſind 
die Unternehmer. 
Wenn auch, wie die oben mitgeteilten Zahlen beweiſen, 
die Einzelunternehmungen in Deutſchland nicht nur ihrer 
Zahl, ſondern auch den beſchäftigten Perſonen nach weit 
überwiegen, ſo ſind doch die Geſellſchaftsunternehmun— 
gen, beſonders die Kapitalgeſellſchaften, für die ganze 
Struktur der heutigen Volkswirtſchaft von ſolcher Bedeu— 
tung, daß wir im zweiten Kapitel ſie eingehend be— 
handeln müſſen. 


6. Die Umgeſtaltung des Tauſchverkehrs durch 
die Unternehmung. 


Wir haben bisher geſehen, wie durch die Entwicklung 
der modernen Unternehmung gegenüber dem Zuſtand des 
mittelalterlichen Gewerbes ſich die innere Organi- 

ſation der privaten Wirtſchaft von Grund aus geändert 
hat, wie mit einem Worte im Zuſtande der heutigen unter— 
nehmungsweiſen Bedarfsbefriedigung an Stelle der eng 
mit der Hauswirtſchaft verbundenen Erwerbstätig— 
keiten ganz anders geartete ſelbſtändige Erwerbswirt— 
ſchaften die Grundzelle der volkswirtſchaftlichen Organi— 
ſation bilden. Wir haben jetzt noch zu zeigen, wie dieſe 
volks⸗ oder tauſchwirtſchaftlichen Organiſationen ſelbſt, 
d. h. die Beziehungen zwiſchen den einzelnen Er— 
werbs⸗ und Hauswirtſchaften ſich mit der Entwicklung 
der modernen Unternehmungen geändert haben. Dieſe 
Veränderungen der volkswirtſchaftlichen Organiſation ſind 
ſchon viel mehr als jene Umbildungen innerhalb der Ein— 
zelwirtſchaft Gegenſtand wiſſenſchaftlicher Betrachtung ges 
weſen. Bei der Aufſtellung ſog. Wirtſchaftsſtufen 
pflegt man ſie zum Ausgangspunkt zu nehmen. | 

Der mittelalterliche Tauſchverkehr war in größtem Ut 

fange durch die Obrigkeit, durch Preistaxen, Schau⸗, 
Meiſter⸗ und Geſellenprüfungen uſw. reguliert. Allerdings 
gab es ſchon früh außerhalb der Zunftordnung ſtehende 


Gewerbe, wie Bergbau und Eiſenhüttengewerbe, die von 
jeher in verhältnismäßig großen Betrieben ausgeübt wur⸗ 
den. Aber überall regelte die Obrigkeit den Zutritt zum 


Gewerbe, überall war eine beſondere Konzeſſion nötig, 
und in ſehr vielen Gewerben war die Größe des Bes 
triebs und der Umfang der Produktion genau vorge— 
ſchrieben. Wie ganz anders heute! Jeder Unternehmer 
wendet ſich ſeinem Erwerbszweig völlig frei und ganz 
aus eigenem Antrieb zu, ausſchließlich beſtimmt durch 


ſeine Erwartungen auf Gewinn. An Stelle der alten 
Gebundenheit iſt die vollſtändige Gewerbefreiheit getreten. 


Niemand kümmert ſich darum, ob auch den einzelnen 
Erwerbszweigen entſprechend der Zunahme des Bedarfs 
genügend Unternehmer und Arbeiter zuſtrömen, niemand 
regelt mehr den Zutritt zu den verſchiedenen Gewerben, 
nur das Streben nach möglichſt hohem Gewinn bewirkt, 


daß neue Unternehmungen überall da gegründet werden. 


wo die Unternehmer einen überdurchſchnittlichen Gewinn 
erwarten zu können glauben. So ſehen wir, daß, wenn ein 


Unternehmungszweig mehr als andere proſperiert, ſofort 


das Kapital ihm zuſtrömt und neue Unternehmungen ins 
Leben ruft. Es iſt alſo der heutigen unternehmungsweiſen 


Bedarfsbefriedigung charakteriſtiſch, daß ihr ein übergeord⸗ 


neter, das Ganze leitender Wille fehlt. Aber die einzelnen 
Wirtſchaften handeln ſo, als wenn ſie von einem einheitlichen 


Willen geleitet würden. Denn ſie werden tatſächlich von 


einem einheitlichen Streben beherrſcht, dem nach müöglichſt 


hohem Gewinn. Dieſes iſt alſo ein automatiſch wir⸗ 


kendes Prinzip in der heutigen Volkswirtſchaft. Es iſt 
nicht ſowohl die freie Konkurrenz als vielmehr das un⸗ 


gehinderte Streben nach möglichſt hohem Gewinn, welches 


die Anpaſſung der Produktion an den Bedarf gewährleiſtet. 
Wird ſo durch den Tauſch die vollkommenſte Bedarfs- 


befriedigung erzielt? Das iſt das zentrale wirtſchaftliche 


Problem, vor dem wir heute ſtehen. Die Sozialiſten 


beſtreiten es, und zwar mit ſehr guten Gründen. Sehen 


wir ſie uns etwas näher an. 
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Es iſt zunächſt klar, daß mit dieſer anfcheinend fo 
vortrefflichen und automatiſch wirkenden Organiſation der 
Bedarfsbefriedigung ein großes Riſiko für die Unter⸗ 
nehmer verbunden iſt. Hier ſtoßen wir wieder, von der 
volkswirtſchaftlichen Seite aus, auf das Kapitalriſiko als 
das Weſensprinzip der Unternehmung Der einzelne Uns 
ternehmer kann ſich leicht über die Bedürfniſſe der Konz 
ſumenten und den Umfang, in dem ſie noch unbefriedigt 
ſind, täuſchen. Er weiß oft nicht, ob nicht andere Unter— 
nehmer beſſer oder billiger produzieren können. Oder es 
ändern ſich die Bedürfniſſe, neue Arten ihrer Befriedigung 
kommen auf und ganze Unternehmungszweige können ſo 
zugrunde gehen. Oder bei den gewaltigen Fortſchritten 
der heutigen Technik kommen neue Produktionsmethoden 
auf, Millionen, die in die alten Einrichtungen und An— 
lagen geſteckt waren, können dadurch verloren gehen. Be— 
kannte Beiſpiele ſind die Erſetzung des älteren Soda— 
bereitungsverfahrens nach Leblanc durch das vollkommenere 
nach Solvay oder die Verdrängung des natürlichen In— 
digos durch den künſtlichen. Man hat die unternehmungs— 
weiſe Bedarfsbefriedigung, wo jeder iſoliert auf eigenes 
Riſiko und in Konkurrenz mit anderen ſeine Unternehmung 
errichtet und betreibt und in jedem Moment damit rechnen 
muß, durch einen neuen Unternehmer aus dem Felde ge— 
ſchlagen zu werden, den anarchiſchen Zuſtand der 


Produktion genannt. Die Produktionskriſen ſind eine Folge 


dieſes Zuſtandes, der Tatſache, daß ein einheitlicher Wille, 


der die Produktion organiſiert und dem Bedarf anpaßt, 


fehlt. 


Je komplizierter die Bedarfsverſorgung wurde, je mehr 


die Unternehmungen ſich ſpezialiſierten, je enger alle Volks⸗ 


wirtſchaften miteinander verflochten und voneinander ab— 


hängig wurden, um fo ſchwieriger wurde es für den ein= 


zelnen Unternehmer, alle die Verhältniſſe auf längere Zeit 


zu überſehen, von denen der materielle Erfolg feines 
| Unternehmens abhängt. Enorme Kapitalmengen können ſo 
in unzweckmäßiger Weiſe angewendet werden. Wieviel 
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Waren 9 180 produziert, beſonders in Modeinduſtrien, 1 


die keinen lohnenden Abſatz finden! Wieviel Lebensmittel 


gehen zugrunde, weil der Produzent oder der Händler ſich 4 
über die momentane Nachfrage geirrt haben! Das ift die 
Unwirtſchaftlichkeit der heutigen, auf dem privaten Ertrags⸗ 


ſtreben beruhenden Organiſation der Bedarfsverſorgung, 1 


die von den Sozialiſten ſo ſcharf gegeißelt wird. Aber 1 
würde bei der „Gemeinwirtſchaft“, bei der behördlichen 
Regelung aller Produktion von oben herab auch nur 


ebenſoviel produziert werden, würden weniger Verluſte bei 4 


der Aufbewahrung und Verteilung der Produkte — ſelbſt 
angenommen, daß alle ſich den dafür aufgeſtellten Ver⸗ 
teilungsgrundſätzen willig fügen würden — zu verzeichnen 
ſein als heute unter der Herrſchaft des privaten Ertrags⸗ 
ſtrebens? Die Erfahrungen mit der Kriegswirtſchaft ſind 
da ſehr lehrreich und ſollten nicht in den Wind geſchlagen 
werden. Vielleicht daß einmal eine Zeit kommt, in wer 
cher keine techniſchen Fortſchritte mehr gemacht werden, die 
ganze Produktionszweige völlig umgeſtalten, vielleicht daß 
bei weitgehender obrigkeitlicher Uniformierung des Bedarfs 
eine Verteilung der Produkte von oben herab ohne alu 
große Verluſte möglich iſt — immer vorausgeſetzt, daß 
wirklich gerechte, allerſeits anerkannte Grund ſätze da⸗ 
für gefunden werden. Aber bisher hat das private Ge⸗ 
winnſtreben unter Herrſchaft der freien Konkurrenz zweifel⸗ 


los eine vollkommenere Bedarfsbefriedigung gewährleiſtet, ; 


als fie die öffentliche Unternehmung und auch die mono⸗ 
poliſierte private hätte herbeiführen können. Unzählige 
Gebrauchsgüter, die früher ganz unbekannt oder nur 
Wenigen zugänglich waren, ſind durch ſie Gemeingut 
Aller geworden. Faſt alle Gegenſtände wurden im Wege 
der Maſſenproduktion enorm verbilligt. Der Vorteil das 
von für den geſamten Kulturfortſchritt iſt gar nicht auge 
zudenken. Mit der Zunahme des Kapitalreichtums in den 
entwickelten Volkswirtſchaften ſtürzte ſich das Anlage und 
Gewinn ſuchende Kapital auf jedes neu auftretende Bedürf⸗ t 4 
nis und ſorgt für feine e Aber 1 Ra 2 
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Die unternehmungsweiſe Bedarfsbefriedigung zeichnet ſich 
dadurch aus, daß ſie geradezu neuen Bedarf ſchafft, neue 
Bedürfniſſe anregt. Jeder Unternehmer ſucht den anderen 
zu überbieten dadurch, daß er neue Waren, neue Muſter 
auf den Markt bringt. Aber allerdings geht auch das 
vielfach ins Übermaß. Jede neue Idee, die Anklang 
gefunden hat, wird alsbald durch die übermäßige Konkur⸗ 
renz zu Tode gehetzt. Das erſtreckt ſich ja heute ſelbſt auf 
die Kunſt. Jede neue Stilart, jede neue Geſchmacksrich— 
tung, wird durch die Maſſenfabrikation und die Kon⸗ 
kurrenz in kürzeſter Zeit ſo allgemein gemacht, daß man 
ſie bald ſatt bekommt und wieder nach etwas anderem 
ſtrebt. Jede Veränderung der Mode bringt gewaltige Um— 


wälzungen hervor, auf einer Modelaune bauen ſich ganze 


Induſtrien auf. Jeden Tag ſucht man etwas Neues zu 
bieten, die Anſichtskarten-, die Kinematographeninduſtrie 
ſind typiſch für dieſe Ruheloſigkeit des heutigen Erwerbs- 


lebens. Floriert irgendwo ein neues Unternehmen, fo 


findet ſich ſofort das Kapital für eine Konkurrenzunter— 


nehmung. Bei uns in Deutſchland kann man das am 
beſten in Berlin beobachten, bei der Gründung immer 


neuer Theater, Reſtaurants, moderner Hotels, Eispaläſte, 


Tanzlokale. Selbſt auf die größten Außerlichkeiten er— 


ſtreckt ſich die Konkurrenz. Nachdem in London ein Hotel 


mit dem Namen Carlton Erfolg gehabt hatte und als 
vornehm galt, mußte jede größere Stadt ein „Carlton⸗ 


Hotel“ haben. Früher nannte man es Savoy oder Briſtol. 
Überall gibt es Lung⸗Parks, Maxim, Trocadero u. dgl. 

Befindet ſich fo das Kapital geradezu in einem fort— 
währenden Wettlauf nach gewinnbringenden Unternehmun⸗ 
gen, ſo kann es doch anderſeits vorkommen, daß wirklich 


bahnbrechende, umwälzende Erfindungen in ihrer Bedeu— 
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tung nicht erkannt werden, daß ſich kein Unternehmer 


für ſie findet. Mit den Patenten für Gasglühlicht, viel⸗ 


leicht derjenigen modernen Erfindung, die die allgemeinſte 
Anwendung gefunden hat, ging der Erfinder ſeinerzeit 
ſozuſagen hauſieren. Alle großen Banken lehnten ab, 
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Schließlich fand ſich eine kleine Bankfirma, die die Auer, g 


geſellſchaft finanzierte. 

Anderſeits kann aber die Einführung techniſcher Fort⸗ 
ſchritte auch zu ſchnell erfolgen, weil ihre Anwendung 
zwar privatwirtſchaftlich rentabel iſt, aber alle bisheri⸗ 
gen Produktionsanlagen entwertet. Ein neues billigeres 
Produktionsverfahren gewährt dem Unternehmer, der es 
zuerſt anwendet, ſehr großen Gewinn, veranlaßt aber auch 
zu ſehr großen Kapitalindeſtationen. Da die älteren Anlagen 
die Produktion nicht ohne weiteres aufgeben, kommt es zu 


einer Überproduktion und, was ſchlimmer iſt, zu einer 5 


Überkapitaliſation, es wird mehr Kapital in die 
betr. Induſtrie geſteckt, als der Ausdehnung des Bedarfs 
entſpricht. Privatwirtſchaftliches Gewinnintereſſe und volks⸗ 
wirtſchaftlich zweckmäßigſtes Maß der Kapitalbildung 
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geraten in Widerſp uch, > Hier liegt einer der haupt⸗ 


ſächlichſten Weng de Jedenfalls ergibt ſich, daß das 


private Gewinnſtreben als Organiſationsprinzip des Tauſch⸗ 
verkehrs keineswegs in idealer Weiſe funktioniert, ſelbſt 
dann nicht, wenn eine ſozialere Beſteuerung mehr als bis⸗ 
her die Bildung allzu großer Einkommens- und Ver⸗ 
mögensverſchiedenheiten verhinderte. Da aber in dieſer 
Hinſicht vor dem Kriege nur wenig geſchehen iſt und auch 
heute noch nicht genügend geſchieht, weil die Monopol⸗ 
gewinne der Landwirtſchaft und einzelner Induſtriezweige, 


die Spekulations⸗ und Schiebergewinne vieler Handels 
zweige nur ſehr ſchwer zu faſſen ſind, ſo haben die An⸗ 


griffe der Arbeiter gegen den „Kapitalismus“ doch eine 


ſehr große Berechtigung und würden auch noch mehr an- 
erkannt werden, wenn nicht ihre Begründung durch den 


Marxismus ſo fehlerhaft und ihre poſitiven Vorſchläge ſo 
unklar und dürftig wären. 

Durch die Verſchleuderung von Milliardemperkeg im 
Weltkriege und durch den . der Arbeits eie e 
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ſeither iſt das Verhältnis zwiſchen Angebot und Message 
namentlich für die Anbieter unentbehrlicher Güter ohne 
Zweifel bedeutend günſtiger geworden. Sie alle, beſon— 
ders die Rohſtoffproduktionen, haben gewiſſermaßen Mo— 
nopolſtellungen. Aber das verſchärft wieder die Ungleich— 
heit der Einkommensverhältniſſe und damit die ſozialen 
Gegenſätze. Auch die Arbeiter find demgegenüber in 
einer ſehr verſchiedenen Lage, und der Rückgang der Ar— 
beitsleiſtungen und die allgemeine Warenknappheit bes 
wirken, daß fie, auch wenn fie mit ihrer Organiſation 
immer höhere Löhne durchzuſetzen vermögen, ſich ſchließlich 
doch nicht beſſere Bedarfsbefriedigung verſchaffen können. 
Manchen Arbeiterkategorien wird es vielleicht gelingen, 
anderen nicht, und ſo wird ſich jedenfalls die Differenzie— 
rung der heute ſchon keineswegs homogenen Arbeiterklaſſe 
noch verſchärfen. Nach wie vor werden ſich einige Bevölke— 
rungsklaſſen auf Koſten der anderen bereichern. Bei teil— 
weiſer Sozialiſierung wird das noch deutlicher zutage 
treten. Ob aber die Vollſozialiſierung imſtande ſein wird, 
alle zufrieden zu ſtellen, erſcheint mehr als zweifelhaft. 
Wahrſcheinlich wird fie nur die Kämpfe um die politiſche 
Macht, von der dann auch die ganze wirtſchaftliche Lage 
aller abhängt, unendlich verſchärfen. Gleichmäßigere wirt— 
ſchaftliche Verhältniſſe werden wohl nicht bei einer Ver— 
teilung der Produktion von oben herab, ſondern erſt bei 
Aufhören des techniſchen Fortſchritts möglich ſein. Er und 
nicht das private Ertragsſtreben, das nur vor Ausſchrei— 
tungen gehindert werden muß, iſt der Hauptgrund der 
Konjunkturſchwankungen und des anarchiſchen Zuſtandes — 
der Produktion geweſen. Es ſind auch in der bisherigen 
Wirtſchaftsorganiſation ſchon mancherlei Anſätze und Ver— 
ſuche zu verzeichnen, zu einer größeren Gleichmäßigkeit 
im Wirtſchaftsleben zu gelangen, und man kann jedenfalls 
nicht ſagen, daß die bisherige auf der Selbſtregulierung 
beruhende Wirtſchaftsordnung nicht aus ſich heraus Ver— 
ſuche entwickelt habe, über den anarchiſchen Zuſtand der 
Produktion hinauszukommen. Aber nach dem Weltkrieg 


Nachfrage zur Durchführung bringen. Für die Unterneh: a 


befriedigung von der Be Wichtigkeit. 
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ſind zum mindeſten in den unterlegenen Ländern durch 
die Geldentwertung und durch die ungeheuerlichen Une 
forderungen des Friedensvertrags die Grundlagen jedes ge⸗ 
ordneten Tauſchverkehrs, ein ſtabiles Preisſyſtem in einem 
Grade erſchüttert worden, daß das Wirtſchaftsleben heute 
im Zeichen der allergrößten Unſicherheit ſteht. In ſolchen 
Zeiten erzielen Handel, Spekulation und Schiebertum große 
Gewinne, und es iſt ſehr ſchwer, dagegen anzukämpfen. 
Ob hier die Erſetzung der privaten Unternehmungen durch 
die „Gemeinwirtſchaft“ den einzigen Ausweg darſtellt, 
wollen wir im letzten Kapitel dieſes Buches erörtern. 


„„ 


dee Entwicklungstendenzen der Unter⸗ 
nehmung. 1 
Zunächſt ſeien noch jene Tendenzen hier kurz ſkizziert, 
mit denen man über die ungünſtigen Wirkungen der Konz 
kurrenz, der Zerſplitterung der Bedarfsverſorgung und 
über den „anarchiſchen“ Zuſtand der Produktion hinaus⸗ 
zukommen trachtet. Vor allem ſind es die monopo⸗ 
liſtiſchen Vereinigungen, mit denen heute alle in 
den Tauſchverkehr verflochtenen Perſonen beſtrebt ſind, 
die Konkurrenz untereinander auszuſchalten und für ihren 
Erwerbszweig günſtigere Bedingungen zu erlangen. Dieſe 
monopoliſtiſchen Vereinigungen, von denen beſonders die 
Kartelle der Unternehmer und die Gewerkvereine 
der Arbeiter bemerkenswert find, bezwecken alſo zunächſt 
für ihre Mitglieder beim Preiskampfe mit ihren Ab⸗ 
nehmern günſtigere Bedingungen durchzuſetzen, darüber 
hinaus aber wollen ſie durch Zuſammenfaſſung des größ⸗ 
ten Teils der Angehörigen eines Erwerbszweiges und 
Beſeitigung ihrer früheren Iſolierung auch eine beſſere 
gemeinſame Anpaſſung des Angebots an die jeweilige 


mungen bewirken ſie ſo unter Umſtänden eine bedeutende 


Verminderung des Kapitalriſikos und ſind daher für die 
neueſte Entwicklung der unternehmungsweiſen Bedarfs⸗ 


N 
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Die Erörterung dieſer Organiſationen gehört nun nicht 
zum Gegenſtand dieſer Schrift, in der wir es nur mit 
den Unternehmungs formen zu tun haben. Denn die 
Kartelle ſind keine Unternehmungsform, ſie ſind keine 
eigenen Wirtſchaften, üben keine eigene Unternehmungs— 
tätigkeit aus. Sie ſind vielmehr vertragsmäßige 
Vereinbarungen zwiſchen ſelbſtändig blei— 
benden Unternehmungen, deren äußere Form alſo 
durch jene nicht geändert wird. Ihr Zweck iſt Beſeitigung 
oder Einſchränkung der Konkurrenz, aber ihre Weiter— 
bildung, die amerikaniſchen Truſts, in denen ſich die be— 
teiligten Unternehmungen zu einer gemeinſamen 
neuen Unternehmung zuſammenſchließen, bedeuten mit 
dieſer Organiſation auch eine beſondere Unternehmungs— 
form (Beteiligungsgefellfchaft), von der im folgenden 
Kapitel die Rede ſein wird. Die Darſtellung dieſer mo— 
nopoliſtiſchen Vereinigungen, die wir in einer beſonderen, in 
demſelben Verlage erſchienenen populären Schrift gelie— 
fert haben,“) bietet jedenfalls eine direkte Ergänzung un 
ſerer hier vorliegenden Darſtellung der Unternehmungs— 
formen. Beide Bände zuſammen liefern eine ziemlich 
vollſtändige Überficht über die Stellung und Entwicklungs: 
tendenzen der Unternehmung in der heutigen Volkswirtſchaft. 

Aber mit den Kartellen und Truſts ſind die Verſuche 
der modernen Unternehmungen, die Konkurrenz auszu⸗ 
ſchalten oder einzuſchränken oder durch Zuſammenſchluß 
mit anderen ſich für den Konkurrenzkampf Drit⸗ 
ten gegenüber zu ſtärken, keineswegs erſchöpft. Und 
dieſe verſchiedenartigen Verſuche, die man allgemein als 
die Konzentrationstendenz in der modernen Volks- 
wirtſchaft bezeichnet, ſind von ſolcher Bedeutung für die 
Entwicklung der Unternehmungen, daß davon noch kurz 
die Rede ſein muß. Beſonders iſt die Fuſions⸗ und 
die Kombinations bewegung zu unterſcheiden, die man 


auch beide mit dem Worte Integration zuſammen⸗ 


) Lartelle und Truſts und die Weiterbildung der volks⸗ 3 
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faßt. Auch hier handelt es ſich nicht um neue Unter⸗ 


nehmungsformen, ſondern um ökonomiſche Vorgänge, 


durch die die tauſchwirtſchaftliche Stellung der einzelnen 


Unternehmung erheblich umgeſtaltet wird, ohne daß ihre 
Form ſich ändert. Die Fuſion iſt vor allem ein rechtlicher 


Vorgang, aber oft von den größten ökonomiſchen Folgen. = 
Sie beſteht in der völligen Verſchmelzung einer 


Unternehmung mit einer anderen. Rechtlich 


kommen dabei beſonders Geſellſchaftsunternehmungen in 


. Betracht, und die Geſetzgebung regelt die Frage nach der 
Sicherung der Rechte Dritter bei dem Aufgeben der 
Rechtsperſönlichkeit der einen Geſellſchaft. Okonomiſch iſt 


aber der Vorgang bei Privatunternehmungen von eben⸗ 


ſolcher Bedeutung. Die Fuſion wird angewendet, um eine 
Unternehmung durch Angliederung anderer zu vergrößern. 
Es können dadurch techniſche und kaufmänniſche Vor⸗ 
teile erzielt werden: umfangreichere Anwendung von Ma⸗ 


ſchinen, beſſere Ausnützung derſelben, Verbilligung der 


Generalunkoſten, Verſtärkung der Kapitalkraft u. dgl. 


Insbeſondere finanzielle Zwecke ſind ſehr häufig mit einer 
Fuſion verbunden. Ste kann aber auch erfolgen, um die 


Konkurrenz zwiſchen den fuſionierten Unternehmungen aus⸗ 


zuſchalten. Die ſo vergrößerte Unternehmung kann dann 
entweder gegen noch Unabhängige den Konkurrenzkampf 


mit größerer Macht und Kapitalkraft führen, oder aber 
ſie beſeitigt durch die Fuſion die Konkurrenz über⸗ 


haupt oder doch auf einem beſtimmten Gebiete ((mono⸗ 


poliſtiſche Fuſionen). Fuſionen ſpielen bei den heutigen 


Großbetrieben in Gewerbe, Handel und Verkehr eine ſolche 
Rolle, die großen Unternehmungen ſuchen ſich dermaßen 


durch Angliederung anderer Unternehmungen auszudehnen, 


daß man geradezu von einer Entwicklung vom Groß⸗ 
betriebe zum „größeren Betriebe“ geſprochen hat. Die 


gewaltige Entwicklung unſerer großen Montanwerke, Ban⸗ 


ken, Elektrizitätsgeſellſchaften, chemiſchen Fabriken, Schiff:; 
fahrtsunternehmungen iſt zu einem erheblichen Teil auf 
die Angliederung anderer Unternehmungen durch Fuſionen 
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zurückzuführen. Manche Unternehmungen haben dadurch 
ſchon eine ſolche Größe erlangt, daß ihre Verhältniſſe 
kaum noch zu überſehen ſind. Hier liegt die Grenze für 
die Fuſionen bei der einzelnen Unternehmung. Aber die 
Zahl ſolcher Verſchmelzungen iſt noch dauernd im Wachſen 
begriffen, und es vergeht kaum ein Tag, an dem nicht die 
Handelspreſſe Nachrichten darüber bringt. 
| Die Kombinationen find demgegenüber eine rein ) 
wirtſchaftliche Erſcheinung, die aber auch in der juriſti— 
ſchen Form der Fuſion erfolgen kann. Es handelt ſich 
dabei um die Erweiterung einer Unternehmung in der 
Weiſe, daß ihrem bisherigen Produktionszweige voraus 
gehende oder nachfolgende Produktionsſtadien hin- 
zugefügt werden. Das kann durch eigene Errichtung neuer 
Betriebe, z. B. Bau einer eigenen Kohlenzeche, einer eige- 
nen Hochofenanlage, eines eigenen Röhrenwerks, oder auch 
durch Angliederung einer bisher ſchon beſtehenden Unter— 


nehmung im Wege der Fuſionen geſchehen. In dieſen 


Kombinationen ſpricht ſich vor allem die heutige Tendenz 
zum größeren Betriebe aus. Große Unternehmungen ſuchen 
ſelbſt in die verſchiedenen Zweige der Rohſtoffgewinnung 
oder Weiterverarbeitung einzudringen und ſich damit von 
gewiſſen Lieferanten oder Abnehmern unabhängig zu 
machen. So ſehen wir namentlich in der Montaninduſtrie, 
daß die ganz großen Unternehmungen heute die verſchie⸗ 
denſten Betriebe umfaſſen, von eigenen Kohlenzechen, 
Erzgruben und Kalkſteinbrüchen über alle Zweige der 
Weiterverarbeitung bis zu Röhrenwerken, Drahtſtift⸗ 
fabriken und eigenen Konſtruktionswerkſtätten. Ebenſo 
ſtellen unſere großen elektrotechniſchen Fabriken alles, was 
irgend mit Elektrizität zu tun hat, von den großen Dy⸗ 
namos bis zum Metallfaden der Glühlampe in eigenen 
Wierkſtätten her, umfaſſen die verfchiedenften Betriebe von 
der Gießerei bis zur Gummifabrik. 

N Gerade durch die Verſchmelzung mit anderen gleich— 
artigen Unternehmungen wurde vielfach die Angliederung 
ſolcher vor⸗ oder weiterverarbeitenden Produktionsſtadien 


Sr 
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an den eigentlichen Hauptgeſchäftszweig erſt möglich. Dieſe 
Kombination iſt alſo gerade das Gegenſtück zu der früher 
erwähnten Spezialiſation. Beide Entwicklungstendenzen 
ſpielen in der heutigen Volkswirtſchaft nebeneinander eine 
Rolle, ſind in beſonderen Fällen zweckmäßig. Die Kom⸗ 
bination hat den Vorteil, daß dadurch die Gewinne, die 
früher die ſpezialiſierten Unternehmungen an ihrem Teil⸗ 
produkt machten, geſpart werden. Die Kombinations⸗ 
unternehmung berechnet ſich für jedes Teilprodukt nur 
ihre Produktionskoſten. Sie iſt damit nicht kombinier⸗ 
ten Unternehmungen, die alle Rohſtoffe und Halbfabri⸗ 
kate von anderen kaufen müſſen, erheblich überlegen. Dieſe 
Überlegenheit iſt in der Montaninduſtrie noch dadurch 
beſonders groß, daß ſie ſelbſt es ſind, von denen die 
ſpezialiſierten Unternehmungen ihre Rohſtoffe, z. B. Roh⸗ 8 
eiſen und Halbzeug, kaufen müſſen. Aber auch die 
Zwiſchengewinne der Händler fallen bei den Kombinations⸗ 
unternehmungen oft hinweg, ebenſo bedeuten ſie meiſt eine 
Erſparnis von Transportkoſten. Dieſe Kombinationsunter⸗ 
nehmungen erlangten um ſo größere Wichtigkeit, je mehr 
ſich die Rohſtoffkartelle entwickelten und die Preiſe hoch⸗ 
hielten. Solange dagegen unter den Rohſtoffproduzenten 


Konkurrenzkampf herrſcht, hat die Kombinationsunter⸗ 


nehmung geringere Vorteile, da man unter Umſtänden 
damit rechnen kann, die Rohſtoffe ebenſo billig von frem⸗ 
den Unternehmungen kaufen zu können. Aber auch tech⸗ 
niſche Fortſchritte z. B. die Ausnutzung der Hochofen: 
gaſe für den Antrieb von Maſchinen haben in der Mon⸗ 


taninduſtrie die Kombinationstendenz ſehr gefördert. Da⸗ 


her ſind gegenwärtig die Vorteile der Kombinationsunter⸗ 
nehmungen beſonders groß, wo an den verſchiedenſten Roh⸗ 
ſtoffen (namentlich Kohlen) und Halbfabrikaten Mangel 
beſteht, und daher iſt die Tendenz zur Bildung kombinier⸗ 
ter Unternehmungen nach dem Weltkriege größer als je 
zuvor. | 1 
In techniſcher Beziehung kann man es ſo gerade als 
ein Charakteriſtikum der heutigen Entwicklungsſtufe des 
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Großbetriebs im Gewerbe bezeichnen, daß heute nicht 


mehr wie früher in der Regel jeder Betrieb auch öko— 


nomiſch eine Unternehmung darſtellt, ſondern daß es für 


große Unternehmungen charakteriſtiſch iſt, daß ſie mehrere 
Betriebe umfaſſen. Doch tritt dieſer techniſche Geſichts— 
punkt hinter einem ökonomiſchen an Bedeutung zurück, 
und das iſt die intenſive Verflechtung „in der heute 
große Unternehmungen mit zahlreichen anderen zu ſtehen 
pflegen. Dieſe Verflechtung kann in den verſchiedenſten 
Formen geſchehen, z. B. dadurch, daß Leiter oder Auf— 
ſichtsräte der einen Unternehmung in die Leitung oder den 
Aufſichtsrat der anderen eintreten, daß ſie gemeinſam ihre 
Rohſtoffe einkaufen, große Aufträge gemeinſam überneh— 
men (namentlich in der elektriſchen Induſtrie und im 


Bauweſen), daß eine Unternehmung mit andern lang— 


dauernde Lieferungs- oder Abnahmeverträge abſchließt, daß 


die eine den ganzen Betrieb oder Teilbetriebe einer anderen 
pachtet uſw. Alle derartigen Organiſationen bezeichnet 


man gern mit dem Ausdruck Intereſſengemein⸗ 
ſchaften. Beſondere Bedeutung haben ſie vor allem in 


der Form erlangt, daß zwei, ſelten mehr Unternehmungen 


ihre Gewinne gemeinſam nach einem beſtimmten Der: 


hältnis, gewöhnlich nach der Größe des Aktienkapitals, 


verteilen. Dadurch wird die Konkurrenz zwiſchen ihnen, 


das Unterbieten in den Preiſen, vollkommen ausgeſchaltet, 
d. h. überflüſſig gemacht. Solche Intereſſengemeinſchaften 


find ſchon ſeit den ſiebziger Jahren gelegentlich vorge- 
kommen, namentlich auch zwiſchen Banken, und haben 
zur ſog. Konzernbildung beigetragen, bei welcher 
eine der großen in Berlin domizilierten Banken mit einer 
oder mehreren der ſog. Provinzbanken durch Aktienbeſitz, 
Delegation von Direktoren und Aufſichtsratsmitgliedern 
und ev. durch Gewinnverteilung mehr oder weniger eng 
verflochten iſt. In der Induſtrie iſt vor allem die 1904 
zwiſchen drei der größten chemiſchen Fabriken, Badiſche 
Anilin⸗ und Sodafabrik, Elberfelder Farbenfabriken vorm. 
F. Bayer & Co. und Berliner A.⸗G. für eee 
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abgeſchloſſene Intereſſengemeinſchaft bedeutſam eee 5 
welche auch zum gemeinſamen Erwerb einer eigenen Koh⸗ 
lenzeche, alſo zu einer weitgehenden Kombination führte. 
Die beiden erſtgenannten Werke erhielten 43%, die Ber⸗ 


liner Geſellſchaft 14% des zuſammengeworfenen Rein⸗ 


f gewinns. Dieſe Intereſſengemeinſchaft wurde immer mehr 
erweitert, namentlich als die rieſigen Anlagen für ſyn⸗ 
thetiſche Stickſtoffgewinnung nach Profeſſor Habers Ver— 

fahren enorme Summen erforderten. 1916 trat ihr auch 
die andere Gruppe der großen chemiſchen Fabriken: 


Höchſter Farbwerke, Caſſella & Co. und Kalle & Co. 


A.⸗G. bei, welche 1904 ebenfalls eine Intereſſengemein⸗ 
ſchaft gebildet hatten. Auch die Chemiſche Fabrik Gries⸗ 

heim⸗Elektron und die Chemiſche Fabrik vorm. Weiler 
ter Meer A.⸗G. wurde in die neueſtens bis Ende des 
Jahrhunderts verlängerte Intereſſengemeinſchaft hinein⸗ 
bezogen, in der jetzt die drei größten Fabriken je 25%, 
Caſſella 10, die Berliner Anilinfabrik etwas über 800 
des zuſammengeworfenen Gewinns erhalten. Dieſe Unter⸗ 

nehmungen haben jetzt gemeinſam die bisher nicht als felbe 
ſtändige Unternehmung organiſierten rieſigen Stickſtoff- 


werke in Oppau bei Mannheim und Leuna bei Merſeburg 5 
in eine G. m. b. H. mit 500 Mill. Mark Kapital um: 
gewandelt, die nächſt der AEG., welche ihr Aktienkapital 


auf 850 Mill. Mark erhöht hat, jetzt die größte deutſche 
Produktionsunternehmung iſt. ; 
Eine noch umfaſſendere, beſonders auch noch vers 
ſchiedenartigere Unternehmungen zuſammenführende Inter⸗ 
eſſengemeinſchaft iſt neueſtens errichtet worden, durch 


welche die Montaninduſtrie mit der elektrotechniſchen In⸗ 4 
duſtrie in enge Verbindung gebracht wurde. Nachdem 


ſchon vor dem Kriege die zum ACG.⸗Konzern gehörige 
große Kabelfabrik Felten & Guillaume A.⸗G. ſich ein 


eigenes Stahlwerk angegliedert hatte, das dann infolge des 
Friedensvertrags aber aufgegeben werden mußte — auch 


da aber wurden enge Beziehungen zwiſchen dem AEG.⸗ 2 
Konzern und dem franzöſiſch-belgiſchen Arbed⸗Konzern u 


67 


(Aciéries réunies Burbach —Eich —Düdelingen) geſchaf— 
fen —, kam 1920 zunächſt eine Intereſſengemeinſchaft 
zwiſchen der Gelſenkirchener Bergwerksgeſellſchaft, welche 
ebenfalls ihre luxemburg-lothringiſchen Stahlwerke verloren 
hatte, und der Deutſch— Luxemburgiſchen Bergwerksgeſell— 
ſchaft zuſtande, dann aber eine ſolche zwiſchen dieſem 
Konzern und dem zweitgrößten Elektrizitätskonzern, der 
Siemens & Halske A.⸗G. und der Elektrizitäts A.⸗G. 
vorm. Schuckert, welche wiederum zuſammen die Sie— 
mens⸗Schuckert⸗Werke G. m. b. H. beſitzen: die Rhein— 
Elbe⸗Siemens-Schuckert⸗Union. Auch in der ſüddeutſchen 
Zuckerinduſtrie, von den fünf größten Unternehmungen, 
in der Spiritusinduſtrie, zum Teil jetzt im engen An— 
ſchluß an das Brauereigewerbe, und manchen anderen In— 
duſtriezweigen ſind große Intereſſengemeinſchaften abge— 
ſchloſſen worden. Bei einigen dieſer Intereſſengemeinſchaf— 
ten, insbeſondere auch bei der innerhalb der großen Gruppe 
der chemiſchen Induſtrie noch beſtehenden engeren Inter— 
eſſengemeinſchaft zwiſchen den Höchſter Farbwerken, Caſ— 
ſella & Co. und Kalle & Co. A.⸗G. iſt neben der Gewinn— 
verteilung und der Delegierung von Direktoren oder Auf— 
ſſichtsräten noch eine gegenſeitige Beteiligung durch 
Aktienbeſitz vorgeſehen. Und eine derartige Beteiligung 
durch Erwerb von Aktien anderer Unternehmungen iſt 
nun überhaupt die häufigſte und allgemeinſte Form, 
engere Beziehungen zwiſchen mehreren Unternehmungen 
zu ſchaffen. Sie iſt ſo verbreitet, daß es heute in Deutſch⸗ 
land — doch, alles Geſagte gilt auch von andern Län⸗ 
dern — wenig größere Unternehmungen gibt, die nicht 
durch effekkenbeſtz an anderen beteiligt ſind. Dieſe Form 
der Schaffung engerer Beziehungen ſetzt alſo bei den 


5 ſo verbundenen Unternehmungen in der Regel die Ge— 


ſellſchaftsform voraus. Daher ſollen die Beteiligungen 


= am Schluſſe des nächſten Kapitels beſprochen werden, 


5 das die Geſellſchaftsunternehmungen behandelt. Hier wol⸗ 
len wir mit dem Eindruck ſchließen, den die Beobachtung 
des heutigen Wirtſchaftslebens vor allem gewährt, daß 
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die wirtſchaftliche Entwicklung ſchon längſt in den A 1 


ſchiedenſten Formen über die einzelne Unternehmung und 


ihre frühere Iſoliertheit hinausführte zu immer umfaſſen⸗ 


deren Bildungen, aber allerdings immer noch im Rahmen 
des Grundprinzips der heutigen Wirtſchaftsordnung, des 


privaten Ertragsſtrebens. Ob und wann wir auch über 


dieſes hinauskommen werden — und erſt dann hätten 
wir wirklich eine neue ee — vermag 


heute noch niemand zu ſagen. 


Kapitel II. 
Die Geſellſchaftsunternehmungen. 


1. Die Entwicklung der Handelsgeſellſchaften. 


Vom ökonomiſchen Standpunkte aus ſind, wie wir 


im vorigen Kapitel ſahen, vor allem zwei Arten von 


Geſellſchaftsunternehmungen zu unterſcheiden: Perſonal-⸗ 
und Kapitalgeſellſchaften. Erſtere ſtehen der Ein⸗ 
zelunternehmung näher, inſofern als hier alle oder doch 


die weitaus meiſten Geſellſchafter auch an der Leitung 5 


des Unternehmens beteiligt ſind, alſo Kapital und Ars 


beitskraft vereinigen. Die Kapitalgeſellſchaften Dagegen 


charakteriſiert die Trennung von Unternehmungs⸗ 


beſitz und Unternehmungsleitung, alle oder doch 
weitaus die meiſten Geſellſchafter ſind nur mit Kapital 
beteiligt, die Leitung liegt meiſt in den Händen angeſtellter 


Beamter, die unter Umſtänden ſelbſt gar nicht mit Kapital 


beteiligt zu ſein brauchen. Den Typus der Perſonalgeſell⸗ 
ſchaften ſtellt die Offene Handelsgeſellſchaft, 


den der Kapitalgeſellſchaften die Aktiengeſellf chaft = 


dar. Von den andern vom Recht ausgebildeten Formen der 


„Handelsgeſellſchaften“ ſtehen die Kommandit⸗ 
geſellſchaft und die Komm anditgeſellſchaft 
auf Aktien in der Mitte zwiſchen beiden Gruppen. Bei 


beiden ſind einige Geſellſchafter nur mit Kapital betei⸗ 
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ligt, andere haben auch die Leitung und dieſe haften 
perſönlich mit ihrem ganzen Vermögen, während die Haf— 


tung jener auf ihre Einlage beſchränkt iſt. Die Kommandit— 
geſellſchaft auf Aktien, deren Kapital in Aktien eingeteilt 
iſt, ſteht der reinen Kapitalgeſellſchaft näher, weil bei ihr 
Zahl und Kapitalbeteiligung der Kommanditiſten meiſt 


die der perſönlich haftenden Geſellſchafter erheblich zu 


übertreffen pflegt. Über die Entſtehung und rechtliche 
Organiſation dieſer „Handelsgeſellſchaften“ ſei hier zu— 
nächſt das wichtigſte angeführt. 

Die häufigſte handelsrechtliche Geſellſchaftsform iſt 
die Offene Handelsgeſellſchaft, die eigentliche ur— 
ſprüngliche „Compagnie“ — Brotgemeinſchaft. Sie iſt 
auch wohl die älteſte, aber über ihre Entſtehung wiſſen wir 
am wenigſten. Sie iſt jedenfalls aus der Haus- und Fa⸗ 


milienwirtſchaft hervorgegangen, und ihr Zweck war früher 
und iſt noch heute in erſter Linie die Erweiterung der 


Leitung einer Erwerbswirtſchaft, die Heranziehung weiterer 
Perſonen zur Ergänzung der Tätigkeit des bisher einzigen 
Unternehmers. Die Ergänzung der Arbeitskraft iſt meiſt 
wichtiger als die Heranziehung neuen Kapitals. So nimmt 
der Vater ſeinen Sohn als Teilhaber mit in das Geſchäft 


auf oder er übergibt es mehrerer Söhnen in der Form der 


Offenen Handelsgeſellſchaft, ſo treten heute auch zwei, 
ſelten mehr, Nichtverwandte zur Errichtung einer gemein- 
ſamen Unternehmung zuſammen. Die Offene Handels— 
geſellſchaft ſoll in Italien zuerſt für den Gewerbebetrieb 
aufgekommen ſein, hat dann aber überall, beſonders für 
größere Handelsgeſchäfte, Anwendung gefunden, insbeſon— 
dere auch in der Weiſe, daß die zwei oder mehreren 
Kompagnons an verſchiedenen Plätzen ſich aufhielten und 
ſich in die Hände arbeiteten. Die Kompagnons haften foli- 
dariſch für die Geſchäfte der Geſellſchaft, ſie ſtellen nach 


außen eine Einheit dar, führen eine Firma, in der die 


ſelbſtändige Erwerbswirtſchaft zum Ausdruck kommt, kurz 


ſſie bilden eine gemeinſame Unternehmung. Die Offene 
Handelsgeſellſchaft hat namentlich durch die „Handels⸗ 


ordnung“ J. B. Colberts von 1673 ihre heute noch alle 8 


gemein gültige rechtliche Regelung erfahren. 
Eine andere Entwicklungsreihe führte zur heutigen 
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Kommanditgeſellſchaft. Sie iſt entſtanden aus der \ 


commenda, der wohl ſchon im Altertum vorkommenden, 


beſonders aber im Mittelalter ausgebildeten Vereinigung 


für Seeſchiffahrt und Seehandel. Die commenda war 


freilich zunächſt ein Kommiſſions- oder ein Kreditver⸗ 


hältnis. Dem über See gehenden Kaufmann, tractator, 
commendatarius, wurden Waren anvertraut unter Ver— 


teilung des Gewinns an alle Beteiligte. Geſellſchaften 
im ökonomiſchen Sinne entſtanden daraus erſt, wenn 


mehrere Auftraggeber, die das Kapital lieferten, unter⸗ 
einander Vereinbarungen trafen, oder der tractator ſich 


ſelbſt mit Kapital beteiligte. Dann entſtand ein ſelbſtän⸗ f 


diges, gemeinſames Erwerbsvermögen, eine Geſellſchaft 


(Societas maris), Der tractator wird ſchließlich die Haupt 


perſon, die Beteiligung der übrigen erhält einen dauernden 
Charakter, das Geſellſchaftsverhältnis wird durch eine 


Firma zum Ausdruck gebracht. Vom Seehandel dehnt ſich 


die commenda auf den Landhandel, insbeſondere das Bank— 
geſchäft aus, ſie wird für die Ariſtokratie und die Geiſt⸗ 


lichkeit ein Mittel, ſich an den Handelsgeſchäften ohne 
eigene Tätigkeit zu beteiligen. Die Rechtsordnung für 


die heutige Kommanditgeſellſchaft wird in Frankreich im 
17. Jahrhundert geſchaffen. Dabei wird ſie von der auch 
aus der commenda hervorgegangenen ſog. Stillen Ge— 
ſellſchaft dadurch unterſchieden, daß die Komman⸗ 


ditiſten auch Miteigentümer der Geſellſchaft ſind, während 
die Einlage des ſtillen Geſellſchafters in das Eigentum 


des eigentlichen Unternehmers übergeht. Die ſtille Ge⸗ 
ſellſchaft iſt alſo im ökonomiſchen Sinn gar keine Ges 
ſellſchaft, kein Miteigentum an der Unternehmung, ſon⸗ 


dern eher ein Kreditverhältnis, nur nicht mit feſtem Zins. 1 
Den Kom manditiſten, deren Haftung auf ihre Ein⸗ 
lage in die Geſellſchaft beſchränkt bleibt, ſtehen bei der 


Kommanditgeſellſchaft die wperſönlich iD 
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Geſellſchafter“ oder „Komplementäre“ gegen: 
über, die mit ihrem ganzen Vermögen für die Schulden 
der Geſellſchaft herangezogen werden können. In ihren 
Händen liegt gewöhnlich die Leitung des Unternehmens, 
doch kann ſie neben ihnen auch angeſtellten Beamten über— 
tragen ſein. 

Die Aktiengeſellſchaft, die wichtigſte der Han— 
delsgeſellſchaften, diejenige Form, an welche man bei der 
Betrachtung der Geſellſchaftsunternehmungen vor allem 
denkt, iſt, nach den verſchiedenen Seiten ihrer Organi- 
ſation, zu ſehr verſchiedenen Zeiten und aus ſehr ver— 
ſchiedenen Anfängen entſtanden. Als ein Haupturſprung 
der Aktiengeſellſchaft werden die ſeit dem 12. Jahrhundert 
in Italien aufkommenden Gläubigergeſellſchaften, die 
Montes oder Maonae, angeſehen. Inſofern mit Recht, als 
ſie das erſte Mittel der ſich entwickelnden Geldwirtſchaft 
waren, große Summen für allgemeine Staatszwecke auf— 
zubringen. Aber ſie waren urſprünglich weniger gemein— 
ſame Erwerbswirtſchaften als Schutzvereinigungen der 
Staatsgläubiger, die dann allerdings, wie bei der Caſa 
di S. Giorgio in Genua, Kolonialbeſitz und Bankgeſchäft 
zur Verwaltung übertragen erhielten. Ziemlich unabhängig 


davon entwickeln ſich im Norden, insbeſondere in Holland 


und England, ſeit Ende des 16., Anfang des 17. Jahr⸗ 


. hunderts, große Geſellſchaftsunternehmungen teils aus der 
Schiffspartnerſchaft und commenda, wie in Holland, teils 


aus den „regulierten Compagnien“, die in England unter 

der Königin Eliſabeth das Monopol für den Handel nach 
fremden Ländern (Rußland 1554, Preußen 1568, Türkei 
1581) erhielten, aber noch kein gemeinſames Kapital 


auſwieſen. 


pagnie gelten, 


. Als erſte moderne Aktiengeſellſchaft kann zweifellos 
die 1602 durch die holländiſche Regierung für den indiſchen 
5 Handel mit etwa 6 ½¼ nde. 
niederländiſche vereinigte = ſtindiſche Com: 

= lten, die durch Vereinigung zahlreicher kleiner 
u totaler Geſellſchaften und Schiffspartnerſchaften gebildet 
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wurde, welche durch ihre Konkurrenz beim indiſchen Hane 
in eine ungünſtige Lage geraten waren. In Holland ſcheint 
ſich auch, vielleicht unter ſpaniſchem Einfluß, die öko⸗ 


nomiiſch wichtigſte Seite der modernen Aktiengeſellſchaft, die 1 
Zerlegung des Aktienkapitals in gleichartige, daher ver⸗ 


tretbare Abſchnitte, Aktien, entwickelt zu haben, die 


zuerſt bei jener Geſellſchaft durchgeführt war. Auch daß g 


dieſe Aktien Inhaberpapiere wurden und damit frei ver⸗ 
äußerlich und auf die einfachſte Weiſe übertragbar waren, 


dürfte von Holland ausgegangen ſein. In den Aktien 


dieſer erſten großen Aktiengeſellſchaft entwickelte ſich auch 


die erſte Aktienſpekulation an der Börſe. Gleich in den 


erſten Tagen ihrer Errichtung ſtiegen die Aktien der hollän⸗ 


diſch⸗oſtindiſchen Kompagnie weit über ihren Nennwert, 
und die Börſenſpekulation bemächtigte ſich ihrer um ſo 
mehr, als die Dividenden ſehr ſchwankend waren, 15% 
im Jahre 1605, 75% im Jahre 1606, 40, 20, 25, 
50% in den folgenden Jahren. Bald trat ihr die hollän⸗ 
diſch⸗weſtindiſche Kompagnie an die Seite, deren Aktien 


auch ein beliebtes Spekulationsobjekt wurden. Bei der 
Spekulation in dieſen Aktien hat ſich an der Amſter⸗ 
damer Börſe das Börſentermingeſchäft ausgebildet. Schon 


2.1610 verſuchte die holländiſche Regierung gegen die Aus⸗ 


wüchſe der Aktienſpekulation einzuſchreiten. 


Bald werden auch in den anderen Ländern, besoin 1 


in Frankreich und England, Aktiengeſellſchaften für den 


auswärtigen Handel gegründet, und auch auf andere Er⸗ 


werbszweige, Fiſcherei, Seeverſicherung, Banken, Feuer: 


verſicherung, Bergwerksunternehmungen wird das Aktien⸗ 4 
prinzip ausgedehnt. Schon 1695 erlebt England ſeine 


erſte Epoche unſolider Aktiengründungen, und in der großen 
Schwindelperiode von 1717 bis 1720 in England (ſog. 


Bubbles) und Frankreich (John Law's Miſſiſſippi⸗Ge⸗ 
ſellſchaft) ſpielen die Mißbräuche des Aktienweſens ſchon 
eine ganz moderne Rolle. Gerade durch dieſe Schwindel 
periode, die in bezug auf wahnſinnige Kurstreiberei der 
Aktien niemals übertroffen worden iſt, kam aber das 1 


Alktienweſen auf lange Zeit in Verruf, und erſt gegen 
Ende des 18. und Anfang des 19. Jahrhunderts beginnt 
man langſam, ſich mit dieſer Unternehmungsform zu be— 


5 freunden. Verſicherungsgeſellſchaften, Bergwerksunterneh— 


mungen, Banken werden gelegentlich in dieſer Form ge— 
ſchaffen. Aber immer bedarf ihre Errichtung einer be— 
ſonderen Konzeſſion, meiſt erfolgt fie auf Grund eines eige— 
nen Geſetzes. Die eigentliche Entwicklung der Aktien— 
geſellſchaften aber beginnt erſt ſeit der Mitte des 19. Jahr⸗ 
hunderts, ſeit insbeſondere für den Bau von Eiſenbahnen 
die Aufbringung der größten Kapitalien erforderlich wurde. 
Um dieſe Kapitalien zuſammenzubringen, entſtanden überall 
auf dem Kontinent nach dem Vorbilde des 1852 in Paris 
gegründeten Credit Mobilier die Gründungs- oder 


en Effektenbanken, die ſelbſt die Aktienform hatten, das 


Gründen von Aktiengeſellſchaften erwerbsmäßig betrieben 
und, um die Aktien der von ihnen errichteten Geſellſchaften 
abzuſetzen, bald eine große Aktienſpekulation an den Börſen 
entfachten. Erleichtert wurde die Entwicklung der Aftien- 


geſellſchaften durch das ihr zugrunde liegende Prinzip der 


beſchränkten Haftung, wonach der Aktionär nur 
mit ſeiner Einlage für die Schulden der Geſellſchaft haftete 
(in England erſt durch ein Geſetz von 1862 eingeführt). 
Damit war die Möglichkeit gegeben, die größten Summen 
von einer unbegrenzten Zahl von Kapitaliſten ſelbſt für 
riskante Zwecke zuſammenzubringen. Heute iſt die Aktien⸗ 
geſellſchaft das in der ganzen Welt allgemein angewandte 
Mittel geworden, um große Unternehmungen ins Leben 
zu rufen. Das Konzeſſionsſyſtem iſt faſt überall ge⸗ 


1 55 fallen, und die erheblichen Mißſtände, die ſich bei der 


Gründung und Verwaltung derartiger Unternehmungen 


5 herausſtellten, hat man durch ein ausgebildetes Aktien- 
recht zu beſeitigen verſucht. 


VDie komplizierten Beſtimmungen desſelben, die na⸗ 
mentlich in Deutſchland durch die Novelle zum Handels⸗ 
eſetzbuch von 1884 zur Einführung gelangten, nachdem die 
Hochkonjunktur anfangs der ſiebziger Jahre manche ſchwin⸗ 
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delhafte Gründungen gezeitigt hatte, erwieſen ſich aber mit 
dem zunehmenden Bedürfnis nach Geſellſchaftsunterneh⸗ 


mungen immer mehr als hemmend. Daher führte die 


Reichsregierung durch Geſetz vom 20. April 1892 die 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung ein. Sie 


war für kleinere Unternehmungen gedacht, ihre Organi⸗ 


ſation iſt daher gegenüber der der Aktiengeſellſchaft ver 
einfacht. Ein Aufſichtsrat und auch die Generalverſamm⸗ 
lung iſt nicht erforderlich. Die Leitung der Geſellſchaft 
erfolgt durch den oder die Geſchäftsführer, die nicht Ge⸗ 
ſellſchafter ſein müſſen. Die Gründungsformalitäten und 
die Vorſchriften über die Bilanz ſind ſehr vereinfacht, 
eine Veröffentlichung der letzteren iſt nur den Geſell— 
ſchaften m. b. H. zur Pflicht gemacht, welche Bankgeſchäfte 
betreiben. Dafür hat man die Übertragung der Geſchäfts⸗ 
anteile erſchwert, ſie bedarf notarieller Beglaubigung; auch 
ſind ſie dem Börſenhandel entzogen. Dieſe Geſellſchafts⸗ 
form hat eine ſehr große Verbreitung erlangt und ſich 
keineswegs auf kleine Unternehmungen beſchränkt. Es wur⸗ 
den gegründet: - 
1895 297 Geſ. m. b. H. mit 135 Mill. M. Stammkapital 
1897 640 136 
1908 3101 386 „ 
1910 3872 335 b 
1911 4051 „ 1 mn 74 400 [Ad ” 
1912 // ae 
1913 4232 Ä 365,3 
1914 1818 70 ww m 1 „ 183,9 „ 76 
1915 III 385 1 
1916 1600 m , mM 206,4 „ 
17 107, 0. 2083, 
1918 2224 5 „ 252, „ 
Es beſtanden ie Geſellſchaften: | 
Ende 1897 1813 Gef. m. b. H. mit 538 Mill. M. Srammtapitt 
„ 1909 16503 rn nu 7 3538 v 7 „ N 
„ 1911 22179 „ ’ n 77 „ 4230 7 6 3 
Die Geſellſchaft m. b. H. wird hauptſächlich ange⸗ 
wendet für Familiengründungen, für Ausbeutung neuer 
Erfindungen oder als Studiengeſellſchaft zur Erwerbung 
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von Patenten (wofür dann oft auch von großen Aktien— 
geſellſchaften beſondere Geſellſchaften m. b. H. errichtet 
werden) auch als Vorbereitung für künftige Aktiengeſell— 
ſchaften, ferner für Unternehmungen der verſchiedenſten 
Art, die in wenigen Händen ſind, darunter auch ſehr 
große (Stickſtoffwerke des Anilinkonzerns mit einem Kapi— 
tal von 500 Mill. Mark, Siemens-Schuckert-Werke 
G. m. b. H. mit 90 Mill. Mark Stammkapital, Herne 
G. m. b. H., die Vereinigung von Hibernia-Aktionären, 
mit 42 Mill. Mark Stammkapital, Stummſche Eifen- 
werke, Gebr. Röchling Eiſen- und Stahlwerke, Bank— 
geſchäfte, Zeitungen [Auguſt Scherl Verlag, Frankfurter 
Zeitung, Münchner Neueſte Nachrichten u. a. ]), auch als 
Verkaufsſtelle von Kartellen, ferner neueſtens beſonders 
häufig auch als Terraingeſellſchaften (zum Teil um Wert⸗— 
zuwachs⸗ und Umſatzſteuer zu ſparen: der Käufer tritt 
in die Geſellſchaft ein und erwirbt alle Stammanteile). 
Nach dem Vorbild des Genoſſenſchaftsgeſetzes hat 
man auch bei den Geſellſchaften m. b. H. eine Nachſchuß— 


pflicht eingeführt, doch iſt ſie nicht obligatoriſch wie die 


Zubußepflicht bei den Gewerkſchaften des Bergbaus, ſon— 
dern kann nur durch das Statut feſtgeſetzt werden. Sie 
kann beſchränkt oder unbeſchränkt ſein, muß aber ſtets 
im Verhältnis der Geſchäftsanteile feſtgeſetzt werden. Der 
Geſchäftsanteil iſt kein Effekt, kein vertretbares Wert— 
papier. Er iſt nur der Inbegriff der aus der Mitglied- 
ſchaft fließenden Rechte des einzelnen Geſellſchafters. Des— 
halb kann bei der Gründung jeder Geſellſchafter nur einen 
Geſchäftsanteil übernehmen. Dieſe können alſo verſchieden 


boch fein. Sie find auch, im Gegenſatz zur Aktie, teilbar, 


doch iſt der Mindeſtbetrag jedes Anteils 500 Mark, des 
Geſamtkapitals der Geſellſchaft 20000 Mark. Jede 
100 Mark eines Geſchäftsanteils gewähren eine Stimme. 
Für die vollſtändige Einzahlung des Stammkapitals haften, 


zur Sicherung der Gläubiger, die Geſellſchafter ſolidariſch, 


S die eventuelle Nachſchußpflicht gilt aber nur der Ger 
. er . 


Aus dem Geſagten ergibt ſich ſchon, daß die Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. im allgemeinen den Perſonalgeſellſchaften 


näher ſteht. Die meiſten Geſellſchafter ſind in der Regel 


an der Leitung beteiligt und ihre Zahl pflegt gering 
zu ſein. Über 25 Mitglieder haben nur ſehr wenige 
Geſellſchaften m. b. H. Bedeutend größer dagegen iſt die 
Zahl derjenigen, die nur ein „Mitglied“ haben, meiſt 
Terraingeſellſchaften zu dem oben ee Zweck, 


Steuern zu ſparen. 
2. Das Effektenweſen. 


Wir erörterten im erſten Kapitel, warum es volks⸗ 
wirtſchaftlich wenig ausmacht, ob eine Unternehmung nur 
einen Eigentümer hat oder einer kleinen Zahl von Eigen⸗ 
tümern gehört. Von größter volkswirtſchaftlicher Bedeu: 
tung aber iſt es, daß es heute Unternehmungen gibt, 


die Hunderten und Tauſenden von Eigentümern gehören. 


Die Errichtung von Unternehmungen durch Heranziehung 
einer ſo großen Zahl von Kapitalbeſitzern iſt aber erſt 
eine Errungenſchaft der neueren Zeit. Es wurde das erſt 
möglich mit dem Aufkommen vertretbarer Wert⸗ 
papiere, vor allem Inhaberpapiere, der Aktien 
und Obligationen. Man faßt ſie unter dem Namen 


Effekten zuſammen. Die Anwendung von vertretbaren 


Inhaberpapieren in Form von Obligationen und Aktien 
iſt von ſo fundamentaler Bedeutung für die moderne 
Volkswirtſchaft, daß man von ihrem Aufkommen ge⸗ 
radezu eine neue Epoche des Kapitalismus, die des Ef⸗ 
fektenkapitalismus, datieren kann. In Anleihen 
öffentlicher und privater Körperſchaften, in Hypotheken⸗ 
pfandbriefen ſowie in Aktien iſt heute ein ſehr großer 


Teil des Kapitals, d. h. eben, wie wir wiſſen, der For⸗ 


derungsrechte auf Gelderträge, verkörpert. Dem größten 
Teil dieſer Forderungsrechte liegt, natürlich ein Sachkapital 
zugrunde, auf das hin ſie ausgegeben worden ſind. Aber 
bei den Staatsanleihen, die ja ſeit dem Weltkrieg einen 


rieſigen, früher für unmöglich gehaltenen Umfang an⸗ 
genommen haben, ſind Effekten allein auf den Kredit 
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hin, auf die „Steuerfundation“, ausgegeben worden. Aber 
auch wenn dieſe Wertpapiere auf ein Sachkapital hin aus⸗ 
gegeben werden, wird doch durch das Dazwiſchenſchieben 
der Effekten das Sachkapital ſcharf getrennt von dem 
Vermögen derjenigen, die es durch das Mittel der Effekten 
beſitzen. Ein Produktionsbetrieb, deſſen Sachkapital in 
ſolcher Weiſe in Effekten (Aktien) verkörpert iſt, erſcheint 
als eine völlig ſelbſtändige Wirtſchaft, ganz unabhängig 
von der Perſon und dem Vermögen der zahlreichen jeweils 
wechſelnden Aktionäre. Das wird zum Teil auch dadurch 
verſtärkt, daß dieſe Effekten jeden Tag ihren Beſitzer 
wechſeln können und bei den Aktiengeſellſchaften, deren 
Anteile an der Börſe gehandelt werden, in der Tat ein 
ſehr häufiger Wechſel des Aktienbeſitzes die Regel iſt. 
Eine derartige Unternehmung erfüllt ihre tauſchwirtſchaft— 
liche Funktion ganz ſelbſtändig und ſtrebt nach Ertrag 
anſcheinend ganz unabhängig von den Aktionären, die das 
Kapital zuſammengebracht haben, funktioniert jedenfalls 
ganz ohne deren Arbeit. Das iſt das Unperſönlich— 
werden des Kapitals, ſeine ſog. Mobiliſierung, 
die durch das Effektenweſen herbeigeführt wird. 

Solange die Effekten noch nicht aufgekommen waren, 
war es ganz unmöglich, daß eine Unternehmung durch 
Hunderte oder gar Tauſende von Beſitzern gebildet wurde. 
Daher haftete allen voreffektenkapitaliſtiſchen Geſellſchafts⸗ 
unternehmungen, wie der Offenen Handelsgeſellſchaft und 
der Kommanditgeſellſchaft, noch etwas Perſönliches an. 
Ein Wirtſchafter konnte ſein eigenes Kapital mittels des⸗ 
jenigen eines andern nur ergänzen, indem er mit jenem 
perſönlich in Beziehung trat. Umgekehrt konnte dieſer 
letztere nur durch perſönliche Bekanntſchaft mit einem 
Kapitalbedürftigen Kapital, das er nicht ſelbſt verwerten 
konnte, gewinnbringend machen, anlegen. Kreditgewährung 
und Teilhaberſchaft beruhten alſo ausſchließlich auf per⸗ 
. . Beziehungen. Der Teilhaber brauchte zwar ſchon 
bei der commenda nicht ſelbſt wirtſchaftlich mit tätig zu 
ſein, aber er übergab Geld⸗ oder Sachkapital natürlich nur 


5 


dann dem tractator, wenn ein perſönliches Vertrauen 5 


zu ihm vorhanden war. 


Wie ganz anders heute im Zuſtand entwickeltſten = 
Effektenweſens! Der Kapitaliſt, der fein Geld Kapital 


werden laſſen, es anlegen will, kann, wenn ſein Vermögen 


groß genug iſt, mit einem einzigen Auftrage an feinen 
Bankier der Gläubiger von Dutzenden von Staaten, von 
Hunderten von Kommunen und ſonſtigen öffentlichen 


Körperſchaften und von Tauſenden von induſtriellen, 


Handels- oder Transportunternehmungen werden. Er kann 


gleichzeitig bei einer beliebigen, nur durch den Umfang 


ſeines Vermögens begrenzten Zahl von Unternehmungen 
Teilhaber fein. Er kann dieſe Teilhaberſchaft und ebenſo 


ſeine Gläubigerſtellung jeden Tag aufgeben und ſich an 
anderen Unternehmungen beteiligen bzw. bei anderen Stage 


ten uſw. Gläubiger werden. Das alles wird bewirkt durch 
die Verkörperung des Sachkapitals in Effekten. Sie er⸗ 


möglicht es, eine Beteiligung an ſolchem Sachkapital 
in jedem Moment wieder in Geldkapital zu verwandeln. 


So erklärt ſich die erſtaunliche Zunahme des Kredits und 


der Beteiligung an Unternehmungen, die Errichtung der 


größten Unternehmungen in Form von Aktiengeſellſchaften 


und die Tatſache, daß auch die öffentlichen Körperſchaften 
für ihre Zwecke ſich die größten Summen beſchaffen 


können. Von den höchſt bedeutſamen Wirkungen auf das 


Wirtſchaftsleben, beſonders auf die Einkommensverteilung, 11 


wird unter § 4 die Rede ſein. 


Am meiſten trägt von den ſchon im Mittelalter aus⸗ 
gebildeten Geſellſchaftsformen eigentlich die Gewerk⸗ 


ſchaft des alten deutſchen Rechtes dieſen Charakter einer 
ſelbſtändigen Geſellſchaftsunternehmung, des Unperſönlich⸗ . 


werdens des Kapitals. Der Kur iſt ſchon frühzeitig ein 
vertretbares Wertpapier, und es fanden ſchon im Mittel⸗ 
alter häufig Käufe und Verkäufe in ihnen ſtatt. Die Ge 
werkſchaft, die alte deutſche Geſellſchaftsform für den 
Bergbau, iſt aber eine Beteiligung zu ideellen Teilen, 
d. h. der einzelne Anteil, Kur, lautet nicht, wie die 5 


8 2 . 
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: Aktie, auf eine beſtimmte eingezahlte Geldſumme, ſondern 
ſtellt eine beſtimmte Quote am Geſellſchaftsvermögen dar. 
Die ältere deutſche Gewerkſchaft zerfiel in 128 Kuxe, 


die neuere, die erſt durch das preußiſche Berggeſetz von 


1865 geſchaffen wurde, in 100 oder 1000. Der Kur der 


älteren Gewerkſchaft war teilbar, und nur auf dieſem 
Wege konnten alſo mehr als 128 Perſonen ſich zum 
gemeinſamen Betrieb eines Bergwerks zuſammenſchließen. 
Wie unzweckmäßig das aber war, kann man daraus er— 
kennen, daß durch Vererbung und Veräußerung die Zer— 
ſplitterung der Beſitzanteile nicht ſelten ins Unglaubliche 
ging. Am 16. Februar 1867 beſaß z. B. von den 
141 Gewerken der Zeche Altendorf bei Altendorf a. d. 
Ruhr einer, ein Kaufmann Sch., neben 10 anderen An— 
teilen, von denen noch einer in die Billionſtel ging, einen 


Anteil von 15 492 Millionen Billionen Trillionen 


420 854 Millionen Billionen Trillionſtel 
d. h. ein Bruch mit 47 Ziffern im Zähler und 48 im 


Nenner, zwei andere Gewerken beſaßen Anteile mit 35 
Ziffern im Nenner, zwei weitere mit Zo- und 26ftelligen 


Brüchen! Man erkennt daraus, wie unzweckmäßig für 
die modernen Bedürfniſſe der Mobiliſierung dieſe Form 


der Teilhaberſchaft war. 


Bei der Gewerkſchaft des neuen Rechts ſind die Kuxe 


nicht mehr teilbar. Das hat aber den Nachteil, daß die 
5 Teilhaberſchaft an einem Bergwerk looo Perſonen nicht 
überſchreiten kann, meiſt natürlich viel geringer fein wird, 


und daß der Kur großer und hochrentierender Bergwerke 
unter Umſtänden ein ganzes Vermögen darſtellt. In der 


letzten Zeit ſind für einen Kux der Kohlengewerkſchaften 
Ewald und Lothringen über / Mill. Mk., für den Kur der Kali⸗ 


5 ” 
& 
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gewerkſchaft Wintershall ſogar 390 000 Mk. bezahlt worden. 
Mit allen Kuren iſt die Zubußepflicht verbunden, 


d. h. der Inhaber, Gewerke, iſt verpflichtet, von der 


— 


0 
5 


Geſellſchaft beſchloſſene Nachzahlungen auf feinen An: 


teil zu leiſten. Das hängt damit zuſammen, daß, nament⸗ 


lich in früheren Zeiten, das Kapitalerfordernis für ein 
Bergwerk ſchwer von vornherein zu ſchätzen und nament⸗ 


lich auch das Kapital nicht auf einmal zufammenzubrine 


gen war. Doch kann ſich der Gewerke von dieſer Leiſtung 
dadurch befreien, daß er der Gewerkſchaft feinen Kur 
zwecks Befriedigung durch Verkauf zur Verfügung ſtellt. 
Der Kur iſt aber kein Inhaberpapier, die Übertragung 
des Eigentums iſt gewöhnlich an eine Umſchreibung im 
Gewerkenbuch gebunden. 

Jedenfalls bedeutet die Gewerkſchaft noch keine völ⸗ 
lige Mobiliſierung des Kapitals, ſie tritt daher auch in 


neuerer Zeit, wenigſtens bei großen Unternehmungen, 


immer mehr zurück hinter der Aktiengeſellſchaft und der 
Geſellſchaft m. b. H. und hält ſich heute vor allem noch 
in der Kaliinduſtrie aus lokalen rechtlichen Gründen. 


Alle Aktiengeſellſchaften bedurften früher zu ihrer Er- 


richtung einer beſonderen ſtaatlichen Konzeſſion. Man 


glaubte damit am erſten die Errichtung ſchwindelhafter 
Gründungen, wie ſie früher vorgekommen waren, und 
die übermäßige Spekulation, die ſich an fie knüpfte, zu 

verhindern. Dieſes Konzeſſionsſyſtem wurde allgemein erſt 
durch ein Geſetz des Norddeutſchen Bundes von 1870 


aufgehoben, das dann in den folgenden Jahren auch in 


Süddeutſchland zur Einführung gelangte. Die Folge war, 
in Verbindung mit dem allgemeinen wirtſchaftlichen Auf⸗ 
ſchwung nach Beendigung des Deutſch-Franzöſiſchen Krie⸗ 
ges, eine enorme Zunahme der Gründung von Aktiengeſell⸗ 
ſchaften. Vor 1871 ſind in Preußen überhaupt nur 
450 Aktiengeſellſchaften gegründet worden, darunter 5 vor 
1800. Allein in den zwei Jahren 1871 und 1872 wurden, 
allerdings im ganzen Deutſchen Reiche, 686 Aktiengeſell⸗ 3 
ſchaften errichtet, nämlich 1871 207 Geſellſchaften mit 
759 Mill. Mark Kapital und 1872 479 Geſellſchaften 
mit 1478 Mill. Mark Kapital. f 

Noch 1873 betrug die Zahl der Gründungen 242 mit 5 
544 Mill. Mark Kapital. Dieſe Zahlen ſind, was das 
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Gründungskapital betrifft, nie wieder übertroffen wor— 
den. 1874 ging die Zahl der Gründungen auf 90 mit 
1006 Mill. Mark Kapital zurück, 1875 auf 55 mit 46 
Mill. Mark Kapital. Die Jahre 1876 — 79 bilden den 
nie wieder erreichten Tiefpunkt mit 42, 44, 42, 45 Grün⸗ 
dungen mit 18, 43, 13, 57 Mill. Mark Kapital. Die 
Ziffern der folgenden Jahre ſind: 


Kapital 


Jahr ngen in Mill. M. Jahr Gründungen in Mill. M. 
1880 97 92 1890 236 a7ı 
1881 111 199 1891 160 90 
1882 94 56 1892 127 80 
1883 192 176 1893 95 77 
1884 199 111 1894 92 88 
1885 70 53 1895 162 251 
1886 113 104 1896 182 269 
1887 168 128 1897 254 380 
1888 184 194 1898 329 404 
1889 360 403 1899 364 544 
Jahr Grin düngen in Mia. M. Jahr e in Mil. M. 
1900 261 340 1910 186 241 
1901 158 158 1911 163 225 
1902 87 118 1912 179 251,3 
1903 84 300*) 1913 175 219 
1904 104 141 1914 119 333,7 
1905 192 386 1915 18 58 
1906 212 475 1916 89 114,2 
1907 212 254 1917 111 9,1 
1908 151 162 1918 168 347,9 
1909 179 231 
i Kapitalserhöhungen nach dem Ausgabekurſe 
1912 356 935,3 1916 208 266,9 
1913 285 504,8 1917 370 790,9 
1914 179 622,6 1918 448 860,8 
1915 76 269,3 


Die Zahlen zeigen, trotz mancherlei ſonſtiger Einflüſſe, 
die Abhängigkeit der Gründung von Aktiengeſellſchaften 


) Gründung der Firma Friedr. Krupp Afengeſellſchaft 
mit 160 Millionen M. Kapital. 
Liefmann, Unternehmungsformen. 6 


von den Konjunkturen, auch die Gründung vieler kleiner 


Geſellſchaften in den Jahren 1882—94, die erſt mit der 
Einführung der G. m. b. H. (1892) abnimmt. 1918 
zählte die Statiſtik 4710 Aktiengeſellſchaften in Deutſch⸗ 


land mit 15,8 Milliarden Mark emittiertem Kapital, 
4,28 Milliarden Mark offenen Reſerven, 3,57 Milliarden 


Mark Obligationenſchulden und 1,8 Milliarden Mark nicht 


in Obligationen verkörperten Hypothekenſchulden. 


Von den 4710 Aktiengeſellſchaften, die die a 


1918 umfaßt, beſtanden in 


Kapital 
= 800 j in 


Mill. M. 

Landwirtſchaft 1: 1,6 
Hochjeefiihereit . - 20 26,2 | 
Hüttenwerke, kombiniert mit Bergbau ı und i 

Metallinduſtrie 1 34 1% 
Hüttenwerke, einzeln 62 420,6 
Kalibergbau 27 
Salinen a 8 
Induſtrie der Steine und Erde 4 333 
Metallverarbeitung e 172 
Maſchinen und Inſtrumente Wien 617 | 


Chemiſche Induſtrie „„ 
Leuchtſtoffe, Seife, Fette, de %% 


Baumwollinduſtrie 


Andere Spinnſtoffe . 142 
Papierinduſtrie a 99 
Leder und Gummi i 66 
Holz und Schnitzſtoffe . 5 69 
Brauereien, Mälzereien 526 
Andere Nahrungsmittel 280 
Bekleidungsgewerbe 23 
Reinigungsgewerbe 4 
Baugewerbe | 47 
Buch⸗, Zeitungs⸗ und Deudereigewerbe 116 
Banken 5 383 
Grundſtückshandel > . 214 
Andere Handeleunternehmungen 5 100 
Verſicherungsgewerbe . a 135 
Eiſenbahnen (Vollbahnen). 56 


Klein⸗ und Straßenbahnen ur 90,9 
Zu bete a Ab. 


— 


De A 
Zabl in Mil M. 

| Übertrag: | 4463 | 15297,6 
Fluß- und Küftenfhiffahtt . » .» . . . 55 73,8 
Seeſchiffahrt .. ö 25 | 69,5 
Gaſt⸗ und Schankwirtſchaft Kr 54 61,7 
eee | 0 20 
Sonſtige Geſellſchaften 80 298,9 


| 4710 |15820,8 
Seit dem Jahre 1919 ſteht das deutfche Aktienweſen 


infolge der Geldentwertung und dem wachſenden Bedarf 


an Betriebskapital bekanntlich unter dem Zeichen der 
Kapitalerhöhungen, während die Gründung neuer 
Unternehmungen keine ſehr große Rolle ſpielt. Das Kapi— 
tal aller deutſchen Aktiengeſellſchaften wird 1921 auf 
35 Milliarden Mark veranſchlagt. 

Es dürfte von Intereſſe ſein, die größten deutſchen 
Aktiengeſellſchaften 1912 und 1921 einander gegenüber 
zuſtellen. 

1912 hatten ein Aktienkapital von loo Mill. Mark 
und mehr folgende Geſellſchaften: 

Deutſche Bank . . . Kap. 200 Mill. M. 1 108 Mill. M.) 


Diskontogeſellſchaft „ er 80 
Dresmer Bol 20 G. „ 
Gelſenkirch. Bergw.⸗Geſ. „ 180 „ „ (Oblig. 73 „ „ 
f 25, Cu DE 0 
VVV Reer 
Darmſtädter Bank „ 88 
Schaaffhauſ. Bankverein V7 Wenn 
Allg. Elektriziäts⸗Geſ. % oe 
eig Amertka Linie „ 150 („ i5 „ „ 


* 


Berliner Handels-Gei. . 
Phönix⸗A.⸗Geſ. i big 3 
D. ⸗luxemb „Bergwerksgeſ. JJ 
Gr. Berlin. Straßenbahn „ 100 


ie Anilin⸗ und Sodafabrik „„ 430 


de Lloyd. : ala ek 7 „ ) 
D.⸗Überſ. ⸗Elektr.⸗Geſ. L 110 nn ( 7 85 7 „ ) 
0 


IN ER ) 
7 „ 


nn E . „7 
1921 hatten ein Kapital 


5 Allgemeine Elektrizitäts⸗Geſellſchaftt 850 Mill. M. 


Ammoniakwerk Merſeburg⸗ Oppenau G. m. b. H. 500 


Elberfelder Farbenfabrifeen 430 Mill. M,. | 


Höchſter Sarbenwere „as. ri ne 4830 0, 
Dich. Bonk a 400 
ier Baunu kk 0... „ , 
Diskonto⸗Geſellſcha . .. . . . es 300 „ 
„ 5 „ 
Phinir, . 275 
Deutſch⸗luxemburgiſche Bergwertsgefeift 260 
Siemens & Halse G 8 260 ö 
red Krupp Ass 2.05 280 2 
Daimler⸗Motoren⸗Geſellſ haf, 2000 0,0 
Deulſche Jürgenswerke, . 8 200 


Die größte Aktiengeſellſchaft der Welt iſt nach wie vor die | 
United States Steel Company, der amerikaniſche Stahltruſt, 
mit 868 Mill. § Aktienkapital und 600 Mill. $ Obli⸗ 


gationen. Er beſchäftigte 1918 268 710 Angeſtellte, denen 


453 Mill. $ Lohn gezahlt wurden. Von den amerikaniſchen 
Eiſenbahnen hat die größte, die Pennsylvania Railroad Com- 
pany, ein Kapital von 454 Mill. $ Aktien und 258 Mill. 8 
Obligationen. Die größte europäiſche Produktionsunterneh⸗ 
mung iſt die große engliſche Seifenfirma Lever Brothers, 


die mit 130 Mill. & autoriſiertem und 34 Mill. aus- 1 


gegebenem Kapital ausgeſtattet iſt. 


3. Die Organiſation der Kapitalgeſellſchaften. 
Trotz der großen Entwicklung der Geſellſchaften 
m. b. H., welche eigentlich nur eine vereinfachte Form der 
Aktiengeſellſchaft darſtellen für Fälle, wo in andern Län⸗ 
dern dieſe ſelbſt benutzt wird, iſte die Aktiengeſellſchaft auch 
bei uns volkswirtſchaftlich die weitaus wichtigſte Form 
der Geſellſchaftsunternehmungen. Sie zieht eben die wei⸗ 
teſten Kreiſe zur Kapitalbeſchaffung heran, bringt ſo die 
größten Kapitalien für Unternehmungszwecke zuſammen 
und ihre Erträge fallen auch wieder der größten Zahl 4 
von Beteiligten zu. 1 
Nach dem Handelsgeſetzbuch § 178 iſt eine Aktien ? 
geſellſchaft dann vorhanden, wenn „die ſämtlichen Gefele 
ſchafter nur mit Einlagen auf das in Aktien zerlegte 
Grundkapital der Geſellſchaft beteiligt find, ohne per⸗ 
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ſönlich für deren Verbindlichkeiten zu haften“. Während 

90 5 ökonomiſch die völlige Trennung von Unternehmungs⸗ 

And Unternehmungsleitung das Charakteriſtiſche der 
reifen Kapi nn efelffchaft iſt, iſt es juriſtiſch die völlig 
ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit des zuſammengebrachten 
Kapitals, das Fehlen jeder Haftung der Aktionäre für 
die Verpflichtungen der Geſellſchaft. Die Aktien müſſen 
in Deutſchland auf mindeſtens 1000 Mark lauten (vor 
1884 100 Th.; ſolche Aktien kurſieren aber noch heute). 
Auf Namen lautende Aktien, deren Übertragung an die 
Zuſtimmung der Geſellſchaft gebunden iſt, und, mit Zu— 
ſtimmung des Bundesrates, Aktien gemeinnütziger Unter— 
nehmungen dürfen auf einen Betrag von nicht weniger als 


200 Mark ausgeſtellt werden ($ 180). Die Aktien dürfen a 
nicht für einen geringeren als den Nennbetrag (pari) = Var 


ausgegeben werden. Bei Ausgabe über pari ift das Agio 
dem Reſervefonds zuzuführen. Dieſem iſt ſo lange min— 
deſtens der 20. Teil des jährlichen Reingewinns zuzufüh— 
ren, bis er 10% des Grundkapitals erreicht hat (ge— 
ſetzlicher Reſervefonds, H 262). Daneben aber haben 
die meiſten Aktiengeſellſchaften noch einen ſog. freien 
Reſervefonds, der über den geſetzlich geforderten hinaus— 
geht. Auch verfügen ſie vielfach über fog. ſtille Reſerven, 
die aus der Bilanz nicht ohne weiteres erſichtlich ſind, 
ſich vielmehr daraus ergeben, daß Vermögensſtücke, ins⸗ 
beſondere leicht realiſierbare (Effekten) erheblich unter 
ihrem Verkaufswerte in die Bilanz aufgenommen ſind. Bei 
manchen Aktiengeſellſchaften ſind aber auch Maſchinen und 
ſonſtige Produktionsmittel, Utenſilien, Gebäude, ja hier 
und da ſelbſt Grundſtücke ganz abgeſchrieben. Übrigens 
i iſt auch der geſetzliche ſog. Reſervefonds regelmäßig nicht 
in bar vorhanden oder geſondert angelegt, ſondern er bildet 
nur einen Bilanzpoſten, die dafür zurückgeſtellten Ein- 


nahmen arbeiten im Betriebe mit, er iſt alſo nur ein 
Reeſervekonto. Auch wenn neue Aktien ausgegeben wer— 


den, zur Erhöhung des Grundkapitals, iſt das erzielte 
5 Agi, dem Reſervefonds zuzuführen. Die Ausgabe neuer 
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Aktien ſoll nicht vor der vollen Einzahlung auf die alten 5 


erfolgen (außer bei Verſicherungsgeſellſchaften) $ 278. 5 


Sie bedarf der Zuſtimmung einer Dreiviertelmehrheit in 
der Generalverſammlung. | 

Der Geſellſchaftsvertrag, durch den die Aktiengeſell⸗ 
ſchaft errichtet wird, iſt ins Handelsregiſter einzutragen, 
wobei das Handelsgericht prüft, ob die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen gewahrt ſind. Erſt mit der Eintragung ins 
Handelsregiſter beginnt die Aktiengeſellſchaft als eigene 
juriſtiſche Perſon zu „beſtehen“ (§ 200). Bei Auflöſung 
einer Aktiengeſellſchaft erfolgt die Liquidation durch den 
Vorſtand. Sie kann aber auch anderen Liquidatoren übers 
tragen werden. Auch kann eine Aktiengeſellſchaft endigen 
ohne Liquidation, wenn das ganze Vermögen mit Aktiven 
und Paſſiven verkauft wird. Ein anderer Auflöſungsgrund 
iſt die Fuſion, die Verſchmelzung der Aktiengeſellſchaft 
mit einer anderen. Auch hierbei kann eine Liquidation 
unterbleiben. 

Die Organe der Aktiengeſellſchaft ſind Vorſtand, 
Aufſichtsrat und Generalverſammlung. Die 
letztere iſt das Organ, durch welches die eigentlichen Un⸗ 


ternehmer, die Aktionäre, ihre Rechte in den Angelegene 


heiten der Geſellſchaft ausüben. Die Generalverſammlung 
wird durch den Vorſtand berufen ($ 253), und zwar 
mindeſtens einmal jährlich zur Genehmigung der Bilanz 
und der Gewinnverteilung ſowie zur Entlaſtung des Vor⸗ 
ſtandes und Aufſichtsrates (§ 260). Die Generalver⸗ 


ſammlung muß aber berufen werden, wenn Aktionäre, | 
deren Anteile den 20. Teil des Grundkapitals erreichen, 


es verlangen ($ 254). > 
| Die Generalverſammlung ſtellt alſo den letzten und? 
oberſten Willen in der Aktiengeſellſchaft dar. Da fie 
aber bei der meiſt großen Zahl der Aktionäre ein ſchwer 
fälliges Organ iſt, kommt dieſer oberſte Wille nur ſelten 
aktiv zum Ausdruck. Seine Willenserklärungen ſind meiſt 


nur formal, Zuſtimmungen zu den Beſchlüſſen der Lei⸗ 4 


tung. Wenn daher auch bei einer gutgehenden Aktien? 
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geſellſchaft oft nur ſehr wenige Aktionäre in der General— 
verſammlung erſcheinen und die Leiter die ganzen For— 
malien ſchnell „unter ſich“ erledigen, ſo kann doch andrer— 
ſeits die Generalverſammlung, wenn eine Gruppe von 
Aktionären mit der Leitung unzufrieden iſt, der Schauplatz 
erbitterter Machtkämpfe werden und die Majorität kann ihre 
Macht ſehr einſchneidend geltend machen. Aber die Lei— 
tung des Unternehmens übt die Generalverſammlung 

natürlich in keiner Weiſe aus. Vielmehr beſtellt ſie — das 

iſt überall ihr hauptſächlichſtes Recht — den „Vor- 
ſtand“, die Direktoren, die in Deutſchland aber nicht 
ſelbſt Aktionäre zu ſein brauchen. Die Direktoren haben 
dann die Leitung im Innern und die Vertretung nach 
außen. Außerdem beſtellt die Generalverſammlung als 
ein Kontrollorgan den Aufſichts- oder Verwal— 
tungsrat. 

Es iſt nun bemerkenswert, daß die Verfaſſung der 
Aktiengeſellſchaft und die Stellung der Aktionäre in 
Deutſchland ganz beſonders demokratiſch ſind. Jeder Aktio— 
när iſt ſtimmberechtigt und faſt alle wichtigeren Beſchlüſſe: 
Dividendenfeſtſetzung, Feſtſtellung der Bilanz, Kapitals 
erhöhungen oder -herabſetzungen uſw. ſind von der Zu— 
ſtimmung der Generalverſammlung abhängig. In Eng: 
land und, eigentümlicherweiſe, beſonders in Amerika, iſt 
die Aktiengeſellſchaft viel weniger demokratiſch organi— 
ſiert. Die Befugniſſe der Generalverſammlung können 
dort auf Bilanzgenehmigung und Direktorenwahl be— 
ſchränkt fein, ſelbſt die Dividendenfeſtſetzung und Kapital⸗ 

erhöhungen können ihrer Kompetenz entzogen fein. Ganz 
beſonders aber wirkt die ſehr verbreitete Übung, nur einer 
beſtimmten Kategorie von Aktien Stimmrecht zu gewähren, 
. dahin, daß häufig den eigentlichen Kapital Beiſteuernden 
nur ein ſehr geringer Einfluß auf die Geſellſchaft gewährt 
wird. So werden nicht ſelten die common shares, Stamm⸗ 
en, den Gründern ohne oder gegen nur geringe Ein⸗ 
blur überlaſſen, ihnen aber das Stimmrecht ganz allein 
vorbehalten. Die Folge davon iſt, daß oligarchiſche Zuſtände 


bei den amerikaniſchen Aktiengeſellſchaften die Regel bil⸗ 


den, d. h. faſt regelmäßig wird eine Aktiengeſellſchaft be⸗ 


herrſcht, „kontrolliert“ — wie der techniſche Aus⸗ 


druck lautet — durch eine kleine Gruppe mächtiger Aktios 
näre, die dann gewöhnlich auch ſelbſt in der Verwaltung 
ſitzen. Es kommt dabei auch in Betracht, daß die Zune 
tionen von Direktion und Aufſichtsrat dort ſehr viel 
weniger ſcharf getrennt ſind als bei uns. Ein eigentlicher 


Aufſichtsrat fehlt, die kontrollierende Funktion liegt bei 
dem board of directors, wogegen der eigentliche Leiter der 
Unternehmung et genannt wird, aber beide Funk⸗ 


tionen ſind eben nicht ſcharf getrennt. Die Leiter ſind bei 


dieſer Organiſation meiſt ſtark an der Unternehmung durch 


eigenen Aktienbeſitz intereſſiert, die Verwaltung iſt daher 


keine jo rein beamtenmäßige wie bei uns — was in 


Amerika mangels der jahrhundertelangen Schulung durch 


ein ſtaatliches Beamtentum nicht möglich wäre. Aber 


das ſchlimme iſt eben, daß dieſe Leiter oft mit einem ver⸗ 
hältnismäßig außerordentlich kleinen Teil des Geſamt⸗ 


kapitals, nämlich nur der Mehrheit der ſtimmberechtigten ; 


Aktien, das ganze Unternehmen beherrſchen, während alle 


übrigen Aktionäre vollſtändig machtlos find. Dieſes Prin? 


zip, mit möglichſt geringer Kapitalinveſtierung große 
Unternehmungen zu beherrſchen, haben die amerikaniſchen 
Großkapitaliſten zur Virtuoſität ausgebildet mittels des 
Syſtems der Verſchachtelung der Unternehmungen (Effek⸗ 


tenſubſtitution), von der wir ſpäter noch ſprechen werden, 5 


und fie beherrſchen damit die verſchiedenſten Erwerbs— 
zweige. Natürlich nützen ſie auch ihre beſſere Kenntnis 
der Verhältniſſe des Unternehmens zu Effektenmanipula⸗ 


tionen an der Börſe aus, entfachen und beeinfluſſen 


überhaupt die Spekulation in ihrem Sinne, und die 
kleinen Aktionäre ſind dann gewöhnlich die Opfer. 


Unſer demokratiſcheres Aktienrecht ermöglicht viel 


weniger leicht die Erwerbung und den Mißbrauch einer 


Kontrolle, aber es hat den Nachteil, daß es die Leitung 1 
der Unternehmung von der zufälligen Majorität in der 
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Generalverſammlung abhängig macht, und, wie bei aller 
Demokratie, iſt natürlich keinerlei Gewähr gegeben, daß 
dieſe Maſſenregierung, eine ſolche Zufallsmajorität der 
Aktionäre, beſonders ſachverſtändig iſt und die Intereſſen 
des Unternehmens fördert. Aber wie die demokratiſchſte 
Verfaſſung im Staate tatſächlich die Oligarchie nicht aus— 
ſchließt, derjenigen nämlich, die nach ihrem Willen die 
Maſſe zu lenken verſtehen, ſo iſt auch in der Aktiengeſell— 
ſchaft die faktiſche Beherrſchung derſelben gerade dann am 
leichteſten, d. h. mit dem geringſten Kapital möglich, wenn 
die Aktien recht ſtark verteilt, in recht vielen Händen ſind. 
Und ſo zeigt ſich in Deutſchland ſeit der Revolution 
die eigentümliche Erſcheinung, daß, während unſer po— 
litiſches Leben demokratiſcher geworden iſt, die demokra— 
tiſche Organiſation der Aktiengeſellſchaften im Rückgang be— 
griffen iſt. Es hängt das damit zuſammen, daß, um 
dem Eindringen ausländiſcher Kapitaliſten, der ſog. Über— 
fremdungsgefahr vorzubeugen, von vielen Geſellſchaften 
Aktien mit mehrfachem (bis zu Zofachem) Stimmrecht 
ausgegeben wurden, wodurch ſich in den meiſten Fällen 
die gegenwärtige Verwaltung ihre Stellung bedeutend ver— 
ſtärkt. Ferner hängt es damit zuſammen, daß bei den 
gegenwärtigen Schwankungen aller Preiſe und der Un— 
ſicherheit aller wirtſchaftlichen Verhältniſſe große finan— 
zielle Transaktionen und Spekulationen, Zuſammenkaufen 
ganzer Unternehmungskomplexe durch reich gewordene Pro⸗ 
duzenten oder Händler und Spekulanten eine ganz andere 
Rolle ſpielen als früher. Unſer Wirtſchaftsleben hat ſich in 
dieſer Hinſicht ſtark amerikaniſiert, denn in den Vereinig⸗ 
ten Staaten war das ſpekulative Gründungs⸗ und Fi⸗ 
nanzierungsweſen ſtets im Schwange. 
| Gerade in ſolchen Zeiten wie den gegenwärtigen zeigt 


Hees ſich aber, daß dieſe rechtlichen Verſchiedenheiten in der 


Stellung des Verwaltungsrates und der Direktion nicht 
von ſo großer praktiſcher Bedeutung find, wie es den An- 
ſchein haben könnte. Denn praktiſch wird ihre Stellung 
ſehr oft beſtimmt auf Grund individueller perſön⸗ 


. 
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licher Verhältniſſe. Gerade in ſolchen Spekulations⸗ 1 
Kriſenzeiten wie der gegenwärtigen treten die Männer 
gegenüber den Maßregeln in den Vordergrund. Und 


man darf über dem Schlagwort vom „unperſönlichen Ra 


pitalismus“ nicht verkennen — und dazu neigt die Ar⸗ 


beiterſchaft —, daß es doch immer nur einige wenige 
ſind, welche die großen Unternehmungen leiten. Ein ſehr 
tüchtiger und energiſcher Direktor kann ganz allein die 


Unternehmung beherrſchen, Aufſichtsrat und Generalver⸗ 
ſammlung „in der Taſche haben“. Er kann trotzdem ein 


Schwindler ſein, wie bei der berüchtigten Aktiengeſellſchaft 
für Trebertrocknung, wo der Generaldirektor Schmidt 


den Aufſichtsrat und die ganze Direktion der Leipziger 


Bank beherrſchte. Ebenſo iſt aber auch ſehr häufig ein 


einflußreicher und geſchäftskundiger Vorſitzender des Auf- 
ſichtsrates, beſonders oft ein Vorbeſitzer der Unternehmung, 


der eigentliche Leiter, namentlich wenn er neu eingetrete— 
nen oder weniger erfahrenen Direktoren gegenüberſteht. 
Ferner kann aber auch ein bloßes Mitglied des Aufſichts— 
rates z. B. ſehr oft der Vertreter einer großen Bank die 
Verhältniſſe des Unternehmens beſtimmen, mindeſtens 


einen den normalen weit überſteigenden Einfluß ausüben. 
Und ſchließlich kommt es natürlich auch bei uns vor, daß 


bisher Außenſtehende, früher namentlich eine Bank, jetzt 


meiſt große Händlerfirmen, die im Kriege Millionen vers 


dient haben, durch Erwerb zahlreicher Aktien plötzlich einen 


entſcheidenden Einfluß auf die Leitung einer Geſellſchaft 


gewinnen. Für alles das ſind bei den Fuſionen und In⸗ g 


tereſſengemeinſchaften namentlich in neueſter Zeit zahl⸗ 
reiche Beiſpiele in Deutſchland anzuführen. Man erkennt 
daraus wieder, daß man die Unternehmereigenſchaft nicht 
mit der Leitung der Geſellſchaftsunternehmung in Ver: 
bindung bringen darf, weil dieſe faktiſch bei ſehr verſchie— 
denen Perſonenkategorien ſich befinden kann. Im letzten 


Grunde entſcheidet doch immer perſönliches Geſchick und 3 


Tatkraft. 


Der Auff e iſt jedenfalls wee organ 1 


an 


der Aktiengeſellſchaft, auf das ſich in Deutſchland die 


meiſten Vorſchläge auf geſetzliche Neuregelung beziehen. 


| Er hat nach dem Geſetz ($ 246 HGB.) die Geſchäftsfüh— 


rung in allen Zweigen der Verwaltung zu überwachen, die 
Bücher, die Beſtände an Wertpapieren und Waren, ſowie 
der Kaſſe zu unterſuchen, ſchließlich die Jahresrechnungen 
und Bilanzen zu prüfen. Die äußerſt zahlreichen An— 
griffe gegen dieſe Inſtitution beruhen darauf, daß die 
einzelnen Mitglieder zwar ihre oft ſehr hohen Tantiemen 


gern einſtecken, aber meiſt nicht imſtande waren, Nach⸗ 


läſſigkeiten oder Unterſchleife der Beamten zu verhindern. 
Nur ſelten gelang es, Vorſtand und Aufſichtsrat dafür 


haftbar zu machen. Man verlangt vielfach eine ſtärkere 


Haftung des Aufſichtsrates und ſchlägt zu dieſem Zwecke 


Tantiemeſperre u. dgl. vor. Aber es heißt von Men⸗ 


ſchen zuviel verlangen, wenn man fordert, daß der Auf: 


. ſichtsrat jede geſchickte Betrügerei von Angeſtellten ent— 


decken und dafür haftbar ſein ſoll. Allerdings iſt kein 


23 bweifel, daß ſehr viele Aufſichtsräte das ihnen über— 


tragene Amt ernſthafter nehmen und ſorgfältiger aus— 
üben könnten. Man will das dadurch herbeizuführen 
ſuchen, daß man die Kumulierung von Aufſichtsratsſtellen 
in einer Perſon bei verſchiedenen Unternehmungen einzu⸗ 
ſchränken vorſchlägt. In der Tat iſt es von jeher vor— 
gekommen, daß manche Perſonen, insbeſondere große Ban⸗ 
kiers, im Aufſichtsrat ſo zahlreicher Unternehmungen ſich 
befanden, daß ſie der Überwachung der einzelnen kaum 
genügende Sorgfalt widmen konnten. Aber es ſcheint be⸗ 
denklich, hier ſchematiſche Geſetzesbeſtimmungen zu treffen. 
Denn ſchließlich hat die Generalverſammlung, die die 
einzelnen Aufſichtsratsmitglieder wählt, es in der Hand, 
von dieſem Geſichtspunkte aus ungeeignete Perſonen aus⸗ 


zuſchließen. In Deutſchland ſpielen aber für die Wahl 


zum Aufſichtsrat beſondere Beziehungen zu der Unter— 


nehmung, vor allem alſo ihre Bankverbindung, aber auch 


die Leiter großer rohſtoffliefernder Werke oder große Ab⸗ 


nehmer, eine bedeutende Rolle. Dagegen tritt die Wahl 


I 


rein dekorativer Perſönlichkeiten, z. B. Angehöriger des 
hohen Adels, die in England von ziemlichem Umfange iſt, 
bei uns an Bedeutung zurück. | 

Prinzipiell gewährt jede Aktie das Stimmrecht (5 232. 
HGB.). Faktiſch aber iſt es auch in Deutſchland zu⸗ 
läſſig, verſchiedene Aktien mit verſchiedenen Rechten aus: 
zugeben. Von den Aktien mit mehrfachem Stimmrecht 
haben wir ſchon geſprochen. Es gilt aber auch für die 
Verteilung des Gewinns (F 185). So iſt die Ausgabe von 
Vorzugsaktien häufig, namentlich wenn in ungünſtiger 
Lage befindliche Unternehmungen ihr Kapital vermehren 
wollen. Sie haben gegenüber den alten Aktien (Stamm- 


aktien, aus denen fie häufig durch „Zuſammen⸗ 


legung“ entſtehen), das Vorrecht auf eine Dividende 
von beſtimmter Höhe, bevor die Stammaktien eine ſolche 
bekommen; manchmal mit dem Recht auf Nachzahlung 
derſelben, wenn ſie einmal nicht geleiſtet werden konnte. 


Es gibt auch feſtverzinsliche Prioritätsaktien, 


die auf eine beſtimmte Maximaldividende beſchränkt ſind. 
Sie ſind namentlich in letzter Zeit häufig ausgegeben 
worden, vielfach mit mehrfachem Stimmrecht. In Ame⸗ 
rika iſt die Trennung von Stamm⸗ und Vorzugsaktien 
allgemein. Erſtere werden oft ohne dafür zu leiſtende Ein- 


zahlungen ausgegeben, fo daß eigentlich nur die Vorzugs⸗ 


aktien den Wert des Unternehmens darſtellen, während 
jene „Waſſer“ find. Sie find aber ein beliebter Gegen⸗ 
ſtand der Börſenſpekulation. In Deutſchland kommen 
ferner ſog. Genußſcheine vor, die keinen Anteil am 
Vermögen der Aktiengeſellſchaft, ſondern nur ein Recht 
auf beſtimmte Gewinnbezüge darſtellen. 


In Amerika wird mit der Verknüpfung des Stimm⸗ l 


rechtes an die Aktien viel Mißbrauch getrieben. Um eine 
Unternehmung mit möglichſt wenig Kapital Eontrolliee 
ren zu können, erhält nur eine gewiſſe Kategorie von 
Aktien, z. B. die Stammaktien, auf die vielleicht gar 
wg eingezahlt iſt, das Stimmrecht. Beim Tabaktruſt x 

B. find ausgegeben 2 


56 Mill. $ 6%ige Vorzugsobligationen, 
78,7 „ 5, 4%tge Obligationen, 
80 „ „Vorzugsaktien, alſo 


214,7 Mill. $ nicht ſtimmberechtigtes Kapital, denen nur 
40 „ „Stammaktien als allein ſtimmberechtigt ge— 
genüberſtehen. 

Daneben ſpielt die Kapitalbeſchaffung durch Obli— 
gationenausgabe auch in Deutſchland eine große und 
in neueſter Zeit, ebenſo wie in Amerika, ſtark wachſende 
Rolle. Es kamen an Obligationen, außer Hypothekenobli⸗ 
gationen, in Deutſchland zur Emiſſion im Jahre 1905 
331 Millionen Mark, 1906 257 Mill. M., 1907 173 Mill. 
Mark, 1908 402 Mill. M., 1909 329 Mill. M., 1910 
425 Mill. M., 1911 392 Mill. M., 1912 453 Mill. M., 
1913 371 Mill. M. Darunter befanden ſich allerdings 
auch ausländiſche (ruſſiſche, amerikaniſche) Eiſenbahnobli— 
gationen. Im ganzen betrug das allein in Induſtrie— 
obligationen deutſcher Unternehmungen angelegte Kapital 
95 einer Reichsſtatiſtik von 1910 rund 4 Milliarden 

ark. ä 

Namentlich in England, zum Teil auch in Amerika, 
ſind ſowohl bei den Aktien wie bei den Obligationen ſehr 
viele Abarten möglich. Doch iſt das durchaus unerwünſcht 
und die Geſetzgebung ſollte eigentlich nur möglichſt wenige 
Arten zulaſſen, weil durch das Nebeneinanderbeſtehen vieler 
Arten die Rechte der Aktionäre wie der Obligationeninhaber 
unklar werden und die Käufer von ſolchen, die ſie als Kapi⸗ 
talanlage benutzen, leicht irregeführt werden. Insbeſondere 
die Kapitaliſation mancher engliſcher Aktiengeſellſchaften 
iſt von dieſem Standpunkt aus durchaus zu beanſtanden, 
und es iſt ſehr zu bedauern, daß auch in Deutſchland 
neueſtens durch Schaffung vielfacher Aktienkategorien die 
fab wia. mancher großen . verdun⸗ 
5 elt wird f | | 


4. Bolkswirtfhafthice Bede der 1 


Kapitalgeſellſchaften. 


Vor dem Aufkommen des Effektenweſens waren Ge⸗ 2 


ſellſchaftsunternehmungen, wie geſagt, nur in beſchränktem 


Umfange möglich, in der Hauptſache in Form der Offe⸗ 


nen Handelsgeſellſchaft, die eben nur für eine kleine Zahl 
von Geſellſchaftern in Betracht kommt. Über fremde 


Kapitalien zu verfügen war nur möglich auf Grund per⸗ 
ſönlichen Vertrauens der Kapitalbeſitzer. Daher konnten 


ſelbſt die öffentlichen Körperſchaften meiſt keine großen 
Unternehmungen ins Leben rufen, da fie ebenfalls nut 


in beſchränktem Umfange im Wege des Kredits über fremde 
Kapitalien verfügen konnten. Die gewaltige Ausdehnung 


der Staatsanleihen war natürlich auch an die Entwicklung 


des Effektenweſens gebunden. Vorher gab es daher gar 
kein mobiles Kapital im heutigen Sinne. Kreditgewäh⸗ 


rung und Beteiligung waren eine rein perſönliche An⸗ 


gelegenheit. Die Anlage erſparten Einkommens war regel⸗ 
mäßig für längere Zeit immobil. Heute dagegen kann 


man durch Ankauf von Effekten jederzeit die größten Kapi⸗ 
talien anlegen und durch Verkauf kann man ſie in kür⸗ 
zeſter Zeit wieder flüſſig machen. Trotzdem in Wahrheit, 


ebenſo wie früher, und noch mehr wie früher (wegen der 


Verfeinerung des Geld⸗ und Kreditmechanismus), jedes 


erſparte Einkommen ſofort wieder in Produktionsmitteln 
inveſtiert wird, bleibt es doch durch die Verkörperung in 


Effekten für den Eigentümer ſo fungibel als ob es immer 
noch die Geldform hätte, und kann tatſächlich für ihn 
jeden Augenblick wieder in dieſe zurückverwandelt werden. 
Nur wenn man dies ſich vor Augen hält, — und man 
braucht nur in den nationalökonomiſchen Lehrbüchern 
nachzuſehen, wie wenig bisher darauf hingewieſen wurde 
— verſteht man die Bedeutung der Kaßitalgeſellſhate; 1 


richtig. 
Die Wirkungen dieſer Mobiliſierung und Fungibili⸗ 


ſierung des Kapitals durch die Verkörperung in Effekten 


1 x a 
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find nämlich zweierlei: erſtens war es nur auf bieten? 


Wege möglich, ſelbſt für die größten Unterneh- 


mungen das Kapital zuſammenzubringen und 
zweitens — und nicht minder wichtig — war es nur ſo 


möglich, daß die Erträge dieſer großen Unter⸗ 


nehmungen auch einer großen Zahl von Per⸗ 
ſonen zufallen. Was das erſte anbetrifft, ſo kann 


man heute in einer Aktiengeſellſchaft beliebig große Kapi— 


talien zuſammenbringen, ſobald nur der Zweck irgendwie 
gewinnbringend erſcheint. Und wenn eine Geſellſchaft ſich 


ſchon bewährt und Erfolge erzielt hat, ſo ſtrömen ihr zu 


Vergrößerungen ohne weiteres beliebige Kapitalmengen zu. 
Tauſende ſtellen dann Gelder zur Verfügung, und wohl— 
habende Leute können ſich ſo an zahlreichen Unternehmun— 
gen beteiligen. Die gewaltigen Summen, die für Eiſen— 


bahnbauten und ſonſtige große Unternehmungen in der 


zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts verwendet wurden, 


hätten ohne das Effektenweſen nicht aufgebracht werden 


können. Denn auch der Staat hätte die vielen Milliarden, 


die er ſich heute in Form von Rentenſchulden geliehen hat, 


niemals aufgebracht, wenn nicht die jederzeitige Veräußer— 
lichkeit feiner Obligationen dem Gläubiger die Unkünd— 
barkeit und mangelnde Rückzahlungspflicht erſetzte. Bei 


den Aktiengeſellſchaften gibt dagegen die unbegrenzte Ge 


winnchance einen ſtarken Antrieb zur Beteiligung, wäh⸗ 
rend durch die beſchränkte Haftung das Riſiko dieſer Be⸗ 
teiligung auf die Kapitaleinlage beſchränkt bleibt. Dieſe 


beſchränkte Haftung hat außerordentlich dazu beigetragen, 


neben der Kreditgewährung gegen feſten Zins auch der 


Beteiligung am Gewinn durch Erwerb von Aktien eine 
ſo große Verbreitung zu verſchaffen. Daher bedeuten die 


eu 7 N 


Kapitalgeſellſchaften die denkbar grö 


Riſikos. Sie erleichtern mit alledem die Einführung neuer 


Produktionsmittel und haben daher mehr als irgend etwas 
anderes den techniſchen Fortſchritt und ſeine Anwendung 

gefördert. Daß die jederzeitige Veräußerlichkeit der Aktien 
in s mit ihrem Anrecht auf ſchwankende Ge⸗ 


. 


Verteilung des 
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winne die Spekulation und das Spiel ſtark gefördert hat, 
davon wird ſpäter noch zu reden fein. 1 
Zweitens liegt dann, wie ſchon gejagt, die Bedeu⸗ 


tung der Kapitalgeſellſchaften darin, daß ſie die Erträge N 


der ſo ermöglichten großen Unternehmungen auch einer 
großen Zahl von Perſonen zugute kommen 
laſſen. Vor dem Aufkommen des Effektenweſens mußten 
große Unternehmungen ſchon deswegen ſelten ſein, weil 
ſonſt ihre Erträge nur einigen wenigen Perſonen zu⸗ 
gefloſſen wären. Um das an einem Beiſpiel klar zu 


machen: wenn die ganze gewerbliche Produktion in Deutſch⸗ 


land durch lauter Krupps erfolgte, d. h. wenn alle großen 
Unternehmungen wie dieſe in den Händen von einer oder 
ganz weniger Perſonen wären, würde eine verſchwindende 
Zahl von Perſonen ungeheuer reich fein. Die Einkom— 
mensverteilung wäre dann ſehr ungünſtig. Durch 
die Aktiengeſellſchaften werden alſo die Erträge der großen 
Unternehmungen an eine viel größere Zahl von Perſonen 
verteilt. Da nun große Unternehmungen mit viel Kapital 
heute notwendig ſind und ſich noch immer weiter aus⸗ 
dehnen werden, wirkt die Aktiengeſellſchaft, das Effekten⸗ 
weſen im Sinne einer dieſem Umſtande angepaßten beſſe⸗ 
ren Einkommensverteilung. Auch aus dieſem Grunde war 
die allgemeine Ausbreitung des Großbetriebs im 1 Gewerbe 
und Transportweſen an die Entwicklung der Effekten 
gebunden. Sie find nicht nur das Mittel, große Kapitalien 
zuſammenzubringen, ſondern auch große Einnahmen vielen 
Beteiligten zuzuführen. Da alſo heute infolge der tech⸗ 
niſchen Entwicklung große Betriebe unbedingt notwendig 


ſind, bewirkt das Prinzip der Aktiengeſellſchaften, das 


Effektenweſen, an ſich eine Verminderung der Übermacht 
des bloßen Kapitalbeſitzes im Produktionsprozeſſe, die 
ſonſt hätte eintreten müſſen. Ohne die Aktiengeſellſchaften 1 
gäbe es in allen vorgeſchrittenen Induſtrieſtaaten eine 
Herrſchaft einer kleinen Klaſſe von „Induſtriebaronen“, 
die noch viel intenſiver wäre als die der mächtigſten Groß⸗ a 
grundbeſitzerklaſſe in einem Agrarſtaate. Allerdings kann 


durch die Aktiengeſellſchaften an die Stelle der Herrſchaft 
großinduſtrieller Unternehmer eine ſolche des Finanzkapi— 
tals treten, die wegen des damit verbundenen ſpekulativen 
Charakters volkswirtſchaftlich noch ungünſtiger ſein kann 
als jene. Doch kann das durch eine gute Aktiengeſetzgebung 
und einen Ausbau der direkten Steuern vermieden werden. 
In dieſer Hinſicht haben allerdings die früheren Steuer— 
ſyſteme verſagt und die in ſozialem Sinne notwendige 

größere Ausgleichung der Einkommen und Vermögen her— 
beizuführen verſäumt. 

Die völlige Trennung von Unternehmungsbeſitz und 
Unternehmungsleitung, die durch das Effektenweſen er— 
möglicht wird, oder — anders ausgedrückt — die Tat— 
ſache, daß man ſich durch bloßen Erwerb von Aktien 
jederzeit an den verſchiedenſten Unternehmungen beteiligen 
und dieſe Beteiligung durch Verkauf jederzeit wieder auf— 
geben kann, hat die Erzielung arbeitsloſen Ein- 
kommens außerordentlich verallgemeinert. Man ver— 
gegenwärtige ſich einmal, wer denn vor 100 Jahren ein 
Einkommen ohne eigene Arbeit genießen konnte. Nur der 
große Grundbeſitzer durch Verpachtung ſeiner Güter, allen— 
falls noch der ſtädtiſche Hausbeſitzer durch Vermietung, 
was aber damals entfernt nicht ſo häufig war wie heute. 
Jedenfalls nur der Immobilienbeſitzer. Daher war der 
Beſitz von Grund und Boden bis in die neueſte Zeit hinein 
die einzige Form des Reichtums, die ſich vererben ließ, 
die Grundariſtokratie die einzige Form der Ariſtokratie 
im ſozialen Sinne, d. h. einer durch Generationen über 
die große Maſſe hervorragenden ſozialen Oberſchicht. Wer 
ein Handelsgeſchäft, einen Gewerbebetrieb ererbt hatte, 
mußte ſie ſelbſt betreiben. Da die Erben dazu durch 
mehrere Generationen meiſt nicht imſtande waren, ſo 
verfiel der Reichtum. Nur wenn die in Handel und Ges 
werbe erworbenen Vermögen in Grundbeſitz angelegt wur— 
den, erhielt er ſich. Nur ſo hat der Reichtum der Fugger 

und Welſer die Jahrhunderte überdauert. 
Ganz anders heute. Ein Fabrikant, der reich ge— 
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Liefmann, Unternehmungsformen. 


worden iſt, macht aus feiner Fabrik eine Aftiengefell- 
ſchaft, veräußert eventuell einen Teil der Aktien, legt ſein 
Vermögen geſchickt in Effekten an und ſeine Kinder und 
Kindeskinder genießen deren Erträge ohne jede eigene 
Arbeit. Ja, das Vermögen vermehrt ſich häufig. Die 
Aktien werden durch Abſchreibungen im Laufe der Jahre 
wertvoller, es werden junge Aktien ausgegeben, die die 
Aktionäre mit einem Gewinn am Kurſe beziehen können. 
Kurzum, die Stabiliſierung eines Vermögens über den 
Tod des urſprünglichen Erwerbers hinaus, die ein Ein⸗ 
kommen ohne eigene Arbeit ermöglicht, wird durch den 
Effektenkapitalismus ganz allgemein. Dieſ er iſt alſo 
ein ungeheuer wirkſames Mittel, eine ein⸗ 
mal beſitzende Klaſſe im Beſitze zu erhalten. 
Das hat man, bevor ich vor 10 Jahren darauf hinwies, noch 
kaum erkannt, denn der Effektenkapitalismus wurde über⸗ 
haupt nicht genügend beachtet. Er wirkt aber zweifellos 
in der Richtung einer Verſchärfung der ſozialen Gegenſätze. 
Gegenüber dem Arbeitseinkommen, das mit dem Tode 
des Leiſtenden erliſcht, nimmt das auf Vermögensbeſitz 
beruhende, jog. fundierte Einkommen durch dass 
Effektenweſen immer größere Bedeutung an. Es wird 
ſo der Genuß eines arbeitsloſen Einkommens um ſo mehr 
auf die Nachkommen übertragen, je mehr durch Ein- oder 
Zweikinderſyſtem eine Teilung des Vermögens vermieden 
wird. So paradox es klingen mag: Zweikinderſyſtem En. 
und Effektenkapitalismus find daher Korrelate. Je mehr 
dieſer ſich entwickelt, um ſo Rn wird ſich daher wohl 
auch jenes verbreiten. Daher z. B. auch die außerordente 
lich geringe Volksvermehrung in dem typiſchen Rentner⸗ 
ſtaat Frankreich und bei der wohlhabenden Bevölkerung 
in den Vereinigten Staaten, wo das Aktienweſen die 
weiteſte Ausbreitung gefunden hat. 1 
„Dieſe Möglichkeit, mittels Effektenbeſitzes ohne eigene 1 
Arbeit an den Erträgen vieler Unternehmungen zu parti⸗ 
zipieren, hat noch mancherlei ſonſtige ökonomiſche und 
ſoziale Wirkungen, und zwar gute und ſchlechte. Sie 
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bewirkt zunächſt, daß ſich fo viele Leute Berufen zu 
wenden können, die ihnen keinen oder nur un⸗ 


genügenden Lebensunterhalt bieten. Der große 


Andrang zu den wiſſenſchaftlichen Berufen rührt daher, 
ebenſo der Zudrang zum Beamtenſtand, bzw. umgekehrt 
ausgedrückt, nur durch die gewaltige Ausbreitung fun— 
dierter Einkommen mit der Entwicklung des Effekten— 
kapitalismus war es möglich, daß der Staat ſeine Be— 
amten im Vergleich zu ihrer ſozialen Stellung ſo gering 
beſolden konnte und doch ſo großer Andrang dazu vor— 
handen war. Während es auf der einen Seite in kultureller 
Hinſicht ſehr erfreulich iſt, daß ſich ſo viele Leute der 
Produktion immaterieller Güter, wiſſenſchaftlichen und 
künſtleriſchen Leiſtungen zuwenden können — leider ſind 
die Beſitzer derartiger Talente und die von Vermögen 
aber nicht immer identiſch —, iſt eine übermäßige Inan— 
ſpruchnahme von Arbeitskräften für die öffentliche Ver— 
waltung keineswegs erwünſcht. Und erſt recht iſt es natür— 
lich nicht im Intereſſe der Volkswirtſchaft, daß, wie 
z. B. in England und den Vereinigten Staaten, zahl— 
reiche Vermögensbeſitzer gar nichts tun als Kupons ab— 
ſchneiden und allenfalls Sport zu treiben, weil dann ihre 
Bedarfsbefriedigung durch die Arbeit der anderen mit 
erfolgen muß. Es iſt, wie geſagt, nicht zu bezweifeln, 
daß durch den Effektenkapitalismus der ſoziale Gegen⸗ 
ſatz gegenüber allen denen, die ein Arbeitseinkommen, aber 
keen Vermögen beſitzen, verſchärft wird. Daher iſt eine 
beſondere, Belaſtung des ſog fundierten Einkommens heute 
zutage eine notwendige Einrichtung in jedem gerechten 
Steuerſyſtem, ja, wie mir ſcheint, iſt aus dieſem Grunde 
eine ſtarke und progreſſive allgemeine Erbſchaftsſteuer eine 
Faorderung ſozialer Gerechtigkeit, um die ſchon in naher 
5 Zukunft kein Staat mehr herumkommen wird.“ 
5 Das ſchrieb ich vor 10 Jahren in der erſten Auflage. 
Heute, nach den Erfahrungen des Krieges und der Revo⸗ 
llution, weiß ein jeder, wieviel in dieſer Hinſicht verſäumt 
worden iſt. Hätte man vor dem Kriege bei der Einkommens⸗ 
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und Vermögensſteuer eine fchärfere Progreſſion durchgeführt, 
hätte man die Erbſchaftsſteuer weiter ausgeſtaltet und 
hätte man die Kriegs- und ſpäter die Spekulations⸗ und 
Schiebergewinne ſchärfer erfaßt, ſo wäre die Arbeiterſchaft 
längft nicht in dem Umfange einem wirklichkeitsfremden 
Radikalismus in die Arme gefallen. Heute glauben die 
Arbeiter, ihr berechtigtes Ziel, die Einſchränkung arbeits⸗ 
loſer Einkommen, nur auf dem Wege einer völligen 
Beſeitigung des „Kapitalismus“, d. h. unſerer ganzen bis⸗ 
herigen Wirtſchaftsordnung, erreichen zu können, und ſie 
hängen an dem Ideal einer „mehrwertloſen Gemeinwirt⸗ 
ſchaft“ wie an einem religiöſen Dogma, ohne daß bisher 
überhaupt neue brauchbare Organiſations- und Vertei⸗ 
lungsprinzipien für dieſe Gemeinwirtſchaft aufgeſtellt wor⸗ 
den ſind. Davon wird im letzten Kapitel die Rede ſein. 
Wir ſtehen alſo vor der Tatſache, die ſich klar zu 
machen für alle, die das heutige Wirtſchaftsleben refor⸗ 
mieren wollen, von größter Bedeutung iſt, daß die Aktien⸗ 
geſellſchaft, überhaupt das Effektenweſen, zwar an ſich 
geeignet iſt, die Erträge großer Unternehmungen einem 
großen Kreiſe von Beteiligten zuzuführen und inſofern im 
Sinne einer günſtigen Einkommnesverteilung zu wirken, 
daß aber dieſe Wirkung gewiſſermaßen durchkreuzt wird 
durch eine andere, indem das Effektenweſen die Vererbung 
von Beſitz und die Erzielung von Erträgen daraus ohne 
eigene Arbeit außerordentlich erleichtert und erweitert. Doch 
kann dieſer ungünſtigen Wirkung, wie geſagt, durch eine 
weitere Ausbildung der direkten Steuern entgegengetreten 
werden. i 
Endlich iſt noch eine dritte, damit wieder in Zuſammen⸗ 
hang ſtehende Veränderung in den Einkommensverhält⸗ 
niſſen durch das Aufkommen der Aktiengeſellſchaften zu 
konſtatieren. Der Großbetrieb, der durch ſie ſo enorm 
gefördert wurde, hat an die Stelle kleinerer, auf eigene 
Rechnung und Gefahr tätiger Unternehmer 
vielfach die unſelbſtändigen, Lohn empfangenden Be⸗ 
amten der Geſellſchaftsunternehmungen geſetzt. Gewal⸗ 
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tig geftiegen iſt die Zahl der Direktoren, Ingenieure, 
Chemiker, Prokuriſten, Kaſſierer uſw., von denen früher 
viele ſelbſtändige Unternehmer geworden wären, während 
ſie jetzt zeitlebens abhängige Angeſtellte bleiben. Man 
beklagt vielfach dieſe Zunahme der unſelbſtändigen Be— 
rufe, der Abhängigen. Aber dieſe Entwicklung hat auch 
gewiſſe Vorteile. Die wirtſchaftliche Lage dieſer Leute 
iſt heute meiſt geſicherter und weniger riskant. Genau ſo 
wie ſich oft der kleine Handwerksmeiſter oder Ladeninhaber 
in ungünſtigerer Lage befindet als der gelernte Arbeiter, 
ebenſo iſt auch oft ein ſelbſtändiger Unternehmer ungün⸗ 
ſtiger geſtellt als ein gut bezahlter höherer Beamter einer 
Aktiengeſellſchaft. Dieſe kann durch große Gehälter die 
fähigſten Leute an ſich ziehen und lockt ſie damit auch 
oft nicht nur aus ſelbſtändigen Stellungen, ſondern auch 
aus dem Staatsdienſt. Sie bereitet damit den ſelbſtän⸗ 
digen Unternehmern einen ſchweren Stand, und oft muß 
der einzelne Unternehmer der überlegenen Kapitalkraft 
der großen Geſellſchaften weichen. Beſonders auch, weil 
dieſe ungünſtige Konjunkturen unter Umſtänden ſehr viel 
länger aushalten. Sie verteilen jahrelang keine Dividenden, 

die Aktien werden zuſammengelegt u. dgl. Alles das 
können die Aktionäre vertragen, weil der einzelne niemals 
ſein ganzes Kapital in einer einzigen Geſellſchaft anzu⸗ 
legen pflegt. Der private Unternehmer aber hätte ſeinen 

Betrieb ſchon längſt aufgeben müſſen. 
| Wenn alſo die Geſellſchaftsunternehmungen bei den 
Unternehmern ſelbſt das Riſiko verteilen, anderſeits Leuten 
ohne Kapital die Möglichkeit gewähren, in ihnen gutbe⸗ 
| zahlte Stellungen und ein ficheres Einkommen zu erhalten, 


ſo iſt doch die daraus ſich ergebende Vergrößerung der 
unſel ändigen und abhängigen, ein feſtes Arbeitseinkom⸗ 


mien Lerhaltenden Kla e. keineswegs in jeder Hinſicht er⸗ 
wünſcht. In derſelben Nich ang a ja auch die Enk⸗ 
wicklung der öffentlichen Unternehmungen und die mit 
dem Wachſen der Staatsaufgaben immer fortſchreitende 
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Hinſicht leicht zu einer Verminderung des b | 
nehmungsgeiſtes führen. Bureaukratiſche Verwaltung 


kann, wie beim Staat ſo auch bei den ähnlich verwalte⸗ a 
ten großen Unternehmungen Platz greifen. Der bloße 
Verſorgungsſtandpunkt einſchließlich ſtaatlicher oder pri⸗ 


vater Verſicherung kann zu ſehr an die Stelle des eigenen 


Tätigkeitstriebes treten. Es iſt kein Zweifel, daß dieſe os 


Gefahr bei uns in Deutſchland mit unferer Vorliebe für 


alles Beamtentum beſonders naheliegt. 
Ebenſogut aber kann das umgekehrte der Fall ſein. 
Da die Leiter der großen Kapitalgeſellſchaften, die Direk⸗ 


toren der Banken, die über die bei ihnen zuſammen⸗ 


ſtrömenden Kapitalien verfügen, kein eigenes Kapital ris⸗ 
kieren, kann auch zuviel Unternehmungsluſt vorhanden 


ſein. Es kann leichtfertig jeder neue Gedanke ausgeführt 
werden, große Kapitalien können für noch unerprobte Er⸗ 
findungen verwendet werden, die einzelnen Unternehmun⸗ | 


gen ſuchen fich in Neuerungen zu überbieten. 
Heutzutage iſt beides der Fall: Auf der einen Seite 
führt der Verſorgungsgedanke vielfach zur Forderung der 


Sozialiſierung, die, im naiven Glauben an die Omnipotenz 
des Staates und durch die Erfahrungen der Kriegswirt⸗ 
ſchaft nicht belehrt, durch Regelung von oben herab eine 
iel beſſere Anpaſſung der Produktion an den Bedarf 


herbeiführen zu können meint als die Planloſigkeit des 


kapitaliſtiſchen Ertragsſtrebens. Auf der andern Seite 


ſehen wir heute, im Zuſtand größter Preisſchwankungen 


und allgemeiner wirtſchaftlicher Unſicherheit, auch die Spe⸗ 


kulation gewaltig an Ausdehnung gewinnen, und dabei 


hat von jeher das Aktienweſen eine hervorragende Rolle 
geſpielt. Ich glaube aber, daß dieſe und überhaupt unſere 
Wirtſchaftsordnung nicht zu ſehr vom Standpunkt jo ab⸗ 
normer und augenſcheinlich vorübergehender, durch die 
Geldentwertung und den Friedensvertrag geſchaffener wirt⸗ 
ſchaftlicher Verhältniſſe beurteilt werden darf, wie fie heute 
in Deutſchland beſtehen. In normalen wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen, wie wir ſie vor dem Kriege hatten, waren die 


103 


großen Aktiengeſellſchaften eher der Träger der auf mög⸗ 
lichſte Stabilität des Wirtſchaftslebens hinzielenden Be— 
ſtrebungen, und unter ſolchen Verhältniſſen iſt es nur er⸗ 
wünſcht, wenn ſich möglichſt weite Kreiſe an ihnen be⸗ 
teiligen können. 

Freilich bleibt es als ein Mangel der heutigen Wirt⸗ 
ſchaftsordnung beſtehen, daß keine Sicherheit beſteht, daß 
die Errichtung dieſer Unternehmungen dem volkswirtſchaft—⸗ 
lichen Bedürfnis, der Nachfrage nach Produkten angepaßt 
wird. Es liegt die Gefahr vor, daß nicht mehr der Unter⸗ 
nehmungsgeiſt des eigentlichen Unternehmers, der das 
Kapital beſitzt und riskiert, die Ausdehnung der Bedarfs⸗ 
verſorgung beſtimmt, ſondern entweder der Tätigkeitsdrang 
angeſtellter und nicht ſelbſt intereſſierter Direktoren oder 
einfach die Maſſe des ſich anbietenden, Anlage ſuchenden 
Kapitals. Und damit kommen wir zu einer der wich⸗ 
tigſten Wirkungen, die die Entwicklung der Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften bisher ſchon gehabt hat und vielleicht in Zukunft 
noch in höherem Maße haben wird. Wenn es bei den 
heutigen großen Unternehmungen nicht mehr der Unter— 
nehmungsgeiſt des einzelnen iſt, der ſie ins Leben ruft 
und den wirtſchaftlichen Fortſchritt herbeiführt, ſondern 
dieſe Unternehmungen genau ſo verwaltete Erwerbsanſtal⸗ 
ten im Intereſſe einer großen Zahl von Aktionären ſind, 
wie der Staat Anſtalten im Intereſſe der Allgemeinheit 
betreibt, ſo ergibt ſich, daß überhaupt eigentlich nicht mehr 
Perſonen mit eigenem Erwerbsſtreben und eigenem Be— 
tätigungstrieb die treibende Kraft im Wirtſchaftsleben ſind, 
ſondern daß die verfügbaren, Anlage ſuchenden Kapitalien, 
das ſog. mobile Kapital, den Anſtoß zu wirtſchaftlicher 
Tätigkeit, zur Erweiterung und Vervollkommnung der 
Bedarfsverſorgung geben. Und das iſt in der Tat eine 
ganz allgemeine und höchſt wichtige Folgeerſcheinung der 
modernen Kapitalgeſellſchaften und des Effektenweſens: 
Nur im Gebiete der kleinen Erwerbswirtſchaften, des 
Handwerkers, des Kaufmanns u. dgl. wird der Anſtoß 
zur Errichtung neuer Unternehmungen noch gegeben durch 
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den Tätigkeits⸗ und Erwerbstrieb des einzelnen Unter 
nehmers, der ſich damit ſeinen Lebensunterhalt zu ver⸗ 
dienen ſucht. Auf allen Gebieten des Großbetriebes kom⸗ 
men die Unternehmungen nur zuſtande auf Grund des Ver⸗ 
wertungsbedürfniſſes von allen Seiten zuſammenſtrömen⸗ 
der und dann einheitlich zuſammengefaßter erſparter Kapi⸗ 
talien. Dieſe Zuſammenfaſſung geſchieht vor allem durch 
die Banken, und daher rührt der große Einfluß, den 
die Banken auf die Errichtung neuer Unternehmungen 
haben und der für die Bedeutung der Kapitalgeſellſchaften 
in der Volkswirtſchaft charakteriſtiſch iſt. Die Kapitaliſten 
gründen heute im Zuſtande des Effektenkapitalismus nicht 
ſelbſt mehr Unternehmungen, ſondern ihre erſparten Kapi⸗ 
talien ſammeln ſich bei den Banken. Dieſe ſtellen ſie 
dann nach ihrem Ermeſſen für neue Unternehmungen zur 
Verfügung, und die Kapitaliſten beteiligen ſich an ihnen 
durch Erwerbung der Effekten, welche die Banken ihnen 
anbieten. | 
An und für ſich iſt dieſe ganze Entwicklung aber keines⸗ 
wegs ungünſtig zu beurteilen. Nachdem die frühere obrig— 
keitliche Regulierung des Zugangs zu den verſchiedenen 
Erwerbszweigen, wie ſie das Zunftweſen charakteriſiert, 
gefallen war, war es, abgeſehen von beſonderen Neigun⸗ 
gen, einzig und allein die Ausſicht auf möglichſt hohen 
Gewinn, welche den einzelnen beſtimmte, ſich dieſem oder 
Erwerbszweig zuzuwenden. Darin lag der ganze Regulator, 
durch den das Angebot von Gütern an die Nachfrage an⸗ 
gepaßt wurde. Daran hat ſich auch mit den Kapital⸗ 
geſellſchaften nichts geändert. Aber bei einer kleinen Zahl 
großer Unternehmungen könnte es doch leichter erſcheinen, 
ihre Einrichtung und Erweiterung den tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen des Bedarfs anzupaſſen als bei einer großen 
„ Zahl kleiner und iſolierter Erwerbswirtſchaften. Trotzdem 
bat ſich überall gezeigt, daß die Errichtung großer Kapi⸗ 
a talgeſellſchaften heutzutage in erſter Linie weder durch den 
Unternehmungsgeiſt einzelner noch mit beſonderer Rückſicht 
auf den wirklichen Bedarf erfolgt, ſondern daß dafür 


0 Por. Allem die Verhältniſſe des Geld- und Kapitalmarktes 
entſcheidend ſind. Der Charakter des mobilen Kapitals 
Hund die enge Beziehung der Kapitalgeſellſchaften zu den 
Hauptorganen des Geld- und Kapitalmarktes, den Ban— 
ken, kommt darin vor allem zum Ausdruck. Wir ſind 
damit an die Fragen des Gründungsweſens gelangt, 
die zu den wichtigſten Problemen der modernen Unter— 
nehmung und der heutigen Volkswirtſchaft überhaupt ge— 
hören. Bevor wir uns mit ihm näher beſchäftigen, ſei 
noch auf eine Wirkung der Aktiengeſellſchaften eingegan— 
gen, die auf einem ganz andern, dem nationalpoli— 
tiſchen Gebiete liegt. 
Die Trennung von Unternehmungsbeſitz und Unter— 
nehmungsleitung bei den Kapitalgeſellſchaften hat auch 
eine erhebliche Bedeutung für die Errichtung Deuts 
ſcher Unternehmungen im Auslande. Während 
der private Unternehmer, der ins Ausland geht, mit ſeinem 
Kapital und ſeiner Arbeitskraft gewöhnlich für Deutſchland 
verloren iſt, fließen die Erträge von im Auslande errich— 
teten Aktiengeſellſchaften in der Regel nach Deutſchland 
zurück. Da nun Deutſchlands wachſender Kapitalreichtum 
immer mehr andere Länder wirtſchaftlich mit erſchließen 
half, und auch wo Waren aus Deutſchland exportiert 
werden konnten, die wirtſchaftliche Geſetzgebung fremder 
Länder und der zunehmende Konkurrenzkampf oft zur Er⸗ 
richtung ausländiſcher Unternehmungen zwang, fo gewan— 
nen hier die Geſellſchaftsunternehmungen immer größere 
Bedeutung, namentlich für Bahnen, Elektrizitätsanlagen 
und Bergwerke. Die Deutſch⸗-Überſeeiſche Elektrizitätsgeſell⸗ 
ſchaft, die umfangreiche Anlagen beſonders in Buenos 
Aires beſaß, gehörte zu den größten deutſchen Aktien⸗ 


geſellſchaften. Auch die anatoliſchen Bahnen, die Schan⸗ 


tungbahn, die deutſchen Auslandbanken ſeien hier erwähnt. 
Durch den von den Engländern im Kriege veranſtal⸗ 
teten Raubzug gegen das deutſche Privateigentum ging 
uns bekanntlich ein großer Teil dieſes Beſitzes wie auch 
privater Anlagen im Auslande verloren. Es ſei aber dar⸗ 
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auf hingewieſen, wie außerordentlich viel geringer une; 
Beſitz im Auslande war als z. B. der engliſche, fran⸗ 
zöſiſche, auch belgiſche und holländiſche. Namentlich die 
Engländer haben in geradezu ungeheurem a ſtabe durch 
Errichtung von Unternehmungen im Auslande, Eiſen⸗ 
bahnen, Bergwerke, Plantagen uſw. ſich die halbe Welt 

dienſtbar zu machen und wirtſchaftlich zu unterwerfen 
verſtanden. Wenn einmal die anderen Völker das von 
jenen eingeführte Syſtem der Kriegführung gegen das 

Privateigentum auch ihnen gegenüber anwenden wollten, ginge 
England des größten Teils feines Nationalreichtums verluſtig. 


5. Die Gründung der Kapitalgeſellſchaften. 


Durch die Art ihrer Entſtehung unterſcheiden ſich 
die Kapitalgeſellſchaften in den meiſten Fällen weſentlich 
von den Einzelunternehmungen und Perſonalgeſellſchaften 
und wiederum iſt es der Effekten kapitalismus, 
die Verkörperung des Kapitals in Effekten, die dieſe Ver⸗ 
ſchiedenheit bewirkt. Einzelunternehmungen und Perjor 
nalgeſellſchaften pflegen ſich meiſt aus kleinen Anfängen 
zu entwickeln, letztere oft aus erſteren, wenn der Geſchäfts⸗ 


betrieb für einen einzelnen zuviel Arbeit macht. Es wird 


925 geſellſchaften auch entſtehen, wo derartige Gründe und 


dann ein Kompagnon zugezogen oder die Söhne oder Ver⸗ 
wandte treten in das Geſchäft ein. Dagegen iſt charak⸗ 
teriſtiſch für die meiſten Kapitalgeſellſchaften, daß ſie gleich 
in großem Maßſtabe ins Leben zu treten pflegen. Ihre 
Form wird eben gewählt, wo ſehr viele Kapitaliſten heran⸗ 
gezogen werden ſollen, wo gleich von vornherein ſehr N 
große Kapitalien erforderlich ſind oder ein großes Riſiko 
es zweckmäßig erſcheinen läßt, es gleich auf viele Schule 
tern zu verteilen. Daher ſehen wir die meiſten Aktien⸗ 


Zwecke vorliegen, bei Eiſenbahnen, Bergwerken, Banken, 
Verſicherungsgeſellſchaften. Später werden dann freilich 
Aktiengeſellſchaften auch errichtet, wo derartige Gründe 
nicht vorliegen, und es kommen auch die ſog. Familien⸗ 
gründungen vor, wo die Aktien in wenigen Händen bleiben 


G. B. Friedrich Krupp Aktiengeſellſchaft). Doch das find 
Ausnahmen, und im allgemeinen kann man davon aus— 
gehen, daß die Zerlegung des Kapitals einer Unternehmung 
in Aktien erfolgt, um das Geld dafür früher oder ſpäter 
von verſchiedenen Seiten heranzuziehen und vielen ſo die 
Möglichkeit der Beteiligung zu gewähren. 
| Aber auch juriſtiſch iſt die Art der Entſtehung einer 
Aktiengeſellſchaft von ganz beſonderer Bedeutung. Es iſt 


die ſog. Gründung. Das Handelsrecht hat nämlich 


die Gründung einer Aktiengeſellſchaft wegen der zahl— 
reichen Rechtsfolgen, die ſich daran knüpfen, genau ge— 
regelt. Und dieſe Regelung iſt von der allergrößten volks— 
wirtſchaftlichen Wirkung geworden. Es gibt vielleicht 
keine Geſetzesnorm, welche ſo beſtimmend auf die Ent— 
wicklung einer wirtſchaftlichen Organiſation eingewirkt hat 
wie die Geſetzgebung über die Aktiengeſellſchaftsgründung. 
Denn — ſo übertrieben das klingen mag — die ganze 
Entwicklung unſeres deutſchen Bankweſens in ſeinen fun⸗ 
damentalen Unterſchieden gegenüber dem engliſchen rührt 
zum größten Teile von der verſchiedenen Geſtaltung des 
Gründungsweſens der Aktiengeſellſchaften in beiden Län: 
dern her. Wegen dieſer großen ökonomiſchen Bedeutung 
muß hier auf die rechtlichen Beſtimmungen über die 
Gründung von Aktiengeſellſchaften etwas näher eingegan⸗ 
gen werden. 
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und amerikaniſchen die Simultangründung zur faſt allein 
üblichen durch die Beſtimmung, daß eine Aktiengeſellſchaft 
erſt ins Handelsregiſter eingetragen wird und damit „be⸗ 
ſteht“, d. h. in eigenem Namen Geſchäfte abſchließen kann, 
wenn alle Aktien, die nicht ihren Gegenwert in Sach— 
einlagen finden, mindeſtens zu / ihres Nennbetrages 
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in Geld einbezahlt find (§ 195 ff.). Dieſe Leute, die 
Sacheinlagen machen und auch den Geſellſchaftsvertrag 
feſtſtellen, nennt das Geſetz die Gründer (§ 187). Die 
Gründer brauchen nicht ſelbſt die Aktien bar zu bezahlen, 
aber wenn ſie es nicht tun, müſſen es andere getan haben, 
bevor die Geſellſchaft ins Handelsregiſter eingetragen wird. 
Daher iſt es in Deutſchland das übliche, daß die Gründer 
auch die erforderlichen Geldbeträge auf die Aktien gleich 
einzahlen (Simultangründung). 

Man ſieht alſo, das Recht macht die juriſtiſche Ent⸗ 
ſtehung der Geſellſchaft abhängig von einem wirtſchaft⸗ 
lichen Akt, der Kapitalbeſchaffung für dieſelbe. Dieſes 
Kapital muß entweder in Sacheinlagen oder in Geld be⸗ 
ſtehen. Dieſe Geldbeſchaffung für eine Unternehmung 
nennt man nun im ökonomiſchen Sprachgebraue Finan⸗ 
zieren. Das Geſetz hat dieſen Begriff nicht verwendet, 
ökonomiſch aber iſt er von höchſter Bedeutung. Finan⸗ 
zierender iſt eben im Gegenſatz zum Gründer, wer die 
durch Barzahlung zu leiſtenden Einlagen macht.“) 

Ganz anders nach engliſchem und amerikaniſchem 
Recht. Da brauchen bloß einige Leute zuſammenzutreten 
und zu ſagen, wir gründen eine Geſellſchaft, und ſich die 
charter, die Konzeſſionsurkunde, zu beſchaffen, fo iſt die 
Geſellſchaft gegründet, kann Geſchäfte in eigenem Namen 
abſchließen, ohne daß ſchon Kapital eingezahlt zu fein 
braucht, abgeſehen von minimalen Beträgen, die die Grün⸗ 
der leiſten müſſen. Das Kapital ſucht man dann regel⸗ 
mäßig erſt zuſammenzubringen durch Aufforderung an 
das Publikum: Sukzeſſivgründung. Welches Ver⸗ 
fahren das ſolidere iſt, darüber kann kein Zweifel beſtehen. 


„) Für die folgenden 8 vgl. mein ſoeben in 
3. Auflage erſchienenes Buch: Beteiligungs⸗ und Finan⸗ 
zierungsgeſellſ haften, eine Studie über den Effekten⸗ 
kapitalismus, Jena 1921, in dem zum erſten Male der Verſuch 
gemacht wurde, alle Erſcheinungen des modernen Gründungs⸗ und 
Effektenweſens deſkriptiv und ſyſtematiſch zu erfaſſen. Auch die 
im folgenden zugrunde gelegte Theorie des 55 ens iſt 
dort entwickelt (Kap. VIII). ir Di 


109 


Im Intereſſe der Sicherheit der mit einer Aktiengeſellſchaft 
in Geſchäftsverkehr Tretenden verlangt das deutſche Geſetz 
vor Gewährung der Rechtsperſönlichkeit volle Kapitals 
beſchaffung. Dieſe Beſtimmung bewirkt, daß die Grün— 
der gleich das ganze Kapital einzahlen: Simultan— 
gründung. 

Dieſer Umſtand hat, wie ſchon angedeutet, weitreichende 
Wirkungen auf die Organiſation unſerer Banken gehabt. 
Und das kam ſo: bei uns erfordert das Gründen von 
Aktiengeſellſchaften eben wegen der Simultangründung 
einen großen Kapitalbeſitz bei den Gründern. Es lag daher 
nahe, daß ſich beſonders die Banken und größeren e 
kiers dieſem Geſchäfte widmeten. Andere konnten es nicht 
wegen des Kapitals, das die Simultangründung erfordert. 
In England und den Vereinigten Staaten dagegen, den 
Ländern mit Sukzeſſivgründung, konnte ſich das Gründen 
von Aktiengeſellſchaften, weil es kein eigenes Kapital er— 
fordert, als beſonderer Erwerbszweig entwickeln, der vom 
Bankweſen vollſtändig getrennt iſt. Daher gelangte Eng— 
land zu einer vollkommenen Trennung des Gründungs— 
geſchäftes vom Bankgeſchäft. Seine Banken ſind reine 
Depoſitenbanken, während ſich auf dem Kontinent 
in Deutſchland und Frankreich die ſogenannten Grün— 
dungs⸗ oder Effektenbanken entwickelten, die neben 
den regulären, d. h. kurzfriſtigen, aktiven Kreditgeſchäften 
auch das Gründungs- oder beſſer Finanzierungsgeſchäft bes 
treiben, die Geldbeſchaffung für Aktiengeſellſchaften. 
In England und Amerika dagegen geſchieht das 
Gründen von Aktiengeſellſchaften durch private Unter: 
nehmer, die ſogenannten Financiers oder Merchants, fie 
werden mit Recht nicht Bankers genannt. Denn das 
Charakteriſtikum der Banken im eigentlichen Sinne iſt, 
daß ſie ſich das Kapital, das ſie anderen zur Verfügung 
ſtellen, ſelbſt im Wege des Kredits von Dritten beſchaffen, 
alſo die Verbindung aktiver und paſſiver Kre⸗ 
ditgeſchäfte, Kreditnehmen auf der einen, Kreditgeben 
auf der anderen 
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Seite, mit einem Wort: Geldkapitalhandel. 
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Die Financiers dagegen arbeiten mit eigenem Kapital, 
nehmen keine Depoſiten an. Dieſe ſcharfe Scheidung iſt 
alſo bei den kontinentalen Gründungs⸗ oder Effekten⸗ 
banken nicht vorhanden, ſie nehmen auch in großem 4 
Umfeng Depofiten an, 1 
Dieſe Verbindung des Depoſitengeſchäfts mit der Fi⸗ 
nanzierungstätigkeit, der Geldbeſchaffung für Unterneh⸗ 
mungen, hat den vielerörterten, ſchwerwiegenden Mangel, 
daß derartige Banken auf der einen Seite, aus dem De⸗ 
poſitengeſchäft, Schuldner für kurzfriſtige, ihnen gewährte 
Darlehen ſind, während ſie auf der anderen Seite ihre 
Gelder in langfriſtigen, oft gar nicht realiſierbaren Grün⸗ 
dungen feſtlegen. Sie verſtoßen damit gegen die Grund⸗ 
regel alles Bankweſens, daß die Art des paſſiven 
Kreditgeſchäfts, ob kurz⸗ oder langfriſtig, die des aktiven 
beſtimmen muß. Allerdings werden dieſe Gefahren dadurch 
vermindert, daß die kontinentalen Gründungsbanken mit 
ſehr viel größerem eigenen Kapital arbeiten als die enge 
liſchen Depoſitenbanken. Mit dieſem allein ſollten ſie 4 
auch die Gründungstätigkeit ausüben, das Depoſitenkapital 
darf nur in kurzfriſtigen Anlagen Verwendung finden. 4 
Doch wird das nicht immer eingehalten. E 
Tatſache iſt, daß heute bei weitem die meiften Grün⸗ 3 
dungen von Aktiengeſellſchaften durch ſolche Gründungs⸗ 
banken erfolgen. Selbſt wenn eine ſchon beſtehende Un⸗ 
ternehmung in eine Aktiengeſellſchaft umgewandelt wird, 
alſo hauptſächlich Sacheinlagen gemacht werden und kein 4 
großes Geldkapital erforderlich iſt, wirken meiſt Banken 
mit. Denn wenn ſie ſchon für die Geldbeſchaffung, das 
Finanzieren nötig ſind, ſo erſt recht für die zweite daran 
anſchließende Operation, das Emittieren. Die Banken 
oder ſonſtigen Gründer wollen nämlich die Aktien in der 
Regel nicht behalten, ſie betreiben vielmehr die Finan⸗ 
zierung von Unternehmungen als Erwerb, wollen die 
Aktien mit Gewinn verkaufen. Deshalb ſchließt ſich an 
die Finanzierung einer Aktiengeſellſchaft früher oder ſpäter 
die Emiſſion der Aktien durch die Bank an, d. h. die 
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Abgabe der Effekten an das Publikum. Man hat bisher 
dieſe Seite der Banktätigkeit ſo ausſchließlich im Auge 
gehabt, daß man ihre geſamte Tätigkeit auf dieſem Gebiete 
als Emiſſionsgeſchäft bezeichnete. Das iſt aber nicht zu— 
treffend. Die Emiſſion iſt nur die eine, paſſive Seite 
ihrer Tätigkeit, das Wiederherausziehen des in eine Aktien- 
geſellſchaft geſteckten Kapitals durch Verkauf der Aktien 
ans Publikum. Die ihr vorausgehende aktive Seite der 
Kapitalanlage war die Finanzierung. Beide Tätigkeiten 
ſind völlig getrennt zu halten, allein ſchon deswegen, 
weil die Finanzierung zwar meiſt, aber nicht immer mit 
einer Emiſſion verbunden iſt. Eine Bank behält oft 
die Aktien einer von ihr finanzierten Geſellſchaft und emit— 
tiert ſie nicht, und zwar, weil ſie ſie nicht emittieren will 
oder kann. Sie will ſie nicht emittieren, weil ſie ſich 
durch ihren Aktienbeſitz Einfluß auf die Unternehmung 
erhalten will; ſie kann ſie nicht emittieren, weil das 
Publikum die Aktien nicht nehmen würde. Das kommt 
vor bei Unternehmungen, die lange Zeit zu ihrer Entwick⸗ 
lung gebrauchen, wie z. B. Bergwerke, oder die rein 
lokaler Natur ſind oder ſich im Auslande befinden. Wenn 
aber die Bank die Aktien einer von ihr gegründeten Aktien— 
geſellſchaft emittiert, alſo das Publikum zur Zeichnung 
auffordert, ſucht ſie dabei natürlich einen möglichſt hohen 
Gewinn herauszuſchlagen. Sie betreibt das Emittieren 
erwerbsmäßig. 
An dieſen Vorgang der Emiſſion der Aktien knüpfen 
ſich nun zahlreiche Mißſtände an, die bei dieſer Unter⸗ 
nehmungsform zutage getreten ſind. Sie beſtehen regel— 
mäßig darin, daß das Publikum über den Wert der 
Aktien, d. h. über die fachlichen Grundlagen der Unter⸗ 
nehmung, deren Aktien ihm angeboten werden, nicht ge— 
nügend aufgeklärt, unter Umſtänden direkt getäuſcht wird. 
Wenn Sacheinlagen gemacht werden, z. B. bei Umwand⸗ 
= lung einer ſchon als Einzelunternehmung beſtehenden Fa: 

brik in eine Aktiengeſellſchaft, müſſen dieſe Sacheinlagen 

f. ihren Wert abgeſchätzt werden. Das iſt ſehr ſchwierig 
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und daher ſehr willkürlich. Die Gründer haben das Ber 
ſtreben, ſie möglichſt hoch einzuſchätzen, um möglichſt 
viele Aktien ausgeben zu können. Für ihren Wert werden 
natürlich die durchſchnittlichen Erträge des Unternehmens 
in den letzten Jahren maßgebend ſein. Aber dieſe können 
unter Umſtänden künſtlich geſteigert werden, oder man 
bringt die Aktien nach einigen beſonders günſtigen Jahren 
zur Emiſſion. Auch der Wert der eingebrachten Vorräte 
an Rohſtoffen und Waren iſt ſehr ſchwer richtig abzu⸗ 
ſchätzen. So kommt es häufig vor, daß das Aktienkapital 
zu hoch bemeſſen oder daß auf Grund vorübergehender Er— 
träge ein zu hoher Aktienkurs berechnet wird und die 
Aktien nach der Emiſſion bald ſtark im Kurſe fallen. 
Beſonders ſind alle dieſe Mißſtände in Amerika zutage 
getreten, wo die meiſten Neugründungen ſtark überkapi⸗ 
taliſiert zu werden pflegen. Dort werden in der Regel 
Vorzugs⸗ und Stammaktien ausgegeben, von denen oft 
nur die erſteren einigermaßen dem Wert des eingebrachten 
Unternehmens entſprechen, die letzteren aber großenteils 
w Waſſer“ find und nur bei beſonders günſtigem Geſchäft 
Heine Dividende erhalten. Die Aktionäre werden häufig 
durch übermäßig hohe Bewertung der Sacheinlagen, auch 
durch direkt falſche Verſprechungen und Angaben über⸗ 
vorteilt. Bei uns iſt derartiges ſtark erſchwert durch die 
ſtrengen Beſtimmungen unſeres Aktienrechts über Reviſion 
des Gründungshergangs und weitgehende Haftung der 
Gründer, auf deren Einzelheiten ich hier nicht eingehen 
kann.“) Aber auch ſie können nicht verhindern, daß bei Ab⸗ 
ſchätzung der Sacheinlagen, Maſchinen, Waren und Roh⸗ 
*) Es kommen vor allem die $$ 186 ff. des Handelsgeſetz⸗ 
buches in Betracht, welche die allgemeinen Erforderniſſe der 
Gründung enthalten. Die $$ 192 ff. geben die Vorſchriften für 
die Prüfung des Gründungshergangs, $$ 202 ff. die über die 
Haftung der Gründer und Emittenten. Dieſe Beſtimmungen 
werden ergänzt durch die Vorſchriften des Börſengeſetzes: Pro⸗ 
ſpektzwang, einjähriges Beſtehen der Aktiengeſellſchaft (allerdings 
11 1 aus Privatunternehmungen umgewandelten Geſellſchaf? 
ten) uſw. f 5 PN 
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ſtoffe ein fehr großer Spielraum gegeben ift und fie fich 
nachträglich nicht ſelten als zu hoch herausſtellt. In 
noch viel höherem Grade ſind dieſe Gefahren vorhan— 
den, wenn es ſich um Gründung neuer Unternehmungen 
handelt, deren wirtſchaftliche Erfolge ſich gar nicht vor— 
ausſehen laſſen, z. B. den Wert eines neuen Patents, das 
unter Umſtänden mit einem viel zu hohen Betrage einge- 
bracht iſt. | 

So iſt alſo die Beteiligung an einer neugegründeten 
Aktiengeſellſchaft in höchſtem Grade riskant. Sie iſt, 
wenn die Aktionäre nicht ſelbſt genau Einblick haben 
und ſich informieren können, ein Haſardſpiel. Aber ge— 
rade das zieht vielfach das Kapital an und ſo ſehen 
wir, daß namentlich in England und Amerika oft für 
die ſchwindelhafteſten Gründungen Kapital zuſammen— 
ſtrömt, wenn nur der Proſpekt, der das Publikum zur 
Zeichnung auffordert, beſonders hohe Dividenden in Aus— 
ſicht ſtellt. Die Gründer verlangen und erzielen dann oft 
noch ein ſehr hohes Agio auf die Aktien, und wenn die 
Gründung ganz ſchwindelhaft iſt, können ſie mit dieſem 
Agio in der Tat eine Zeitlang hohe Dividenden verteilen, 
eventuell noch junge Aktien ebenfalls mit hohem Agio 
ausgeben und ſich ſo noch weiteres Kapital verſchaffen. 
Schließlich muß der ganze Schwindelbau doch zuſammen— 
brechen. In England und Amerika iſt derartiges wegen der 
geringeren Kontrollmaßnahmen des Aktiengeſetzes, auch 
wegen der größeren Spekulationsſucht des Publikums viel 
häufiger als bei uns. 

Denn alles das iſt natürlich nur möglich wegen der 
Leichtgläubigkeit und Spielſucht des Publikums und wegen 
ſeiner Gier nach hohen Dividenden. Wie leicht das Kapi⸗ 
tal ſich für alle Neugründungen zuſammenfindet, konnte 
man vor einigen Jahren auch an der Gründungswut in der 
Kaliinduſtrie feſtſtellen, wo ſchon längſt eine noch nie 
dageweſene Überkapitaliſation vorhanden war, trotzdem aber 
immer noch neue Werke gegründet wurden. In letzter 
Linie trägt natürlich das Publikum ſelbſt die e 
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wenn es bei Beteiligungen an Mktienges Ver⸗ 1 
luſte erleidet. Es müßte die Verhältniſſe des Unterneh⸗ 
mens genau prüfen. Es kann nicht Aufgabe des Staates 
ſein, den Kapitaliſten die Sicherheit ihrer Anlage zu ga⸗ 
rantieren, ſondern nur, ſchwindelhafte Maßregeln zu ver⸗ 
hindern, eine weitgehende Haftung der Gründer feſtzu⸗ 
ſetzen und dafür zu ſorgen, daß das Publikum ſich mög⸗ 
lichſt genau unterrichten kann. 
Andererſeits iſt es aber doch volkswirtſchaftlich zweifel- 
los ein Mißſtand, daß manche Gründer von Aktiengeſell⸗ 
ſchaften auf dieſe Leichtgläubigkeit und dieſen Dividenden⸗ 
hunger des Publikums ſpekulieren, berufs- und erwerbs⸗ 
mäßig Aktiengeſellſchaften gründen, mit möglichſt hohem 
Gewinn an das Publikum abſtoßen und dann ihrem 
Schickſal überlaſſen. Freilich hüten ſich ſolide Banken 
vor dieſer Praxis, weil dadurch ihr ſogen. Emiſſionskredit 
leidet: einſichtige Kapitaliſten werden ſpäteren Gründun⸗ 
gen dieſer Banken ablehnend gegenüberſtehen. 8 
5 Immerhin bleibt es bedenklich und bedeutet einen 
der größten volkswirtſchaftlichen Nachteile der Aktiengeſell- 
ſchaft, daß ihre Gründung weit weniger mit Rückſicht 
auf den wirklichen Bedarf der Volkswirtſchaft an neuen 
Produkten, als vielmehr mit Rückſicht auf den 
augenblicklichen Emiſſionserfolg der Ak⸗ 
tien geſchieht. Daher überſtürzen ſich z. B. in der Hoch⸗ 
konjunktur die Gründungen, die Kapitalinanſpruchnahme 
wird übermäßig geſteigert, beſonders in Deutſchland, wo 
eben die Gründer das ganze Kapital einzahlen müſſen 
und das meiſt mit Bankkredit tun, ſofern die Bank nicht 
ſelbſt gründet. Alles das trägt viel dazu bei, daß der 
Diskontſatz bei uns dann ſo enorm in die Höhe geht, 
der eingetretene Kapitalmangel kann die günſtige Kon⸗ 
junktur abkürzen. So kann ein Übermaß der Gründung 
von Aktiengeſellſchaften kriſenfördernd wirken. Der Effek⸗ 
tenkapitalismus bewirkt ſo, daß das private Gewinn⸗ 
ſtreben keineswegs der beſte Regulator der Kapitalbildung 
in der Volkswirtſchaft iſt, weil die Gründer e 5 : 
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winn eben nicht aus den wirklichen Erträgen der Unter: 
nehmungen, ſondern aus der Emiſſion ans Publikum 
erwarten, deren Erfolg von der augenblicklichen Stimmung 
auf dem Kapitalmarkte abhängt. Aber ob deswegen eine 
Regulierung der geſamten Produktion und des Angebots 
von oben herab, wie ſie das Ideal des Sozialismus dar— 
ſtellt, beſſer funktionieren würde, iſt noch keineswegs wahr— 
ſcheinlich gemacht, geſchweige denn bewieſen. (Vgl. dazu 
Kapitel IV.) 


6. Die Kapitalgeſellſchaften und die Börſe. 


Mit den letzten Erörterungen ſind wir bei derjenigen 
wirtſchaftlichen Einrichtung angelangt, die für die Stel— 
lung der Aktiengeſellſchaften in der heutigen Volkswirt— 
ſchaft von der allergrößten Bedeutung iſt, der Börſe. 
Die volkswirtſchaftlichen Wirkungen der Aktiengeſellſchaften 
und überhaupt des ganzen Effektenweſens werden erſt ver— 
ſtändlich durch Kenntnis ihrer engen Beziehungen zur 
Börſe. Zwar werden nicht alle Aktien von Aktiengeſell— 
ſchaften an die Börſe gebracht, aber doch der Kapitalſumme 
nach die meiſten und diejenigen, die am meiſten in die 
Hände weiter Bevölkerungsſchichten kommen. Die Börſe 
iſt der Markt, durch deſſen Vermittlung die Effekten ihre 
Beſitzer wechſeln, und zwar ein fo zentraliſierter Markt, 
wie er für keine andere Ware beſteht. Dieſer Markt iſt 
wegen ſeiner außerordentlichen wirtſchaftlichen Bedeutung 
auch weitgehend ſtaatlich geregelt, und daher dürfen we— 


nigſtens offiziell an der Börſe nur ſolche Effekten gehan⸗ 


delt werden, die amtlich zugelaſſen ſind. Nur für ſolche 
werden die täglichen Kurſe amtlich feſtgeſtellt. Gerade 
dieſe Kursnotiz an der Börſe iſt aber für die Effekten⸗ 
beſitzer ſehr wertvoll. Erſt dadurch werden nämlich die in 


eine Unternehmung hineingeſteckten Kapitalien wirklich in 


bhöchſtem Maße mobiliſiert. Der Beſitzer kann fie jederzeit 


an der Börſe verkaufen. Die größten Kapitalmengen 


konnen ſo in jedem Augenblick ihre Anlage wechſeln oder 
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neue Anlagen finden. Erſt hierdurch wied die Vert 


ziehung ſelbſt der größten Kapitalmengen möglich. An A 


tiengeſellſchaften, die nicht an der Börſe eingeführt ſind, 


beteiligen ſich meiſt nur Kapitaliſten, die einen gewiſſen 


Einblick in die Induſtrie haben und in der Regel nur zu 


dauernder Anlage ihres Kapitals. Das Charakteriſtiſche 


der Verbindung des Aktienweſens mit der Börſe iſt aber, 
daß ſo für Unternehmungszwecke gewaltige Kapitalien 
zuſammenſtrömen, die ſich nicht dauernd an der Unter: 
nehmung beteiligen wollen, ſondern nur Spekulations⸗ 
abſichten verfolgen, aus vorübergehenden Kursſchwankun⸗ 
gen profitieren wollen. Dieſe Börſenſpekulation erſtreckt 
ſich natürlich vorwiegend auf Aktien, die ja wegen ihrer 


ſchwankenden Erträge viel größeren Kursveränderungen 


unterworfen ſind als feſtverzinsliche Obligationen. Die 
Börſenſpekulation in Aktien nun iſt es, welche auf die 
volkswirtſchaftliche Bedeutung der Aktiengeſellſchaften von 
ſo großem Einfluß iſt. Ein großer Teil der Gefahren 
und Nachteile der Aktiengeſellſchaften rührt von ihrer 
Verbindung mit der Börſe her, genauer geſagt mit der 
Börſenſpekulation. Sie beruhen immer darauf, daß Ak⸗ 
tien nicht zu dauernder Kapitalanlage, zu wirklicher Bes 
teiligung an der Unternehmung, ſondern nur gekauft wer⸗ 
den, um aus Konjunkturſchwankungen Gewinn zu erzielen. 
Derartige Leute haben gar kein wirkliches Intereſſe an 
der Unternehmung, an ihrer geſunden Entwicklung und 
ſoliden Leitung, ſondern nur daran, daß möglichſt bald, 
nachdem ſie Aktien erworben haben, eine ſtarke Kurs⸗ 


ſteigerung eintritt. Dann realiſieren ſie ihren Gewinn. 


Das machen fie eventuell gleichzeitig bei vielen Unterneh⸗ 
mungen. Sie werden unter Umſtänden auch ſuchen, in 
ihrem Intereſſe die Kurſe zu beeinfluſſen; z. B. günſtige 
oder, wenn fie kaufen wollen, ungünſtige Berichte zu ver- 


breiten. Manchmal ſind ſie auch beſtrebt, auf die Ver⸗ 


waltung in ihrem Intereſſe Einfluß zu gewinnen. Das 


iſt natürlich insbeſondere möglich, wenn es ſolchen Spe⸗ 
kulanten gelingt, wenn auch nur vorübergehend, die Hälfte 
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der Aktien einer Geſellſchaft in die Hand zu bekommen 


und ſie damit zu „kontrollieren“. Namentlich in Amerika 


beuten die großen Kapitaliſten ihre Macht über viele Aktien— 
E selelffesaften in dieſer Weiſe zu ihren Spekulationen aus, 
treiben z. B. durch Aufſtellung günſtiger Bilanzen, Ver⸗ 
teilung hoher Dividenden, auch bloß durch eigene Käufe 
und Verbreitung günſtiger Berichte, z. B. von Verſchmel— 
zungen mit anderen Unternehmungen, den Kurs in die 
Höhe, verkaufen alsbald mit Nutzen und ſuchen darauf 
den Kurs zu drücken, um möglichſt billig wieder kaufen 
zu können. Die kleinen Aktionäre ſind regelmäßig die 
Leidtragenden. 

Ich kann hier nicht näher ſchildern, in welch unge— 
heurem Umfange in dieſer Weiſe in Amerika die Kurſe 
manipuliert werden. Nur darauf ſei hingewieſen, daß 
ſehr viele amerikaniſche Milliardäre die Hauptmaſſe ihrer 
Rieſenvermögen nicht durch die Produktion oder ſonſtige 
wirtſchaftliche Tätigkeit, ſondern durch Börſenſpekulation 
und Beeinfluſſung der Aktienkurſe ihrer Unternehmungen 
erworben haben. Sie verwenden ihre Einnahmen und die 


Herrſchaft über ihre Unternehmungen, um immer weitere 
Erwerbszweige unter ihre Kontrolle zu bringen. Am 


meiſten war dies vor dem Kriege der Gruppe von Mäns 
nern gelungen, die an der Spitze des Petroleum— 
truſts ſtehen. Sie haben zunächſt die Herrſchaft über 


Banken und Verſicherungsgeſellſchaften erworben und mit 


deren Kapital dann Eiſenbahnen, Straßenbahnen, Gas— 


und Waſſerwerke, Bergwerke, den Metallmarkt uſw. unter 
ihre Kontrolle gebracht. Der Einfluß dieſer Kapitaliſten— 
gruppen wuchs dadurch lawinenartig an und man be— 


— 


ir 


bhauptete, daß die wenigen Männer der Standard Oil— 
e.. den neunten Teil des ganzen Volksreichtums 
der Vereinigten Staaten, d. h. Kapitalien in der Höhe 
von 12 Milliarden Dollars kontrollierten. Während des 


8 Krieges iſt der wirtſchaftliche Einfluß dieſer Gruppe noch 
weit übertroffen worden von der finanziellen Herrſchaft 


er Morgan-Gruppe, welche heute die weitaus mäch— 


tigſte kapitaliſtiſche Vereinigung des Landes darftellt und 
natürlich auch einen in der Demokratie üblichen, gewaltigen 
Einfluß auf die Regierung und die Politik beſitzt. Daß 
ſich das amerikaniſche Volk eine ſolche finanzielle Herrſchaft 
Weniger gefallen läßt, iſt charakteriſtiſch und hängt nur 
damit zuſammen, daß dieſe Kapitaliſten es verſtehen, 
dem Volke den Schein der Freiheit und Selbſtbeſtimmung 
zu laſſen. 

Aber auch bei uns ſpielt die Börſenſpekulation in 
Aktien eine ſehr große Rolle, und viel weitere Schichten 
der Bevölkerung beteiligen ſich an ihr, als man gewöhnlich 
glaubt. Von Intereſſenten wird zwar immer behauptet, 
dieſe Spekulation ſei volkswirtſchaftlich nützlich, denn ſie 
führe eine Ausgleichung der Preiſe herbei. Wenn das auch 
für die Warenſpekulation an der Produktenbörſe in ge— 
wiſſem Umfange gilt, ſo hat es doch für das Effekten⸗ 
weſen keine Bedeutung. Die Ausgleichungen der Preiſe 
durch die Aktienſpekulation gilt höchſtens innerhalb eines 
kurzen Zeitraumes, etwa einer Woche oder eines Monats. 
Zieht man aber längere Zeiträume in Betracht, ſo ver— 
ſtärkt die Aktienſpekulation die Preisdifferenzen, weil ſie 
die jeweils im Wirtſchaftsleben vorhandene Tendenz, gün⸗ 
ſtige oder ungünſtige Konjunktur, Hauffes oder Baiſſe⸗ 
ſtimmung ſteigert. Auch ſei hier der ſehr verbreiteten 
Anſchauung entgegengetreten, als ob es im volkswirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſe liege, daß die Aktien von Geſellſchafts⸗ 
unternehmungen recht hoch im Kurſe ſtehen. Die Volks⸗ 
wirtſchaft hat nur ein Intereſſe daran, daß das wirklich 
inveſtierte Kapital mit mindeſtens dem durchſchnittlichen 
volkswirtſchaftlichen Ertrage arbeitet. Denn wenn das 
nicht der Fall iſt, ſo iſt das ein Beweis, daß dieſe 
Kapitalien in anderen Erwerbszweigen mit größerem Er⸗ 
trage hätten angelegt werden können. Bei gleichbleiben⸗ 
dem Ertrage iſt aber die Volkswirtſchaft nicht reicher, 
ob Aktien eines Unternehmens 200 oder 300% bewertet 
werden. Ebenſowenig wie ſie dadurch reicher wird, wenn 


ich Aktien, die ich zu 200% gekauft habe, jetzt zu 300% 
verkaufen kann. 

Aber die Möglichkeit, ſolche arbeitsloſen Gewinne zu 
erzielen, treibt viele der Aktienſpekulation in die Arme. 
Es iſt ſehr ſchwer, ſie durch ſtaatliche Maßnahmen zu 
bekämpfen. An und für ſich würde die Volkswirtſchaft 
keinen Nachteil von ſtrengen geſetzlichen Maßregeln haben 
— es liegt wirklich kein volkswirtſchaftliches Intereſſe da— 
für vor, daß alltäglich in den Spielpapieren große Um— 
ſätze ſtattfinden. Die einzige Gefahr ſtaatlicher Beſchrän— 
kungen iſt nur, daß die Aktienſpekulation dadurch ins 
Ausland getrieben wird. Denn geſpielt wird doch, und 
da iſt es immer noch beſſer, daß dieſe Effektenumſätze 
ſich an deutſchen Börſen mit ihren ſtrengeren Beſtimmun— 
gen und ſolideren Geſchäftsbedingungen vollziehen, als 
daß durch deutſches Kapital die Bedeutung ausländiſcher 
Effektenmärkte verſtärkt wird und große Summen für 
Bankproviſionen und etwaige Spielverluſte ins Ausland 
wandern müſſen. — 

In dieſem Zuſammenhang mit der Börſenſpekulation 
iſt auch eine der intereſſanteſten und ſchwierigſten Fragen 
des Aktienweſens zu erörtern: die der geſetzlichen Feſt— 
legung des Minde ſtbetrages der einzelnen Ak-⸗ 
tie. In dieſem Punkte weiſt das Aktienrecht der meiſten 
Länder ſehr große Verſchiedenheiten auf. In Deutſchland 
iſt als Nominalbetrag der einzelnen Aktien 1000 Mark 
feſtgeſetzt, und zwar müſſen ſie, im Gegenſatz z. B. zum 
Schweizer Geſetz, voll eingezahlt ſein, bevor weitere Ak— 
tien ausgegeben werden können. Nur für öffentliche 
und gemeinnützige Zwecke und für Kolonialgeſellſchaften 
kann der Nominalbetrag auf 200 Mark feſtgeſetzt werden. 
Früher war in Deutſchland die 1oo-Taler-Aktie das üb⸗ 
liche. Jene Erhöhung des Mindeſtbetrags erfolgte unter 
dem Einfluß der zahlreichen ſchwindelhaften Gründungen, 
namentlich anfangs der ſiebziger Jahre. Man glaubte, 
daß eine Aktiengeſellſchaft immer eine ungeheuer ris— 
5 Fonte Unternehmung ſei und wollte kleine Kapitaliſten 


dadurch auch beſonders vom Börſenſpiel in Aktien fern⸗ 
halten. Alle anderen wirtſchaftlich. vorgeſchrittenen Län⸗ 
der haben aber weſentlich geringere Aktienbeträge: In 

England iſt 1 £ das Reguläre, aber auch 40 al Aktien 
ſind häufig. In Amerika gibt es Aktien bis zu 18. 
Die Frage, ob nicht auch in Deutſchland die Herabſetzung 
des Mindeſtbetrags der Aktien zweckmäßig ſei, iſt ſchon 
vor einer Reihe von Jahren von Georg v. Siemens, dem 
damaligen Direktor der Deutſchen Bank, im Reichstage 
bejaht worden. Und in der Tat ſprechen eine Reihe von 
Gründen dafür. Allerdings dürfte keinesfalls auf unter 
100 Mark hinabgegangen werden, auch iſt zu berückſich⸗ 
tigen, daß heute 1000 Mark ja nicht mehr Kaufkraft bes 
ſitzen als früher 100. Die Befürchtung, daß durch 
Herabſetzung des Mindeſtbetrages das Börſenſpiel in wei⸗ 
tere Kreiſe getragen werden könnte, ſcheint mir unbe⸗ 
gründet. Wer an der Börſe ſpekulieren will, kann es 
auch heute ſchon und läßt ſich durch die 1000⸗Mark⸗Aktie 
nicht abhalten. Sehr verſchiedene Methoden kommen in An⸗ 
wendung: es gibt zahlreiche ſog. Banken, die ſich mit einer 
ſehr geringen Anzahlung, wenigen Prozenten, begnügen 
und damit in der Hauptſache kleine unerfahrene Kapi⸗ 
taliſten zum Börſenſpiel heranzuziehen ſuchen. Oder man 
macht überhaupt ſog. Ultimogeſchäfte, bei welchen nur 
die Differenz zwiſchen Ein- und Verkaufspreis zu zahlen 
iſt. Wenn dieſe auch durch die Geſetzgebung für Nichtkauf⸗ 
leute erſchwert ſind, ſo ſpielen ſie doch noch eine große 
Rolle. Oder, wie das insbeſondere die kleinen Bank⸗ 
angeſtellten gern zu tun pflegen, man ſpekuliert in Aktien, 
die ſehr niedrig im Kurſe ſtehen, ſo daß man mit ein paar 
hundert Mark ſchon eine ganze Anzahl dieſer „Werte“ 

kaufen kann. Oder endlich — und das war früher das 
wichtigſte — man ſpekulierte überhaupt nicht an deutſchen 
Börſen, ſondern im Auslande, insbeſondere in den 102 
sh⸗Aktien ſüdafrikaniſcher Goldminen, wo auch die Stem⸗ 
pelkoſten u. dgl. unter Umſtänden noch billiger ſind. 
Wer alſo ſpekulieren will, ſpekuliert doch. Eine Herab⸗ 


ſetzung des Mindeſtbetrages der Aktien auf 100 Mark 
iſt heutzutage in Deutſchland wegen des Sinkens des 
Geldwertes nicht mehr angebracht. An ſich ſollte aber 
in Ländern mit ſtabilen wirtſchaftlichen Verhältniſſen der 
Mindeſtbetrag der Aktien nicht zu hoch ſein. Vielmehr 
muß weiteren Kreiſen die Kapitalanlage in ſoliden Aktien 
möglich ſein. Es könnte dadurch mit der Zeit der Gegen— 
ſatz von Kapitalbeſitzern und Kapitalloſen etwas geringer 
werden, bzw. die Klaſſe der erſteren an Zahl zunehmen. 
Wir ſind zwar noch lange nicht ſo weit wie in 
Amerika, wo auch die Arbeiter trotz dem erheblich größeren 
Raiſiko oft Aktionäre der Geſellſchaften find, in denen fie 
arbeiten, oft auch in Aktien ſpekulieren, aber immerhin 
iſt es nicht erwünſcht, daß Aktienbeſitz nur einer kleinen 
Schicht reicher Leute vorbehalten iſt: in Preußen betrug 
nach einer vor einigen Jahren vorgenommenen Feſtſtellung 
die Zahl der Aktieninhaber nur etwa 2% der Einkommen⸗ 
ſteuerzahlenden. In Verbindung mit einer ſorgfältigeren 
Überwachung der großen Unternehmungen durch die 
Offentlichkeit könnten Aktien ſolider und bewährter Ges 
ſellſchaften, natürlich keiner Neugründungen, auch als Ka— 
pitalanlage kleinerer Kapitaliſten dienen, insbeſondere auch 
der zahlreichen Angeſtellten der Geſellſchaftsunternehmungen 
ſelbſt. Ob die Schaffung beſonderer Arbeiteraktien, 
die neuerdings mehrfach vorgeſchlagen wurde, zweckmäßig 
iſt, ſcheint mir zweifelhaft. Sie nützen nichts, wenn, wie 
heute noch bei den deutſchen und ruſſiſchen Arbeitern, 
infolge falſcher ökonomiſcher Theorien und politiſcher Ideo— 
logien jedes Verſtändnis für die kapitaliſtiſche Organiſation 
fehlt. Dies zunächſt einmal zu erwerben, dazu mögen 
die Betriebsräte und die Vertretung der Arbeiter im 
Auffſichtsrat der Aktiengeſellſchaften dienen. Wenn dann 
wenigſtens eine obere Schicht von ihnen etwas „kapita⸗ 
liſtiſcher“ zu denken gelernt hat, werden fie in Unter: 
nehmungen, die ſie überwachen können, ſelbſt eine Beteili— 
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Daß die Tendenz in der Richtung einer immer weiteren 
Ausbreitung des Aktienweſens geht, dafür bot ſchon vor 
dem Kriege die Entwicklung in Amerika einige Anhalts⸗ 
punkte. Trotzdem dort das ganze Aktienweſen viel un- 
ſolider, das Aktienrecht ſchlechter, der Einfluß der Spe— 
kulation größer, die Beteiligung alſo riskanter iſt, iſt dort 
der Erwerb der Aktien, wie geſagt, in ſehr viel weitere 
Kreiſe herabgedrungen. Je mehr nun die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe eines Unternehmungszweiges ſtabiler werden, 
je mehr es z. B. durch Kartelle gelingt, ſtarke Kon 
junkturenſchwankungen zu verhüten, um ſo mehr wird auch 
die Beteiligung an Aktiengeſellſchaften für weitere Kreiſe 


geeignet. Es gibt heute ſchon eine Reihe ſolide geleiteter 


Unternehmungen, welche eine ſehr gleichmäßige Dividende 
zu verteilen imſtande find. Daß das Riſiko der Betei— 
ligung an ſolchen nicht größer iſt als an manchen als 
ſehr gut angeſehenen ausländiſchen Staatspapieren, ſpricht 
ſich ſchon in der Verzinſung aus, die dieſe Aktien im Ver— 
hältnis zu ihrem Kurſe gewähren. Das Verhältnis zwiſchen 
Dividende und Kurs der Aktien unſerer großen Banken, 
Elektrizitätsgeſellſchaften, Montanwerke, Schiffahrtsgeſell— 
ſchaften, chemiſchen Fabriken iſt derart, daß ſie kaum 
eine Rente von 5% gewähren, alſo eine Rente, wie man 
ſie auch mit als ſolide betrachteten ausländiſchen Staats⸗ 
papieren und Eiſenbahnpapieren erzielt, die ſich vor dem 
Kriege gerade vielfach in den Händen kleinerer Kapitaliſten 
in Deutſchland befanden. Namentlich gilt das, wenn man 
ſich einen günſtigen Moment zum Kaufe der Aktien aus⸗ 
ſucht und nicht gerade auf dem Gipfel der Hochkonſeen 
tur kauft. 

Allerdings iſt in Deutſchland durch die ungünſtige wirt⸗ 
ſchaftliche und politiſche Lage, das Sinken des Geldwertes, 


die Unſicherheit aller wirtſchaftlichen Verhältniſſe das ganze 


Wirtſchaftsleben und ſo auch die Beteiligung an Aktien⸗ 
geſellſchaften viel riskanter und ſpekulativer geworden als 
früher. Daher hat auch die Spekulation in Aktien außer⸗ 
ordentlich zugenommen. Sie bleibt ohne Zweifel eine der 
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bedenklichſten Seiten des Aktienweſens und ihre allmähliche 
Einſchränkung eines der ſchwierigſten Probleme einer auf 
immer größere Sicherung und daher Gleichmäßigkeit ge— 
richteten Wirtſchaftspolitik. Wir ſind von der Löſung 
dieſes Problems heute noch ſehr weit entfernt, und ſie iſt 
um ſo ſchwieriger, weil der einzelne Staat hier wenig aus— 
richten kann und im eigenen Intereſſe die Fühlung mit 
den internationalen Effektenmärkten nicht verlieren darf. 


7. Neuere Entwicklungstendenzen der Kapital— 
geſellſchaften. Intereſſengemeinſchaften und 
Beteiligungen. 
| Durch die Entwicklung der Kapitalgeſellſchaften tritt 
an die Stelle des Unternehmers als volkswirtſchaftlicher 
Faktor immer mehr die „Unternehmung“. Nicht daß die 
Perſönlichkeit des Leiters, ſeine Fähigkeiten und Kennt— 
niſſe von geringerer Bedeutung wären! Im Gegenteil, 
je größer die Unternehmungen werden, um ſo ſchwieriger 
iſt es, Perſönlichkeiten zu finden, welche imſtande ſind, 
die modernen Rieſenunternehmungen noch zu überſehen, 
zu leiten und zweckmäßig zu organiſieren. Aber dieſe 
Leiter ſind in der Regel nicht die Unternehmer, ſondern 
ſelbſt Angeſtellte der Unternehmung. Das Effektenweſen 
hat dem unperſönlichen Kapitalismus zu immer größerer 
Ausdehnung verholfen, und dieſe Entwicklung iſt noch in 
ſtändigem Wachſen begriffen. In neueſter Zeit macht 
ſich nun ganz beſonders eine Tendenz bemerkbar, die 
im Effektenkapitalismus liegenden Prinzipien der Riſtko⸗ 
und Extragsverteilung auch zwiſchen mehreren Un⸗ 
ternehmungen zur Unmendung zu bringen. Es geſchieht 
durch das Syſtem der Intereſſengemefuüſchafken 
und Beteiligungen. Von den Intereſſengemeinſchaften 
haben wir oben Kap. I, 6 ſchon geſprochen. Sie dienen 
ſowohl der „horizontalen“ wie der „vertikalen“ Kon⸗ 
zentration, der Einſchränkung der Konkurrenz zwiſchen Un— 
ternehmungen gleicher Art wie der engen Zuſammenfaſſung 
aufeinander angewieſener Produktionsſtadien und damit 
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in beiden Fällen dem re auch zwiſchen noch je 
ftändigen Unternehmungen das wirtſchaftliche Prinzip in 
möglichſt vollkommener Form zur Durchführung zu brin⸗ 
gen. Sie dienen in gleicher Weiſe, darf man wohl ſagen, 
dem Beſtreben, die Durchführung der Sozialiſierung ein⸗ 
zelner Produktionszweige, von der man ſich wohl mit 


Recht Gefahren für die Konkurrenzfähigkeit der deutſchen 


Volkswirtſchaft verſpricht, zu erſchweren. 
Die Beteiligung einer Unternehmung an anderen 


durch Aktienbeſitz iſt demgegenüber einer viel allgemeiner 


ren Anwendung fähig, allerdings in der Hauptſache auf 
Geſellſchaftsunternehmungen beſchränkt. Sie hat heute 


ſchon eine ſolche Ausdehnung erlangt, daß man geradezu 


ſagen kann, es wird wenig größere Aktiengeſellſchaften 


geben, die nicht durch Effektenbeſitz an anderen e | 


ſind. Es wird dadurch eine ſehr intenſive Verflech 


tung der größeren Unternehmungen geſchaffen, die vor 
allem der Ausgleichung und Verteilung des Riſikos in 
der Volkswirtſchaft dient. Neben die Fuſionierungen, 
durch welche ſich zwei oder mehrere Unternehmungen glei⸗ 


cher oder verſchiedener Art überhaupt verſchmelzen, neben 
die Kartelle und Truſts, die zu einer Beſeitigung 


des Konkurrenzkampfes im ganzen Erwerbszweige führen, 
tritt mit den Beteiligungen ein Organiſationsprin⸗ 
zip, durch das ſehr verſchiedenartige Beziehungen zwiſchen 


mehreren Unternehmungen geſchaffen werden können. 
Sie werden natürlich um ſo intenſiver ſein, einen 


je größeren Teil des Kapitals einer Geſellſchaft die andere 
beſitzt. Der Beſitz einer Minorität des Aktienkapitals 


einer anderen Geſellſchaft hat oft nur den Zweck, einen 


Einblick zu erlangen, oder man will an den Erträgen 
rohſtoffliefernder oder die eigenen Produkte weiterverar⸗ 
beitender Unternehmungen partizipieren. Der Erwerb einer 
erheblichen Minorität hat aber oft ſchon den Zweck, einen 
beſtimmenden Einfluß auf die andere Unternehmung aus⸗ 
zuüben. Dieſer wird voll erlangt, wenn die eine Geſell⸗ 


ſchaft die Mehrheit des Aktienkapitals einer anderen im . 
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fit hat. Man ſpricht dann mit einem in Amerika 
üblichen Ausdruck von Kontrolle. Aber eine ſolche Kon- 
trolle einer Geſellſchaft über eine andere durch Aktienbeſitz 
iſt auch bei uns heutzutage ſehr häufig. Es bedarf dazu 
nicht einmal des Beſitzes einer wirklichen Mehrheit des 
Aktienkapitals, weil in den Generalverſammlungen doch 
nicht alle Aktien vertreten zu ſein pflegen. In Amerika aber 
genügen oft verhältnismäßig ſehr geringe Aktienmengen 
zur Kontrolle, weil das Aktienkapital dort in der Regel in 
Stammaktien und Vorzugsaktien zerlegt iſt und meiſt nur 
eine dieſer Aktienarten ſtimmberechtigt iſt. 

Nicht ſelten aber kommt es vor, daß eine Geſellſchaft 
auch das geſamte Kapital einer anderen in Beſitz hat. 
Das iſt dann den äußeren Wirkungen nach faſt ſo viel 
wie eine Fuſion, nur daß die Verbindung beider jederzeit 
gelöſt werden kann. Auch hat dieſes Verhältnis die unten 
noch näher zu erörternde Wirkung, daß die eine Geſell— 
ſchaft eben nur das Effektenkapital der anderen be— 
ſitzt, dieſe aber äußerlich noch als ſelbſtändiges 
Rechts ſubjekt beſteht und das Sachkapital in Beſitz 
hat. Jene erhält daher nur die Erträge der anderen 
Geſellſchaft auf die Aktien, haftet aber nicht für ihre 
Schulden. Alles das und auch die Koſten einer völligen 
Fuſion bewirken, daß ſolche Beteiligungen durch Beſitz 
des ganzen Akti enkapitals einer anderen Geſellſchaft haus 
fig vorkommen. Ja, die erwähnten Rechtsverhältniſſe 
bringen es mit ſich, daß Unternehmungen, ſtatt ihren 
eigenen Geſchäftskreis zu erweitern, namentlich wenn es 
ſich um Pläne handelt, deren Erfolg unſicher ut, z. B. 
Ausbeutung neuer Erfindungen, es vorziehen, eine eigene 
Aktiengeſellſchaft oder Geſellſchaft m. b. H. zu errichten, 
0 es dann beteiligt bleiben (ſog. Tochtergef ell⸗ 

aft 
Nach der Art der Unternehmungen nun, die ſo durch 
8 Beteiligung miteinander in Verbindung treten, kann man 
* Zwecke der Beteiligung . nämlich 
o gem e: | | | 9 5 


12 —— 


1. Zwiſchen Unternehmungen gleicher Art. 


Das bedeutet eine Verminderung der Konkurrenz zwiſchen ; 
ihnen, die um jo mehr hervortritt, je mehr die eine 
Unternehmung an der anderen durch Aktienbeſitz inter⸗ 


eſſtert iſt. Durch eine Beteiligung mittels gegenſeitigen 


Aktienbeſitzes wird ganz dasſelbe erreicht wie bei den 


ſchon erwähnten Intereſſengemeinſchaften mit ihrer Ge⸗ 
winnverteilung, und daher finden wir eine ſolche auch bei 
vielen Intereſſengemeinſchaften, z. B. in der großen In⸗ 


tereſſengemeinſchaft der chemiſchen Induſtrie bei der enge— 
ren zwiſchen den Höchſter Farbwerken, der Firma a 
& Co. und der Aktiengeſellſchaft Kalle & Co. 


2. Beteiligungen z wiſ en au einander 


angewieſenen, d. h. mit Nohftoff liefernden oder 


weiterberarbeitenden Unternehmungen, dann überhaupt mit 


ſolchen, die für die Herſtellung eines Produktes zuſammen⸗ 
wirken und daher vielfach gleichartige Intereſſen haben. 
Auch hier führt die bloße Beteiligung häufig zu eigent⸗ 
lichen Intereſſengemeinſchaften, eventuell auch zur Fuſion 
oder zur Errichtung einer gemeinſamen Produktionsunter⸗ 
nehmung wie den von Siemens & Halske und Schuckert 
A.⸗G. errichteten Siemens-Schuckert⸗Werken G. m. b. H. 

3. Eine weitere Art der Beteiligung iſt die der 


Banken an von ihnen errichteten Unterneh⸗ 


mungen. Sie hängt mit der neueren Entwicklung des 
deutſchen Gründungsweſens zuſammen. Die großen Ban⸗ 


et 


re; 


r 


ken nehmen vielfach die Gründung von Aktiengeſellſchaf⸗ 
ten vor, deren Aktien ſie in abſehbarer Zeit nicht zur 
Emiſſion an das Publikum bringen können, ſo z. B. 
Gründungen im Auslande, namentlich Bergwerksgeſell⸗ 
ſchaften, oder ſolche Unternehmungen, die längere Zeit 


zu ihrer Entwicklung gebrauchen, wie ebenfalls Berg⸗ 
werke (Kali und Petroleum), Eiſenbahnen oder Terrain⸗ 
geſellſchaften. Wenn auch die Banken bei ſolider Leitung 
naturgemäß höchſtens einen Teil ihres eigenen Kapitals, 


EN 
— 


niemals aber fremde Gelder in derartigen Gründungen 
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feſtlegen dürfen, ſpielen ſolche doch heute bei vielen Banken 


eine ſehr bedeutende Rolle, vor allem in der Petroleum— 
induſtrie. 


nen Tochtergeſellſchaften. Es liegen dabei ähn— 


liche Verhältniſſe vor, wie bei den eben erwähnten Be⸗ 


ziehungen der Banken zu den von ihnen finanzierten Un— 
ternehmungen.. Nicht mehr von den Banken allein werden 
heute neue Geſellſchaftsunternehmungen errichtet, ſondern 
es gibt einige Unternehmungszweige, in denen zu beſon⸗ 
deren Zwecken große Unternehmungen ſich ſelbſt eigene 
Tochtergeſellſchaften gründen und an ihnen beteiligt bleiben. 
Beſonders verbreitet iſt das in der elektriſchen In⸗ 
duſtrie. Die gewaltige Entwicklung der Elektrotechnik hat 
es mit ſich gebracht, daß die großen elektrotechniſchen 
Fabriken neben ihrem Fabrikationsgeſchäft immer mehr in 
das ſog. Unternehmergeſchäft hineingerieten, d. h. 
ſie errichteten lokale Licht- und Kraftanlagen nicht mehr 
nur auf Beſtellung, ſondern auf eigene Rechnung. In 
den meiſten Fällen wurden dann daraus beſondere Geſell— 
ſchaften gemacht. Doch waren deren Aktien in der Regel 
nicht oder doch nicht ſehr bald ans Publikum zu emittieren, 
und ſo kommt es, daß die großen Fabrikationsgeſellſchaften 
der elektriſchen Induſtrie alle in erheblichem Umfange 
an ſolchen Tochtergeſellſchaften beteiligt ſind. Das gleiche 
gilt für die großen Eiſenbahnbaufirmen, die ſich vielfach 
auf den Bau von Kleinbahnen im In- und Auslande 
geworfen haben. Auch daraus entſtanden meiſt Aktien⸗ 
geſellſchaften, an denen die Baufirma beteiligt blieb. Fer⸗ 
ner hat die Notwendigkeit, in manchen Unternehmungs⸗ 
zweigen Filialen im Ausland zu errichten, häufig zur 
Gründung von Tochtergeſellſchaften und zur Beteiligung 
der deutſchen Stammunternehmung an ihnen geführt. Die 
engen z. B. in Amerika, die Patentgeſetzgebung 
3. B. in Großbritannien machte vielfach die Errichtung 


4. Von der größten Bedeutung iſt aber die Be 
teiligung von Unternehmungen an ihren eige- 


Br. 


‚eigener ausländiſcher Habt nötig, die in manchen a a 


. 
„ 


einen ſolchen rang Angenommen ee daß ſie die . 


Stammunternehmung an Bedeutung übertreffen. 


Überhaupt aber geht heute die Entwicklung dahin, 


die Ausbeutung neuer techniſcher Fortſchritte, neuer Pro⸗ 


duktionsverfahren gern einer beſonders dafür errichteten 


Tochtergeſellſchaft zu übertragen. Dabei wird einmal, wie 
oben geſagt, das Riſiko der Stammunternehmung auf die 
von vornherein vorgeſehene Einlage begrenzt, andererſeits 


der Geſchäftsbetrieb der neuen Unternehmung ganz von 
dem der Stammgeſellſchaft abgetrennt, ſo daß die Ver⸗ 


waltung der letzteren in ihren Bilanzen und Geſchäfts⸗ 


berichten über das neue Unternehmen nur in bezug auf 
ſeine Ergebniſſe zu berichten braucht, ſonſt aber in der 


Verwaltung von den eigenen Aktionären ganz unab⸗ 


hängig iſt. 

| Das Prinzip der Beteiligung fpielt heute in einigen 
Erwerbszweigen eine derartige Rolle, daß bei manchen 

großen Unternehmungen die Beteiligungen in bezug auf 


Umfang ſowohl als auf Erträge größere Summen auf⸗ 
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weiſen als das eigene Aktienkapital. Allerdings pflegen 
die meiſten Unternehmungen ihre Erträge aus Beteili⸗ 
gungen und aus der eigenen Fabrikation nicht geſondert 
auszuweiſen. Die A.⸗G. Ludwig Löwe & Co. hat z. B. 
Grundſtücke, Gebäude, Betriebsanlagen, Materialien und 
Fabrikate nur mit 12,2 Mill. Mark in der Bilanz, Effek⸗ 


ten und Beteiligungen mit 20,1 Mill. Mark, bei 
10 Mill. Mark Aktienkapital und 8 Mill. Mark Obli⸗ 
gationen. Die Ver. Glanzſtoffabriken in Elberfeld haben 
Grundſtücke mit 5,5 Mill. Mark in der Bilanz ſtehen und 
600000 Mark Vorräte, aber 8,6 Mill. Mark dauernde 
Beteiligungen und 16,1 Mill. Mark Effekten bei 185 
Mill. Mark Aktienkapital. Die Kammgarnſpinnerei Stöhr 
& Co., A.⸗G., war bei 12 Mill. Mark Aktienkapital 
an andern Unternehmungen mit 13 Mill. Mark beteiligt, 
insbeſondere bei einer amerikaniſchen Zweigfabrik, wo⸗ 
gegen die eigenen Anlagen mit etwa 7 7 Mill. Mark in 


der Bilanz aufgeführt wurden. 


3 
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Es gibt ſogar Unternehmungen, die ihre eigene Pro— 
duktion ganz oder faſt ganz aufgegeben haben und ſie nur 
durch Tochtergeſellſchaften betreiben laſſen, an denen ſie 
beteiligt ſind. Das gilt zum Teil von Siemens & Halske 
Aktiengeſellſchaft, die den Siemens-Schuckert-Wer— 
ken G. m. b. H. ihre ganze Fabrikation von Starkſtrom— 
maſchinen übertragen haben. Der Gewinn aus der ihnen 
noch verbliebenen eigenen Fabrikation wird nicht geſondert 
ausgewieſen, ſondern mit dem aus Beteiligungen zus 
ſammengeworfen, was unzuläſſig fein ſollte; aber erſterer 
iſt jedenfalls ganz erheblich geringer. Ganz die Eigen— 
fabrikation aufgegeben hat die Elektrizitätsgeſell— 
ſchaft vormals Schudert, deren Aktienkapital, von 
wenigen Elektrizitätswerken in eigener Verwaltung abge— 
ſehen, ganz in Beteiligungen angelegt iſt, nämlich 44,95 
Millionen Mark bei den Siemens-Schuckert-Werken, dazu 
35 Mill. Mark ihnen gewährter Darlehen und 40,9 Mill. 
Mark bei ſonſtigen Beteiligungen. 

Endlich gibt es Geſellſchaften, die überhaupt nur zu 
dem Zweck gegründet werden, ſich an anderen zu be— 
teiligen. Solche Unternehmungen kann man als Be⸗ 
teiligungsgeſellſchaften bezeichnen, d. h. als Ge⸗ 
ſellſchaften, deren einziger oder doch weit überwiegender 
Zweck es iſt, ſich an anderen durch Effektenbeſitz zu be⸗ 
teiligen. Drei Zwecke derartiger beſonderer Beteiligungs— 
geſellſchaften kann man unterſcheiden, die aber häufig 
kombiniert vorkommen: 1 i 
) 1. Anlageſuchenden SKapitaliften die Beteiligung an 
höher rentierenden oder riskanteren Unternehmungen zu 
ermöglichen ohne eine Vergrößerung des Riſikos, wie 
es bei direkter Kapitalanlage vorhanden wäre. Es wer: 
den die Effekten mehrerer ſolcher Unternehmungen er— 
worben und auf dieſen Beſitz hin Anteile einer beſonderen 
Beteiligungsgeſellſchaft ausgegeben, die man als Ka pi⸗ 
talanlagegeſellſchaften bezeichnen kann. Die größte 
Verbreitung haben derartige Unternehmungen in den eng⸗ 
liſchen Investment-Trusts erlangt. 
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2. Um das Publikum zur Kapitalbeſchaffung für 
Unternehmungen heranzuziehen, deren Effekten aus tat⸗ 
ſächlichen oder rechtlichen Gründen nicht direkt an das 
ſelbe emittiert werden können. Zur Übernahme derarti⸗ 
ger Effekten werden beſondere Geſellſchaften gegründet, die 
ihrerſeits ihre eigenen Effekten, Aktien und Obligationen 
an das Publikum bringen: Effektenübernahme⸗ 
g e . e l I f ch afte n. . ͤ ß | | 
1 3. Um, im Gegenſatz zum zweiten Falle, Effekten 

verſchiedener Unternehmungen dem Verkehr zu ent⸗ 
ziehen, aber das dafür aufgewendete Kapital durch Emiſ⸗ 
ſion von Effekten beſonderer Beteiligungsgeſellſchaften an 
das Publikum wieder herauszuziehen, alſo um ohne eigene 
Kapitalaufwendung einen Einfluß auf die ſo zuſammen⸗ 
gefaßten Unternehmungen zu gewinnen. Dieſe Form iſt 
namentlich in Amerika verbreitet, es iſt dies der Zweck 


. der amerikaniſchen ſog. Holding Companies. Man kann ſie 


Effektenfeſtlegungs-, Haltungs- oder Kontrollge- 


2 4 ſellſchaften nennen. 


Jede der drei Formen von Beteiligungsgeſellſchaften 
hat alſo in einem der drei genannten Länder beſondere 
Bedeutung erlangt. Jedoch kommen in Deutſchland, ebenfo 
in Frankreich, Belgien und der Schweiz, neben den Über: 
nahmegeſellſchaften auch Kapitalanlage und Kontrollgeſell⸗ 
ſchaften vor (ein Beiſpiel für letztere war z. B. die 
ſeinerzeit zum Zwecke des Feſthaltens der Majorität der 
Hiberniaaktien gegründete Geſellſchaft Herne G. m. b. H., 
und iſt neueſtens die zur Feſtlegung von Vorzugsaktien von 
den Großbanken gegründete Bank für Induſtrie⸗ 
werte). Die Kontrollgeſellſchaft iſt vor allem in Amerika 
auch zum Zuſammenſchluß ganzer Gewerbe zu monopoliſti⸗ 
ſchen Zwecken benutzt worden, und durch die monopoliſti⸗ 
ſchen Kontrollgeſellſchaften (Truſts) knüpft die ganze Ent⸗ 
wicklung der Beteiligungsgeſellſchaften an die parallel: 3 
laufende der monopoliſtiſchen Vereinigungen an. 

In Deutſchland haben die übernahmegeſell⸗ 
ſchaften große Bedeutung erlangt, maße für 


— 


Kleinbahnen und Elektrizitätswerke. Derartige Übernahme: 
x A entftanden, weil die großen Bahnbaus und 
Elektrizitätsfirmen bald nicht mehr das Unternehmergeſchäft 
in der eben geſchilderten Weiſe ausüben konnten. Sie 
konnten nicht ihr eigenes Kapital, das fie in der Fabri— 

kation brauchten, bei Gründung von lokalen Elektrizi— 
tätswerken und Kleinbahnen feſtlegen und auch die Banken, 
mit denen ſie natürlich in Verbindung ſtanden, waren dazu 
nicht in der Lage. So gliederten ſich die großen Fabri— 
kationsgeſellſchaften Unternehmungen an, die die von 
ibnen gemeinſam mit den Banken geſchaffenen, nicht emiſ— 
ſionsfähigen Effekten übernahmen: Übernahmegeſellſchaf— 
ten. Deren Aktien und Obligationen wurden ans Publi⸗ 
kum gebracht, das namentlich in der Hochkonjunktur 1895 
bis 1900 alle derartigen Effekten willig aufnahm. Man 
kann den darin liegenden Vorgang als Effektenſub⸗ 
ſtitution bezeichnen: die Beteiligungsgeſellſchaft ſub⸗ 
ſtituiert den von ihr erworbenen Effekten ihre eigenen, 
bringt dieſe an das Publikum, und die hinter ihr ſtehen⸗ 
den Fabriken und Banken ziehen auf dieſe Weiſe ihre in 
Kleinbahnen und Elektrizitätswerken angelegten Kapi— 
talien ſchnell wieder heraus. So gründeten die großen 
Bahnbau⸗ und Elektrizitätsfirmen eine ganze Reihe von 
Beteiligungsgeſellſchaften, teilweiſe im Auslande: Geſell⸗ 
ſchaft für elektriſche Unternehmungen, Bank für elektriſche 


Se 


Unternehmungen, Deutfch = überfeeifche EleEtrizitätsgefele 


ſchaft, Eiſenbahn⸗Rentenbank, Zentralbank für Eiſenbahn⸗ 
werte uſw. 

1 Allmählich aber fingen dieſe Geſellſchaften auch ſelbſt 
an, das Kapital für derartige Zwecke zuſammenzubringen, 
fie übernahmen nicht mehr nur Effekten, die von den 
hinter ihnen ſtehenden Fabriken und Banken geſchaffen 
waren, ſondern finanzierten die Unternehmungen 
ſelbſt. So entſtanden aus den bloßen Beteiligungsgeſell⸗ 
ſchaften die Finanzierungsgeſellſchaften. Die⸗ 
e Entwicklung nahmen auch die meiſten Kapitalanlage⸗ 
„ Die Finanzierungsgeſellſchaften ſpielen da⸗ 
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her heute neben den großen Emiſſionsbanken eine erhebliche 
Rolle, namentlich für Finanzierung ſolcher Unternehmun⸗ 
gen, deren Effekten nicht oder nicht ſchnell zur Emiſſion 
gebracht werden können, weil die Unternehmung zu lokaler 
Natur (Elektrizitätswerke, Kleinbahnen) iſt oder zu lange 
Zeit zu ihrer Entwicklung gebraucht oder ſich im Aus⸗ 
lande befindet (ebenfalls Elektrizitätswerke, Bahnen und 
Bergwerke). | 3 

Welche Wirkungen das auf die Organifation unſeres 
Bankweſens hat, kann hier nicht näher erörtert werden. 
Tatſächlich wurde auf dieſe Weiſe die Gründung von Ge⸗ 
ſellſchaftsunternehmungen für die erwähnten Zwecke ſehr 
erleichtert, und die große Entwicklung unſeres Elektrizi⸗ 
tätsweſens, die raſche Ausdehnung unſerer Kleinbahnen, 
die beſſere Verſorgung der deutſchen Weiterverarbeiter mit 
wichtigen Bergwerksprodukten, die größere Beteiligung 
deutſchen Kapitals an ausländiſchen Unternehmungen waren 
vor dem Kriege zu einem nicht geringen Teile auf dieſe 
neue Organiſation der Finanzierung von Geſellſchaften 
zurückzuführen. Ebenſo iſt es zweifellos, daß dieſes ganze 
Syſtem der Beteiligungen engere Intereſſenverbindungen 
zwiſchen den verſchiedenen großen Unternehmungen her⸗ 
beiführt, damit ihnen das Riſiko vermindert und ver⸗ 
teilt. Es werden ſo dauernde Beziehungen geſchaffen 
zwiſchen Unternehmungen, die ſonſt im Preiskampf mit⸗ 
einander ſtehen, und ebenſo wird auch die Konkurrenz, 
das gegenſeitige Sich-Bekämpfen gleichartiger Unterneh- 
mungen, eingeſchränkt. Aber es dürfen auch die Gefahren 
dieſer neueſten Entwicklung des Effektenkapitalismus nicht 
verkannt werden. Sie liegen vor allem in dem, was 
man die Verſchachtelung der Unternehmungen genannt 
hat. Der ſeine Erſparniſſe verwertende Kapitaliſt iſt hier 
beteiligt an Geſellſchaften, die ſelbſt von den eigentlich 
ökonomiſch tätigen Unternehmungen weit entfernt ſind, 
erſt durch ein kompliziertes Syſtem oft mehrfachen und 
ineinandergeſchachtelten Effektenbeſitzes ihre Gewinne über⸗ 
wieſen erhalten und ſo nur ſehr indirekt Einfluß auf die 
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eigentlich produktiven Unternehmungen haben. Den ein: 
zelnen Kapitaliſten wird durch das ausgedehnte Syſtem 
der Beteiligungen die Überſicht über die ökonomiſche Wirk— 
ſamkeit und die Gewinnausſichten des von ihnen zur Ver— 
fügung geſtellten Kapitals noch viel mehr erſchwert, 
als das ſchon überhaupt durch die Aktiengeſellſchaften der 
Fall iſt. Die Effektenſubſtitution erleichtert in hohem 
Grade Bilanzverſchleierungen, Schiebungen von Forderun⸗ 
gen und Vermögensſtücken zwiſchen den verſchiedenen in⸗ 
einander petfehachfelten Get ellſchaften, Erzielung von bloßen 
Buchgewinnen auf dieſe Weiſe u. dgl. Derartige Mani⸗ 
pulationen find ſchon öfter zum Schaden des Publikums 
angewendet worden. Andrerſeits ermöglicht aber die Be— 
teiligung die Beherrſchung großer Unternehmungen und 
ganzer Unternehmungszweige mit wenig Kapital, da jede 
Geſellſchaft nur die Hälfte des ſtimmberechtigten Kapitals 
ihrer nächſten Untergeſellſchaft zu beſitzen braucht, um ſie 
und alle folgenden zu kontrollieren. Auch dies kann zwar 
zu einer größeren Vereinheitlichung und zur Ausſchaltung 
übermäßigen Konkurrenzkampfes führen, aber andrerſeits 
liegt auch die Gefahr vor, daß einige Kapitaliſten mit 
verhältnismäßig wenig eigenem Kapital die Herrſchaft 
über ganze Unternehmungszweige an ſich reißen. Nament⸗ 
lich in Amerika iſt das Prinzip der Beteiligung nicht 
ſelten in dieſer Weiſe angewendet und mißbraucht worden.“ 
Dieſe neueſten Entwicklungserſcheinungen bei den Kapi⸗ 
talgeſellſchaften ſind es nun auch, welche, je mehr ſie ſich 
entwickeln, immer mehr ein wirtſchaftspolitiſches Ein— 
greifen nötig machen und eine Weiterbildung des Aktien— 
rechtes erfordern. Davon ſoll noch im letzten Abſchnitt 
dieſes Kapitels die Rede ſein. 
8. Wirtſchaftspolitiſche Aufgaben gegen⸗ 
1 über den Kapitalgeſellſchaften. ) 


| | Die Kapitalgeſellſchaften find wegen ihrer allgemeinen 
Bedeutung weitgehend durch die Geſetzgebung geregelt, 
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tiiligt find, und ihr Einfluß in der Volkswirtſchaft wächſt. 
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nicht nur in bezug auf ihre rechtlichen Wirkungen, ſon⸗ 
dern auch nach der volkswirtſchaftlichen Seite. Rech 
lich kam es vor allem darauf an, die mit Geſellſchafts⸗ 
unternehmungen in Tauſchverkehr tretenden Perſonen fichere 
zuſtellen. Die wirtſchaftspolitiſchen Maßregeln der 
Geſetzgebung bezweckten dagegen zunächſt vor allem Siche⸗ 
rung der Kapitaliſten, die ſich an ſolchen Geſellſchaften bes 
teiligen, dann aber überhaupt Regelung ihres großen Ein⸗ 
fluſſes auf das Wirtſchaftsleben. Dahin gehören die Vor⸗ 
ſchriften über die Haftung der Gründer, des Vorſtandes 
und des Aufſichtsrates, die Beſtimmungen über die Gene⸗ 
s ralverfammlung und die Bilanzaufſtellung. Der allge- a 
; meinfte und wichtigſte Geſichtspunkt, der dabei maß: 

gebend iſt, iſt der möglichſt großer Offentlichkeit. 

Sie herbeizuführen iſt das Ziel auch aller weiteren Be⸗ 
ſtrebungen und Aufgaben auf dem Gebiete der geſetzlichen 
Regelung des Aktienweſens. Größere Offentlichkeit in der 
Geſchäftsführung und Verwaltung der Kapitalgeſellſchaf 
ten wird um ſo mehr von Bedeutung, je mehr die Zahl 
dieſer Unternehmungen, der Kapitaliſten, die an ihnen be⸗ 


3 
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Unternehmungen, die Tauſende von Beſitzern haben, oder 
denen Tauſende von Obligationengläubigern ihr Kapital 
anvertraut haben und die Tauſende von Arbeitern beſchäf⸗ 
tigen, ſind keine bloße Privatangelegenheit mehr, um die 
ſich niemand zu kümmern hat, ſondern nehmen immer 
mehr einen öffentlichen Charakter an. Sie brauchen des⸗ 
wegen noch nicht durch öffentliche Beamte geleitet und 
überwacht zu werden, aber die Offentlichkeit muß — 
möglichſt großen Einblick erhalten. a 
Der häufig gemachte Vorſchlag, wenigſtens in den 
großen Geſellſchaftsunternehmungen den Aufſichtsrat durch 
ſtaatliche Beamte zu erſetzen oder ſie neben jenen als 
beſondere Reviſoren anzuftellen, ift unter den heutigen 
Berhältniffen unausführbar. Der Staat kann die damit 
zuſammenhängende Verantwortung nicht übernehmen. Das 
wäre erſt möglich mit einer ſehr viel weiteren n Of 
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2 keit in der Geſchäftsführung der großen Unternehmungen. 
Auch müßten dafür geeignete Beamte erſt herangebildet 
werden. Dagegen iſt neuerdings, teilweiſe nach engliſchem 
und amerikaniſchem Vorbild (chartered accountants, Audit 

Companies), eine gewiſſe Überwachung von Geſellſchafts— 
unternehmungen, namentlich mittels periodiſcher Prüfung 

der Bücher durch befondere Reviſionsunternehmun⸗ 

gen, Treuhandgeſellſchaften, die meiſt mit einer 
großen Bank in Verbindung ſtehen, häufiger geworden. 

Doch haben auch ſie betrügeriſche Maßnahmen nicht immer 
verhindern oder nur raſch aufdecken können. Immerhin 
liegen hier Anfänge einer Entwicklung vor, die, eventuell 
durch den Staat geregelt, zu einer Ergänzung der Kon— 

trollfunktionen des Aufſichtsrates führen könnte. Das 

neben aber wären Maßregeln erwünſcht, um deſſen Ver— 
antwortlichkeitsgefühl und Sorgfalt zu erhöhen. Es wäre 
denkbar, den Aufſichtsratsmitgliedern eine gewiſſe Kau— 
tionsleiſtung vorzuſchreiben. Auch eine gewiſſe Arbeits— 
teilung der Mitglieder des Aufſichtsrates bei der Kon— 

trolle wäre oft zweckmäßig. Die Beſtimmung des H 245 

HGB., daß die Vergütung für die Tätigkeit des Auffichts- 

rates erſt nach Vornahme ſämtlicher Abſchreibungen und 

40% Dividende berechnet werden darf, ſollte zwingendes 

Recht ſein und nicht durch Statut abgeändert werden können. 

Heute kommt es ſehr häufig vor, daß ſich der Aufſichts— 
rat ohne jede Rückſicht auf den Gewinn der Unternehmung 
eine feſte, oft ſehr hohe Vergütung zuſichern läßt. Auch 
die Abwälzung der Tantiemeſteuer auf die Geſellſchaft 
ſollte unzuläſſig ſein. 

a Vor allem find aber im Intereſſe größerer Offentlich⸗ 
keit eingehende Vorſchriften über Bilanzaufſtellung und 

Bi fentüchung von Wichtigkeit. Durch das Geſetz von 

1884 iſt zwar auf dieſem Gebiete in Deutſchland im Ver⸗ 

hältnis zu anderen Ländern noch am meiſten geſchehen, 

aber noch viel bleibt zu tun übrig und wird durch die 
neuere Entwicklung der Aktiengeſellſchaften gebieteriſch ge⸗ 

Pe: Die ma des H 265, wonach die Bilanz ſowie 


3 derlich machen. Schon die richtige Bilanzierung eines 
Effektenbeſitzes überhaupt iſt ein Problem. Im Gegenſatz 
zu Sachgütern iſt hier eine möglichſt niedrige Bes 


allerlei Effektentransaktionen ermöglicht und die jährlichen 
Gewinne durch Verkäufe und Spekulationen künſtlich ge 
ſteigert werden.“) Für Effektenbeſitz iſt vielmehr das 
Prinzip der Bilanzwahrheit viel leichter durchzuführen 
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die Gewinn⸗ und Verlustrechnung nach der Genehmigung 


durch die Generalverſammlung vom Vorſtand zu veröffent⸗ 
lichen ſind, ſollte ſtreng gehandhabt werden. Sehr häufig 


Für verſchiedene Gewerbe könnten Normalbilan⸗ 
zen vorgeſchrieben werden, um eine Einheitlichkeit und 
damit Vergleichbarkeit herbeizuführen, wie das jetzt für die 


Großbanken auf Grund von Vereinbarungen geſchehen iſt. 
N Beſonders dürfte auch die weitgehende Anwendung 
des Prinzips der Beteiligung und Effektenſubſti⸗ 


tution bald eingehendere Bilanzierungsvorſchriften erfor⸗ 


wertung keineswegs immer erwünſcht. Es können dadurch 


als bei Sachbeſitz, da ihr ungefährer Verkehrswert in den 


* 


meiſten Fällen jederzeit feſtzuſtellen iſt und bei Börſen⸗ 


genommen werden. 


Wichtiger aber noch iſt, dafür zu ſorgen, daß ein 


I Effektenbeſitz überhaupt in der Bilanz genügend klar herz 


vortritt. Eine Geſellſchaft kann heute den größten Teil 4 
) Näheres nn N „ und Finanzierungs: 


geſellſchaften, 3. Aufl. S 


werden heute ganz unvollſtändige Bilanzen aufgeſtellt und 
veröffentlicht, z. B. die Gewinn- und Verluſtrechnung 
ganz weggelaſſen oder nur die Differenz zwiſchen Debitoren 
und Kreditoren in einer Summe angegeben. Die Ab- und 
Zugänge bei Grund⸗ und Hausbeſitz, Maſchinen u. dgl. 
müßten immer genau angegeben werden, die Abſchreibungen 

deutlich erſichtlich ſein. | 


effekten alltäglich im Kurſe zum Ausdruck kommt. Es 
könnten daher, im Gegenſatze zum Sachvermögen, auch 
Effekten, die als dauernde Anlage dienen, zum gegenwär⸗ 
tigen Kurſe ſtatt zum Erwerbspreiſe in die Bilanz auf- 


a 


ihres Kapitals in Effekten angelegt haben, und kein Ge⸗ 
ſetz verlangt, daß ſie näheres darüber verlauten laſſen 
muß, woraus dieſer Beſitz beſteht. Es gibt Geſellſchaften, 
deren ganze Bilanz lautet: 
Aktiva: Beteiligungen x Mark; Paſſiva: Aktien⸗ 
kapital x Mark. 


Es iſt erforderlich, Beſtimmungen zu treffen, welche 
Geſellſchaften, die in größerem Maße Effekten von an- 
deren in Beſitz haben, die Berichterſtattung darüber zur 


Pflicht machen, etwa immer dann, wenn der zu Buch 
ſtehende Betrag der Effekten einer anderen Unterneh— 


mung mehr als ¼0 des eingezahlten Kapitals der bes 
ſitzenden Geſellſchaft ausmacht. In dieſem Falle wäre 
die Bilanz der anderen Geſellſchaft mit zu veröffentlichen. 
Auch müßten die Gewinne aus Effektenbeſitz von denen 
aus eigentlicher Wirtſchaftstätigkeit getrennt ausgewieſen 


werden. 

Für Banken und für Beteiligungs- und Finanzierungs: 
geſellſchaften, deren Zweck die Beteiligung an anderen 
Unternehmungen iſt, könnten noch beſondere Vorſchriften 


getroffen werden. Hier iſt insbeſondere in der Bilanz zu 
unterſcheiden zwiſchen den Effekten, die die Unternehmung, 
zunächſt wenigſtens, dauernd zu beſitzen beabſichtigt und 
denen, die ſie im Laufe des nächſten Geſchäftsjahres vor⸗ 
ausſichtlich zu veräußern gedenkt. Erſtere wären auf Betei⸗ 
ligungskonto, letztere auf Effektenkonto zu buchen, auf 
Konſortialkonto vielleicht ſchließlich die, auf welche noch 
Einzahlungen zu leiſten find. Alle derartigen Unterneh- 


mungen könnten etwa verpflichtet werden, in allen Fällen, 
in denen der Beſitz einer einzigen Gattung von Effekten 
1/0 des eingezahlten Kapitals der beſitzenden Geſellſchaft 
überſteigt, die Art der Effekten und ihren Betrag in der 
Bilanz anzugeben. 

Alle dieſe und andere Vorſchriften, auf die hier nicht 
näher eingegangen werden ſoll, werden natürlich nicht 
jeden Mißbrauch des Syſtems der Beteiligungen verhüten 
können. Aber ſie werden doch dem Ziele näher kommen, 


le 


das mit der weiteren Entwicklung 155 Geſellchaftsunter⸗ 
nehmungen von immer größerer Bedeutung, aber auch 
leichter erreichbar wird, dem Ziel möglichſter Offent- 
lichkeit in ihrer Geſchäftsführung. Dieſes Ziel iſt aber 
auf dieſem Gebiete nur ein Ausdruck des allgemeinen 
Ziels unſerer ganzen wirtſchaftlichen Entwicklung, dem 
auch die Beteiligung an ſich dient, größerer En 5 
heit aller Verkehrsbeziehungen und beſonders auch der 
Kapitalanlagen. ie 
| Auch ſonſt wären mancherlei Maßregeln zur befferen 
Sicherung der Aktionäre möglich. Es müßte im Ge 
ſchäftsbericht z. B. mitgeteilt werden, nach welchen Grund 
ſätzen die Vorräte an Rohſtoffen und fertiger Ware, 
die in der Bilanz aufgeführt werden, bewertet worden find. 
Ebenſo könnten auch für den Bericht des Aufſichtsrates, 
der oft nur „ſich dem (auch ſchon nichtsſagenden) Bericht 
des Vorſtandes anſchließt“, nähere Beſtimmungen getrof 
fen werden. Ferner iſt die Prüfung der Bücher und Bi⸗ 
lanzen einer Aktiengeſellſchaft noch bedeutender Verbeſſe⸗ 
rungen fähig. Unſere Reviſoren prüfen in Deutſchland in 
der Regel nur, ob die Endziffern der Bücher mit der 
Bilanz übereinſtimmen, nicht aber ob ſie richtig geführt 
ſind. Es erfolgt keine Vergleichung mit den Fakturen oder 
der Korreſpondenz. Es ſollte nach dem Vorbilde der eng 
liſchen Aktiennovelle von 1900 vorgeſchrieben ſein, daß 
jede Aktiengeſellſchaft einen ſtändigen Bücherreviſor haben 
muß, der amtlich beſtellt und jederzeit zur Einſichtnahme 
der Bücher berechtigt iſt. Zwar laſſen manche Aktien⸗ 
geſellſchaften neuerdings freiwillig durch die ſog. Treu⸗ 
handgeſellſchaften eine weitgehende Kontrolle ihrer Bücher 
vornehmen, um Unterſchleife von Beamten zu verhindern, 
aber allgemein iſt das noch keineswegs. Eine Ausgeſtal⸗ 
tung des Reviſionsweſens wäre entweder in Anlehnung 
an dieſe Treuhandgeſellſchaften, die dann auch ſtaatlich 4 
zu organiſieren wären, oder unter Erweiterung der Pflich⸗ 
ten der jetzigen ſtaatlich anzuſtellenden Reviſoren möglich. 

Daß endlich die Arbeiter in den großen untere 4 
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5 gen, ehtertet Weicher norm, ee zur 
Geltung kommen, das wird durch die Betriebsräte 
und die Vertretung der Arbeiter im Aufſichtsrat er⸗ 
reicht werden können. Natürlich müſſen ſö neue Maßregeln 

ſich erſt allmählich einleben, und damit ſie ſich bewähren, 

muß auf beiden Seiten der gute Wille vorhanden ſein, 

bei den Unternehmern, nicht nur einen läſtigen geſetzlichen 
Zwang zu erfüllen und die Arbeiter möglichſt fern zu 

halten, bei dieſen, nun auch wirklich für ihren Betrieb 
und fein Gedeihen Intereſſe zu gewinnen und nicht nur 
krückſichtsloſe Intereſſenvertreter zu delegieren, bei beiden 
aber, nicht ausſchließlich auf den größten eigenen Profit 
zu ſehen. Wenn einmal wieder ſtabilere Wirtſchafts-, 
Preis⸗ und Lohnverhältniſſe kommen, wird ſich aus den 
Betriebsräten noch mancherlei ſegensreiche Einrichtung er 
- Schaffen laſſen, ohne daß man gleich unklare Sozialiſie⸗ ey 
rungspläne zu verwirklichen braucht. ER 
Aber richtig bleibt — und äußerſt kurzſichtig, daß 
. die Akbelter bei der ir 2 a. Ideal Soziali⸗ 
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der 9 715 . beer e Organi⸗ 25 
ſationen und der bei ihnen zutage tretenden Entwicklungs⸗ 1 
tendenzen durch den Staat immer mehr zu einer Notwen⸗ 
digkeit wird. Sie müſſen in ganz anderer Weiſe unter 
der Kontrolle der Offentlichkeit ſtehen. Außer den erwähn⸗ 
ten Bilanzvorſchriften geſchieht das am beſten durch ein alle 
5 gemeines vom Reiche zu errichtendes Induſtrieamt, 
wie es ähnlich ſchon in den Vereinigten Staaten beſteht. 
Die Miniſterien und Reichsämter verfügen nicht über 
genügend ſachverſtändige Beamte, um auf den verſchiedenen 
Wirtſchaftsgebieten ſachverſtändige Entſcheidungen treffen 
zu können, in denen ſtaatliches Eingreifen erforderlich 
werden wird. Die Errichtung einer ſachverſtändigen Be— 
hörde zur dauernden Beobachtung der geſamten volkswirt⸗ S 
een en wird 9 von immer „ A 
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2 Leider iſt bisher nach allen dieſen Richtungen gar 

7 nichts geſchehen, weil die Arbeiter, in ihre Sozialiſierungs⸗ 
pläne verrannt, Alles oder Nichts proklamieren. Den Weg 

einer organiſchen Entwicklung bedeutet das aber jedenfalls 

| nicht, und bisher iſt noch niemals eine Wirtſchaftsorgani⸗ 
ſation plötzlich durch eine andere abgelöſt worden. 


Kapitel III. 
Die Genoſſenſchaften. 


1. Das Weſen der Genoſſenſchaften. 


Neben den Geſellſchaftsunternehmungen gibt es noch 
eine weitere Form gemeinſchaftlicher Wirtſchaften, die heut⸗ 
zutage von der größten Bedeutung iſt: die Genoſſen⸗ 
ſchaften. Über den Begriff der Genoſſenſchaft iſt viel 
geredet und geſchrieben worden. Auch hier hat ſich zunächſt 
nur die Rechtswiſſenſchaft mit der Begriffsbeſtimmung 
beſchäftigt. Manche faſſen den Begriff ſo weit, daß jede 
Vereinigung, jeder Verein, jedes Kartell, jede Geſellſchafts⸗ 
unternehmung als Genoſſenſchaft zu bezeichnen wäre. So 
z. B. Gierke, der Hauptvertreter der deutſch-rechtlichen 
Genoſſenſchaftslehre (Das deutſche eee 
3 Bände, 1868 — 81), der die Verkörperung d b 
heit durch die Vielheit als Weſen der Genoſſen⸗ 
ſchaft anſieht und alle Vereine mit ſelbſtändiger Rechts⸗ 
perſönlichkeit, außer Staat und Gemeinde, als Genoſſen s 
ſchaften bezeichnet. Faſt ebenſo weitgehend definiert den 

Genoſſenſchaftsanwalt Dr. Krüger (Artikel: Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften im Handwörterbuch der 
Staatswiſſenſchaften): „Genoſ ale iſt jede Gemein 
ſchaft von Perſonen — im Gegenſatz zur Vereinigung 4 
von Kapital — zur Verfolgung gemeinſamer Zwecke.. 
Danach wäre jede Offene Handelsgeſellſchaft, jedes Kar⸗ 1 
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tell, jeder Fachverein, ja auch jeder Geſangverein und 
jeder Kegelklub eine Genoſſenſchaft. Und auch eine Aktien— 
geſellſchaft iſt doch ſchließlich nicht nur „eine Vereinigung 
von Kapital“, ſondern auch eine ſolche von Perſonen und 
wäre nach dieſer Auffaſſung eine Genoſſenſchaft. 

Mit allen derartigen Definitionen läßt ſich für das 
ökonomiſche Verſtändnis der Genoſſenſchaften gar 
nichts anfangen. Der ökonomiſche Begriff der 
Genoſſenſchaft aber, wie er in einem freilich noch 
wenig ausgebildeten Syſtem der tauſchwirtſchaftlichen Ver— 
einigungen ſeine Stelle zu finden hätte, ſcheint mir 
einfach, und zwar ſtimmt er ausnahmsweiſe ungefähr 
mit der Abgrenzung überein, die die Geſetzgebung zu 
praktiſchen Zwecken gegeben hat. Während die wirtſchafts— 
politiſche Geſetzgebung, namentlich die neuere, ſich ſonſt 
meiſt nicht durch ſcharfe Definitionen auszuzeichnen pflegt, 
hat ſie hier einmal eine Definition gegeben, die ökonomiſch 
das Weſen der Sache trifft. Schon das erſte deutſche 
„Geſetz betr. die privatrechtliche Stellung der Erwerbs— 
und e e, vom 4. Juli 1868 defi⸗ 
nierte die Genoſſenſchaften als „Geſellſchaften von nicht 
geſchloſſener Mitgliederzahl, welche die Förderung des 
Kredits, des Erwerbs oder der Wirtſchaft 
ihrer Mitglieder mittels gemeinſchaftlichen 

Geſchäftsbetriebs bezwecken“. Das neue Geſetz 
vom 1. Mai 1889 hat dann die beſondere Erwähnung des 
Kredits als auch zur Förderung der Wirtſchaft gehörig 
weggelaſſen. Die nicht geſchloſſene Mitgliederzahl iſt kein 
weſentliches Merkmal der Genoſſenſchaften. Sie iſt aber 
Rinſofern ökonomiſch von Bedeutung, als die Genoſſenſchaf— 
ten, weil jederzeit neue Mitglieder ein- und alte austreten 
können und dieſe dann ihren Kapitalanteil zurückerhalten, 
Wirtſchaften mit einem ſtets wechſelnden Kapital ſind. 
| Eine ökonomiſch ſcharfe Definition der Genoſſenſchaft 
muß lauten: Genoſſenſchaften find Wirtſchaf—⸗ 
ten, die mittels gemeinſamen Geſchäftsbe⸗ 
triebes die Förderung oder Ergänzung der 


Haus: bd Erwerbswirtſchaft br Mit⸗ 5 
glieder bezwecken. : 
Ob man die Genoſſenſchaften dann als eine besondere 5 
Form der Geſellſchaften betrachten oder Geſellſchaften im 
ökonomiſchen Sinne, Erwerbsgeſellſchaften, und Genoſ⸗ 
ſenſchaften nebeneinanderſtellen will, iſt eine Zweckmäßig⸗ 
keitsfrage. Dem Sprachgebrauch und vor allem dem öko⸗ 
nomiſchen Verſtändnis ſcheint es mehr zu entſprechen, 
wenn man die Genoſſenſchaften nicht als eine bloße Abart 
der Erwerbsgeſellſchaften auffaßt, ſondern beide als ſelb⸗ 
ſtändige, ihrem Weſen nach ganz verſchiedene Typen 
nebeneinanderſtellt. Nur dadurch wird man dem Weſen der 
Genoſſenſchaften wirklich gerecht. Während nämlich die 
Geſellſchaften, die ökonomiſch in Betracht kommen — die 
juriſtiſche Form kann nicht das entſcheidende fein —, immer 
möglichſt hohen Geldertrag bezwecken, immer Untere 
nehmungen ſind, iſt das bei den Genoſſenſchaften kei⸗ 3 
neswegs der Fall. Im Gegenteil wird man bei genauerer 
Betrachtung erkennen, daß die Genoſſenſchaften eigentlich 
überhaupt nicht zu den Unternehmungen gehören. Im 
Gegenſatz zu den Geſellſchaftsunternehmungen ſind ſie 
nicht Vereinigungen mit ſelbſtändiger Erwerbstätigkeit, ſon⸗ f 
dern ſie wollen die private Wirtfhaftstätig- f 
keit ihrer Mitglieder nur fördern und er⸗ 
an en Dieſe ſtreben eventuell nach möglichſt hohem 
Geldertrag, nicht aber die Genoſſenſchaften. Es finden ſich 
aber Perſonen auch zu Genoſſenſchaften zuſammen, welche 
überhaupt keinen Geldertrag, ſondern nur die Förderung 
ihrer Hauswirtſchaft durch die Genoſſenſchaft er⸗ : 
ſtreben. Daher find Genoſſenſchaften zur Förde⸗ 
rung und Ergänzung der Hauswirtſchaft und 
ſolche zur Förderung der Erwerbswirtſchaft 
ihrer Mitglieder zu unterſcheiden. Aber auch die letzteren 
ſind keine Unternehmungen, ſie wollen nicht möglichſt 5 
hohen Geldertrag erzielen. Das Ertragsſtreben liegt viele” 
mehr allein bei der Wirtſchaftstätigkeit ihrer Mitglieder, 
die 1 nur fördern ſollen, wie das beſonders dae 


bei Einkaufs⸗ und Kreditgenoſſenſchaften hervortritt. Es 
iſt wichtig für das Weſen der Genoſſenſchaften, zu er 
kennen, daß ſie einer anderen Sphäre als dem privaten 
Ertragsſtreben angehören. Sie ſollten daher auch nicht als 
eine Abart der Geſellſchaften im wirtſchaftlichen Sinne 
angeſehen werden, und ihre Betrachtung gehört eigentlich 
nicht in eine Lehre von den „Unternehmungsformen“. Aber 


ſie ſtehen doch in enger Verbindung mit ihr, denn die 


groflen Un kern HT eu: | als Mittel gegen die 


een 


anderes 1 als das der d 

Das Weſen der Genoſſenſchaften beſteht alſo darin, 
daß ſie die private Wirtſchaftstätigkeit ihrer Mitglieder in 
irgendeinem Punkte durch gemeinſame Wirtſchaftsbetriebe 


fördern oder ergänzen. Die Mitglieder gehören alſo immer 


einer beſtimmten wirtſchaftlichen Gruppe an, ſind gegen⸗ 


über dem Genoſſenſchaftszweck wirtſchaftlich in der glei⸗ 


— EE 


chen Stellung; das kommt in dem Begriff: Genoſſen 


zum Ausdruck. Die Genoſſenſchaft nimmt ihren Mit⸗ 


gliedern einen Teil ihrer wirtſchaftlichen Aufgaben ab, 
z. B. der Konſumverein den Hauswirtſchaften den Ein⸗ 
kauf gewiſſer Waren bei den Produzenten, die Molkerei⸗ 


genoſſenſchaft den Landwirten die Verarbeitung und den 


Verkauf der Milch. Das Charakteriſtiſche iſt, daß ſich 
mehrere Wirtſchaften für dieſen Zweck vereinigen, ſie ver⸗ 
einigen ſich aber nicht zu einer ſelbſtändigen Erwerbswirt⸗ 

ſchaft wie eine Aktiengeſellſchaft oder jede andere Geſell⸗ 
ſchaftsunternehmung, ſondern fie bilden nur ein gemein: 
ſames Organ ihrer einzelnen Erwerbs- oder Hauswirt⸗ 
5 ſchaften. Eine Genoſſenſchaft iſt daher keine ſelbſtändige⸗ 
5 Erwerbswirtſchaft, keine Unternehmung, die auf eige⸗ 
nen Erwerb im Tauſchverkehr ausgeht, ſondern — man 
denke z. B. an eine Einkaufsgenoſſenſchaft — ein gemein⸗ 
ſames Organ der einzelnen ſelbſtändigen Wirtſchaften der 


me. Sie beſorgt deren le nimmt ihnen f 
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einen Teil ihrer wirtſchaftlichen Tätigkeit ab. Am meiſten 
iſt der Zweck einer ſelbſtändigen Erwerbswirtſchaft noch 
ausgeſprochen bei den Verkaufsgenoſſenſchaften, 


die nach außen hin ſelbſt Gewinn zu erſtreben ſcheinen. 


Es gibt da auch mancherlei Übergänge zu den Geſellſchafts⸗ 
unternehmungen. Aber im allgemeinen hat eine Verkaufs⸗ 
genoſſenſchaft nicht das Prinzip, von ihren Mitgliedern 


müöglichſt billig einzukaufen und fo einen möglichſt hohen 
Reingewinn beim Verkauf ihrer Produkte zu erzielen. 
•VUͥ Nach außen tritt aber die Genoſſenſchaft meiſt als eigene 
Anternehmung auf, und auch rechtlich iſt ſie eigene ju⸗ 


riſtiſche Perſon. Sie handelt auch zumeiſt in eigenem 
Namen und auf eigene Rechnung und trägt daher auch 


das Riſiko. Aber immer liegt ihr im Gegenſatz zur Ge⸗ 
ſellſchaftsunternehmung eine Verpflichtung der Mitglieder 
untereinander der Genoſſenſchaft gegenüber zugrunde, einen 


eee 


Teil ihrer Wirtſchaftstätigkeit an ſie zu übertragen, z. B. 
den Einkauf oder Verkauf durch ſie zu beſorgen. Dieſe 


| Verpflichtung ift ökonomiſch das Weſentliche und macht 


die Leute, die ſie eingehen, ökonomiſch zu Genoſſen. Nicht 


immer iſt auch die Genoſſenſchaft nach außen hin ſelb⸗ 


ſtändig. Oft iſt ſie bloßer Kommiſſionär für die Mit⸗ 


glieder, handelt zwar in eigenem Namen, aber auf deren 
Rechnung. Bei den Viehverkaufsgenoſſenſchaften z. B. 
kommen beide Formen vor; teils verkaufen ſie das Vieh 
in Kommiſſion für jeden Genoſſenſchafter, teils auf eigene 
Rechnung, kaufen es daher von den Mitgliedern. 5 

Übrigens iſt auch hier wieder zu betonen, daß die 
handels- oder zivilrechtliche Form, in die ſich eine wirt 
ſchaftliche Organiſation kleidet, keinerlei Bedeutung ha 
dafür, was nun ökonomiſch als Genoſſenſchaft aufzufaſſe 
iſt und was nicht. Wenn es Landwirten oder Gewerbe 
treibenden gefällt, ihre Einkaufs⸗ oder Verkaufsvereini 
gung lieber in der Rechtsform einer Aktiengeſellſchaf 
oder G. m. b. H. zu organiſieren, ſo iſt das für di 
ökonomiſche Auffaſſung ganz gleichgültig. Der Bund 
Landwirte z. B., der große politiſche Verein, iſt als E 
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kaufsvereinigung für Thomasmehl eine Genoffenfchaft.*) 
Das iſt nicht unwichtig für das richtige Verſtändnis bedeut⸗ 
ſamer Erſcheinungen des modernen Wirtſchaftslebens: das 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Kohlenſyndikat z. B. iſt, obwohl 
juriſtiſch als Aktiengeſellſchaft errichtet, doch ökonomiſch 
eine Genoſſenſchaft, dient der Förderung der Erwerbs— 
wirtſchaft ſeiner Mitglieder, nimmt ihnen einen Teil ihrer 
Wirtſchaftstätigkeit, den Verkauf, ab und erſetzt ſie durch 
eine gemeinſame Organiſation. Nur iſt damit noch ein mo⸗ 
nopoliſtiſcher Zweck verbunden, der dieſe Verkaufsgenoſſen⸗ 
ſchaft gleichzeitig zu einem Kartell macht. Ebenſo iſt es 


bei jedem Kartell mit gemeinſamer Verkaufsſtelle.“) Eine 


Aktiengeſellſchaft für Zuckerfabrikation, bei welcher der 
größte Teil der Aktionäre zur Rübenlieferung verpflichtet 
iſt, erſcheint mehr als Genoſſenſchaft, wenn man dieſe 
Verpflichtung und Beziehung in den Vordergrund ſtellt, 
mehr als Geſellſchaft, wenn man die ſonſtige Organiſation 
der Geſchäftsführung als eines ſelbſtändigen Betriebes 
betrachtet. 

Jie größer nun der Teil der Wirtſchaftstätigkeit iſt, 
den die Genoſſenſchaft den einzelnen Mitgliedern abnimmt, 


um ſo mehr nähert ſie ſich der Geſellſchaft, in der die 


ganze Erwerbstätigkeit des betr. Wirtſchafters einge— 
ſchloſſen iſt. Dieſer Fall wird erreicht bei den ſog. Pro— 
duktivgenoſſenſchaften, die daher eigentlich über⸗ 
haupt keine Genoſſenſchaften, ſondern Geſellſchaften 
ſind. Die Produktivgenoſſenſchaft (zu unterſcheiden von den 
) Auch für die Statiſtik iſt das von Bedeutung. Die deutſche 
Genoſſenſchaftsſtatiſtik zählt nur die in der Rechtsform der 
Genoſſenſchaft errichteten Vereinigungen. Die Zahlen ſind daher 
für ande Genoſſenſchaftsarten nicht unerheblich zu niedrig. | 


*) Wenn vom Juriſten gefordert wird, auch die Wirtſchaftswiſſen⸗ 
| ſchaft dürfe den Begriff der Genoſſenſ chaft nicht anders als im juriſtiſchen 
Sinne nehmen und ein derartiges Kartell nicht als Genoſſenſchaft bezeichnen, 
ſoo iſt das abzulehnen. Der ökonomiſche Begriff der Genoſſenſchaft, i im 
weſentlichen identiſch mit dem des allgemeinen Sprachgebrauchs, iſt viel 
älter als der juriſtiſche und bezeichnet auch Organiſationen (3. B. Werk⸗ 
genoſſenſchaft), die das ökonomiſch Weſentliche der Genoſſenſchaft enthalten, 
a iber von der Form des heutigen deutſchen Rechts gar nicht berührt werden. 
Liefmann, Unternehmungsformen. 10 
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Produktions genoſſenſchaften) ergänzt ncht mehr die 
Wirtſchaft des einzelnen Mitglieds, ſondern ſie iſt feine 
Erwerbswirtſchaft, die er gemeinſam mit andern betreibt. 

Nur in dieſer Beziehung zu den dahinter ſtehenden 
Wirtſchaftsperſonen, Konſumwirtſchaften oder Erwerbs⸗ 
wirtſchaften, liegt der Grund, wenn man behauptet hat, daß 
die Genoſſenſchaften den Perſonalgeſellſchaften näher ſtüün⸗ 3 
den als den Kapitalgeſellſchaften. Als Hilfsorgane perſön⸗ 
licher Wirtſchaften ſtehen ſie in der Tat mit phyſiſchen 
Wirtſchaftsperſonen in engerem Zuſammenhang als die 
reinen Kapitalgeſellſchaften, in denen die Beziehung zu den 
Aktionären nur eine ſehr loſe iſt. Aber für das Verhältnis 
nach außen iſt es keineswegs zutreffend, und deshalb wäre 
es verkehrt, anzunehmen, daß, wie bei den Perſonalgeſell⸗ 4 
ſchaften, die perſönliche Arbeitsleiftung der Mitglieder 
in der Genoſſenſchaft das Entſcheidende ſei. Wohl gibt es 
viele Genoſſenſchaften, die von den Mitgliedern ſelbſt ge- 
leitet werden, aber weſentlich iſt das nicht, und mindeſtens 
ebenſo zahlreich ſind diejenigen, bei denen die ganze Ver⸗ N 
waltung durch Angeſtellte erfolgt, die Mitglieder nur 
Kapital beiſteuern. Das Weſen der Genoſſenſchaft und 
der Unterſchied gegenüber den Geſellſchaftsunternehmugen Ai 
beſteht alſo nicht in der Art des Zuſammenwirkens von 
‚ Kapital und Arbeit, ſondern in der engen Beziehung, welche 
die Wirtſchaften der Genoſſenſchaftsmitglieder mit der nur 
einen Ableger von ihnen bildenden Wirtſchaft der Genoſſen⸗ 7 
ſchaft verknüpft. 4 
8 Dieſe für die Genoſſenſchaft charakteriſtiſche Verbin⸗ 
dung beruht immer auf irgendeiner vertragsartigen e 
pflichtung zwiſchen der Genoſſenſchaft und den Mitglie⸗ 
dern, zur Lieferung bei den Verkaufsgenoſſenſchaften, zum 
Abkauf bei den Einkauf sgenoſſenſchaften, zur Kapitalhaf⸗ 
tung bei den Kreditgenoſſenſchaften. In dieſer Berpfliche 
tung und der dadurch gefchaffenen engen Beziehung zwifchen 
der gemeinſamen Wirtſchaft und der Einzelwirtſchaft der 
Mitglieder liegt das Weſen der Genoſſenſchaft. Je meh 
ſie zurücktritt, um ſo mehr wird aus der Genoſſenſche t 
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eine Geſellſchaft, ſo in dem obigen Beiſpiel der gemein— 
ſamen Zuckerfabrik, je geringer die Zahl der zur Rüben— 
lieferung verpflichteten Aktionäre gegenüber den nicht ſo 
verpflichteten iſt. Eine ſolche Umbildung einer Genoſſen— 
ſchaft in eine Geſellſchaft iſt durchaus nichts Seltenes. 
Ein typiſches Beiſpiel lernte ich in Wien kennen. Dortige 
Hotelbeſitzer, große Delikateßgeſchäfte u. dgl. hatten ſich 
zur Errichtung einer großen genoſſenſchaftlichen Eisfabrik 
zuſammengeſchloſſen. Sie arbeitete glänzend, konnte den 
Mitgliedern das Eis faſt zur Hälfte des früheren Preiſes 
liefern und doch noch einen ſtatutariſch begrenzten Über— 
ſchuß verteilen. Allmählich aber gelangten die Anteile 
durch Vererbung immer mehr in die Hände von Leuten, 
die nicht Hotelbeſitzer u. dgl. und daher Eisverbraucher 
im großen waren. Dieſe hatten kein Intereſſe daran, daß 
jenen das Eis ſo billig geliefert wurde, vielmehr nur ein 
Intereſſe an möglichſt hohem Gewinn auf ihre Anteile. 
So wird allmählich aus der Genoſſenſchaft eine ſelbſtän⸗ 
dige, Gewinn bezweckende gemeinſame Unternehmung, eine 
Geſellſchaft. | 

Damit dürfte das Weſen der Genoſſenſchaften klar— 
geſtellt ſein. Nur darauf ſei hier noch hingewieſen, daß 
dem ihnen zugrunde liegenden Prinzip der Ergänzung und 
Förderung der Einzelwirtſchaften heute die allergrößte Be⸗ 
deutung zukommt. Die Genoſſenſchaften beruhen wie die 
Gewerkvereine und Unternehmerverbände auf dem Gedan⸗ 
9 125 Einigkeit macht ſtark. Sie haben daher ihre größte 
Bedeutung als Selbſthilfeorganiſation ſchwächerer Wirt⸗ 
* im Tauſchverkehr, wie ſchon geſagt, namentlich 


als Mittel gegen die Übermacht großer Unternehmungen. 


Aber ſie beſchränken ſich nicht auf kleine Wirtſchaften, ſon⸗ 
dern auch große Unternehmungen machen häufig von 
; been Mittel gemeinſamer Selbſthilfe Gebrauch. f 
0 2. Das Genoſſenſchaftsgeſetz. 


rn Das deutſche Genoſſenſchaftsweſen wurde neu geord⸗ 
net vo das Reichsgeſetz vom 1. Mai 1889. Die un⸗ 


148 


beſchränkte Haftung aller Mitglieder mit ihrem ganzen 
Vermögen, die bis dahin allein gegolten hatte, war in 
der Kriſis der ſiebziger Jahre vielfach als nachteilig emp⸗ 
funden worden und hatte zu zahlreichen Umwandlungen 
von Genoſſenſchaften in Aktiengeſellſchaften geführt. Jetzt 
wurde neben ihr die beſchränkte Haftpflicht und eine un⸗ 
beſchränkte Nachſchußpflicht der Aufſichtsräte eingeführt. 
Es haften alſo für die Verbindlichkeiten der Genoſſen⸗ 
ſchaft die einzelnen Mitglieder 1. der Genoſſenſchaft ſowie 
unmittelbar den Gläubigern derſelben mit ihrem ganzen Ver⸗ 
mögen (unbeſchränkte Haftpflicht), oder 2. zwar 
mit ihrem ganzen Vermögen, aber nicht unmittelbar den 
Gläubigern, vielmehr nur der Genoſſenſchaft, indem ſie 
verpflichtet ſind, der letzteren die zur Befriedigung der 
Gläubiger erforderlichen Nachſchüſſe zu leiſten (un be⸗ 
ſchränkte Nachſchußpflicht),“) oder 3. ſowohl der 
Genoſſenſchaft wie unmittelbar den Gläubigern nur mit 
einer im voraus beſtimmten Summe (beſchränkte 
Haftpflicht) ($ 2). In dieſem Falle darf die Haft⸗ 
ſumme des einzelnen Mitglieds nicht niedriger als der 
Geſchäftsanteil ſein (§ 125). Bei den Genoſſenſchaften 
mit unbeſchränkter Haft⸗ und Nachſchußpflicht darf ein 
Genoſſe (das erſte Geſetz von 1867 ſprach von Genoſſen⸗ 
ſchaftern) nicht mit mehr als einem Geſchäftsanteil be⸗ 
teiligt ſein ($$ 112 und 120). 3 
Die eigene Rechtsperſönlichkeit ſteht nur den Ge⸗ 
noſſenſchaften zu, die ins Genoſſenſchaftsregiſter einge- 
tragen ſind, „eingetragene Genoſſenſchaft“. Das einzu⸗ 
tragende Statut wird vor Gericht auf die geſetzlichen An⸗ 
forderungen geprüft (mindeſtens 7 Mitglieder; Name bzw. 
Firma, die vom Gegenſtand des Geſchäfts hergenommen 
ſein muß und nicht die Namen der e enthalten 
darf; Haftung, Beſchlußfaſſung, Reviſion). 4 
Die Genoſſenſchaft muß einen Vorſtand und einen 1 

*) Die unbeſchränkte Nachſchußpflicht wird praktiſch ſo wenig 2 
benützt (ſ. unten), daß fie bei der beabſichtigten e des 
Geſetzes aufgehoben werden könnte. 7 
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Aufſichtsrat haben, deren Mitglieder Genoſſen fein 
müſſen. Ein weiteres Organ iſt die Generalverſamm⸗ 
lung, die von der Geſamtheit der Genoſſen gebildet wird 
und in der jeder nur eine Stimme hat. Im Gegenſatz zu 
den Geſellſchaften können die Genoſſen das Stimmrecht 
in der Regel nicht durch Bevollmächtigte ausüben ($ 41). 
Hierdurch, nicht aber durch die Art ihrer Wirtſchafts⸗ 
tätigkeit tritt in der Genoſſenſchaft gegenüber manchen 
Geſellſchaften das Moment der perſönlichen Beziehung 
zwiſchen den Mitgliedern mehr hervor. 

Die Mitgliedſchaft wird erworben durch Beitrittserklä⸗ 
rung und Zulaſſung, über die der Vorſtand allein oder in 
Verbindung mit dem Aufſichtsrat entſcheidet. Ein Recht 
auf Zulaſſung beſteht nicht. Die Mitgliedſchaft entſteht 
aber erſt durch Eintragung in die bei Gericht geführte 
Genoſſenliſte. Nicht die Mitgliedſchaft ſelbſt, ſondern nur 
das Geſchäftsguthaben, iſt unter Umſtänden übertragbar. 

Das Ausſcheiden eines Genoſſen, ſei es durch Tod, ſei 
es aus anderen Gründen, wird wirkſam nur mit Schluß 
des Geſchäftsjahres. Nur der Ausſcheidende bzw. feine 
Erben können die Auszahlung ſeines Guthabens verlangen, 
und dies ſowie auch die etwaigen anteiligen Zuſchüſſe zu 
den Schulden der Genoſſenſchaft kann nur mit Schluß des 
Geſchäftsjahres feſtgeſtellt werden. Infolge des möglichen 
Eintritts oder Austritts von neuen Mitgliedern ſind die 
Genoſſenſchaften Wirtſchaften mit wechſeinder Mitglieder⸗ 


nur die reine Kapitalrechnung der den, fondern! 


auch die Geſchäftsführung erſchwert, und die Bildung von 

Reſervefonds iſt daher bei den Genoſſenſchaften von 

beſonderer Wichtigkeit und geſetzlich vorgeſehen. 

Wie der Reingewinn verteilt wird, ob im Verhältnis 
zu den Kapitalanteilen oder im Verhältnis des mit der 
Geenoſſenſchaft getätigten Umſatzes jedes einzelnen Mit⸗ 
gliedes, iſt für das Weſen der Genoſſenſchaft ohne Be⸗ 
deutung. Das Geſetz beſtimmt im allgemeinen erſteres, 
wenn das Statut nichts anderes vorſieht. Die letztere 


Art der Verteilung findet ſich häufig bei 1 Kaner 
Es iſt aber überhaupt nicht der Zweck von Genoſſenſchaf⸗ 
ten, Reingewinn zu erzielen, und wenn ein Konſumverein 
einen ſolchen aufweiſt, ſo geſchieht das nur, weil er aus 
Zweckmäßigkeitsgründen den Mitgliedern die gelieferten 
Waren zu ortsüblichen Preiſen anrechnet. Es ſind das 5 
dann aber nur Geldſummen, die den Mitgliedern zeit⸗ 
weiſe auf ihren Umſatz mit der Genoſſenſchaft vorent⸗ 
halten ſind. 
Dieſer Auffaſſung entſpricht es dann aber auch, s 

die Genoſſenſchaft ihre Leiſtungen nicht neben den Mit⸗ 
gliedern gleichzeitig auch Nichtmitgliedern zugänglich macht, 
z. B. eine Einkaufsvereinigung die beſchafften Waren 
auch an Nichtmitglieder veräußert. Den deutſchen Kon⸗ 
ſumvereinen iſt dies infolge der darauf gerichteten 995 3 
tation der Detailliſtenvereine durch $ letzter Abſatz ver⸗ 1 
boten worden. In manchen anderen Ländern beſteht eine 
derartige Beſchränkung nicht. 
Eline beſondere Einrichtung des Genoſſenſhafchweſen 
iſt noch die geſetzlich vorgeſchriebene Reviſion, die min⸗ & 
deſtens alle zwei Jahre durch einen der Genoſſenſchaft 
nicht angehörigen Reviſor zu erfolgen hat. Die Reviſoren 
werden in der Regel durch die Genoſſenſchaften beſtellt 
und ſie haben ſich dafür in ſog. Reviſlonsverbän⸗ 
den 2 e 1 
Wie ſchon bemerkt, gibt es aber zahlreiche ökonomiſch 4 

als Genoſſenſchaft zu bezeichnende Vereinigungen, welche 
juriſtiſch nicht die Form der Genoſſenſchaft beſitzen, ſon⸗ 
dern irgendwie anders organiſiert ſind (Aktiengeſellſchaft, 
Gef. m. b. H., bloßer Verein u. a.). Die offizielle Ge 
noſſenſchaftsſtatiſtik umfaßt nur die als ige einges 1 
tragenen Vereinigungen. 2 | 


3. Arten der Genoſſenſchaften. 


Die Arten der Genoſſenſchaften hat man in verſchi 
dener Weiſe zu unterſcheiden verſucht. Schulze-De⸗ 


Tier ch, der hauptſächlichſte Begründer des deutſchen Ge⸗ 
noſſenſchaftsweſens, unterſchied DiſtributivCs und Produk⸗ 
tivgenoſſenſchaften. Zu den erſteren ſollen diejenigen ge— 
hören, die den Mitgliedern die Vorteile des Großbezuges 
gewähren, die letzteren umfaſſen die Produktionsbetriebe 
für gemeinſame Rechnung. Die bloßen Abſatzgenoſſen— 
ſchaften finden bei dieſer Unterſcheidung keine Stelle, die 
Kreditgenoſſenſchaften find nur recht gezwungen hier ein: 
zureihen. Auch die Unterſcheidung von Käufer- und Ver— 
käufergenoſſenſchaften (Oppenheimer, Die Siedlungsgenoſ— 
ſenſchaft, Leipzig 1896) umfaßt nicht alle Formen. Merf: 
würdigerweiſe hat man die nächſtliegende Unterſcheidung 
überſehen, obwohl ſie ſchon in der Definition des erſten 
Genoſſenſchaftsgeſetzes angedeutet iſt. Sie beruht auf dem 
fundamentalen und ganz ſcharfen Unterſchied, ob die För— 
derung der Hauswirtſchaft oder der Erwerbs— 
wirtſchaft der Zweck der Vereinigung iſt. Die erſteren 
Genoſſenſchaften find naturgemäß älter. Die Mark- 
genoſſenſchaft bei den alten Deutſchen war die in⸗ 
tenſivſte Form der Förderung der Hauswirtſchaft durch 
eine gemeinſame Wirtſchaft, die ſich denken läßt. Sie 
ſtreifte nahe an die Geſellſchaft, die die ganze Wirtſchafts⸗ 
tätigkeit der Mitglieder umfaßt. Aber die alten Deutſchen 
hatten neben ihrem gemeinſamen Beſitz in der Mark: 
genoſſenſchaft, der Acker- und Weidewirtſchaft, auch ihre 
eigene Hauswirtſchaft mit Gartenbau, Geflügelzucht u. dgl. 
So iſt die gemeinſame Wirtſchaft nur eine Ergänzung 
ihrer Hauswirtſchaft. Ahnlich war es mit den anderen 
ſchon im Mittelalter vorkommenden Genoſſenſchaften: 
Waldbau⸗, Deich⸗, Ente und Bewäſſerungsgenoſſenſchaf— 
ken, genoſſenſchaftlichen Mühlen uſw. 
Es iſt aber bemerkenswert, daß die meiſten dieſer 
Vereinigungen Zwangsgenoff enſchaften waren, die 
Angehörigen beſtimmter Berufe mußten an ihnen teilneh⸗ 
men und ihre Rechte und Pflichten waren weitgehend durch 
die öffentlichen Körperſchaften geregelt. Auch heute noch 
. Be ſolche eee eine Rolle, z. B. für 
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m 
gemeinſame Deichbauten, Ent⸗ und Berväfferumgen, Rufe 4 
forftungen.*) 1 
Weitaus die meiften heutigen Genoſſenſchaften verdan⸗ 4 
ken aber ihr Entſtehen freiem Zuſammenſchluß der 
Intereſſenten. Sie ſind eine Maßregel gemeinſchaftlicher 4 
Selbſthilfe. Die Franzöſiſche Revolution und die techniſchen 
Umwälzungen hatten faſt überall die Genoſſenſchaften des 
Mittelalters beſeitigt. Der aufkommende Großbetrieb emp⸗ 
fand ihre Schranken ſtörend, in ſeinem Intereſſe wurden 
ſie aufgehoben. Aber die Schichten der Kleingewerbe⸗ 
treibenden und der Arbeiter vermißten bald eine gemein⸗ 
ſame Organiſation zur Beſſerung ihrer Lage, und ſo ent⸗ 
ſtanden im 19. Jahrhundert überall Genoſſenſchaften als 
Mittel der ſozialen Hebung der unteren Klaſſen, als ein 
Verſuch der ſchwächeren Wirtſchaften, durch gemeinſames 
Vorgehen ſich den Großen und Kapitalkräftigen gegen | 
über zu behaupten. Die Genoſſenſchaften wurden jo ein 
Hauptmittel der Sozialpolitik, wenn das auch gerade von 4 
den nach der politiſchen Herrſchaft ſtrebenden Arbeiter; 4 
parteien am wenigſten anerkannt wurde. 
Da in der modernen Hauswirtſchaft die eigene Pra. a 
duktion immer mehr verſchwindet, ſie immer mehr zu einer 
reinen Konſumtionswirtſchaft wird, ſo haben auch die Ge⸗ 
noſſenſchaften zur Förderung der Hauswirtſchaft heute 
andere Aufgaben als im Mittelalter. Sie dienen beſſerer 
er 1 Konſumgüter aus dem — 1 


ten. Eiter wollen 7 „„ Bezug im rden | 
den Mitgliedern die Beſchaffung der Lebensmittel ver⸗ 
billigen, letztere wollen durch gemeinſame Errichtung von 
Wohnungen in verſchiedener Weiſe die großen ſozialen 1 


*) Die Zwangsorganiſationen, die für Zuſammenlegung ung 9 
zweckmäßige Neuaufteilung der Grundſtücke geſchaffen werd 
ſind keine Genoſſenſchaften, da ſie keine gemeinſame Wirtſcha 3 
tätigkeit bezwecken, ſondern Vereine. Ebenſo die fate n 2 
doch können ſich Genoſſenſchaften an 1 anſchließen. 2 
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Mißſtände beſeitigen und mildern helfen, die auf dem Ge: 
biete der Wohnungsfrage heute vorhanden ſind. 

Mit der im Laufe des 19. Jahrhunderts immer all- 
gemeiner werdenden völligen Trennung von Haus- und 
Erwerbswirtſchaft, wie ſie der aufkommende Großbetrieb 
mit ſich brachte, haben dann die Genoſſenſchaften zur 
Förderung der Erwerbswirtſchaften immer größere Be— 
deutung erlangt. Und zwar gerade als ein Verſuch der 
kleineren Betriebe, den großen gegenüber konkurrenzfähig 
zu bleiben. Zunächſt freilich gelangte in der Wirtſchafts— 
politik allein der Großbetrieb zur Herrſchaft. Die ſtaatliche 
Regelung der Gewerbe, das Zunftweſen, wurde aufgehoben, 
ohne daß etwas Neues an ſeine Stelle geſetzt wurde. Die 
freie Konkurrenz wurde als der einzige Regulator des 
Wirtſchaftslebens erklärt und eine wirtſchaftspolitiſche Rich⸗ 
tung lehrte, daß ſie die beſte Verſorgung aller mit Ge— 
brauchsgütern gewährleiſte. Aber das Wirtſchaftsleben hat 
nie ein wirtſchaftliches Prinzip bis ins Extrem verwirk— 
licht. So rief auch der extreme Individualismus alsbald 
Gegenmittel hervor. An Stelle der früheren ſtaatlich 
geſchaffenen Organiſation ſuchen nun die Erwerbswirtſchaf— 
ten ſich ſelbſt, zu organiſieren. Man kann drei Arten 
unterſcheiden, in der Intenſität ihrer Wirkungen ſind es 
folgende: 1. die Fach vereine zur gemeinſamen Ver⸗ 
tretung der Intereſſen eines Erwerbszweiges nach außen, 
2. die Genoſſenſchaften und 3. die Kartelle. Die 
letzteren gehen dem Prinzip der freien Konkurrenz am ener⸗ 
giſchſten zu Leibe, indem ſie an ſeine Stelle das andere 
Extrem, das Monopol, nämlich ein teilweiſes Monopol 
auf vertragsmäßiger Grundlage ſetzen. Genoſſenſchaften 
ſtehen in der Mitte. Ihre Stellung kann in das Monopol 
der Kartelle übergehen. Insbeſondere Einkaufsgenoſſen⸗ 
ſchaften gelangen leicht zu monopoliſtiſchen Wirkungen, 
wenn ſie den größten Teil der für die Anbieter in Betracht 
kommenden Käufer umfaſſen. Die Genoſſenſchaften ſind 
aber von dieſen drei Organiſationsformen diejenige, welche 
ganz beſonders der Zuſammenfaſſung der kleineren und 


ſchrbächeren Betriebe dient, damit fie ſch den 1 1 gegen⸗ 
über behaupten können. In dieſem Zweck liegt die Haupt⸗ 
bedeutung aller derjenigen Genoſſenſchaften, welche der 
Förderung der Erwerbswirtſchaften dienen. | 

Auch ihre Formen hat man in verfchiedener Weiſe 
zu unterſcheiden verſucht oder, beſſer, man hat die Formen, 
die das Bedürfnis des wirtſchaftlichen Lebens ausgebildet 
hatte, in verſchiedener Art ſyſtematiſch zuſammengefaßt. 
Am verbreitetſten iſt wohl die Unterſcheidung von Diſtri⸗ 
butiv⸗ und Produktivgenoſſenſchaften, ſehr viel klarer aber 
dürfte man die verſchiedenen Formen zuſammenfaſſen, 
wenn man Einkaufs ⸗, Verkaufs- und Lei 
genoſſenſ chaften unterſcheidet. Alle drei können mit f 
eigener genoſſenſchaftlicher Produktion verbunden fein, z. B. 
die für die Mitglieder zu verkaufenden Produkte zunächſt 
noch ſelbſt weiterverarbeiten. Die Leihgenoſſenſchaften zer⸗ 
fallen naturgemäß in zwei große Gruppen: Genoſſen⸗ 
ſchaften zum Zwecke der Sachleihe, ſog. Werkgenoſ⸗ 
ſenſchaften, wozu außer der gemeinſamen Benutzung 
von Maſchinen auch die von Lagerräumen u. dgl. gerechnet 
werden kann (Magazingenoſſenſchaften), und ſolche zum 
Zwecke der Geldleihe: Kreditgenoſſenſchaften. = 

Praktiſch wichtiger als dieſe Unterſcheidung der For⸗ 
men der Genoſſenſchaften iſt aber eine andere nach den 
großen Erwerbszweigen: landwirtſchaftliche Genofe 
ſenſchaften einerſeits und gewerbliche oder beſſer ſtäd⸗ 
tiſche andererſeits. Denn wenn es auch Genoſſenſchaften 
gibt, die Landwirte und Gewerbetreibende ſowie Kaufleute 
umfaſſen, jo bringen es doch die Beſonderheiten des land? 
wirtſchaftlichen Betriebes mit ſich, daß ſein Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſen vielfach eigene Wege eingeſchlagen hat. Neben 
den genannten kann man als eine beſondere Gruppe noch 
die gemeinnützigen Genoſſenſchaften unterſchei⸗ 
den, wohin Deichgenoſſenſchaften, Ent: und Bewäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaften u. dgl. zu rechnen wären. Als Zen⸗ 
tralgenoſſenſchaften bezeichnet man die namentlich 
ſeitens der „% zur u 


des Geldverkehrs, aber auch ſeitens der Konſumvereine zum _ 
| gemeinſamen Einkauf, zahlreich geſchloſſenen gemein— 
ſamen Organiſationen, deren Mitglieder ſelbſt wieder Ge— 
noſſenſchaften ſind. Doch wäre für dieſe gemeinſamen 
Wirtſchaften eine der Geſellſchaftsformen in den meiſten 
Fällen zweckmäßiger als die Form der Genoſſenſchaft. 
| Neben dieſen Genoſſenſchaftsformen ſpielt in der Lite— 
ratur eine ſehr große, im Wirtſchaftsleben aber eine ſehr 
geringe Rolle noch eine weitere, die ſog. Produktiv— 
genoſſenſchaft, nicht zu verwechſeln mit Produk- 
tions genoſſenſchaften, die mit dem Ein- oder Verkauf die 
Produktion verbinden. Die Produktivgenoſſenſchaft iſt eine 
theoretiſche Konſtruktion wirtſchaftlicher Reformatoren: 
Saint⸗Simon, Fourier in Frankreich und nament⸗ 
lich Robert Owen in England. Als der Großbetrieb 
ſich entwickelte und der ſoziale Gegenſatz von Unternehmern 
und Arbeitern immer ſchärfer hervortrat, fragten ſich dieſe 
Reformatoren, wie dem abgeholfen werden könne. Da war 
nun eine Löſung ſehr naheliegend: man ſuchte die Arbeiter 
zu Unternehmern zu machen. Das iſt es, was die Pro— 
duktivgenoſſenſchaft bezweckt: die Arbeiter ſollen die Unter— 
nehmungen ſelbſt gründen und gemeinſam betreiben. Die 
Meinung, daß etwas Derartiges allgemein möglich ſei, 
kann zu den Zeiten Saint-Simons und Owens, d. h. in 
den erſten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts, in den Anz 
fängen des Großbetriebs, als entſchuldbar angeſehen wer— 
den. Ganz unfaßbar aber ſcheint es uns, wie noch in den 
ſechziger Jahren die hervorragendſten Leute die ökonomiſche 
Bedeutung der Produktivgenoſſenſchaft überſchätzen konn⸗ 
ten. Schulze⸗Delitzſch u. a. erblickten in ihnen geradezu 
das Mittel zur „Löſung der ſozialen Frage“, Ferdinand 
Laſſalle erwartete von ihnen die Befreiung der Arbeiter— 
a und verlangte vom König von Preußen einen Kredit 
von 100 Millionen Talern, mit denen die Arbeiter zunächſt 
einen großen Teil der Unternehmungen in ihr Eigentum 
bringen und dann mit deren Erträgen allmählich immer 
weitere Unternehmungszweige in die Hand nehmen ſollten. 
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Es iſt erſtaunlich, wie dieſer Gedanke noch bis auf den 
heutigen Tag ſehr vielen als das Endziel der ganzen 
wirtſchaftlichen Entwicklung, als die Löſung der ſozialen 
Frage vorſchwebt. 2 

Wer heute noch den Glauben vertritt, daß derartige 3 
Organiſationen, in denen die Arbeiter einer Unternehmung 
zugleich Eigentümer und Leiter derſelben find, einmal all- 
gemein Verbreitung finden könnten, der muß als ſehr naiv 
bezeichnet werden. Er verkennt die ſo einfache Wahrheit, 
daß große Unternehmungen eine einheitliche Leitung haben BE 
müſſen, es können da nicht Dutzende oder Hunderte von 
Arbeitern auch in der Leitung mitreden wollen. Von einem 
Erſatz großer Unternehmungen durch Produktivgenoſſen⸗ 
ſchaften der Arbeiter kann allein ſchon aus dieſem Grunde 
keine Rede ſein. Aber ſelbſt in kleinem Umfange hat dieſe 
Organiſation verſagt, und wenn noch heute in den Lehr⸗ 
büchern ihnen „die größte ſozialpolitiſche Bedeutung“ zu⸗ 
geſchrieben wird, ſo iſt das nicht zutreffend und wird 
auch in Zukunft nicht zutreffen. Selbſt in kleinem Um⸗ 
fange ſchlugen derartige Verſuche meiſt fehl, und zwar 
aus folgenden Gründen: 1. aus Mangel an Ka pi⸗ 


. 


tal. Denn wer genug Kapital hat, um IT: produzieren 
zu können, vertraut es nicht einer Produktivgenoſſenſchaft 
an, wo er ſich in der ae Willen der Ges 
noſſen unterwerfen muß. 2. Aus M ıngelan Unterz 7 | 
ordnung. Denn ſobald die Zahl gr er Mitglieder über 
ganz wenige hinausgeht, können nicht alle die Leitung 
haben. Die Mehrzahl muß ſich alſo der Leitung einiger 
Weniger unterordnen. Dabei kommt aber 3. der Nane 
gel an zur Leitung geeigneten Perſonen in 
Betracht. Denn wer zur Leitung eines größeren Geſchä TR 
befähigt iſt, wird heute nicht in eine Produktivgenoſſen⸗ & 
Schaft eintreten. Er kann ſich ſelbſtändig machen oder kann 
doch als Leiter von Geſellſchaftsunternehmungen ein jebe 
viel größeres Einkommen ſich beichaffen, als ihm eine 
Genoſſenſchaft von Arbeitern gewähren kann. Das Zu⸗ 3 
ſammentreffen dieſer drei Punkte bewirkt, daß die Pros 
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duktivgenoſſenſchaft eine künſtliche Konſtruktion ift, die 
nicht mit den Realitäten des Lebens und der wirklichen 
Natur des Menſchen rechnet. Und ſchließlich: wenn die Ar— 
beiter die Eigentümer der Unternehmung wären, in der 
ſie tätig ſind, ſo wäre es keine Genoſſenſchaft mehr, die 
ihre Haus⸗ und Erwerbswirtſchaft nur ergänzt, ſondern 
ſie wäre, wie ſchon geſagt, eben ihre gemeinſame Erwerbs— 
wirtſchaft. Sie wäre eine Geſellſchaftsunternehmung wie 
jede andere, nur daß die Arbeiter zugleich die Geſellſchafter, 
Aktionäre ſind. 

Solche Organiſationen ſind gelegentlich vorgekommen, 
zumeiſt durch Stiftungen ſozial geſinnter früherer Unter— 
nehmer. Als ein Beiſpiel einer Stiftungsunternehmung ſei die 
Carl⸗Zeiß-Stiftung in Jena erwähnt, das Werk 
des langjährigen verdienſtvollen Leiters und Mitbegründers 
jener berühmten optiſchen Werkſtätten: Ernſt Abbe. Sie 
iſt keine Produktivgenoſſenſchaft, die Werke gehören nicht 
den Arbeitern, ſondern einer unter dem Staat ſtehenden 
Stiftung als unperſönliche Eigentümerin. Die Leitung 
des Unternehmens liegt in den Händen eines Kollegiums 
von drei Mitgliedern, die nur in Geſchäftsangelegenheiten 
Vorgeſetzte der Angeſtellten ſind. Sie bekommen ein feſtes 
Gehalt, das das Zehnfache des durchſchnittlichen Lohnes 
der im Zeißwerk tätigen Arbeiter nicht überſteigen darf. 
Sie allein haben keinen Anſpruch auf die „Lohn- und Ge⸗ 
haltsnachzahlung“, ſog. Gewinnbeteiligung, das find Zus 
ſchüſſe, die alle Angeſtellten aus den Einnahmen des 
Werkes nach einem beſtimmten Plane erhalten. Neben der 
Geſchäftsleitung ſteht ein ſtaatlich beſtellter Stiftungs- 
kommiſſar, der darüber wacht, daß die dem Unternehmen 
zur Pflicht gemachte Bereitſtellung von Mitteln für Wiſ— 


ſenſchaft und Wohlfahrtszwecke, insbeſondere auch für die 


Jenaer Univerſität im Auge behalten werde. Solche Stif⸗ 
tungsunternehmungen können im allgemeinen den öffent— 
lichen Unternehmungen zugerechnet werden. 

5 . Daß größere Unternehmungen ſich dauernd im Beſitz 
5 und F der in ihnen beſchäftigten Arbeiter be— 
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fanden und dabei proſperierten, iſt bisher noch nie vor⸗ 
gekommen. Wo ſolches in der Revolution in Rußland und 
in Deutſchland verſucht wurde, hat es regelmäßig bald mit 
einem Mißerfolg geendet, meiſt außerordentliche Verluſte 4 
zur Folge gehabt. Sehr mit Recht und in ihrem eigenen 
Intereſſe haben daher die Arbeiter der Maſchinenfabrik 
Ventzki in Graudenz 1919 das Angebot des Eigentümers, 
ihnen die Werke zu überlaſſen, abgelehnt und ihn gebeten, 
weiter die Leitung zu behalten. BR 
Während die Produktivgenoſſenſchaften die Arbeiter ge⸗ 
werblicher Betriebe zu Unternehmern und damit zu Eigen⸗ 1 
tümern des Kapitals machen wollen, wollen die eigent- 
lichen Arbeits genoſſenſchaften, die in neueſter Zeit öfter 
verſucht worden ſind, die Wirtſchaftstätigkeit der ſelb⸗ 
ſtändige Arbeit Leiſtenden fördern und ergänzen. Sie find 
inſofern richtige Genoſſenſchaften und ſcheinen mir um 
jo größere Ausſicht auf Erfolg zu haben, je geringere Be⸗ 
deutung der gemeinſame Beſitz von Produktionsmitteln hat. 
Dieſer und ſeine ſachgemäße Verwaltung iſt immer das 
große Hindernis. Es gibt aber eine ganze Anzahl von 
Leiſtungstätigkeiten, bei welchen ein gemeinſamer Zuſam⸗ 
menſchluß ſehr wohl möglich iſt, z. B. Dienſtmanns⸗ 
inſtitute, Gepäckbeförderung, Wache und Schließgeſellſchaf; 
ten auf genoſſenſchaftlicher Grundlage, gemeinſame Über⸗ 
nahme von Erntearbeiten, Pflaſterarbeiten, Bauarbeiten 
u. dgl. Die Übernahme kleiner Bauarbeiten durch ein Zu⸗ 
ſammenwirken von Bauarbeitern, nicht ſelbſtändigen Hand? 
werksmeiſtern, der verſchiedenen Branchen, iſt ſchon ge⸗ 
legentlich verſucht worden. Sie iſt um ſo ausſichtsreicher, 
je mehr ſich die Beteiligten auf reine Leiſtungen beſchrän⸗ 


wohl die heute ſo viel erwähnten Siedlungsgenoſ⸗ 1 
ſenſchaften. Sofern ſie wirklich gemeinſamen land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb bezwecken, könnten ſie höchstens 5 
als Genoſſenſchaften zur Förderung der privaten Hau 
wirtſchaft angeſehen werden. Sofern ſie aber, wie bi 


meiſtens, nur die Landinangriffnahme gemeinſam vorneh— 
men, die Mitglieder aber ſpäter in ihrem ſelbſtändigen land— 
wirtſchaftlichen Betriebe nur fördern und ihn in einzelnen 
Punkten durch gemeinſame Organiſation ergänzen wollen, 
ſind ſie richtige Genoſſenſchaften zur Förderung der land— 
wirtſchaftlichen Erwerbstätigkeit ihrer Mitglieder. Ob ſie 
in Deutſchland größere Bedeutung erlangen werden, bleibt 
abzuwarten. In neu beſiedelten Ländern erfolgt die erſte 
Anſiedlung meiſt unter weitgehendem Zuſammenwirken 
und gegenſeitiger Unterſtützung der Anſiedler, ohne daß 
es dabei zur Bildung beſonderer genoſſenſchaftlicher Or— 
ganiſationen käme. 

Von den ſog. „Produktivgenoſſenſchaften“, deren die 
Statiſtik in Deutſchland vor dem Kriege 329, in Frank⸗ 
reich 506 zählte, kommen jedenfalls die wenigſten dem 
Schulze⸗Laſſalleſchen Ideal auch nur nahe, während wohl 
keine einzige ihm ganz entſpricht. Die meiſten find Zeil 

produktions⸗ oder Materiallieferungsgenoſſenſchaften, bei 
denen beſtenfalls einige Mitglieder in der und für die Ge— 
nioſſenſchaft ſelbſt tätig find, während die meiſten einfach 
agngeſtellte Arbeitskräfte ſind. 
Dien idealen Gedanken, daß Wirtſchaftsbetriebe ge— 
meinſam und ausſchließlich den darin tätigen Arbeits⸗ 
kräften gehören ſollen, verwirklichen vollkommen und in 
größerem Maßſtabe nur einige kommuniſtiſche Ge— 
meinden in Nordamerika. So kann man die bekannte 
deutſche Amana⸗Gemeinde im Staate Jowa, die größte 
kommuniſtiſche Gemeinde der Vereinigten Staaten, als 
eine große Produktivgenoſſenſchaft bezeichnen. Sie geht 
aber über eine ſolche bedeutend hinaus dadurch, daß hier 
eben nicht nur die Erwerbswirtſchaft, ſondern auch die 
Hauswirtſchaft, d. h. wenigſtens das geſamte Land, die 
Häuſer und auch ein Teil des Haushalts (Küchenhäuſer) 
im Kollektiveigentum ſteht.“) Sie haben bisher nur auf 
igiöſer Grundlage Beſtand gehabt. | 
) Vgl. über dieſe und andere kommuniſtiſche Gemeinden 
meinen Aufſatz: Die heutigen kommuniſtiſchen Ge⸗ 
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Eine Überſicht über die Entwicklung und den Stand 4 


der deutſchen eingetragenen Senofienieharten geben folgende 


Ziffern: 
| 1920 | 1909 | 1895 


Kreditgenoſſenſchaften 19 261 16892 8069 
darunter Darlehenskaſſenvereine . 17358 — — 
Rohſtoffgenoſſenſchaften 


gewerblic hte 1707 299 58 
landwirtſchaftlichhee 3276 1845 1085 
Wareneinkaufs vereine 1033 141 — 
Werkgenoſſenſchaften nn 
gewerblihe. . . 2... 327 390 21 
darunter Elektrizitätsgenoſſenſ haft 38 0 nn 
landwirtſchaftlichee 3301 399 248 
darunter Elektrizitätsgenoſſenſchaft. 2410) — — 
Magazingenoſſenſchaften 2 7 
5 gewerbliche „ 540 81 58 ⁵ 
landwirtſchaft liche 119. 314 3 
Produktionsgenoſſenſchaften | 
gewerbliche I 159 275 169 5 
landwirtſchaftli chte 3780| 3481 1610 
darunter Molkereigenoſſenſchaften. 3182 4 
Zuchtgenoſſenſchaften . 6388 1622 — 7 
onumberene 3 000.0 2233| 2110 1400 


Wohnungs⸗ und Baugenoſſenſchaften. 2266 844 132 
f,, 2 in 495 419| 184 


63 723 27 652 13035 


3023 anfangs 1919 beſtehende Genoſſenſchaften ſind 


auf Grund der Gebietsabtretungen des Friedensvertrages 


nicht mehr gezählt worden, 880 weſtpreußiſche, 1133 
poſenſche, 22 ſchleſiſche, 328 rheiniſche, 924 elſaß⸗loth⸗ 
ringiſche. Es ſind aber 1919 5323 Genoſſenſchaften neu⸗ 
gegründet worden, während ſich 711 auflöſten. Von den 
jetzt in Deutſchland beſtehenden 40 635 eingetragenen Ge 
noſſenſchaften waren 21006 mit unbeſchränkter Haftpflicht, 
19 485 mit beſchränkter Haftpflicht, 144 mit unbeſchränk⸗ 
ter Nachſchußpflicht. 2 


meinden in „„ Jahrbücher für Nationalökonomi 
und Statiſtik 1908, III. Folge, Band 36. 
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4. Genoſſenſchaften zur Förderung der 
Haus wirtſchaft. 

Gehen wir nun zu einer kurzen Betrachtung der ein⸗ 
zelnen Genoſſenſchaftsarten über. Es iſt eine bemerkens— 
werte Erſcheinung: in Deutſchland, England und Frank: 
reich hat je eine andere Genoſſenſchaftsform die größte 
Bedeutung erlangt: in Deutſchland ſind es die Kredit— 
genoſſenſchaften, in England die Konſumvereine, in 
Frankreich die Ein- und Verkaufs- bzw. Produktions- 
genoſſenſchaften, die am zahlreichſten zuſtande gekom— 
men ſind. 

Dieſe Verſchiedenheit hängt zum Teil mit der ver: 
ſchiedenen wirtſchaftlichen Entwicklung dieſer Länder zu— 
ſammen. Als in England die Genoſſenſchaften entſtanden, 
war der Großbetrieb ſchon ziemlich entwickelt, und es gab 
dort ſchon einen zahlreichen Fabrikarbeiterſtand. Dieſer be— 
mächtigte ſich vor allem des Genoſſenſchaftsgedankens 
und die Folge war die gewaltige Entwicklung der Kon— 
ſumvereine. In Deutſchland herrſchte, als die Genoſſen— 
ſchaften aufkamen, noch faſt ausſchließlich der Kleinbetrieb 
im Gewerbe. Dieſer ſuchte vor allem durch Kreditinan⸗ 
ſpruchnahme ſich lebensfähig zu erhalten und ebenſo erſchien 
in der Landwirtſchaft eine Verbeſſerung des Kreditweſens 
für kleine Betriebe als eine Hauptaufgabe für die Ge⸗ 
noſſenſchaften, nachdem der Großbetrieb ſchon in den 
Landſchaften ſich gemeinſame Organiſationen für dieſen 
Zweck geſchaffen hatte. Die Entwicklung der Produktions⸗ 
genoſſenſchaften in Frankreich endlich iſt auf die frühe und 
ſtarke Verbreitung ſozialiſtiſcher Gedanken zurückzuführen, 
welche an den Zuſammenſchluß der Schwächeren zu ge⸗ 
meinſamer Produktion die größten Hoffnungen knüpften. 
Daneben verdient noch die außerordentliche Entwicklung 
des landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens in Däne- 
mark beſonderer Erwähnung. 

Beginnen wir mit den Konſumvereinen. Ihr 
Heimatland iſt England. Sie gehen dort auf den Sozial⸗ 
reformer Robert Owen, 1771-1859, zurück. e 


e Unternehmungsformen. 


8 102 


der in den zwanziger Jahren kommuniſtiſche Nolde 
Amerika gründete, dann um 1830 in London eine „At 
beitstauſchbank“ zu errichten verſuchte, widmete ſich in 
den dreißiger Jahren der Förderung des Genoſſenſchafts 
weſens. Er wollte die Welt im Wege von Produktiv 
genoſſenſchaften zum Kommunismus führen. Die Er⸗ 
ſetzung der privaten Unternehmungen durch ſolche Pro- 4 
duktivgenoſſenſchaften aber ſollte durch Konſumvereine er⸗ 
folgen. Dieſe ſollten allmählich den ganzen Bedarf ihrer 
Mitglieder ſelbſt produzieren. So entſtanden, durch Omen 
angeregt, mehrere hundert Konſumvereine auf ſozialiſti⸗ 4 
ſcher Grundlage. Aber fie hielten fich ebenſowenig wie 
die ganze ſozialiſtiſche Bewegung, die ſog. Chartiſten⸗ 
bewegung, der ſie ihr Entſtehen verdankten. | 

Die heutige Entwicklung der englifchen Konſumver⸗ 3 
eine und auch ihre heutige Form knüpft vielmehr an den 
berühmten Verein der „redlichen Pioniere von Roch; 
dale“ (equitable- Pioneers) an, den im Jahre 1844 
28 arme Flanellweber gründeten. Auch ſie hatten Die 
Owenſchen Ideen. Jeder zahlte 1 £ ein, damit eröffneten 
ſie einen Kramladen und hofften durch allmähliche Er⸗ 
weiterung ſchließlich auch die Produktion der von ihnen 
benötigten Waren ſelbſt in die Hand nehmen zu können, 
ja eine ganze ſich ſelbſt genügende geſchloſſene Siedelung 
im Sinne Owens errichten zu können. Wenn das ſich 
auch nicht alles verwirklicht hat, ſo iſt doch dieſer Verein 
das glänzendſte Beiſpiel genoſſenſchaftlicher Selbſthilfe. 
Die Grundſätze, denen er ſeine Erfolge verdankte und die 
ihn zum Vorbild aller Konſumvereine zuerſt in England 
dann in der ganzen Welt gemacht haben, ſind: 

1. Überlaſſung der Waren nicht zum Selbſtkoſtenpre 
an die Mitglieder, ſondern Verkauf zu etsſihhe 
Preiſen. 

2. Verteilung des ſo erzielten Gewinns an die M 
glieder nicht wie bei Geſellſchaftsunternehmungen im V 
hältnis der Kapitalbeteiligung eines jeden, ſondern im V 
hältnis der ee jedes Mitgliedes. 1 6 
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winnverteilung vollzieht ſich in der Regel fo, daß bei 
jedem Einkauf Marken gegeben werden, die dann am 
Ende des Jahres mit von der Genoſſenſchaft feſtgeſetzten 
Summen eingelöſt werden. Es wird aber regelmäßig nicht 
der ganze Gewinn verteilt, ſondern es werden Teile zu— 
krückbehalten, um damit allmählich die Eigenproduktion 
einzelner Gebrauchsgüter für den Verein beginnen zu können. 
Wie ſehr ſich dieſer aus den kleinſten Anfängen ent= 
ſtandene erſte Konſumverein allmählich entwickelt hat, 
geht daraus hervor, daß er 1909 nahezu 17000 Mit— 
glieder zählte, deren Geſchäftsanteile 7 Mill. Mark be⸗ 
trugen und die von ihm für über 8 Mill. Mark Waren kauften. 
Nach dem Vorbild der „Pioniere von Rochdale“ haben 
ſich die engliſchen Konſumvereine außerordentlich ſchnell ent⸗ 
wickelt. Viele ſind dazu übergegangen, einen Teil ihrer 
Waren ſelbſt zu produzieren, haben beſonders Bäckereien 
und Schuhfabriken ſich angegliedert. Das ſind aber keine 
Produktivgenoſſenſchaften im eigentlichen urſprünglichen 
Sinne, obwohl fie oft fo genannt werden. Denn die Ars 
beiter ſind in dieſen Betrieben nicht Unternehmer, ſondern 
genau wie in irgendeinem andern Betriebe im Lohn ans 
geſtellt. Wenn ſie auch Mitglieder des Konſumvereins 
ſind, ſind ſie in ihrer erwerbswirtſchaftlichen Stellung 
in demſelben doch keine Unternehmer, ſondern eben Lohn: 
arbeiter. 

Die engliſchen Konſumvereine ſchloſſen ſich ſchon 1850 

zu einem gemeinſamen Verbande zuſammen und gründeten 
sbs die erſte gemeinſame „Großeinkaufsgeſell⸗ 
5 4 haft” in Mancheſter, der nach einigen Jahren eine ſolche 
in Glasgow für die ſchottiſchen Konſumvereine nachfolgte. 
Dieſe Großeinkaufsgeſellſchaften ſollen für die Kon⸗ 
ſumvereine den Einkauf der Waren im großen voll 
ziehen und haben ſich ihrerſeits wieder zahlreiche Pro⸗ 
duktionsbetriebe angegliedert zur eigenen Herſtellung von 
Waren, die ſich für den einzelnen Konſumverein noch 
: 90 0 lohnt. Sie beſchäftigen in dieſen Betrieben über 
f 20⁰ 000 Perſonen, dazu 5000 in den Handelsbetrieben. 
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Ihr Kapital beträgt 40 Mill. Mark, ihr Jahresumſag 


nahezu 700 Mill. Mark. Der Verband der britiſchen 
Konſumvereine umfaßte Ende 1909 1558 Genoſſenſchaf⸗ 


ten, die über 2 ½ Mill. Einzelmitglieder hatten, deren 
Geſchäftsanteile 700 Mill. Mark betrugen und denen 
ſie für 2½ Milliarden Mark Waren verkauften. 

Dem Vorbilde Englands in der Konſumvereinsbewegung 
folgten die übrigen Länder. Beſonders haben ſie ſich in 
Belgien entwickelt, teils als ſozialiſtiſche Organiſationen, 
teils auf chriſtlicher Grundlage. Die beiden großen ſozia⸗ 
liſtiſchen Konſumvereine in Brüſſel und Gent ſind wohl 
die größten ihrer Art auf dem Kontinent. 

In Deutſchland wurden die engliſchen Konſumvereine i 
ſchon frühzeitig durch die Schilderungen des Sozialpolitikers = 
Victor Aimé Huber bekannt. Aber fie find in Deutfchland 
ſpäter zur Entwicklung gelangt als die Kredit- und Rohe 
ſtoffbezugsgenoſſenſchaften. Sie fanden eine heftige Geg⸗ 
nerſchaft bei den kleinen Detailhändlern und Handwerkern. 
In deren Intereſſe beſtimmte das Geſetz von 1889, daß 
die Konſumvereine nur an Mitglieder verkaufen dürfen. 1 
Das hatte aber nur die Wirkung, daß die Zahl der Mit⸗ 
glieder ſtark zunahm. Die Klagen der Detailhändler über 
die Konſumvereine können aber keineswegs als ganz un⸗ 
berechtigt bezeichnet werden. Beſonders deswegen haben 
ſie eine Berechtigung, weil die Konſumvereine ihnen gerade 
den Abſatz der gangbarſten Waren wegnehmen, an denen 
die Händler des Maſſenumſatzes wegen am meiſten ver⸗ 
dienen. Die Konſumvereine beſchränken ſich in der Regel 
gerade auf den Ein- und Verkauf derartiger Waren⸗ 
gattungen. Das hatte aber die Wirkung, daß die Dee 

tailliſten die Gewinnzuſchläge auf die ihnen verbliebenen 
Verkaufsgüter ſteigern mußten, dieſe ſo verteuert wurden. 
Doch kann nicht die Rede davon ſein, daß die Konſum⸗ 
vereine und die in der gleichen Weiſe wirkenden Waren⸗ 
häuſer der Hauptgrund für die tatſächlich vielfach ſehr 2 


ungünſtige Lage der kleinen Kaufleute ſeien. Der liegt viel⸗ 5 


mehr in ihrer eigenen e der ſog. Überſetzung 
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dieſer Berufe, in dem Umſtande, daß heute jedermann, 
und mit Hilfe des Kredits faſt ohne eigenes Kapital, 
einen Laden eröffnen kann. 

Am meiſten entgegengekommen iſt man den gegen 
die Konſumvereine gerichteten Beſtrebungen in Deutſch⸗ 
land durch eine Beſteuerung derſelben. Sowohl die Art 
der Steuer als auch ihr Geltungsbereich iſt aber in den 
einzelnen Bundesſtaaten ſehr verſchieden. Einige Staaten 
unterwerfen ſie nur der Gewerbeſteuer, wogegen kaum 
etwas einzuwenden iſt, andere aber der Einkommenſteuer 
oder gar einer beſonderen Umſatzſteuer. Teils werden 
alle Konſumvereine beſteuert, teils nur die eingetragen 
ſind, die einen offenen Laden haben, die über den Mit— 
gliederkreis hinausgehen, die Gewinn verteilen u. dgl. 
Die Gewinnbeſteuerung der Konſumvereine ohne Abzugs⸗ 
recht bei dem Einkommen der Genoſſen iſt jedenfalls 
eine Doppelbeſteuerung und hat mehrfach die Vereine ver— 
anlaßt, von dem Prinzip des Verkaufs zu ortsüblichen 
Preiſen abzugehen u. fo den „ Gewinn“ verſchwinden zu machen. 

Die Konſumvereine betreiben in der Hauptſache den 
Verkauf der Waren in ihren eigenen Läden. Oft aber iſt 
mit ihnen das ſog. Lieferantengeſchäft verbunden. Der Ver⸗ 
ein führt ſeine Mitglieder dem Kaufmann zu, der von 
jenem Rabattmarken zu einem beſtimmten Preiſe kauft 
und ſie dem Kunden im Verhältnis zu ſeinem Einkauf 
übergibt. Dieſer bezieht darauf am Ende des Jahres die 


beſchloſſene Dividende. Der Vorteil des Kaufmanns liegt 


hier, ebenſo wie bei den verbreiteten Rabattſparvereinen, in 
dem Wegfall der Kreditgewährung, alſo in der ſofortigen 
Bezahlung durch den Kunden. Das Lieferantengeſchäft 
iſt aber ſtändig zurückgegangen, es wird ja auch der Gewinn 
des Zwiſchenhändlers dadurch nicht ausgeſchaltet. Auch die 
Rabattſparvereine, welche dem Publikum das Intereſſe 


an den Konſumvereinen mit ihrer Dividende etwas nehmen 


ſollten, kommen ihnen doch an Wirkſamkeit nicht gleich. 
5 Es iſt feſtgeſtellt worden, daß die Unkoſten eines gut 
5 geleiteten Konſumvereins geringer ſind als ſelbſt die von 0 
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Borenhäufern Abgeſehen davon beſteht die wichtige Bir 


kung der Konſumvereine in der Erziehung der Konfumenten 
zur Barzahlung. Gerade die Angehörigen der ärmſten 
Volksſchichten nehmen nur zu leicht in einer ungünſtigen 


Lage Kredit beim Detailhändler in Anſpruch und geraten 


dadurch oft allmählich in die drückendſten Verhältniſſe. 


Und was bei den ärmeren Klaſſen als Folge einer momen⸗ = 


tanen Notlage geſchieht, das findet ſich bei den reicheren 


häufig aus Nachläſſigkeit oder Leichtſinn. Man beachtet 


nicht, daß das Kreditnehmen die Preiſe der Waren ſteigern 


muß, da der Kaufmann ſich für den ſpäteren Eingang der ne 


Verkaufspreiſe Zinſen berechnen muß. 


Liegt darin ſchon ein wichtiger Grund, weshalb der 
Konſumverein billiger verkaufen kann als die kleinen De⸗ 


tailhändler, ſo kommt noch hinzu, daß dieſe meiſt einen 


viel geringeren Umſatz haben als jener. Sie müſſen alſo, 1 
zumal bei ihrer eigenen Kapitalloſigkeit, die Waren in 


kleinen Poſten und meiſt ebenfalls auf Kredit und damit 
teurer einkaufen, ſo daß auch nach der Einkaufsſeite 


hin der Konſumverein im Vorteil iſt und dieſen Vorteil 4 
feinen Mitgliedern zugute kommen läßt. Dieſen Vorteil 


beim Einkauf haben die deutſchen Konſumvereine noch zu 
ſteigern gewußt, indem ſich eine größere Zahl benach⸗ 


barter Konſumvereine häufig zu Einkaufsvereinigungen zu⸗ 
ſammenſchließen, die beſondere Einkaufstage abhalten. Aber 
darüber hinaus haben die deutſchen Konſumvereine das 
engliſche Vorbild nachgeahmt und im Jahre 1894 die 
„Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Konſumvereine mit bes 
ſchränkter Haftung“ in Hamburg errichtet. Dieſe hat 


auch die Eigenproduktion in die Hand genommen und be⸗ 


ſchäftigte in ihren Seifenfabriken, einer Zündholz-, Zi⸗ 
garren⸗ und Teigwarenfabrik ſchon 1915 mehr als 2000 
Arbeiter. Ihr Umſatz erreichte 1920 1 Milliarde Mark. 

Die deutſchen Konſumvereine find in zwei großen Ver⸗ 
bänden, dem Hamburger Verband und dem Allgemeinen 
Verband, zuſammengeſchloſſen. Die Zahl ihrer Witte 3 
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le 1910 17 Millionen 25 hat ſich feitdem mehr als 
8 verdoppelt. Es iſt kein Wunder, daß die Warenknapp⸗ 
heit im Weltkriege und die großen Preiszuſchläge, die der 
Detailhandel wegen der Steigerung aller Unkoſten macht, 
ſowie die allgemeinen Schwierigkeiten der Lebenshaltung 
der Konſumvereinsbewegung in den letzten Jahren einen 
großen Aufſchwung verliehen haben. — 
Zu den Genoſſenſchaften, welche die Förderung der 
Hauswirtſchaft ihrer Mitglieder bezwecken, gehören ferner 
die Baugenoſſenſchaften. Sie wollen ihnen die Be⸗ 
ſchaffung der wichtigſten Grundlage der Hauswirtſchaft, 
eben des Hauſes ſelbſt, der Wohnung erleichtern. Es ſind 
aber zwei Arten zu unterſcheiden: 1. ſolche, die ihren 
Mitgliedern Vorſchüſſe zum Erwerb eines Hauſes geben, 
ſog. Building Societies, die beſonders in England und 
Amerika entſtanden ſind, wo das Eigenhaus das übliche 
iſt. Sie find eigentlich eine Art Kreditgenoſſenſchaften; 
2. ſolche, die ſelbſt bauen, in England und Amerika Land 


& Building Societies genannt. Sie find beſonders in 


Dieutſchland errichtet worden, und zwar vor allem für 
Mietwohnungen. Eine erſte Periode der Gründung dieſer 
Baugenoſſenſchaften in den ſechziger und ſiebziger Jahren 
verlief ungünſtig infolge der großen Kriſis, die 1873 her— 
einbrach. Im Jahre 188 beſtanden nur noch 28. Seitz 
dem aber begann ein zuerſt langſamer, dann immer ſchnelle—⸗ 
rer Aufſchwung. Im Jahre 1900 gab es ſchon über 400 
Baugenoſſenſchaften und 1910 über 1000. Im Jahre 
1919 ſind allein 767 Baugenoſſenſchaften neu gegründet 
worden, die jedoch dem ungeheuren Wohnungsmangel nur 

ganz ungenügend abhelfen konnten. Schon vor dem Kriege 
konnte nur ungefähr jedes fünfte Mitglied einer ſolchen Ge⸗ 
noſſenſchaft durch ſie eine Wohnung erhalten — es ſind 
von ihnen bis 1910 etwa 14000 Häuſer mit 40.000 
Wohnungen gebaut worden —, jetzt ſind infolge der ge⸗ 
waltig geſtiegenen Baukoſten, mit denen die Mietzinſe 
nicht Schritt halten e die . natürlich 
hoch Biel ungünſtiger. 


Es waren aber auch mancherlei Mißſtände und Ger 
fahren mit dieſen Baugenoſſenſchaften verbunden. Vor 
allem iſt regelmäßig nur ein verſchwindender Teil des 
erforderlichen Kapitals von den Mitgliedern ſelbſt auf:; 
gebracht, ſelten mehr als 10, hie und da noch nicht einmal 
5%. Das Bauen war regelmäßig nur möglich mit aller⸗ 1 
ſtärkſter Kreditinanſpruchnahme. Und diefe Genoſſenſchaf⸗ 
ten verdankten ihren großen Aufſchwung nur dem weit⸗ 4 
gehenden Entgegenkommen der öffentlichen Körperfchaften, 
der Eiſenbahn- und Poſtverwaltung, vor allem aber den 
Invalidenverſicherungsanſtalten, die zuſammen ihnen meh⸗ 
rere hundert Mill. Mark zu den günſtigſten Bedingun⸗ 
gen zur Verfügung ſtellten. Die Beſchaffung billiger Woh⸗ 
nungen für die unteren Klaſſen iſt zweifellos eine der 
wichtigſten Aufgaben der Sozialpolitik, aber es hat ſich © 
gezeigt, daß die Genoſſenſchaften nicht gerade beſonders 
dafür geeignet ſind, weil bei dieſer Unternehmungsform, 
die das Ausſcheiden von Mitgliedern und Zurückziehung 
ihrer Kapitaleinlage mit kurzer Friſt geſtattet, die für die 
Beſchaffung eines großen ſtehenden Kapitals erforderliche 
Stetigkeit der Geſchäftsführung und Sicherheit der fi⸗ 
nanziellen Grundlage oft fehlt. Nichtsdeſtoweniger wird 
der große Wohnungsbedarf, dem die Hilfe der öffentlichen 
Körperſchaften, die jetzt Hunderte von Millionen Mark 
dafür aufwenden, nicht genügen kann, noch zu einer wei⸗ 
teren Ausdehnung der Baugenoſſenſchaften führen. a 

Im allgemeinen zeigt die Beobachtung, daß Kon⸗ 
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ſumvereine ſowohl wie Baugenoſſenſchaften nicht ht jo ſehr 


für die unterſten Schichten der Bevölkerung überhaupt 
als vielmehr für die mittleren Schichten i in Betracht kom⸗ 
men. Die Zugehörigkeit zu einem Konſumverein oder einer 
Baugenoſſenſchaft iſt ſchon ein Zeichen für eine überprole⸗ 
tariſche Exiſtenz. Kleine Beamte und kleine ſelbſtändige 
Gewerbetreibende machen meiſt einen größeren Prozent⸗ 
ſatz der Mitglieder dieſer Genoſſenſchaften aus als die 


eigentlichen Arbeiter. Die Zunahme der Rn aus 8 


* 


elt höheren Schichten der Arbeiterſchaft bedeutet daher | 


ein Herauswachſen derfelben über das Proletariat. 


5. Genoſſenſchaften zur Förderung der 
Erwerbswirtſchaft. 

Unter den Genoſſenſchaften zur Förderung der Er— 
werbswirtſchaft haben in Deutſchland die Kreditgenoſ⸗ 
ſenſchaften weitaus die größte Bedeutung erlangt und 
zwar, wie ſchon erwähnt, von allen Genoſſenſchaften über: 
haupt. Denn von 40 635 Genoſſenſchaften überhaupt 
waren 19 261 Kreditgenoſſenſchaften, d. ſ. 47,4%. 1910 
waren es aber noch 57,3% aller Genoſſenſchaften. In 
dieſer Entwicklung kommt zum Ausdruck, auf welche Kreiſe 
das Genoſſenſchaftsweſen in Deutſchland ſich bisher vor 
allem erſtreckte. Es waren nicht, wie in England, die 
Kreiſe der Arbeiterſchaft, die in den Konſumvereinen die 
ihnen nützlichſte Anwendung des Genoſſenſchaftsgedankens 
fand, ſondern es waren die Kreiſe der kleineren ſelbſtän⸗ 
digen Produzenten: Handwerker und ganz beſonders Land⸗ 
wirte, dann auch die kleineren Kaufleute. Was dieſe Leute 
vor allem brauchten, war Kapital und zwar, je mehr im 


Gewerbe und Handel der Großbetrieb ſich entwickelte und 


die Landwirtſchaft zu immer intenſiverem Betrieb über⸗ 
ging, ein immer größeres Kapital. Und da ihr eigenes 


Kapital für die fo wachſenden Anforderungen nicht aus— 


reichte, ſo blieb ihnen nur der Weg des Kredits. Hier 
haben nun die Genoſſenſchaften eingeſetzt, und in der 
Geno ffen che für kleinere Erwerbswirtſchaften hat der 

Genoſſenſchaftsgedanke, zuſammen mit dem ihm 


eng verbundenen, ſchon früher verwirklichten der Soli⸗ 


darhaftung, feine großartigſte Wirkſamkeit entfaltet. | 


Am meiſten nähern fich von den vor dem 19. Jahr⸗ 
hundert entſtandenen Genoſſenſchaften den heutigen die 
preußiſchen „Land ſchaften“, die ſeit 1770 zuerſt in 


15 Schleſien für die Beſchaffung von Hypothekarkredit über⸗ 


wiegend für die Rittergüter errichtet wurden. Aber auch 


= ſie waren, wenn auch keine Zwangsgenoſſenſchaften, öffent- 


1 cherche Mere unter weitgehene ſtaatlicher 
Mitwirkung. Ihr Grundgedanke, die Solidarhaft, die Er⸗ 
ſetzung der individuellen Hypothek durch den von der 
Geſamtheit garantierten Pfandbrief iſt auch die Grundlage 
der heutigen Kreditgenoſſenſchaften. = 
Der Gedanke der Solidarhaftung wurde auch von 
den Gründern der deutſchen Kreditgenoſſenſchaften von 
Anfang an an die Spitze geſtellt. Der Kreisrichter Her⸗ 
mann Schulze aus Delitzſch hatte ſchon im Sommer 
1849 in feiner Heimatſtadt eine Kranken⸗ und Sterbekaſſe 
errichtet, wie ſie von alters her vielfach beſtanden. Im 
ſelben Jahre aber gründete er eine Rohſtoffeinkaufsgenoſ⸗ 
ſenſchaft der Schreiner und eine ſolche der Schuhmacher in 
Delitzſch, die erſten derartigen Organiſationen in Deutſch⸗ 
land. Dabei kam ihm der Gedanke, dieſe kleinen Hand⸗ 
werker beim Einkauf auch durch Gewährung von Kredit 
zu unterſtützen. Auch ſolche Darlehenskaſſen und Hilfs⸗ 
vereine waren nicht ſelten, aber neu war der Gedanke, 
ſie im Wege der genoſſenſchaftlichen Selbſthilfe zu ſchaffen. 
Während Schulze wegen ſeiner Teilnahme an der liberalen 
Bewegung von Delitzſch verſetzt worden war, gründete 
ein Freund von ihm, Dr. Bernhardt, in dem benachbarten 
Eilenburg nach dieſen Grundſätzen 1850 den erſten Kre⸗ 
ditverein. Nachdem aber Schulze 1851 den Staatsdienſt 
verlaſſen hatte, widmete er ſich ganz dem Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſen, und namentlich die Kreditgenoſſenſchaften, 
„Volksbanken“, wie er fie nannte, nahmen einen 
raſchen Aufſchwung. 1859 gründete Schulze den „All⸗ 
gemeinen Verband der deutſchen Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften“, der ſeinen a, 
Sitz jetzt in Berlin hat. 5 
Die Kreditgenoſſenſchaften Schulzes waren von An⸗ 
fang für kleinere Erwerbswirtſchaften aller Art, Hand⸗ 
werker, Kaufleute, Landwirte, perſönliche Leiſtungen uſw. 
gedacht und haben an dieſem Prinzip auch bis heute feſt⸗ 
gehalten. Doch begannen ſeit Anfang der ſechziger Jahre 
beſondere 1 die Landwirte beſtimmte Seroltgenee 
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haften ſich immer ſtärker zu entwickeln. Das waren die 
5 „Darlehenskaſſenvereine“, die ſeit 1862 der Bür⸗ 
germeiſter von Heddesdorf bei Neuwied, Fr. W. Raiff⸗ 
; eifen, gründete, Sie waren nämlich mit ihrer Organi⸗ 
ſation den ſpeziellen Bedürfniſſen der Landwirte im all: 
gemeinen beſſer angepaßt als Schulzes Volksbanken. Es 
beſtehen ja erhebliche Unterſchiede in den Kreditbedürf— 
niſſen und der Kreditfähigkeit der Landwirte einerſeits, 
ſtädtiſcher Gewerbetreibender anderſeits. Der Landwirt 
braucht vor allem einen Kredit auf längere Friſt, als ihn 
die Volksbanken gewähren, die über wenige Monate ſelten 
hinausgehen. Dagegen gewähren die Darlehenskaſſen Kre— 
dit bis zu ein und zwei Jahren. Auch ſonſt ſtattete Raiff— 
Es feine Kaſſen mit mancherlei Beſonderheiten aus, 
die den rein landwirtſchaftlichen Bedürfniſſen entſprechen. 
Sie waren lokal begrenzt, ſo daß den Leitern die Kredit⸗ 
i ei der Entleiher bekannt war. Der Kredit iſt in der 
Regel Bürgſchaftskredit, wogegen die Volksbanken meiſt 
i mit Wechſeln arbeiten. Bei den Volksbanken ſoll durch 
größere Geſchäftsanteile und Verteilung der Überſchüſſe 
den Mitgliedern ein Anreiz zum Sparen gegeben und zu— 
gleich ſo das Kapital für den Genoſſenſchaftszweck beſchafft 
werden. Bei Raiffeiſen iſt der Grundbeſitz der Genoſſen 
die erſte Kreditbaſis, er will keine größeren Geſchäfts— 
anteile, aber auch keine Verteilung von Überſchüſſen. Die 
Gewinne ſollen einem Stiftungsfonds zufließen, der für 
| allgemeine Wohlfahrtszwecke verwendet werden kann. Ihre 
KLapitalien beſchaffen ſich die Darlehenskaſſen ſowohl wie 
die Volksbanken vor allem durch Spareinlagen, wozu ſie 
a 5 Nichtmitglieder heranzuziehen ſuchen. Dabei haben ſie 
aber, außer mit den Sparkaſſen, in neuerer Zeit auch immer 
mehr mit den großen Kreditbanken zu kämpfen, die alle 
Spargelder an ſich zu ziehen ſuchen. Aber auch bei den 
Darlehenskaſſen bildet ſich der Kontokorrentverkehr immer 
mehr aus, wodurch die Kaſſe die Bank des Landwirts wird. 
Die Leitung der Raiffeiſenkaſſen erfolgt im Ehrenamt. 
a der Rechner kann beſoldet werden. Raiffeiſen verband 
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mit ſeinen Kaſſen auch allgemeine ſoziale ud rell 
Zwecke, während Schulze feine Volksbanken rein kauf: 
männiſch geleitet wiſſen wollte. Beide gewähren natür⸗ 
lich in der Hauptſache Perſonalkredit. Doch kommt bei 
den Darlehenskaſſen auch Hypothekarkredit in nicht un⸗ 
erheblichem Umfange vor, vielfach allerdings wohl nur 
als Sicherungshypothek. Die Gewährung von Hypothekar⸗ 
kredit aus Depoſitengeldern iſt natürlich ſehr bedenklich a 
und in der Tat ift hie und da bei dieſen Kaſſen die Liqui⸗ 
dität recht gering. Auch Zuſammenbrüche waren at 1 
gerade ſelten zu verzeichnen. 1 

Auch die Raiffeiſenkaſſen ſchloſſen ſich 1877 zu einem 1 
Verbande zuſammen, doch ſpalteten ſich bald namentlich 
heſſiſche Vereinigungen ab und bildeten die Organiſation, 
die jetzt den Namen „Reichsverband der deutſchen 
landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften“ führt 
und ihren Sitz, der früher in Offenbach, dann in Darm 
ſtadt war, jetzt in Berlin hat. Er iſt der größte aller deut: 
ſchen Genoſſenſchaftsverbände, dem ſchon Anfang 1917 
über 19 000 landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften, darunter 
11641 Spar⸗ und Darlehenskaſſenvereine, angehörten. 

Ebenſo wie die Konſumvereine durch eine Zentralein⸗ 
kaufsgenoſſenſchaft ihrerſeits wieder ſich zu gemeinſamem 
Vorgehen zuſammenſchließen, haben auch die Kreditgenoſ⸗ 
ſenſchaften eine ſolche gemeinſame Organiſation für zweck⸗ 
mäßig gefunden. Insbeſondere bei den landwirtſchaft⸗ 
lichen Darlehenskaſſen iſt ein gewiſſer Geldausgleich zwi⸗ 
ſchen den verſchiedenen Genoſſenſchaften oft nötig und 
daher hier auch ſchon früh das Beſtreben vorhanden, die 
lokalen Vereine in Provinzial⸗, dann in Landeskreditkaſſen 
zuſammenzuſchließen. Solange nur die unbeſchränkte Haf⸗ 
tung beſtand, war dies wegen der daraus erwachſenden 
komplizierten Rechtsverhältniſſe mit Schwierigkeiten ver⸗ 
bunden. Als aber das Geſetz von 1889 die beſchränkte 
Haftung eingeführt hatte, entſtanden mehrere Zentral⸗ 
kreditgenoſſenſchaften. Daß manche von Dun wi f 
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| nicht den 1 der Genoſſenſchaft haben, beeinflußt 
natürlich ihre ökonomiſche Stellung nicht. 


Zuerſt gründeten die Schulzeſchen REN 


1865 die Genoſſenſchaftsbank Soergel, Parri⸗ 


ſius & Co. in Berlin, deren Kapital von anfänglich 


nur 9% Mill. Mark allmählich auf 36 Mill. Mark erhöht 


wurde. Sie organiſierte auch einen Giroverkehr unter 
ihren Mitgliedern und das Inkaſſo ihrer Wechſel. In der 
Kriſis von 1900 geriet ſie durch Spekulationsgeſchäfte 


in Verlegenheiten und wurde 1904 von der Dresdener 


Bank aufgenommen, die eine beſondere ena 
abteilung bildete. 


Raiffeiſen hatte 1872 in Neuwied die erſte Zentral: 


| kreditkaſſe als Genoſſenſchaft gegründet. Es folgten dann 


einige andere, aber erſt die 1876 als Aktiengeſellſchaft in 


Neuwied gegründete „Landwirtſchaftliche Zentral: 
darlehenskaſſe“ (ſeit 1890 „für Deutſchland“) ge— 
wann größere Bedeutung. Sie trat zunächſt in nähere Bes 
Ziehungen zur gleich zu erwähnenden „Preußenkaſſe“, 1911 
aber ebenfalls zur Dresdener Bank, nachdem ſie 1910 
ihren Sitz nach Berlin verlegt hatte. 


Die im „Reichsverband“ organiſierten Genoſſenſchaf⸗ 
ten hatten eine Reihe provinzieller Zentralkaſſen. 1902 


aber gründete man für ihre Zuſammenfaſſung die „Land⸗ 


wirtſchaftliche Reichsgenoſſenſchaftsbank“ 


We: 


in Darmſtadt, feit 1907 als Aktiengeſellſchaft mit 5 Mil: 
lionen Mark Kapital. Sie ſollte als Großhandelsgeſell— 


ſchaft auch zugleich den Ein- und Verkauf landwirtſchaft⸗ 
licher Rohſtoffe bzw. Produkte beſorgen, hat dabei aber 
erhebliche Verluſte erlitten und liquidierte. Ein großer 
Teil auch der nichtpreußiſchen Zentralkaſſen trat letzt mit 


der „Preußenkaſſe“ in Verbindung. 


Außerdem beſtehen noch eine ganze Reihe von felb: 


0 ſtändigen provinziellen Zentralkreditkaſſen. 


Um eine Zuſammenfaſſung ſämtlicher derartiger Ver⸗ 


5 bandskaſſen herbeizuführen, den Ausgleich zwiſchen ihnen 
N > bie Verbindung mit dem Geldmarkt noch vollkommener 


zu geftalten, uberhaupt um den genoffenfiaftfichen. 
ſonalkredit zu fördern, wurde 1895 von der preußiſch 
Regierung durch den Finanzminiſter Miquel die „Pre 
ßiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe“ erricht 
Der Staat beteiligte ſich mit einer Einlage von 5 M 
lionen Mark, die allmählich auf 75 Mill. Mark erhöht 
worden iſt. Sie gewährt in der Regel nur Verbandskaſſen 
Kredit, nicht einzelnen Genoſſenſchaften, macht aber dabei 
den Unterfchied, ob dieſe Verbandskaſſen ſelbſt Genoſſen⸗ 
ſchaften ſind oder nicht. Während ſie nämlich im letzteren 
Falle nur deren Eigenvermögen bei der Kreditgewährung 
zugrunde legt, berückſichtigt ſie bei den in Genoſſenſchafts⸗ 
form errichteten Verbandskaſſen die Haftſummen der als 
Mitglieder auftretenden Einzelgenoſſenſchaften. Die „Preu⸗ 
ßenkaſſe“ iſt aber bei ihrer Gewährung ſehr billigen 
Kredits vielleicht ſchon zu weit gegangen, ohne doch den 
Wünſchen, insbeſondere der ſtädtiſchen Be. 
ganz gerecht werden zu können. 4 
5 Es zeigte ſich eben, daß das Kreditbedürfnis eine 
Sache ohne Ende iſt. Je mehr der Kredit ausgedehnt wird, 
um ſo mehr Leute ohne Kapital ſuchen ſich ſelbſtändig 
zu machen, um ſo mehr wächſt die Überſetzung bei den 
kleinen Gewerbe- und Handeltreibenden, um ſo größer 
wird das Kreditbedürfnis jedes einzelnen. Wenn 1 
ſtaatliche Anſtalten einigen beſonders billiger Kredit ger 3 
währt wird, beklagen ſich natürlich wieder die anderen. 
Es kann im Rahmen dieſer Schrift auf das Kreditproblem 
mit ſeinen verſchiedenen Seiten für Gewerbe und Land⸗ 
wirtſchaft 1 näher eingegangen werden. „Jedenfalls | 
iſt die Annahme, daß mit möglichſter Ausdehnung und 
Verbilligung des Kredits das Mittelſtandsproblem gel 
werden könne, ja daß beides unter allen Umſtänden vi 
teilhaft und erwünſcht ſei, durchaus verkehrt. 5 
Das Hauptproblem für die Kreditgenoſſenſchaften 
heute, ob ſie überwiegend nur eigenes Kapital ausleih 
oder ſich zu Banken entwickeln ſollen, die ihr Kapi 
größtenteils im Wege des ee ie) 


* 


Ni 


Für die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften wäre aus 
banktechniſchen Gründen, eben des langfriſtigen Kredit— 
bedarfs ihrer Mitglieder wegen, prinzipiell erſteres zu 
fordern. Aber andererſeits iſt die Erziehung der Landwirte 
zum Verkehr in laufender Rechnung mit einem Kredit— 
inſtitut von ſolcher Wichtigkeit, daß man als Erziehungs— 
mittel für kleinere Landwirte den Genoſſenſchaften bei 
vorſichtiger Geſchäftsführung und guter Aufſicht die De— 
poſitenannahme, die zu einem dauernden Verkehr in laufen— 

der Rechnung führt, nicht wird unterſagen können. Natür— 

lich dürfen ſie dieſe Depoſitengelder nicht in langfriſtigen 
Kreditgewährungen feſtlegen. 

f Der Hauptnutzen der Kreditgenoſſenſchaften liegt in 
der Vergangenheit. Was ſie zur Befreiung insbeſondere der 

Bauern aus der Abhängigkeit vom Händler und zur Ein— 

ſchränkung des damit ſo oft verbundenen Wuchers geleiſtet 

haben, kann nicht hoch genug veranſchlagt werden. Noch 
heute ſind dieſe Verhältniſſe nicht ganz überwunden und 
noch heute können Kreditgenoſſenſchaften natürlich nützlich 
wirken. Aber im allgemeinen iſt es erwünſcht, daß auch 

5 auf die kleinen Erwerbswirtſchaften ein mehr bank— 

mäßiger Verkehr ausgedehnt wird, als ihn die Genoſſen— 

ſchaften ihrer Natur nach einrichten können. Sobald einmal 


aufhört, wird die Lage aller Kreditanſtalten in Deutſchland, 


5 und ſo auch der Kreditgenoſſenſchaften, ſehr ſchwierig a 


werden. 

= Wir haben die Kreditgenoſſenſchaften wegen ihrer be: 
ſonderen Wichtigkeit in Deutſchland etwas ausführlicher 
behandelt. Bei den übrigen Genoſſenſchaftsarten können 
wir uns kürzer faſſen. Die zahlreichſten unter ihnen ſind 
die Molkereigenoſſenſchaften, alſo Verkaufs⸗ 
genoſ ſenſchaften mit teilweiſer Verarbeitung. Ihre 
Zahl einſchließlich der nicht in Genoſſenſchaftsform organi⸗ 
ſierten betrug vor dem Kriege über 4000 mit über 300 000 
Mitgliedern. Sie find eine Folge der vorgeſchrittenen Tech: 
5 Ab 5 der nn Ende der 1 Jahre) 


— 


der heutige durch die Notenpreſſe bewirkte Geldüberfluß 


einerſeits, anderſeits der Verfeinerung der Nachfrage, der 
der primitive Betrieb der bäuerlichen Einzelwirtſchaft nicht 
mehr genügte. Daher war die Genoſſenſchaft am Platze, 
welche die maſchinellen Einrichtungen ſchuf, die ſich für 
den einzelnen nicht lohnten. Auch die Erſparnis von Ab⸗ 
ſatzkoſten und Zeitverluſt beim Abſatz war für den einzelnen 
Landwirt von großem Wert. Neben der Butterfabrikation 
iſt aber auch der Verkauf von friſcher Milch bei den Mol⸗ 
kereigenoſſenſchaften von immer größerer Bedeutung ges 
worden, und zwar infolge der Zunahme der ſtädtiſchen Be⸗ 
völkerung und daher beſonders in den den Städten näher 
liegenden landwirtſchaftlichen Gebieten. Die weniger ren⸗ 
table Butter- und Käſeherſtellung iſt mehr in die ent⸗ 
legeneren Gegenden gedrängt worden. Durch die Zwangs 
wirtſchaft, die Futtermittelnot und den Brennſtoffmang 
wurde natürlich die Geſchäftstätigkeit der Molkereigenoſſen 
ſchaften ſeit dem Kriege ſehr erſchwert. 1 
Die ſonſtigen landwirtſchaftlichen Verkaufsgenoſſen⸗ 1 
ſchaften ſind von geringerer Bedeutung. Mit den größten 
Schwierigkeiten haben ſolche für die beiden wichtigſten 
landwirtſchaftlichen Produkte, für Getreide und für 
Vieh, zu kämpfen. Um welche Werte es ſich dabei han⸗ 
delt, kann man daraus erſehen, daß von beiden Produkten 
vor dem Kriege in Deutſchland jährlich für mehr als 8 Mile 
liarden Mark verkauft wurden. Der Anteil der Genoſſen⸗ 
ſchaften an dieſen Verkäufen war aber verſchwindend. In 
den 90er Jahren wurde eine große Propaganda für genoſſen⸗ 
ſchaftliche Errichtung von Kornhäuſern gemacht. Die preu⸗ 
ßiſche Regierung ſtellte 5 Mill. Mark dafür zur Ver⸗ 
fügung. Die Erfolge ſind nicht ſehr bedeutend geweſen. 
Die Verſchiedenheit der in Deutſchland gebauten Getreide 
qualitäten, die überhaupt oft einer günſtigen Verwertung 
hinderlich iſt, erſchwerte auch den genoſſenſchaftlichen Ver⸗ 
kauf. Ferner konnte man ſich meiſt nicht entſchließen, eine 
Lieferungsverpflichtung für die Mitglieder einzuführen, 
und dieſe ließen oft die Genoſſenſchaft im Stich, wenn 
ein Händler ihnen etwas mehr bot. Endlich haben Uns 
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geſchiclichkeiten der Leitung nicht ſelten zu e ge⸗ 
führt. Am meiſten bewährt haben ſich Getreideverkaufs— 
genoſſenſchaften noch bei den Kleinbauern Süddeutſchlands. 
Doch machte der genoffenfchaftliche Verkauf noch nicht 
40% der deutſchen Produktion aus. 

Günſtigere Erfolge hatten in den letzten Jahren die 
Viehverwertungsgenoſſenſchaften. Ihre Ent⸗ 
wicklung iſt von beſonderer Wichtigkeit, weil gerade beim 
Viehhandel noch große Mißſtände vorhanden ſind, die 
kleinen Landwirte oft ganz in Abhängigkeit von den Händ— 
lern ſtehen. Aber auch große Viehzüchter waren durch 
den Handel ganz vom Schlachtviehmarkt ferngehalten und 
die Genoſſenſchaften mußten daher ſehen, Einfluß auf EN 
den Markt zu erhalten, den Händler durch den Kommiſ— | 
ſionär der Genoſſenſchaft zu erſetzen. Die Viehverkaufs⸗ 
genoſſenſchaften ſind in zwei Formen errichtet worden: 
ſolche, bei denen die Genoſſenſchaft den Mitgliedern ihr 
Vieh abkauft und es dann auf eigene Rechnung verkauft, 
und ſolche, die nur in Kommiſſion für die einzelnen Mit: 

glieder verkaufen. Dieſe ſind die häufigeren, ſie gebrauchen 
auch weniger Kapital. Auch bei den Viehverkaufsgenoſſen⸗ 
ſchaften macht die Verſchiedenheit der Qualitäten große 
Schwierigkeiten. Daher hat ſich auch hauptſächlich der 
genoſſenſchaftliche Schweineverkauf entwickelt, wo dieſe 
Verſchiedenheiten die geringſte Rolle ſpielen. Die Errich- 
tung eigener genoſſenſchaftlicher Schlächtereien hat ſich 
bisher nicht bewährt. Viehverkaufsgenoſſenſchaften ſind 
jedenfalls in Deutſchland noch großer Entwicklung fähig. 
8 Es gibt noch einige andere Arten landwirtſchaftlicher 
Verkaufsgenoſſenſchaften. Zucker- und Stärkefabriken, 
erſtere meiſt als Aktiengeſellſchaften, Brennereigenoſſen— 
ſchaften kommen vor. Obſtverkaufs⸗ und Winzergenoſſen⸗ 
ſchaften, welch letztere in Konkurrenz mit dem Wein⸗ 
handel den direkten Abſatz an die Konſumenten betreiben 
ſollten, haben meiſt verſagt. 
Eine große Bedeutung haben dagegen die landwirt— 
ſchaftlichen — erlangt. = ‚gibt 
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deren über 3000, vor allem für Dünger- und Futter⸗ 
mittel, daneben für Sämereien. Ihre Bedeutung liegt 
einerſeits in der Ausſchaltung des Handels- und damit in 
der Erzielung billigerer Einkaufspreiſe für die Mitglieder, 
außerdem aber in der Sorge für gute Qualitäten. Letzteres 


wurde ihnen ermöglicht durch ihre Beziehungen zu den 


landwirtſchaftlichen Verſuchsſtationen, die zahlreich, vor i 


allem von den Landwirtſchaftskammern, errichtet wurden. 
Die Einkaufsgenoſſenſchaften können als Kommiſſionäre 


der Mitglieder oder doch auf feſte Beſtellung derſelben 


oder auf Vorrat einkaufen. Das letztere ſollte die Auge 
nahme fein. Die großen landwirtſchaftlichen Sntereffene 


verbände, der Bund der Landwirte und die Deutſche Land⸗ 


wirtſchaftsgeſellſchaft, haben ebenfalls Einkaufsvereinigun⸗ a 
gen, insbeſondere für Thomasmehl und Kali, organiſiert. 
Dieſe Genoſſenſchaften ſind noch einer erheblichen Aus⸗ 5 


breitung fähig. 
Dasſelbe gilt von den landwirtſchaftlichen Leiſtungs⸗ 


genoſſenſchaften. Von ihnen haben die Elektri⸗ 
zitätsgenoſſenſchaften, jetzt 2410, in den letzten 
Jahren eine ſehr große Verbreitung erlangt. Nächſt ihnen 
ſind am häufigſten Dreſchgenoſſenſchaften. Ferner gibt 
es Genoſſenſchaften für Sä⸗, Mäh⸗, Düngerſtreu⸗ und 
andere Maſchinen, Waſſerverſorgungsgenoſſenſchaften ufm. 
Neuerdings ſcheinen Kartoffel- und Rübenblättertrocknungs⸗ 


genoſſenſchaften nach neueren techniſchen Verfahren Ver⸗ 
breitung zu finden, die große Bedeutung gewinnen können, 
wenn es ihnen gelingt, dieſe für die Viehfütterung höchſt 
wichtigen Produkte beſſer als bisher zu konſervieren. 


Die gewerblichen und kaufmänniſchen, über⸗ 


haupt die ſtädtiſchen Genoſſenſchaften, haben gegenüber 
den landwirtſchaftlichen viel geringere Erfolge zu ver⸗ 
zeichnen. Betrachten wir nur die Einkaufs-, Verkaufs⸗ und 
Leiſtungsgenoſſenſchaften, jo ſtehen 1920 über 10000 
landwirtſchaftlichen nur etwa 3000 gewerbliche gegenüber. 
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Der Grund für die ſtärkere Entwicklung der erſteren iſt 
weniger in der allgemeinen Notlage der deutſchen Landwirt— 
ſchaft in den letzten Jahrzehnten zu ſuchen, denn manchen 
Zweigen des Handwerks, die durch den Großbetrieb ver— 
drängt wurden, iſt es ſicherlich mindeſtens ebenſo ſchlecht 
ergangen. Sondern hauptſächlich darin, daß in der Land⸗ 
wirtſchaft der kleine Produzent viel mehr als im Gewerbe 

15 ler Abhängig war und, wo keine Genoſſen⸗ 
ſchäften beſtehen, es noch iſt. Ihm fehlte viel mehr als 
dem ſtädtiſchen Gewerbetreibenden die Beziehung zum 
Markte, er war dadurch dem marktkundigen Händler mehr 
in die Hand gegeben. Dieſer nutzte ſeine Stellung den 
Landwirten gegenüber ebenſo aus, wie der kaufmänniſche 
Verleger ſie früher dem Handwerker und Hausinduſtriellen 
gegenüber ausgenutzt hatte. Hier Wandel zu ſchaffen iſt 
die äußerſt ſegensreiche Wirkung der verſchiedenen land— 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften geweſen. 

Der ſtädtiſche kleine Gewerbetreibende und Kaufmann 
leidet dagegen hauptſächlich an der Überſetzung in ſeinem 
Erwerbszweige, dem der Großbetrieb ein Gebiet nach dem 
andern abnimmt. Da können Genoſſenſchaften wenig 
helfen. Insbeſondere können ſie nur in den ſeltenſten 
Fällen den Mitgliedern wirklich die techniſchen Vorteile des 
Großbetriebs verſchaffen. Nur wo der Kleinbetrieb als 
ſolcher lebensfähig iſt, da kann die Genoſſenſchaft die Er— 
werbswirtſchaft des einzelnen fördern und ergänzen. So 
z. B. bei Werkgenoſſenſchaften, indem ſie den Mitgliedern 
gewiſſe Maſchinen, namentlich größere Holzbearbeitungs— 
maſchinen, zur Verfügung ſtellen. Dahin gehören auch ge— 
nioſſenſchaftliche Schlachthäuſer der Metzger, genoſſenſchaft⸗ 
liche Mühlen der Bäcker. Immerhin hat ſeit dem Kriege 
das gewerbliche Genoſſenſchaftsweſen einen großen Auf: 
ſchwung genommen, wie aus der oben mitgeteilten Sta= 
tiſtik hervorgeht, vor allem bei den Rohſtoffbezugs— 
genoſſenſchaft en. Aber auch die Magazingenoſ⸗ 
ſenſchaften haben ſich in den letzten 10 Jahren mehr 

als verfünffacht, trotzdem ſie mit großen Schwierigkeiten 
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verbunden find. Denn ob fie den Handwerkern die Pros 
dukte abkaufen oder fie nur als Kommiſſionär zu ver 
kaufen ſuchen, gar zu leicht kommt es zwiſchen der Leitung 
und den Mitgliedern zu Streitigkeiten. Zumeiſt fehlt es 
auch an den zur Leitung geeigneten kaufmänniſch genügend 
gebildeten Perſonen. 5 
Der Mangel an ſolchen und der Mangel an Kapital 
ſind auch regelmäßig die Hauptſchwierigkeit bei den Ein 
und Verkaufsgenoſſenſchaften der Handwerker und Kauf?; 
leute. Trotzdem und trotz manchen Fehlſchlägen haben beide 
Formen in neuerer Zeit eine erfreuliche Entwicklung ge⸗ 
nommen. Einkaufsgenoſſenſchaften gibt es 3-400. Sie 
ſind vor allem von den Schuhmachern und Schneidern 
errichtet worden. Aber auch bei den Schreinern, Glaſern, 
Bäckern, Uhrmachern und anderen Gewerben kommen ſie 
vor. Von Verkaufsgenoſſenſchaften haben ſich hauptfähe 
lich die Häuteverwertungsvereinigungen der Metzger ent⸗ 
wickelt und zu einem ganz Deutſchland umfaſſenden Ver⸗ 
bande zuſammengeſchloſſen. 
5 Bemerkenswert iſt endlich das Vordringen der 1 
kaufsgenoſſenſchaften im Detailhandel, = 
ebenfalls ein „Verband deutſcher kaufmänniſcher Gensffen: ee 
ſchaften“ 1908 in Berlin errichtet wurde. Einkaufsgenoſ⸗ 
ſenſchaften, deren es jetzt über 1000 gibt, ſind hier vor 
allem von den Kolonialwarenhändlern gebildet worden. 
Sie haben vor allem im Kriege ſehr günſtig gewirkt, indem 
ſie bei der Rationierung der Lebensmittel mit der Regierung 
zuſammenwirkten. Es iſt ſehr bemerkenswert, daß der De 
tailhandel jetzt auch in fo großem Umfang von dem Ge 
noſſenſchaftsgedanken Gebrauch macht, den er bis dahin 
bei den Konſumvereinen ſo heftig bekämpfte. Übrigens 
erleichtert ein großer Teil der Ein- und Verkaufsgenoſſen⸗ 
ſchaften dem Handwerker und Kleinhändler ſtets die Bil⸗ 
dung von Preisvereinbarungen, Kartellen. Sie ſind daher 
für die Konſumenten nicht ohne Gefahr, die ihnen gegen: 
über wiederum nur das Mittel der Konſumvereine haben. 
Eines der Hauptprobleme für die Zukunft wird auch eine 


eee 


ee Verbindung der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaf- 
ten mit den ſtädtiſchen, namentlich den Konſumvereinen, ſein. 


6. Entwicklungstendenzen im Genoſſenſchafts— 
3 | weſen. 

Dieſe Entwicklung der Ein- und Verkaufsgenoſ— 
ſenſchaften in Landwirtſchaft, Gewerbe und Handel iſt 
vielleicht die intereſſanteſte Erſcheinung im deutſchen Ge— 
noſſenſchaftsweſen der Gegenwart. Sie ſind es, an die die 
Keime der Weiterbildung vor allem anzuknüpfen ſcheinen. 
Konſumvereine und Kreditgenoſſenſchaften haben im großen 

und ganzen den Höhepunkt ihrer Entwicklung ſchon erreicht. 
Hier dagegen ſind 1105 Be Fortſchritte und Elan 


. dienſtbar gemacht, der Tendenz zur Monopolbildung, zur 
mehr oder weniger vollkommenen Beſeitigung der Konz 
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poliſtiſchem Zweck. 
5 Einem großen Teil der Ein⸗ und Verkaufsgenoſſen⸗ 
ſchaften liegt heute eine gewiſſe monopoliſtiſche 81 1 
zugrunde. Es iſt dazu keineswegs nötig, daß die Ge⸗ 
noſſenſchaft überhaupt keine Konkurrenz hat, daß alle 
in Betracht kommenden Wirtſchaftsperſonen in ihr vers 
einigt ſind. Namentlich beim Einkauf können vielmehr 
monopoliſtiſche Wirkungen ſchon erzielt werden — man 
überſehe den ſprachlichen Verſtoß, von einer monopoliſti⸗ 
ſchen Stellung beim Einkauf zu reden — wenn nur ein 
e Teil der Verkäufer auf den Abſatz an die Ein⸗ 


Ei | er anderer "lenken Damit wird 
aauch das Genoſſenſchaftsweſen der ſtärkſten in der heu⸗ 
tigen Volkswirtſchaft auftretenden Entwicklungstendenz 


kurrenz. Dieſe Beziehungen ſind naheliegend. Denn die 2 
Kartelle mit gemeinſamer Verkaufsſtelle find, wie wir 
ſahen, nichts anderes als Genoſſenſchaften mit mono⸗ 
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kaufsvereinigung angewieſen iſt. Das iſt nicht ſelten 
der Fall. So haben die Einkaufsvereinigungen der Kande 
wirte für Thomasmehl erfolgreich das Kartell der Fabri⸗ 
kanten bekämpft. Dasſelbe iſt der Einkaufsvereinigung 
der Berliner Glaſer dem Kartell der rheiniſch-weſtfäliſchen 
Glashütten gegenüber gelungen und den Einkaufsvereini⸗ 
gungen der Apotheker gegenüber dem Kartell der Ber: 
bandſtoffabrikanten. Das letzte Mittel, mit dem dieſe 
Einkaufsvereinigungen einen Druck auf die Verkäufer aus⸗ 
zuüben ſuchen, iſt die genoſſenſchaftliche Eigenproduktion, 
wodurch ſie von den Produzenten ganz unabhängig werden. 
So ſind eine gemeinſame Flaſchenfabrik von Weinhänd⸗ 
lern, gemeinſame Eis- und Kohlenſäurefabriken von Gaſt⸗ 
wirtsvereinigungen, eine gemeinſame Verbandſtoffabrik der 
Apotheker als Maßregel gegen die Kartelle der Produ⸗ 
zenten zuſtande gekommen. 

Aber auch Verkaufsgenoſſenſchaften können eine mo⸗ 
nopoliſtiſche Stellung erlangen. Sie werden damit zu Kar⸗ 
tellen. Das iſt z. B. bei den Häuteverwertungsgenoſſen⸗ 
ſchaften und Knochenverkaufsvereinigungen der Metzger 
nicht ſelten der Fall, weil hier die Nachfrage das Angebot 
regelmäßig zu überſteigen pflegt. Die Metzger ſichern ſich 
damit einen beſſeren Preis, während früher der Haupt⸗ 
gewinn den Zwiſchenhändlern zufiel. Es iſt anzunehmen, 
daß namentlich im Kleingewerbe dieſe Entwicklung Fort⸗ 
ſchritte machen wird, weil hier Einſchränkung der Konz 
kurrenz mittels gemeinſamer Vereinbarungen durch das 
Innungsgeſetz (Zwangsinnungen) ſehr erleichtert wird. 
Wenn auch in den Innungsverſammlungen ſelbſt Preis⸗ 
vereinbarungen zu treffen verboten iſt ($ 100q der Ges 
werbeordnung), ſo bringt doch die Innung die Beteilig⸗ 
ten einander näher und erleichtert ſo gemeinſames Vor⸗ 
gehen irgendwelcher Art. Aber auch in der Landwirtſchaft 
iſt die Tendenz zu monopoliſtiſchem Zuſammenſchluß vor⸗ 
handen. Der größte bisherige Verſuch, der Berliner Milch⸗ 
ring, iſt zwar an dem Widerſtand der organiſierten Händler 
geſcheitert, aber es iſt nur eine Frage der Zeit und dern 
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0 Organiſation, daß ähnliche Vereinigungen auf dieſem oder 


jenem Gebiete zuſtande kommen. Der Drang nach Zu— 


ſammenſchluß und womöglich Erreichung einer Monopol— 
ſtellung iſt heute ſo mächtig, daß auch die Landwirtſchaft 


die ihr entgegenſtehenden Schwierigkeiten überwinden wird. 


Je mehr die genoſſenſchaftlichen Organiſationen der 
Verkäufer ſich ausdehnen und eine gewiſſe monopoliſtiſche 
Stellung erlangen, von um ſo größerer Bedeutung werden 
andererſeits Einkaufsvereinigungen als Gegen⸗ 
mittel gegen jene. So ſtehen ſich ſchließlich auf beiden 
Seiten die Intereſſentengruppen von den Rohſtoffprodu—⸗ 
zenten bis zu den Konſumenten organiſiert gegenüber. Und 


dieſe organiſierten Intereſſenkämpfe find die Signakür 


unſerer Zeit. Die Genoſſenſchaften ſpielen dabei die größte 

olle. Man kann daran erkennen, wie ſehr ſich die volks— 
wirtſchaftliche Organiſation in den letzten Jahrzehnten ge— 
ändert hat. Die Konkurrenz der Angehörigen desſelben 
Erwerbszweiges wird heute immer mehr ausgeſchaltet. 


Man kann ſagen: früher kämpften die Angehörigen des— 


ſelben Erwerbszweiges gegen einander um den Kun: 
den; das war der Zuſtand freier Konkurrenz. Heute kämp⸗ 


fen ſie vereinigt gegen die Kunden um den Preis. Bei 


den früheren Konkurrenzkämpfen war der Abnehmer, der 


ihnen zuſah, der tertius gaudens. Er profitierte davon, daß 


die Produzenten um den Abſatz kämpften, denn er erzielte 
jo die billigſten Preiſe. Heute wiſſen wir, daß dieſer Konz 
kurrenzkampf zwar den Konſumenten oder richtiger eini— 


© gen Konſumenten die billigfte Verſorgung ermöglicht, daß 


er aber ſehr oft höchſt unwirtſchaftlich iſt, zu Kapitalver⸗ 
luſten und Kapitalverſchwendung führt. Heute haben ſich 
die Anbieter in zahlreichen Erwerbszweigen, um ihr Kapital: 


rriſiko zu vermindern, organiſiert und deshalb wird ein 
derartiges Vorgehen auch für die Abnehmer nötig. 


Hier liegt die größte Bedeutung der Genoſſenſchaften 


. für die Zukunft: ſie ſtellen die Organiſationsform der Ab⸗ 
nehmer dar gegen die Vereinigungen der Verkäufer. Die 
Erwerbswirtſchaften haben es hier am leichteſten. Sie find 
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als Verkäufer ſchon vielfach vereinigt und 1 fi 
nun auch als Käufer gegen ihre Lieferanten zu organi⸗ 5 
ſieren. So erklären ſich die zahlreichen Einkaufsgenoſſen⸗ 2 
ſchaften, die im Detailhandel in den letzten Jahren ent: 
ſtanden find: der Kolonialwaren⸗, Zigarren⸗, Kohlenhände 
ler, Holz⸗, Schuhwaren⸗, Glas⸗ und Porzellan-, Poſa⸗ 
mentenhändler, für zahlreiche Textilwaren, der Apotheker, 
Drogiſten uſw. Derartige Einkaufsvereinigungen werden 
jedenfalls in naher Akif noch ſtark an PR ge⸗ 
winnen. | 
Am wenigſten leicht organiſieren können ſich wegen 
ihrer großen Zahl und ihrer verſchiedenen Intereſſen die 
Hauswirtſchaften, die letzten Konſumenten. Gegen ſie 
aber richtet ſich gerade die Macht aller organiſierten Er 
werbswirtſchaften. Man iſt heute noch der Meinung, daß 
der Gegenſatz zwiſchen Unternehmern und Arbeitern, daß 
die ſozialen Kämpfe das Zentralproblem der modernen 
Volkswirtſchaft ſeien. Das iſt heute ſchon nicht mehr ganz 
richtig, und in Zukunft wird es noch weniger zutreffen. 5 
Je mehr ſich alle Erwerbswirtſchaften in Verbänden organi⸗ 
ſieren und die Konkurrenz beſeitigen, um ſo leichter wird 
es ihnen auch, den Forderungen ihrer ebenfalls organi⸗ 
ſierten Arbeiter nachzukommen und die Koſten auf die 
Konſumenten abzuwälzen. So kann man ſchon heute die 
Beobachtung machen, daß, wo Kartelle beſtehen, die Unter⸗ 
nehmer eher geneigt ſind, die Wünſche der Arbeiter zu er⸗ 
füllen, weil ſie die Koſten auf die Konſumenten abwälzen 
können. Im Zuſtand des Konkurrenzkampfes wäre das uns 
möglich; daher kann man ſchon heute vorausſagen, daß > 
nicht mehr der Gegenſatz von Unternehmern und Arbeitern, 
ſondern der zwiſchen Produzenten und Konſumenten das 
große volkswirtſchaftliche Zentralproblem der Zukunft — 
den wird. "ri 
N dieſem Kampfe der organiſierten Erwerbswirtſchaf⸗ : 
ten find alſo Genoſſenſchaften der Konſumenten von der = 
größten Wichtigkeit. Sie find das einzige Mittel der 
Selbſthilfe und würden als ſolches eine 1 Be⸗ 4 


b haben, wenn der Staat hier alles der Selbſthilfe 
. im Kampfe mit den Produzenten überlaſſen würde. Das 
wird aber ſicher nicht der Fall ſein. Es iſt hier nicht der 
Ort, die Aufgaben des Staates zwecks Regelung der Be— 
| darfsverſorgung zu erörtern — ich kann auf das letzte 
Kapitel meiner Kartelle und Truſts verweiſen — jeden— 
falls braucht man nicht gleich an Verſtaatlichung zu denken. 
Dies iſt die eine Seite der Bedeutung des Genoſſen— 
ſchaftsweſens, die beſonders in den Konſumvereinen zutage 
tritt. Die andere beſteht darin, daß die Genoſſenſchaften 
die eine oder andere Inſtanz im Tauſchverkehr a us⸗ 
ſchalten und durch eine eigene Organiſation der Ge— 
noſſen erſetzen wollen. Das iſt die Aufgabe der Ein⸗ 
und Verkaufsgenoſſenſchaften. Sie find ein Mit⸗ 
tel gegen die vielfach zu weitgehende Arbeitsteilung, gegen 
die Zerlegung der Bedarfsverſorgung in zuviele aufeinan— 
derfolgende Wirtſchaften, oder umgekehrt ausgedrückt, gegen 
die den kleinen Betrieben mangelnde Arbeitsvereinigung. 
Dieſer Zweck der Genoſſenſchaft richtet ſich meiſt gegen 
die verſchiedenen Formen des Handels. Sie wollen die 
S3 wiſchengewinne ausſchalten, die die Händler für ihre Ver: 
mittlung in Anſpruch nehmen. Einkaufsgenoſſenſchaften 
der Konſumenten wollen direkt mit den Produzenten oder 
Großhändlern in Verbindung treten, wollen mindeſtens den 
Detailhandel ausſchalten. Verkaufsgenoſſenſchaften der Pro⸗ 
duzenten wollen direkt mit den Konſumenten oder De— 
tailliſten in Verbindung treten, den Großhandel und even⸗ 
tuell auch den Kleinhandel ausſchalten. Einkaufsgenoſſen⸗ 
ſchaften der Kleinhändler wollen den Großhandel ausſchal⸗ 
ten. Wenn man vom Standpunkte der Konſumenten die 
Gewinne aller Wirtſchaftsperſonen, die an Produktion und 
Abſatz beteiligt ſind, zu den Koſten rechnet, ſo werden alſo 
durch Ausſchaltung einer Inſtanz Koſten geſpart. Das 
iſt das Hauptziel aller Genoſſenſchaften, dieſe Gewinne, die 
5 ſo geſpart werden, den Mitgliedern ſelbſt zuzuführen. 
Aiäoer die Tätigkeit der ausgeſchalteten Perſonen, z. B. 
des nn war . nicht überflüſſig, ſie 
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erfüllten eine volkswirtſchaftliche Funktion, die jo wich⸗ 

tig war, daß Käufer und Verkäufer der Waren geneigt 
waren, einer ſolchen Zwiſcheninſtanz einen Teil des Geſamt⸗ 
gewinns zu überlaſſen. Die Genoſſenſchaften beſeitigen 
daher dieſe Inſtanz nicht, ſondern erſetzen ſie nur. Sie 


ſetzen an Stelle einer ſelbſtändigen gewinnerſtrebenden 


Zwiſcheninſtanz eine ſolche, die von den Käufern oder Ver⸗ 
käufern ſelbſt gebildet wird und daher deren Wirtſchaft 
nur ergänzt. Natürlich iſt das nicht überall möglich. Die 
Grenze iſt etwa da, wo auch die Grenze für die Kapital⸗ 
geſellſchaften im Handel liegt. Wo es auf raſche Dis⸗ 
poſition ankommt, wo ein großes Riſiko vorliegt, ſtarke 
Preisſchwankungen vorhanden ſind, es ſich um große 
Qualitätsverſchiedenheiten handelt, da ſind die Genoſſen⸗ 
ſchaften nicht geeignet. Daher gibt es z. B. wenig Genoſſen⸗ 
ſchaften im Getreide-, gar keine im Metallhandel. In allen 
ſolchen Fällen iſt ein privater Händler mehr am Platze, 
der bei Ausſicht auf großen Gewinn auch ein erhebliches 
Riſiko übernimmt. Hier iſt alſo ein ſelbſtändiger Groß⸗ 
handel unentbehrlich. Umgekehrt wo ſtarke Dezentrali⸗ 
ſation nötig iſt, um einer Ware den Abſatz zu verſchaffen, 
da iſt die Ausſchaltung des Detailhandels durch Ge⸗ 
noſſenſchaften unmöglich. Sie können nicht durch zahl⸗ 
reiche Filialen den Abſatz fördern. Ein Beiſpiel iſt der 
Buchhandel. Es iſt unmöglich für die Verleger, den Sorti⸗ 
menter zu beſeitigen. Ebenſo aber umgekehrt für dieſe, 
den Verleger auszuſchalten, denn es fehlt ihnen an Kapital, 
um das Riſiko zu tragen. Ein anderes Beiſpiel iſt der 
Verkauf von Zucker, Petroleum, Kohle uſw., für die ein 

möglichſt großer Stand von Detailhändlern nötig iſt und es 
eigentliche Verkaufsgenoſſenſchaften nicht gibt. 

Für Einkauf⸗ und Rohſtoffproduktionsgenoſſenſchaften 
iſt das gegebene Feld da, wo ziemlich gleichmäßiger Be⸗ 
darf der Genoſſenſchafter vorhanden iſt, die Verhältniſſe 
des Rohſtoffmarktes leicht überſehbar und ſtabil find, Qua⸗ 
litätsverſchiedenheiten eine geringe Bedeutung haben. So 
z. B. bei der Beſchaffung von Düngermitteln, der gemein⸗ 
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ren Eis⸗, Flaſchen⸗, Verbandſtoffabrik. Aber Kon die 
gemeinſame Holzbeſchaffung der Schreiner begegnet großen 
Schwierigkeiten. Bei der genoſſenſchaftlichen Eigenpro— 
duktion iſt auch von Anfang an darauf zu achten, daß die 
Anlagen nicht zu teuer errichtet werden. | 
Ebenſo find Derfaufg: und weiterverarbeitende Ge⸗ 
noſſenſchaften da am Platze, wo es ſich um ſtabilen Bedarf 
der Abnehmer und geringe Preisſchwankungen handelt. 
Eine große Schwierigkeit liegt in allen Fällen darin, die 
Lieferungsmengen der Rohſtoffe ſeitens jeden Genoſſen— 
ſchafters bei den Verkaufsgenoſſenſchaften und die Ab— 
nahmeverpflichtungen bei den Einkaufsgenoſſenſchaften zu 
regulieren. Es iſt klar, daß nicht ein jeder beliebige 
Mengen Rohſtoffe produzieren und die Genoſſenſchaft dann 
zwingen kann, ſie ihm abzunehmen. Oder umgekehrt, daß 
die Genoſſenſchaft Rohſtoffe produziert und dann plötzlich 
die Mitglieder ſagen, jetzt brauchen wir keine. Vielmehr 
liegt das Weſen der Genoſſenſchaft darin, daß durch die 
Zuſammenfaſſung die individuelle Nachfrage oder das in⸗ 
dividuelle Angebot jedes Mitgliedes gemeinſam reguliert 
wird. Alſo eine beſtimmte Verpflichtung gegenüber der 
Genoſſenſchaft, eine gewiſſe Kontingentierung iſt nötig 
und hier, wie bei den Kontingentierungskartellen, eine 
Hauptſchwierigkeit. Geringer iſt ſie noch bei den Einkaufs⸗ 
genoſſenſchaften, die jeden Genoſſen verpflichten, eine be⸗ 
ſtimmte Menge abzunehmen. Da jeder hofft, ſeinen Abſatz 
und Betrieb auszudehnen, ergibt ſich wenigſtens bei der 
Gründung meiſt keine Schwierigkeit. Wohl aber ſpäter, 
wenn ſich ſeine Erwartungen nicht erfüllen, wenn er ſieht, 
daß er ſich zur Abnahme von mehr Rohſtoffen verpflichtet 
hat, als er Fabrikate verkaufen kann. Dann gerät der ein⸗ 
zelne leicht in ungünſtige Lage und, wenn dasſelbe gleich⸗ 
zeitig bei mehreren eintritt, auch die Genoſſenſchaft. 
Noch viel ſchwieriger (ft aber die Kontingentierung bei 
den Verkaufsgenoſſenſchaften. Jeder will natürlich ſeinen 
Verkauf möglichſt ausdehnen und läßt die Genoſſenſchaft 
a. 8 wie ns zu on iſt. Daher iſt oft 


ſtarke dne die 19 von WVerkaufsgenef 
ſchaften, und viele ſind darüber zuſammengebrochen. 8 
iſt ſehr ſchwierig, zu vereinbaren, wieviel ein jeder an die 
Genoſſenſchaft liefern darf. Es werden darüber Verträge 
abgeſchloſſen, aber wenn einige ſich benachteiligt fühlen, 
entſtehen leicht Streitigkeiten. Daher find auch dieſe Ge⸗ 
noſſenſchaften nur bei ſtabilen Verhältniſſen anwendbar. 
Manche dieſer Genoſſenſchaften find überhaupt keine eige⸗ 
nen Unternehmungen, ſondern kaufen oder verkaufen nur 
in Kommiſſion, in eigenem Namen, aber auf Rechnung der N 
Genoſſenſchaftsmitglieder. 5 
\ Es zeigt fich: Die Erſetzung ſelbſtändiger Inſtanzen im 
Tauſchverkehr durch unſelbſtändige Genoſſenſchaften hat 
ihre Grenzen. Es wohnt den Genoſſenſchaften naturgemäß 
eine gewiſſe Schwerfälligkeit inne, die den privaten Unter: 
nehmungen fehlt. Das Dazwiſchentreten des Händlers und 
unter Umſtänden zweier Händler zwiſchen Produzenten 

und Konſumenten bedeutet eben für beide Teile eine Ver⸗ 
minderung des Riſikos. 
Auch die Erſetzung ſelbſtändiger Kreditinſtitute durch 
unſelbſtändige Kreditgenoſſenſchaften findet hier ihre Gren⸗ 
zen, ſie ſind nur da möglich, wo die Kreditwürdigkeit 
leicht zu überſehen iſt. In der Berückſichtigung der per⸗ 
ſönlichen Kreditwürdigkeit liegt die Stärke der Genoſſen⸗ 
ſchaft. Genoſſenſchaftlicher Perſonalkredit iſt daher nur 
in kleinen Verbänden möglich, wo der Leiter und die 
meiſten Mitglieder gegenſeitig ihre perſönliche Kredit⸗ 
würdigkeit kennen. Für große Unternehmungen kommt 
Genoſſenſchaftskredit ſchon deshalb nicht in Betracht, weil 
die Genoſſenſchaften in der Hauptſache doch immer nur 
eigenes Kapital ausleihen ſollen, ſie alſo ſehr große Kapi⸗ 
talmengen gar nicht zuſammenbringen oder doch nicht 3 
einem einzelnen zuwenden können. 3 


5 3 3 


7. Allgemeine Beurteilung der Gensfſesſch 


Man ſieht alſo, daß auch die Bäume des Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſens nicht in den Himmel wachſen können. Ihre 


een ſind in ihrer Natur gegeben. Sie haben eine 
ſehr große Bedeutung für die Zuſammenfaſſung kleinerer 
Wielſchaften und Unternehmungen, insbeſondere als Ab— 
nehmer und als gemeinſames Kampfmittel gegen mächtige 
Gegner im Tauſchverkehr. Auch größere Unternehmungen 
werden ſich ihrer oft zur Verſtärkung ihrer Macht im 
5 Preiskampfe, eventuell zur Erlangung einer monopolifti- 
% ſchen Stellung bedienen. Die Genoſſenſchaften können auch, 
aber ſcheint es nicht in ſehr großem Umfange, einzelne 
Wirtſchaften im Tauſchverkehr ganz ausſchalten und durch 
gemeinſame Organiſationen erſetzen. Aber ein allgemeiner 
5 Erſatz für die eigentlichen Unternehmungen ſind ſie nicht. 
Der private Unternehmungsgeiſt bleibt immer die Haupt⸗ 
ſache, die treibende Kraft im Wirtſchaftsleben. Der Unter⸗ 
nehmer wird ſich zur Ergänzung ſeines Kapitals und ſeiner 
Arbeitskraft mit anderen zuſammenſchließen zu Geſellſchaf— 
ten, deren künftige Bedeutung noch gar nicht voraus— 
zuſagen iſt. Die Genoſſenſchaften aber bleiben immer etwas 
Subſidäres, ein wichtiges Hilfsmittel im Wirtſchaftsleben, 
er kein wirtſchaftliches Agens. Sie find ein Erſatz ent- 
eder für mangelnde Arbeitsteilung (Spezialiſation) oder 
ir mangelnde Arbeitsvereinigung (Kombination). 
Es iſt ſehr wichtig, dieſe Grenzen des Genoſſenſchafts⸗ 
weſens zu erkennen. Denn ein zu ſtarkes Vertrauen auf 
n Genoſſenſchaftsgedanken als eine Art Allheilmittel 
zweifellos in aufſtrebenden Volkswirtſchaften nicht för— 
rlich. Das Genoſſenſchaftsweſen kann leicht dahin führen, 
daß das Vertrauen auf die eigene Kraft, der Gedanke an 
Selbſthilfe verloren geht, man alles von anderen erwartet. 
Dieſe Gefahr liegt namentlich in Deutſchland nahe. Es 
eben noch zu kurze Zeit her, daß wir in Deutſchland 
wirtſchaftliche Bevormundungsſyſtem des Merkantilis⸗ 


yt geneigt, alles von der Allgemeinheit zu erwarten, 
imer zu jagen, hier reicht der einzelne nicht aus, hier muß 
Geſamtheit eintreten. Auch unſere Verſicherungsgeſetz⸗ 


— 


— 


ö und das damit „ politiſche des Abſo⸗ 


190 


gebung hat dieſe Tendenz gefördert und den Gedanken an 
Selbſthilfe zurücktreten laſſen, und auch hier ſind wir 
N daran, das Prinzip der öffentlichen Hilfe zu über⸗ | 
treiben, 

So iſt auch die Gefahr vorhanden, daß der einzelne 
von den Genoſſenſchaften zuviel erwartet, ſich zuviel auf 
ſie verläßt. Das wäre bedenklich für, den wirtſchaftlichen 
und kulturellen Fortſchritt, der durch ein Übermaß von Or⸗ 
ganiſation gehindert wird. Denn neue Ideen, kulturelle 
Fortſchritte ſtammen ſtets vom einzelnen. Wenn aber der 
einzelne ſich nur als Teil einer Organiſation fühlt, für ſich 
allein nichts vermag, fehlt eben die notwendige Initiative. 


Wir kommen dann zu Zuſtänden wie in der mittelalter⸗ 


lichen regulierten Stadtwirtſchaft, wo alles in Zünften 
eingeteilt war. Nur daß dieſe modernen Zünfte aus freiem 
Willen der Beteiligten zuſtande kommen. Sie werden aber 


5 ihrer wirtſchaftlichen Macht wegen ebenſo wie jene durch 


den Staat geregelt werden müſſen. Das muß ſchließlich wie 
dort zu einer Verknöcherung und zum Verfall führen. 

Und mit dieſer ganzen heutigen Tendenz zu Ver⸗ 
bänden und gemeinſamen Organiſationen, zu Genoſſen⸗ 
ſchaften und Kartellen iſt eine weitere Gefahr verbunden: 
die Uniformierung des Bedarfs. Auch ſie iſt 
nichts Kulturförderndes. Ihr wird durch den Groß⸗ und 
Rieſenbetrieb zweifellos Vorſchub geleiſtet, ferner durch die 
Monopolorganiſationen. Und auch die Genoſſenſchaften, 
vor allem die Konſumvereine, ſetzen eine gewiſſe Gleich⸗ 
artigkeit des Bedarfs voraus, individualiſierter Konſum 
kann nicht auf genoſſenſchaftlichem Wege befriedigt werden. 
Hier iſt wiederum der private Unternehmungsgeiſt, der dem 
perſönlichen Geſchmack und Bedürfnis entgegenkommt, nicht 
zu entbehren. 1 

Wie ſtark die Tendenz zur Uniformierung des Bedarfs 
durch den Großbetrieb und die heutigen Vereinigungsbeſtre⸗ 
bungen iſt, kann man insbeſondere in Amerika erkennen. 
Ganz beſonders wird ſie dort auch gefördert durch die 
zahlreichen Großbetriebe im Detailhandel, die eee 
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ferner aber durch die Truſts. Nur ein Beiſpiel ſei ange: 
führt: die Herſtellung photographiſcher Apparate. Die 
' Eastman-Kodak Company macht einige wenige Sorten und 
beherrſcht damit den Weltmarkt. So iſt es dort mit vielen 
Produkten. Dazu kommt, daß die demokratiſchen An— 
ſchauungen in Amerika, von einer dünnen Oberſchicht 
der Geldariſtokratie abgeſehen, überhaupt eine gewiſſe Uni— 
formierung der Lebensweiſe und Gewohnheiten und damit 
des geſamten Bedarfs herbeiführen. 
Dieſe Gefahr iſt auch in Deutſchland, wo die modernen 
Unternehmungsformen, nächſt den Vereinigten Staaten, 
die ſchnellſte Entwicklung gefunden haben, nicht von der 
Hand zu weiſen. Sie würde der weiteren Ausdehnung 
des Genoſſenſchaftsweſens Vorſchub leiſten, aber im Sinne 
des Kulturfortſchritts iſt ſie nicht. Der liegt im indi— 
vidualiſierten Konſum. Glücklicherweiſe wirkt ihr bei uns 
ein ſtark individualiſtiſcher Zug entgegen, der ſtets Deutſch— 
land eigentümlich war und durch die politiſche Zerſplitte— 
rung und Dezentraliſation vielleicht geſteigert wurde. Dieſer 
Individualismus iſt — wenn auch Schattenſeiten, eben 
die politiſche Zerſplitterung, zutage treten — ein großes 
Gut, das wir uns erhalten müſſen. 
| Es iſt richtig, daß durch die Uniformierung des Bes 
darfs und die dadurch ermöglichte Maſſenproduktion nach 
amerikaniſchem Vorbild manche Waren billiger hergeſtellt 
werden können. Wir können mit unſerer ſpezialiſierten 
Produktion manchmal durch die Amerikaner aus dem Felde 
geſchlagen werden; aber auf der anderen Seite iſt es eine 
bekannte Erfahrung, daß wir eben deswegen mit unſeren 
Produkten uns dem Geſchmack der ausländiſchen Kon— 
ſumenten beſſer anpaſſen können und dadurch mancherlei 
Erfolge beim Export erzielt haben. Auch ſtellt ſich immer 
mehr heraus, daß gerade auf dem Weltmarkte indi⸗ 
vidualiſierte Spezialfabrikate, in denen ja auch mehr quali⸗ 
fizierte Arbeit ſteckt, zu günſtigeren Bedingungen Abſatz 
finden, als die Maſſenprodukte, in denen die Konkurrenz 
. Länder am ſchärfſten I Der Abſatz der letzteren 


wird immer mehr ben ſogenannten Weltreichen fallen: bie 
allein über alle Rohſtoffe verfügen. In der Herſtellung 
individualiſierter Qualitätsprodukte findet Deutſchland — 
und in derſelben Lage befindet ſich Frankreich — das 
Mittel, um ſich jenen gegenüber auf dem Weltmarkt zu 
behaupten. In allen derartigen Induſtrien wird aber das 
Genoſſenſchaftsweſen keine große Bedeutung finden. 
Ferner iſt, wie ich ſchon andeutete, eine derartige indi⸗ 
viduelle Produktion von großer kultureller Bedeutung auch 
für das Inland. Sie bewahrt vor zu weitgehender Uni⸗ 
formierung des Bedarfs und fördert damit den kulturellen 
Fortſchritt, der durch jene gehemmt wird. Im heutigen 
demokratiſchen Zeitalter iſt es zwar üblich, immer nur die 
Verſorgung der großen Maſſen im Auge zu haben. 
Aber man darf doch demgegenüber einmal betonen, daß 
der Kulturfortſchritt und die Steigerung und Verfeitetu 
der Bedürfniſſe und Lebensgewohnheiten immer nur von 
einzelnen ausgehen und daß ſie aufhören müſſen, wenn die 
Gleichheit der Einkommen und der Lebenshaltung und die 
Uniformierung des Bedarfs zu weit gehen. Individuen : 
machen die Kultur, und Aufgabe des Staates und der üb⸗ 5 
rigen menſchlichen Verbände iſt es dann nur, zu ſorgen, daß 
die großen Maſſen allmählich auf die höhere Kulturſtufe 4 


emporgehoben werden. In dieſem Geſichtspunkte findet die 


Demokratie, das Sozialprinzip und finden alle ſozialen Ge⸗ 
meinſchaften und ſo auch die Genoſſenſchaften ihre Grenze. 

Hier liegen auch die Hemmniſſe, welche einer Anwen⸗ 
dung des Genoſſenſchaftsgedankens für die heute ſo viel 
erörterten Sozialiſierungsbeſtrebungen entgegen⸗ 
ſtehen. Bekanntlich iſt der typiſch deutſche Stagtsſozia⸗ 
lismus, der den „Kapitalismus“ einfach dadurch be⸗ 


überträgt, in Weſteuropa nie populär geweſen. Dort, in 
beſondere in Frankreich, hat man von jeher einen G 
noſſenſchaftsſozialis mus vertreten, welcher an 
Stelle der heutigen Wirtſchaftsorganiſation große, ſich 
weſentlichen ſelbſt genügende Produktionsgenoſſenſchaft 


1 emsengefeht aus den wichtigſten Produktionszweigen, 
ſetzen will. Dieſer Gedanke, in vereinzelten Fällen auf reli⸗ 
giöſer Grundlage, wie wir oben ausführten, vielleicht durch— 
führbar, iſt aber noch viel utopifcher als der deutſche 
Staatsſozialismus, wenn man ihn an Stelle der heu— 
tigen Wirtſchaftsorganiſation verwirklichen will. Nur auf 
ganz niederer Kulturſtufe iſt ein ſo primitives Zuſammen— 
wirken als Grundlage der ganzen Bedarfsverſorgung mög— 
lich; aber man diskreditiert nur den Genoſſenſchaftsgedan— 
ken für die wichtige Aufgabe, die er innerhalb der heu— 
tigen Wirtſchaftsordnung zu erfüllen hat, wenn man ihn in 
dieſer Weiſe aufbläht und zu einem Allheilmittel für alle 
heutigen wirtſchaftlichen Mängel und zur Grundlage einer 
ganz neuen Wirtſchaftsorganiſation machen will. 


=. Kapitel IV. 

Die öffentlichen Unternehmungen und die 
5 So zialiſierung. 

5 I. Die Probleme. 


Das Streben der Erwerbswirtſchaften nach möglichſt 
hohem Geldertrag, das auf das allgemeine wirtſchaftliche 
Prinzip: möglichſt großer Überſchuß von Nutzen über die 
Koſten, zurückgeht, iſt das Organiſationsprinzip des heu⸗ 
tigen Tauſchverkehrs. Die Organiſationsf orm iſt die Un⸗ 
ternehmung, die mehr oder weniger vollkommene Ab⸗ 
trennung einer beſonderen Erwerbswirtſchaft von den 
dahinter ſtehenden Konſumwirtſchaften. Dabei iſt nun 
nicht gejagt, daß dieſe Unternehmungen im Beſitz pri— 
vater Erwerbsperſonen ſein müſſen, vielmehr können auch 
die öffentlichen Körperſchaften Unternehmungen 
bleiben. Damit kommen wir zu den öffentlichen Un: 
ternehmungen, die im Rahmen der Lehre von den 
Unternehmungsformen noch behandelt werden N | 


ER  Liefmann, Unternehmungsformen. 
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Durch die öffentlichen Unternehmungen fteht die Lehre von 
den Unternehmungsformen in enger Beziehung zu den 
heute ſo aktuellen Problemen der Sozialiſierung, 
durch die nach den Ideen der Sozialiſten eine völlige Um⸗ 
wandlung der heutigen Wirtſchaftsordnung bezweckt wird. 
Auf die damit zuſammenhängenden Fragen ſoll vom Stand⸗ 
punkt der Lehre von den Unternehmungsformen hier noch 
eingegangen werden. 

Unſere Erörterungen bedeuten alſo keine Stellungnahme 
zu dem wirtſchaftlichen Problem des Sozialismus im 
ganzen, das ſich überhaupt nicht nur auf das wirtſchaftliche 
Gebiet beſchränkt. Der Sozialismus iſt mehr, er iſt zum 
Teil eine Weltanſchauung, ja nach dem Umfang, in 
welchem in ihm bei vielen ſeiner Anhänger der bloße 
Glauben eine Rolle ſpielt, iſt er eine Art von Reli⸗ 
gion. Jedenfalls iſt er aber auch eine geſellſchaft⸗ 
liche Erſcheinung, und die Tatſache der Klaſſengegen⸗ 
ſätze, wohl zum Teil auch durch wirtſchaftliche Momente 


beſtimmt, iſt für die Forderungen ſeiner Anhänger von der 


größten Bedeutung, ihre Beſprechung geht aber über den 
Gegenſtand dieſes Buches hinaus. Hier ſollen nur die 
heute ſo bedeutungsvollen wirtſchaftlichen Forderungen 
des Sozialismus, die auf Beſeitigung der privaten Unter⸗ 
nehmungen und ihre Erſetzung durch Organiſationen öffent⸗ 
licher Art gerichtet ſind, beſprochen werden. 

Wenn die Sozialiſten die Beſeitigung des „Ka pi⸗ 
talismus“ verlangen, fo verſtehen fie darunter nicht das 
Ertragsſtreben ſchlechthin als Organiſationsprinzip des 
(Fauſchverkehrs, ſondern im weſentlichen den privaten Be⸗ 
m: der Unternehmungen, der beſeitigt werden ſoll. Schaltet 
man nun die unklaren Phraſen der ſozialiſtiſchen Arbeiter⸗ 
ſchaft von „Ausbeutung“ und die auf falſchen ökonomiſchen 
Theorien beruhenden Marxſchen Lehren vom „Mehrwert“ 
u. dgl. aus, mit denen die ſozialiſtiſchen Forderungen 
regelmäßig begründet werden, ſo bleiben als Kernpunkt 
der ſozigliſtiſchen Kritik an der heutigen Wirtſchaftsordnung 
zwei Erſcheinungen, 1 allerdings mit dem n 


fo viel zu tun haben, daß die Bezeichnung „Kapitalismus“ 
als Kennzeichen der B45 a e doch ſehr 
berechtigt erſcheint. Das iſt einmal die Erzielung ar⸗ 
beitsloſer einkommen und weitere die Eichen 

die man Kapitaliſierung nennt. Die erſte iſt all⸗ 

gemein als ein Hauptpunkt der ſozialiſtiſchen Angriffe be— 
kannt, die letztere iſt von der ökonomiſchen Theorie und dem 
Sozialismus mangels genügenden theoretiſchen Verſtänd— 
niſſes der heutigen Wirtſchaftsordnung nicht recht in ihrer 
Bedeutung erfaßt worden, und ihre Kritik verſteckt ſich in 
den bekannten Angriffen auf Zins, Grundrente und Un— 
ternehmergewinn, über deren wirkliche Entſtehung man 
ſich nicht klar war. Ich muß auch hier für die Erklärung 
der heutigen Wirtſchaftsordnung und die Widerlegung der 
ſozialiſtiſchen Theorien auf meine „Grund ſätze der 
Volkswirtſchaftslehre“, insbeſondere Band IL, fo- 
wie auf eine demnächſt erſcheinende populäre Schrift Ge— 
ſchichte und Kritik des Sozialismus verweiſen. 

1. Die Möglichkeit der Erzielung arbeitsloſer Einkom— 
men iſt und bleibt der eigentliche Kernpunkt aller ſozia— 
liſtiſchen Angriffe auf die heutige Wirtſchaftsordnung, 
und auch die Klaſſengegenſätze ſind eng, wenn auch nicht 
ausſchließlich mit ihr verbunden. Wir haben oben gezeigt, 
wie die Übertragung von Erwerbsvermögen (Kapital) und 
damit die Erzielung arbeitsloſer Einkommen durch das 
Effektenweſen erleichtert wird. Früher konnte man 
nur mit Grund und Boden durch Verpachtung Gene⸗ 
rationen hindurch Einkommen ohne eigene Arbeitstätigkeit 
erzielen, heutzutage mit jeder ausgeliehenen oder angelegten 
Geldſumme. Daß die dadurch bewirkte Ungleichheit der 
wirtſchaftlichen Stellung der Menſchen aufreizend wirkt, 
daß die Möglichkeit für manche, ihr ganzes Leben ohne 
Arbeit zu verbringen und doch beſſer leben können als die 
meiſten andern, denen die Sorge für das tägliche Brot 
ihr ganzes Daſein ausfüllt, ungerecht und unſittlich iſt, 
wird niemals beſtritten werden können. Ob aber dieſen 
offenbaren Mißſtänden gegenüber nicht Abhilfe geſchaffen 


mit Recht darauf hingewieſen worden, daß die heutigen 


eee 1 


weitere Ertragsſteigerungen eintreten. Ein erheblicher Teil 


ſpartem Einkommen, auf „Enthaltſamkeit“, wie die Kapi⸗ 
taliſten gerne behaupten, als vielmehr auf der Kapitali⸗ 
. ſierung „auf realiſierten Ertragswertſteigerungen beruhen. 


werden kann, ohne daß das Kapital aus der Welt ge⸗ 
ſchafft und die private Unternehmung beſeitigt wird, wollen 
wir unten erörtern. 8 
2. Die Erzielung arbeitsloſer Einkommen wird aber 
weiter gefördert durch die Kapitaliſierung, die darin 
beſteht, daß ſowohl einzelne Kapitalgüter als ganze Unter⸗ 
nehmungen nach dem Ertrage in einer Geldſumme veran⸗ 
ſchlagt werden, die als der Preis für ſolche zu bezeichnen 
iſt. Durch den Ertrag und die Ertragsausſichten wird 
nämlich beſtimmt, wieviel ein Erwerbstätiger für ein ſolches 
Kapitalgut bezahlen kann. So wird namentlich Grund und 
Boden nach der jeweiligen Ertragsausſicht bewertet, der 
Beſitzer, der ihn verkauft, kann die erhaltene Geldſumme 
ertragbringend anlegen und ſo arbeitsloſes Einkommen 
erzielen. Im Aktienkurſe kommt auch ein nach dem Er⸗ 
trage veranſchlagter Preis von Anteilen ganzer Unterneh⸗ 
mungen zum Ausdruck. Mit der Steigerung der Erträge 
werden auch alle derartigen Beſitzverhältniſſe wertvoller, 
und das iſt die Grundlage des ſog. unverdienten 
Wertzuwachſes, der bei ſehr vielen Käßitalgütern zu 
verzeichnen iſt. Auch die Spekulation knüpft zu einem 
großen Teile an derartigen Kapitalbeſitz an, und die Ge⸗ 
winne, die dabei erzielt werden, bilden auch einen Gegen⸗ 
ſtand berechtigter Angriffe gegen den Kapitalismus. So iſt 
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großen Vermögensverſchiedenheiten nicht ſo ſehr auf er⸗ 


In dieſer Weiſe ſind die ſtarken Wertſteigerungen des 
landwirtſchaftlichen und ſtädtiſchen Grundbeſitzes, des Berge 
werkbeſitzes, aber auch die Anteile an Geſellſchaftsunter⸗ 
nehmungen zu erklären. Neue Erwerber zahlen den ſo durch 
Kapitaliſation gefundenen Ertragswert und erzielen den 
überdurchſchnittlichen Gewinn nicht mehr, ſolange nicht 


der ſehr großen Dermögen, namentlich in en. ver⸗ 
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dankt auch der ſpekulativen Ausnutzung derartiger Ver— 
hältniſſe ſeine Entſtehung. 

b Wenn daher auch die heutige Wirtſchaftsordnung Feine:- 

wegs als ideal anzuſehen iſt, ſo beruhen doch die Angriffe 
auf ſie, z. B. der Jahrhunderte alte Kampf gegen den 
Zins, namentlich aber die Vorſchläge des Sozialismus 
zu ihrer Beſeitigung, auf derartigen Irrtümern, daß 
ſie um ſo energiſcher bekämpft werden müſſen, je mehr 
heute in den Volkskreiſen, in denen ſie vertreten werden, 
Neigung und politiſche Macht beſteht, um ſie zur Durch— 
führung zu bringen. Die völlige Verkennung der auf 

Selbſtregulierung durch das private Ertragsſtreben ein— 
geſtellten heutigen Wirtſchaftsorganiſation, die falſche me— 
chaniſtiſche und materialiſtiſche Auffaſſung des Wirtſchafts— 

lebens, die enge Verquickung der Wirtſchaftswiſſenſchaft 


— — 


—— 


mit den „Staatswiſſenſchaften“ führte dazu, daß man 
glaubte, eine Wirtſchaftsordnung ebenſo wie eine Staats- 
verfaſſung von heute auf morgen abſchaffen und durch eine 


andere erſetzen zu können. Der Sozialismus hat dieſe 


Auffaſſung e auf die Spitze getrieben. Die Arbeiter brauch⸗ 
i ten nur die politiſche Macht zu erringen, dann könnte man 
jederzeit die ſozialiſtiſche Wirtſchaftsordnung einführen. 
Was man aber an die Stelle der kapitaliſtiſchen Wirt— 
ſchaftsordnung ſetzen will, iſt eine ſo plumpe, geiſtloſe und 
En Konſtruktion, die zudem die heutige in ſo fun⸗ 
damentaler Weiſe verkennt, daß in ihr unmöglich ein Eule 
tureller Fortſchritt erblickt werden kann. 
| Da die neue Wirtſchaftsordnung im Wege der poli— 
tiſchen Macht eingeführt werden ſollte, ſo war die allgemeine 
Staatswirtſchaft die einfachſte, man kann auch ſagen 
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menden werde. Das i war der deutſche S u) ozialis⸗ 


Bas mil 155 dem Staate, der alles 52 zum Beſten 
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mus, der typiſch beutſche naive Glaube an die Smnipsteng 
des Staates. Die Art, wie dabei die Verteilung der 
Produkte vorgenommen werden ſolle, nach geleiſteten Ar⸗ 
beitsſtunden, war ſo mechaniſch und ſo ideenlos, ſo offen⸗ 
bar auch ein Rückſchritt gegenüber dem heutigen, auf die 
Befriedigung der individuellen Bedürfniſſe eingeſtellten 
Tauſchverkehr, daß das unmöglich die Richtung der Ent⸗ 
wicklung ſein kann. 

Der Staatsſozialismus hat ae Deutſchlands 
und namentlich bei den weniger idealiſtiſchen und in der 
Demokratie mehr geſchulten Völkern des Weſtens nur fehr 
wenig Anklang gefunden. Der namentlich von Frankreich 
aus immer wieder vertretene Gedanke eines genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Sozialismus, Betrieb aller Unterneh⸗ 
mungen durch Genoſſenſchaften ihrer Arbeiter, iſt aber, 
wenn man einmal erkannt hat, daß Großbetriebe, ja 
Rieſenbetriebe aus wirtſchaftlichen und techniſchen Gründen 
heute notwendig ſind, für einen großen Teil der Produk⸗ 
tion ebenſo utopiſch. 

In neueſter Zeit hat nun eine andere Orgas 
form der Sozialiſierung die Gemüter ergriffen, die an 
die Möglichkeit der Erfindung einer neuen Wirtfchaftsorde 
nung glauben, die Gemeinwirtſchaft, Plan wirt⸗ | 
ſchaft und wie die andern ähnlichen Schlagworte heißen. 
Es ſollen große Selbſtverwaltungskörper der einzelnen In⸗ 
diuſtrien gefchaffen werden, in denen Kapitaliſten, Arbeiter 
und Konſumenten gemeinſam die Produktion organiſieren 
ſollen. Man glaubt darin einen weſentlichen Unterſchied 
gegenüber der Verſtaatlichung finden zu ſollen und über⸗ 
bietet ſich an Vorſchlägen, wie die einzelnen Räte und Kom⸗ 
miſſionen organiſiert und aufeinandergetürmt werden 
können. In allen dieſen Organiſationen werden zwar jeden⸗ 
falls unendlich viele Reden gehalten, die Bedürfniſſe des 
en aber wahrſcheinlich ſtark vernachläſſigt 
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ſchon in den in allen größeren Betrieben eingeführten Be⸗ f 
triebsräten . die ich zwar für eine ſehr ele 
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rotten zu w ollen. Auch die bisherige et 
ali⸗ und e mit ihrer Häufung von 
Kommiſſionen und „Stellen“ geben einen Vorgeſchmack 
von jenen „Gemeinwirtſchaftskörpern“. 
Die Erörterung derartiger „gemeinwirtſchaftlicher“ Or— 
ganiſationen, in denen Unternehmer, Arbeiter und Konſu— 
menten zuſammenwirken ſollen, nimmt in der gegenwärti— 
gen ſozialiſtiſchen Literatur den breiteſten Raum ein. Das 
iſt aber eine höchſt oberflächliche Auffaſſung, die die 
eigentlichen Probleme völlig gegenüber den äußeren For— 
men der Regelung erkennt. Es handelt ſich nicht nur 
darum, eine Organiſation zu ſchaffen, die die bisherigen pri— 
vaten Unternehmungen übernimmt und an deren Leitung die 


Arbeiter möglichſt weitgehend beteiligt ſind, ſondern es 
handelt ſich um die viel ſchwierigere Frage, nach welchen 
Geſichtspunkten, wenn einmal die privaten Unternehmungen 


irch Gemeinwirtſchaften irgendwelcher Art erſetzt ſind, 
ie Verteilun 


faßt, erkennt man, daß es nicht ſo einfach iſt, eine neue 


Wirtſchaftsordnung zu erfinden, daß vielmehr irgendwelche 
brauchbaren Geſichtspunkte für eine Erfet ung der ber- 1 


tigen Wirkſchaftsordnüng über aupt noch A ER ur: | 
geſte! t find. Unſere Soztäliſten glauben, eine „Soziali⸗ 
ſierüng“ he rbeiführen zu können, indem ſie einen möglichſt 
großen Apparat von übereinandergetürmten „Räten“, vom 
Betriebsrat bis zum Volkswirtſchaftsrat, ſchaffen. Damit 
iſt gar nichts gewonnen, ein beſſeres und gerechteres Wer- 
teilungsprinzip aber, das an die Stelle des freien 
Tauſchverkehrs auf Grund des privaten Gewinnſtrebens 
treten ſoll, hat noch niemand aufgeſtellt. Das Prinzip, 
daß jeder nach ſeiner Arbeit bezahlt werden ſoll, iſt nicht 
anwendbar. Denn nur die wenigſten Arbeiter ſtellen heute 


A, in der gemeinlamen Wirtz 
fe eſtellten Produkte, die Lieferung 
gegenſei tiger Lelſtungen, erfolgen oll. Das 
iſt das große ungelöfte Problem. Wenn man es ins Auge 
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ein ſelbſtändiges Produkt her, ei die Semi anderer 
Arbeit aber und der zahlloſen nicht an Sachgüter ge⸗ 
knüpften Leiſtungen gibt es keinen Maßſtab. Der Vor⸗ 
ſchlag, die Arbeitsſtunden mit beſtimmten Sätzen zu ent⸗ 
lohnen und allenfalls noch höhere und niedere Arbeit zu 
unterſcheiden, iſt ſo kindlich und der Verſuch in Rußland, 
ihn durchzuführen, war ein ſo ſelbſtverſtändlicher Miß⸗ 
erfolg, daß darüber kein Wort mehr zu verlieren iſt. Es iſt 
kein Zweifel, daß ein „gerechter“ Lohn für jede Art von 
Arbeit nicht gefunden werden kann, zumal ja auch die 
Arbeitsmühe von jedem verſchieden empfunden wird, und 
es iſt ſicher, daß das bisherige Prinzip, für die Entlohnung 
aller Leiſtungen im Tauſchverkehr die Nachfrage, das Be⸗ 
dürfnis der Konſumenten, entſcheidend fein zu laſſen — 
darauf beruht das heutige Wirtſchaftsleben —, allen bis⸗ 
herigen Vorſchlägen weit überlegen iſt. Damit iſt nicht ge⸗ 
ſagt, daß die Lohn- und Preisbildung ganz dem freien 
Verkehr überlaſſen bleiben ſollte. Der Staat kann, wie 
bisher ſchon, durch Steuern und Zölle viel mehr auf die 
Preis-, Lohne und Einkommensgeſtaltung einwirken und 
ſich eine ausgleichende Verhinderung allzu großer Ein⸗ 
kommens⸗ und Vermögensverſchiedenheiten zum Ziele ſetzen. 
Jedenfalls kann ich dem heute ſo eifrig betonten Unter⸗ 
ſchied von Verſtaatlichung und Gemeinwirtſchaft keine 
große praktiſche Bedeutung zumeſſen. Er beruht auf der 
Überſchätzung der äußeren Organiſation, die ſich in Kom⸗ 
miſſionen und „Räten“ nicht genug tun kann, wie auf dem 
Unverſtändnis für die grundlegenden Prinzipien des Wirt 
ſchaftslebens. Wenn die Arbeiter mit ſolcher neuen Or⸗ 
ganiſation glauben, etwas Weſentliches in ihrem Kampfe 
gegen den „Kapitalismus“ erreicht zu haben, ſo iſt das 
zwar ſehr kurzſichtig, aber immerhin erklärlich. Hatten 
ſie doch innerhalb der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft mit ihrer 
Organiſation, den Gewerkvereinen, große Erfolge errungen. 
Wenn aber auch viele akademiſche Nationalökonomen nich 
tiefer blicken, die grundlegenden Probleme nicht erkennen 
und gar ausdrücklich in der Organiſation das Weſen 


es Sozialismus erblicken, fo iſt das höchſt bedauerlich und 
nur durch das völlige Darniederliegen der ökonomiſchen 
Theorie erklärlich. In beiden Fällen liegt die in Deutſchland 
ſo verbreitete mechaniſtiſche Auffaſſung zugrunde, die auch 
auf anderen Gebieten im Kriege Schiffbruch erlitten hat. 
Gegenüber den privaten Unternehmungen ſind alle der— 
artigen Organiſationen wirtſchaftlich ſchon dadurch im 
Nachteil, daß hier eine endloſe Zeit mit Reden und Sitzun⸗ 
gen vertan werden wird 
| Ob nun die deutſchen Kohlenzechen z. B. einer folchen 
„Kohlengemeinſchaft“ unterftellt werden, und ob 
ſie dem Staat als Eigentum zufallen, das wird bei der 
Verwaltung ebenſowenig etwas ausmachen, wie es bei der 
Reichsbank eine Rolle ſpielt, ob das Kapital dem Staate 
oder Privaten gehört. Der Staat wird jede wirtſchaftliche 
Otrganiſation, genau wie dieſe, feinen Zwecken dienſtbar 
machen. Als größter politiſcher Machtfaktor wird er auch 
die Art ihrer Verwaltung beſtimmen. Die Organiſation 
der Bedarfsverſorgung durch den Tauſchverkehr, das pris 
vate Kapital beſeitigen, bedeutet alſo, einerlei ob man es 
irgendwelchen Selbſtverwaltungskörper überträgt oder nicht, 
unter den heutigen Verhältniſſen nichts anderes als dem 
Staate die ganze Wirtſchaft in die Hand geben. Damit 
wird aber noch viel mehr als heute die ganze Wirtſchaft 
zum Gegenſtand der politiſchen Kämpfe werden. Der Beſitz 
deer politiſchen Macht wird zugleich und viel mehr als heute 
wirtſchaftliche Herrſchaft bedeuten, die politiſchen Kämpfe 
würden dadurch in unerhörter Weiſe an Schärfe zunehmen, 
eine gewiſſe Stabilität des Wirtſchaftslebens, die Voraus⸗ 
ſetzung jeder geordneten Bedarfsverſorgung, würde damit 
unmöglich gemacht werden. 

C'benſo verhängnisvoll wie die mechaniſtiſche Auffaſ— 
ſung des Sozialiſierungsproblems, die glaubt, mit der 
äußeren Organiſation von wirtſchaftlichen Selbſtverwal⸗ 
tungskörpern eine neue Wirtſchaftsordnung geſchaffen zu 
haben, iſt der auf demſelben Grundfehler beruhende Irr⸗ 
tum, der glaubt, durch Sozialiſierung einzelner Er- 
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werbszweige den Kapitalismus befeitigen zu Eöiiten. 


Die radikalen Sozialiſten, die die „Vollſozialiſie⸗ 
rung“, verlangen, find theoretiſch jedenfalls viel konſequen⸗ 


ter, aber auch nicht infolge beſſerer Einſicht in die wirt 
ſchaftlichen Zuſammenhänge, ſondern nur wegen größeren 


Radikalismus und Dogmenglaubens. Erſt wenn man er⸗ 


kennt, daß Sozialismus nicht Schaffung irgendeiner Ges 
meinwirtſchaftsorganiſation, ſondern Aufſtellung neuer 
Verteilungsprinzipien bede bedeutet, wird klar, daß mi 


einer Sozialiſierung einzelner Erwerbszweige in dieſer 
Richtung gar nichts geleiſtet iſt. Heute wird vor allem 
Sozialiſierung des Kohlenbergbaus und anderer monopoli⸗ 
ſierter Erwerbszweige verlangt. Aber bedeutet das auch nur 
im geringſten eine Veränderung unſerer Wirtſchaftsord⸗ 
nung? Ganz gewiß nicht. Die deutſche Wirtſchaftsord⸗ 


nung iſt keine andere als die engliſche und um nichts 


weniger kapitaliſtiſch oder ſozialiſtiſch, obwohl bei uns ein 


jo wichtiges Gebiet wirtſchaftlicher Tätigkeit wie die Eifen: 


bahnen ſeit langem verſtaatlicht iſt, und die deutſche 


Volkswirtſchaft wird dadurch nicht im geringſten fozia= 
liſtiſcher, wenn auch noch die Kohlen- und Kalibergwerke 


hinzukommen und ſei es durch den Staat ſelbſt, wie ja 
ſchon teilweiſe, ſei es durch irgendwelche Selbſtverwaltungs⸗ 


körper betrieben werden, auf deren Organiſation heute ſoviel 
Scharfſinn verwendet wird. Wohl werden ſolche ſozialiſier⸗ 
ten Erwerbszweige dem privaten Kapital und Ertrags⸗ 
ſtreben entzogen, aber die Kapitaliſten legen ihre erhal⸗ 
tenen Entſchädigungen in anderen Erwerbszweigen an, und 


die dadurch herbeigerufenen Vermögensverſchiebungen wür⸗ 


den nur die Spekulation ſteigern und volkswirtſchaftlich 


höchſt ungünſtig wirken. Eine Sozialiſierung einzelner 
Erwerbszweige ohne Entſchädigung wäre aber einmal den 
Beſitzern gegenüber im Verhältnis zu anderen Kapitaliſten 
höchſt ungerecht, würde außerdem auch nichts daran ändern, 
daß das private Ertragsſtreben als Grundlage des heutigen 


Tauſchverkehrs erhalten bliebe. 


Man erkennt, daß eine Anderung der heutigen Wirt⸗ 3 
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ſchaftsordnung, eine Beſeitigung des Kapitalismus nicht 
durch Sozialiſierung einzelner Erwerbszweige, ſondern nur 
durch eine Anderung ſeiner grundlegenden Prinzipien, des 
privaten Ertragsſtrebens, möglich iſt. Nur eine Vollſoziali— 
ſierung könnte ſie herbeiführen, die insbeſondere auch vor 
der wichtigſten Produktion, der landwirtſchaftlichen, nicht 
haltmachen dürfte. Wer aber möchte wagen, heute eine 
ſolche zu empfehlen und durchzuführen? Und wenn auch 
alle Produktionsmittel den privaten Beſitzern entzogen und 
Gemeinwirtſchaftskörpern irgendwelcher Art übertragen 
worden wären, wäre damit das grundlegende Prinzip des 
heutigen Tauſchverkehrs beſeitigt? Keineswegs. Alle Lie— 
ferer von Arbeitsleiſtungen irgendwelcher Art würden 
ihre Leiſtungen immer noch nach dem Prinzip größten 
Ertragsſtrebens zu verkaufen trachten. Es iſt fo charak- ; 
teriftiich, daß die ſozialiſtiſchen Arbeiter auf © rund der cA 


deere da 


ali ten ſpre en, ohne erkennen, d das Prof it⸗ 
ſtre en bei den Arten ganz. die gleiche Rolle 
ſpielt. Iſt es etwas anderes als Profitſtreben, wenn dafür 
geeignete Arbeitergruppen ſich zuſammenſchließen und durch 
ihre Gewerkvereine von den Arbeitgebern immer höheren 
Lohn erpreſſen? Macht es einen Unterſchied gegenüber 
den mit Produktionsmitteln erzielten Gewinnen, wenn 
Rgeſchickte Arzte, Rechtsanwälte, berühmte Sänger, Schau— 
ſpieler, organiſatoriſche Talente enorme Summen für ihre 
Leiſtungen verlangen und erhalten? Mit anderen Worten: 
nicht nur die Unternehmer ſtreben nach größtem Ertrage, 
ſondern ganz ebenſo die Arbeiter, und erzielen auch um ſo 
höheren Ertrag, je größer die Nachfrage nach ihren Xeiz 
ſtungen im Verhältnis zum a. iſt. Kurz, das ganze 
leb Ertragsſt 
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über die Koſten zu erzielen. Man hat aber noch nichts da= 

von gehört, daß die Arbeiter in den ſozialiſierten Erwerbs— 
zweigen auf ihr Ertragsſtreben, auf die Erzielung möglichſt 


en Irrtümmer immer nur een Profit“ fee 1 
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hoher Löhne, verzichten wollen, und re innen es | 
nicht, wenn gleichzeitig in allen übrigen | 
die Preis- und Lohnbildung auf Grund diefes Prinzips er⸗ 
„folgt. Der heutige Tauſchverkehr, in dem alle Preiſe 

und Einkommen durch das private Ertragsſtreben als Dre 
ganiſationsprinzip zuſammenhängen, iſt alſo ein ſehr viel 
i komplizierterer Organismus, als es, allerdings auf Grund 
der Irrtümer der ökonomiſchen Wiſſenſchaft, die Sozialiſten 
annehmen! Alle Preiſe aller Güter und Leiſtungen hängen 


| 


1 


dadurch zuſammen, daß das Ertragsſtreben beſtimmt, wel⸗ 


{ Angebotszweigen ſich Anbieter von Sachgütern und 
Leiſtungen zuwenden wollen, und dann dadurch, daß ihre Er⸗ 
träge zugleich wieder als Einkommen der Konſumwirtſchaften 
die Nachfrage nach allen möglichen Bedarfsgütern bedeuten. 

Damit iſt nun nicht geſagt, daß nicht doch einzelne 
Zweige der Bedarfsverſorgung der Preisbildung des freien = 
Tauſchverkehrs entzogen werden könnten, wie es auch von 
jeher ſchon vorgekommen iſt. Aber dadurch, daß der Beſitz 5 
der Produktionsmittel den öffentlichen Körperſchaf ten oder 
öffentlichen Selbſtverwaltungskörpern übertragen wird, iſt 
das noch nicht geſchehen, es bleibt immer noch die Frage, 1 
nach welchen Geſichtspunkten ſie verwaltet 
werden ſollen. Und dies iſt namentlich dann das wirt⸗ 
ſchaftliche Hauptproblem, ſolange nur einzelne Angebots⸗ 
zweige ſich im öffentlichen Beſitze befinden, aber in einen 
im übrigen freien Tauſchverkehr hineingeſtellt ſind. Es iſt 
ſehr leicht, einzelne Zweige wirtſchaftlicher Tätigkeit zu 
ſozialiſieren, auch die äußere Form, in der dies erfolgt, 
iſt ganz Nebenſache. Sehr ſchwierig aber iſt die Frage, 
nach welchen Grundſätzen ſie dann verwaltet werden 
ſollen. Kann und ſoll das Streben nach höchſtem Ertrag 
als regelnder Faktor der Preisbildung hier ausgeſchaltet 1 
werden? Nach welchen Grundſätzen ſoll dann die Preis⸗ 
geſtaltung vorgenommen werden? Wie geſtaltet ſich die 
Tätigkeit der Arbeiter und Angeſtellten in derartigen Be⸗ 
trieben? Müſſen auch ſie auf die Geltendmachung des 
privaten Ertragsſtrebens verzichten, und welche Geſicht 


u ſind einige der . die ſich ee wenn man 
das Scozialiſierungsproblem etwas tiefer erfaßt, als es 
heute meiſt geſchieht, nicht nur als ein Problem der äußeren 
Otrganiſation, des Mitbeſtimmungsrechts der Arbeiter im 
Betriebe, ſondern als ein Problem der Einordnung derar— 
tiger Betriebe in den ganzen Organismus des Tauſch— 
verkehrs. 

; Dann erkennt man, daß ſozialiſierte Betriebe, Betriebe 
in der Hand öffentlicher Körperſchaften und überhaupt 
irgendwelche dem privaten Beſitz und Ertragsſtreben ent— 
zogenen Betriebe immer noch in drei verſchiedenen Formen 
verwaltet werden können, die wir als öffentliche An— 
ſtalten, öffentliche Wirtſchaften und öffent⸗ 
liche Unternehmungen bezeichnen wollen. Sie kom— 
men alle drei ſchon heute vor, fie find nicht von den Men- 
ſchen bewußt erfunden worden, ſondern haben ſich, wie alle 
wirtſchaftlichen Erſcheinungen, von ſelbſt entwickelt. An 
der Betrachtung dieſer verſchiedenen Formen öffentlichen 
Betriebes laſſen ſich m. E. am beſten die verſchiedenen Pro— 
bleme erörtern, die man heute unter dem Begriff der So— 
zialiſierung zuſammenfaßt. Da der Gegenſtand dieſes 
8 Buches die Unternehmungsformen ſind und auf ihnen, wie 
wir geſehen haben, die Organiſation der heutigen Bedarfs⸗ 
verſorgung beruht, gehen wir auch am beſten von den 
öffentlichen Unternehmungen aus. 


4 ur 


2. Die Arten öffentlicher Betriebe und 
Unternehmungen. 


5 Indem wir von öffentlicher Unternehmung ſprechen, 
etonen wir, daß auch hier das Gew innftreben und anderer⸗ 
eits das Riſiko vorhanden iſt, das, wie wir geſehen haben, 
ie Unternehmung charakterifiert. Anftalten, die nicht des 
Heldertrags wegen betrieben werden, wie Staatsfabriken 
militäriſcher Gegenſtände, Muſeen, Univerſitäten, Schulen, 
kenhäuſer ſind keine N Unternehmungen. 


> 4 und für manche andere dieſer Anſtalten iſt es charakte⸗ 
riſtiſch, daß nicht, wie es auf Grund des Sie 


x 2 das Primäre find, ſondern daß man von den als not⸗ 


Man kann nun m. E. drei Gruppen Sffentficher Vetrlehe 4 
unterſcheiden, was nicht ausſchließt, daß mancherlei Übers 
gangsformen zwiſchen ihnen vorkommen. Wie geſagt, un⸗ 8 
terſcheiden wir: öffentliche Anſtalten, öffentliche 3 
Wirtſchaften und öffentliche Unternehmungen. 

1. Offentliche Anſtalten ſind diejenigen ſtaatlichen 1 
Einrichtungen, welche gar nicht aus wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten verwaltet werden, bei welchen es alſo weder 
auf den Ertrag ankommt, noch auch das Prinzip möglichſt 
geringer Koſten ausſchlaggebend iſt. Derartige Einrich⸗ 
tungen erſcheinen nur deswegen häufig nach außen hin 
als Wirtſchaften, weil in der heutigen geldwirtſchaftlichen i 
Organiſation auch alle derartigen Anſtalten Etats aufzu⸗ 
ſtellen, Einnahmen und Ausgaben einander gegenüberzu⸗ 
ſtellen pflegen. Zu dieſen Anſtalten, die nicht nach dem 
wirtſchaftlichen Prinzip verwaltet zu werden pflegen, gehört 
vor allem der Staat ſelbſt in ſeiner Geſamtheit. Für ihn 


Prinzips erforderlich wäre, die zu erzielenden Einnahmen 


wendig erkannten Ausgaben ausgeht und danach die zu 
beſchaffenden Einnahmen bemißt. Außer den oben ge⸗ 
„nannten ſeien noch Prüfungs- und Verſuchsanſtal⸗ 
ten, wiſſenſchaftliche und Kunſtinſtitute, 
Feuerwehr, Strafanſtalten u. dgl. genannt. Alle 
dieſe Anſtalten werden betrieben wegen ihrer allgemeinen 
kulturellen und für die Geſamtheit er, ag und 
in der Hauptſache ganz ohne Rückſich Roften - 
und a Geldertrag. . Mic f 

Janz anders die öffentlichen Wirtſ aß Sie 
. betrieben auf Grund des wirtſchaftlichen 
Prinzips, d. h. Erzielung eines möglichſt großen Nutzens 
mit möglichſt geringen Koſten. Aber während es bei der 
privaten Wirtſchaft auf den individuellen Nutzen ihrer 
Inhaber ankommt, iſt bei der öffentlichen Wirtſchaft der 
allgemeine Nutzen das Ziel. Der Gegenſatz zu den 
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öffentlichen Unternehmungen iſt aber der von Konſum— 
und Erwerbswirtſchaft. Die öffentlichen Unternehmungen 
erſtreben wie die privaten einen möglichſt hohen Geldertrag. 
Nicht nur die Koſten, ſondern auch der Nutzen erſcheint 
hier als eine Geldſumme, und beſtimmend iſt eben ein mög— 
lichſt großer Überſchuß des letzteren über die erſteren in 
Geld. Die öffentlichen Wirtſchaften dagegen haben nicht 
die Erzielung von Gelderträgen zum Zweck, obwohl ſie, wie 
auch die öffentlichen Anſtalten, auch häufig Geldſummen 
einnehmen. Sondern fie werden betrieben wegen des all- 
gemeinen Intereſſes an derartigen Leiſtungen, das es an- 
gezeigt erſcheinen läßt, die Gewährung ſolcher im Tauſch⸗ 
verkehr nicht dem privaten Erwerbsſtreben zu überlaſſen, 
ſondern bei der Preisfeſtſetzung für derartige Leiſtungen 
mehr den allgemeinen Nutzen als die Erzielung möglichſt 
hoher Gelderträge zu berückſichtigen. 
| Zu derartigen öffentlichen Wirtſchaften gehören z. B. 
die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung, öffentliche Spar— 
kaſſen, ſtaatliche Notenbanken und mancherlei kommunale 
Einrichtungen wie Waſſerwerke, Badeanſtalten, Kehricht— 
abfuhr u. dgl. Die Preiſe für die Leiſtungen derartiger 
öffentlicher Wirtſchaften werden nicht ſo bemeſſen, daß, 
wie bei den Unternehmungen, der höchſte Geldertrag das 
Ziel iſt, ſondern maßgebend iſt in der Regel das ſog. 
Koſtenprinzip: die Einnahmen ſollen wenigſtens die 
Koſten decken. dus baff Teiagren ergibt ich ſchon, daß 
derartige 5 ffentliche Wirtſchaften in der Regel nicht in 
Konkurrenz mit privaten Unternehmungen betrieben zu 
werden pflegen. Denn entweder iſt den letzteren dieſe 
Tätigkeit durch Geſetz verſchloſſen und den öffentlichen 
Körperſchaften vorbehalten oder fie können faktiſch, da ſie 
eben dem Ertragsprinzip folgen müſſen, mit dieſen nicht 
5 
ITnm Übergang zu den öffentlichen Unternehmungen 
ſtehen ſolche Betriebe wie Eiſenbahnen, Gas- und Elek⸗ 
hizitätewerke Sie ſind um ſo mehr öffentliche Wirt⸗ 
ſchaften, als bei ihrer Errichtung und Verwaltung das 


allgemeine Intereſſe eine Rolle ſpielt, wie z. B. be 
ſtrategiſchen Bahnen, Bahnen zur Erſchließung abgelege⸗ 
ner Gegenden, Benutzung der Gage und Elektrizitäts⸗ 
werke für Straßenbeleuchtung. Sie ſind um ſo mehr 
Unternehmungen, als in ihnen das tauſchwirtſchaftliche u 
nung ausschlaggebend ift, u 
Die Öffentlichen Unternehmungen unterſcheiden 1 

ſich also von den öffentlichen Wirtſchaften genau ſo wie 
überhaupt die Unternehmung von der Wirt⸗ 
ſchaft. Letzteres iſt der weitere Begriff, und eine Wirt 
ſchaft wird zur Unternehmung, wenn nicht die eigene Ber 
darfsverſorgung, ſondern die Erzielung von Gelderträgen 
ihr Zweck iſt. So wird auch die öffentliche Unternehmung 
charakteriſiert als Erwerbswirtſchaft, die ein ſelbſtändiges 
Vermögen darſtellt und ſelbſtändigen Ertrag bezweckt. zu 
den reinen öffentlichen Unternehmungen gehören vor allem 
die Bergwerke, die Domänen, ſoweit ſie nicht Muſter⸗ 
betriebe und Verſuchsanſtalten ſind, die Forſten, die Heil⸗ 
quellen, auch die gewerblichen Betriebe, ſtaatliche Porzellan- 
und Tuchfabriken u. dgl. 
Aus dem Geſagten ergibt ſich nun auch die Beantwor⸗ 5 
tung der Frage: Zu welcher Gruppe gehören dann die 
Gemeinwirtſchaften, die ſelbſtändigen Wirtſchafts⸗ 
körper, die den in Sozialiſierungsplänen befangenen Maſſen 
heute als ein Ideal erſcheinen? Die Vertreter dieſer An⸗ 
ſchauungen werden geneigt ſein, ſie als eine beſondere, 
von beiden zugleich verſchiedene Wirtſchaftsorganiſation, als 
etwas ganz Neuartiges betrachten zu wollen. Das iſt aber 
nicht richtig. Sie würde — die Anſchauungen über das 
der „Gemeinwirtſchaft“ zugrunde liegende Organiſations⸗ 
prinzip ſind ja höchſt unklar — immer eine der möglichen 
Übergangsſtufen zwiſchen privater und öffentlicher Wirt: 
ſchaft ſein, bald privatwirtſchaftlich-genoſſenſchaftlichen O 
ganiſationen näher kommen, bald öffentlich-gemeinnützig 
Die verſchiedenſten Kombinationen ergeben ſich daraus, d 
immer Beſitz der Produktionsmittel und Verwaltun 
zu unterſcheiden iſt. rat kann beim Sn de Ge 
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meinde oder irgendeinem öffentlichrechtlichen Selbſtver— 
waltungskörper liegen, oder er kann bei privaten Beſitzern 
liegen (z. B. Reichsbank), die Verwaltung aber kann in 
beiden Fällen als Anſtalt, Wirtſchaft oder als Unter— 
nehmung erfolgen. Dieſe verſchiedenen Möglichkeiten und 
die Verſchiedenheit der ihnen zugrunde liegenden Prin— 
zipien hat man ſich in der Regel nicht klar gemacht. Eine 
Anderung unſerer Wirtſchaftsordnung bedeutet weder der 
öffentliche Beſitz noch die öffentliche Verwaltung, ſo— 
weit ſich beide auf einzelne Wirtſchafts— 
zweige beſchränken. Der Staat kann den einen oder 
anderen Erwerbszweig dem privaten Kapital entziehen, ihn 
verſtaatlichen, kommunaliſieren, ihn öffentlichen Gemein— 
wirtſchaftskörpern irgendwelcher Art unterſtellen; auch die 
Arbeiter können unter Umſtänden, ſei es friedlich, ſei es 
im Wege der Gewalt, in dem einen oder andern Wirt— 
ſchaftszweig einen Genoſſenſchaftsſozialismus irgendwelcher 
Art organiſieren; eine Anderung unſerer Wirtfchaftsord- 
nung bedeutet das nicht, ſolange im übrigen die Bedarfs⸗ 


| verſorgung auf Grund des privaten Ertragsſtrebens erfolgt. 


Die öffentlichen Körperſchaften können auf Gelderträge ver⸗ 
zichten, die von ihnen verwalteten Betriebe als öffentliche 
Wirtſchaften, nicht als Unternehmungen betreiben, ja fie 
können, was aber viel ſchwieriger durchzuführen iſt, auch 
für ihre Angeſtellten und Arbeiter unter Umſtänden den 
freien Arbeitsvertrag aufheben, ſie als Beamte anſtellen. 
Dann iſt hier wohl das Organiſationsprinzip des freien 
Tauſchverkehrs ausgeſchaltet, aber der Staat muß doch mit 
ſeinen Preisfeſtſetzungen für die einzelnen Leiſtungen, mit 
den Gehältern, die er den Beamten zahlt, an das allgemeine 
Preisſyſtem des freien Verkehrs anknüpfen. Solange dieſes 
die wichtigſten Zweige der Bedarfsverſorgung beherrſcht, 
kann von einer Anderung der Wirtſchaftsordnung — dieſe 
ft doch das Geſamtſyſtem der Bedarfsverſorgung und 
das Grundprinzip, nach dem ſie erfolgt — nicht die 
Rede ſein. Sie würde ſich auch nicht im mindeſten 
ändern, wenn der geſamte Bergbau bei uns eee 


5 . eme 14 


1 


— —— 


210 


würde, und zwar einerlei, ob er dem Staate ſelbſt oder 


irgendeinem Selbſtverwaltungskörper übertragen würde. Ja, 
ſelbſt wenn die Eiſenbahntarife und die Kohlenpreiſe aus 


dem Zuſammenhang der heutigen allgemeinen Preisbildung 
herausgezogen würden und die Eiſenbahnbenutzung und der 


Kohlenvorrat nach irgendwelchen Geſichtspunkten — für 
die aber noch kein Sozialiſt irgendwelche überhaupt disku⸗ 


tierbare Grundſätze aufgeſtellt hat — verteilt würden, 


ſo wäre damit zwar das Prinzip des Sozialismus auf 


dieſem Gebiete eingeführt und das bisherige Organiſations— 


prinzip, der freie Tauſchverkehr, hier beſeitigt; aber wenn 
er für alle übrigen Produktionen und Leiſtungen, nament⸗ 


lich für die landwirtſchaftlichen, beibehalten würde, könnte 
man noch immer nicht von einer Anderung unſerer Wirt⸗ 


ſchaftsordnung ſprechen. 
Daß aber eine ſolche Kombination von Gemeinwirt⸗ 


ſchaft bei einigen wichtigſten Gütern wie Kohlen und 
Lebensmitteln mit Erwerbswirtſchaften bei allen anderen 
auf die Dauer unmöglich wäre, das hat allen, die ſehen 
und lernen wollen und nicht in blinder Prinzipienreiterei 
unklaren Idealen nachjagen, die Kriegswirtſchaft ge⸗ 
zeigt. Da waren einzelne wichtige Güter der Preisbildung 
des allgemeinen Tauſchverkehrs entzogen, ſollten von oben 


herab nach Gerechtigkeitserwägungen verteilt werden, und 
die Folge waren Schiebertum, rückſichtsloſe Ausnutzung der 
politiſchen und wirtſchaftlichen Macht, Verſchärfung aller 
Gegenſätze und allgemeine Korruption. Wenn man einmal 


den feinen Organismus des heutigen Tauſchverkehrs, die 
Prinzipien der Preisbildung, verſtanden hat, erkennt man, 
daß es unmöglich iſt, einige der wichtigſten Produktions 


zweige daraus herauszureißen und einer nach willkürlichen 


Prinzipien von oben herab erfolgenden Verteilung zu unters 


ſtellen. Tatſächlich iſt ſich ja auch noch niemand darüber 


klar, inwieweit die ſozialiſierten Produktionszweige nun 


weiterhin als Unternehmungen oder nach ſozialiſtiſchen Ver⸗ 
teilungsmaximen betrieben werden ſollen. Nur die Arbeiter 
ſind ſich darüber klar, wie auch in den ſchon ſozialiſierten 
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Tätigkeiten, Eiſenbahnen, Poſt uſw., daß ſie jedenfalls 
alf die Geltendmachung des uneingeſchränkten Erwerbs⸗ 
prinzips nicht verzichten rollen.. 
Aus Den Geſahten erkennt man, daß in einer im üb- 
rigen auf dem privaten Ertragsſtreben und im weſentlichen 
auch auf privaten Unternehmungen aufgebauten Wirt— 
ſchaftsorganiſation die gewiſſermaßen naturgemäße Form 
des öffentlichen Betriebs auch die öffentliche Unter— 
nehmung iſt. Ihre geſchichtliche Entwicklung ſei deshalb 
zunächſt kurz betrachtet. 

Die Entſtehung öffentlicher Unternehmungen beginnt, 
wenn wir vom Altertum abſehen, wo überhaupt der 
Unternehmungscharakter im Tauſchverkehr noch wenig ent— 
wickelt war, mit dem Aufkommen des Merkantilſyſtems 

in den großen weſteuropäiſchen Staaten, insbeſondere im 
17. Jahrhundert. Der Merkantilis mus war das erſte 
große Syſtem einer ſtaatlichen Wirtſchaftspolitik, das mit 
allen Mitteln die inländiſche Volkswirtſchaft, beſonders 
Gewerbe und Handel, zu heben verſuchte. Es ſcheute zu 
dieſem Zwecke vor den weiteſtgehenden Maßnahmen und 
ſo auch vor dem Errichten ſtaatlicher Unternehmungen 
nicht zurück. So entſtanden die zahlreichen ſtaatlichen Ge— 
werbebetriebe: Spinnereien, Tuchfabriken, Porzellanmanu⸗ 
fakturen, Glasfabriken, Mühlen, Eiſenwerke, Banken, See: 
handelsunternehmungen, die zwar oft recht künſtliche und 
willkürliche Gründungen waren, aber im ganzen doch dazu 
beigetragen haben, den wirtſchaftlichen Aufſchwung ihres 
Landes zu fördern. (Die heutigen Domänen waren dagegen 
urſprünglich meift Privatbeſitz der fürſtlichen Familien und 
ſind erſt mit der Errichtung der Verfaſſungen und der 
ſcharfen Trennung des Staatsvermögens von dem des Lan— 
desherrn zu öffentlichen Wirtſchaften geworden.) Der Mer— 
kantilismus erreichte ſeinen Höhepunkt in Deutſchland und 
HOſterreich erſt in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, 
als im Weſten ſchon andere wirtſchaftspolitiſche Ideen auf: 
gekommen waren. Dieſe, die phyſiokratiſche Richtung in 
Frankreich und der ökonomiſche Liberalismus in England, 
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waren der Entwicklung öffentlicher Unternehmungen n 
günſtig. Der mit der Zunahme des Kapitalreichtums ſi 
entfaltende private Unternehmungsgeiſt bedurfte aber auch 
immer weniger des Vorbildes und der Unterſtützung dab 
die öffentlichen Körperſchaften. ee; 

Der Einfluß der individualiſtiſchen Ideen hat auch 
längere Zeit hindurch im 19. Jahrhundert ſtaatliches Vor⸗ 
gehen auf dem Gebiete verhindert, auf dem heute öffent⸗ 
liche Unternehmungen die größte Bedeutung erlangt haben, 
bei den Eiſenbahnen. Trotz der Schwierigkeit, die 
großen Kapitalien aufzubringen, wofür in den Credits 
mobiliers erſt eine neue Bankorganiſation geſchaffen werden 
mußte, überließen die meiſten Länder den Eiſenbahnbau zus 
nächſt dem privaten Unternehmungsgeiſt. Charakteriſtiſcher⸗ 
weiſe waren es zuerſt nur Kleinſtaaten, welche auf Staats⸗ 
koſten Eiſenbahnen zu bauen wagten. Belgien begann 
Mitte der dreißiger Jahre, ihm folgte Braunſchweig 1837, 
Baden 1838, Bayern 1840, Hannover 1841, Württem⸗ 
berg 1842. In den anderen Ländern aber hatten ſich 
die Staaten vielfach durch Gewährung von Zinsgarantien 
u. dgl. beteiligen müſſen. Größere Bedeutung gewann 
das Staatsbahnſyſtem erſt, als Ende der ſiebziger Jahre 
Preußen, das zwar ſchon in den vierziger Jahren gelegent- 
lich kleine Bahnen auf Staatskoſten gebaut hatte, dazu 
überging, planmäßig ſeine Eiſenbahnen zu verſtaatlichen. 
Seit Preußens Übergang zum faſt reinen Staatsbahnſyſtem 
find Verſtaatlichungen der Eiſenbahnen in Oſterreich, Ruß⸗ 
land, der Schweiz, Italien und anderen Ländern zu 
Durchführung gelangt. Nirgends iſt aber die Verſtaat 
lichung der Eiſenbahnen ſo vollkommen durchgeführt wi 
im Deutſchen Reich. Von 58216 km vollſpuriger Eiſ 
bahnen im Deutſchen Reiche waren 54578 im a der 
einzelnen Staaten, 3638 im Privatbeſitz, davon 129 km 
vom Staate betrieben. Dazu kommen noch etwas über 
1000 km ſchmalſpurige Staatsbahnen und ungefähr 5 
viele Privatbahnen. | 

Die preußiſch⸗ heſſiſche . w 
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ſchon vor dem Kriege die größte — öffentliche oder pri⸗ 
vate — Unternehmung der Welt. 

Neben den Eiſenbahnen ſind die andern öffentlichen 
Unternehmungen des Staates von geringerer Bedeutung. 
Zu nennen ſind die Berg- und Hüttenwerke, die 
namentlich in Preußen von Wichtigkeit ſind. Der Staat 
hat hier bis in die neueſte Zeit ſeinen Beſitz immer weiter 
ausgedehnt, er betreibt ihn als Unternehmungen, iſt zum 
Teil auch an den privaten Kartellen des Bergbaus be— 
teiligt. Aber man kann nicht ſagen, daß ſein Betrieb in 


irgendeiner Weiſe vorbildlich ſei. Seine Koſten ſind regel⸗ 


mäßig höher als die der privaten Unternehmungen, die 
Verwaltung iſt bureaukratiſch und koſtſpielig, und die Er- 
träge ſind daher auch wenig befriedigend. 

Ganz anderer Art als die öffentlichen Betriebe der 
Staaten ſind die der Gemeinden. Es gehören dahin 
Waſſerwerke, Gasanſtalten, elektriſche Licht- und Kraftver⸗ 
ſorgung, Straßenbahnen, ferner Schlachthäuſer, Rieſel⸗ 
güter, Kehrichtabfuhranſtalten, Markthallen, Plakatinſti⸗ 
tute, Gemeindezeitungen, Sparkaſſen, Begräbnisweſen uſw. 
Viele werden nicht als Unternehmungen, ſondern als öffent— 
liche Wirtſchaften verwaltet, aber im allgemeinen werden 
auch bei ihnen, und jedenfalls bei den wichtigeren, die 
. im Anſchluß an diejenigen des freien Verkehrs feſt— 
ge etzt 

ITnm Laufe des 19. Jahrhunderts, namentlich in der 
zweiten Hälfte desſelben, haben ſich im Zuſammenhang 
mit den gewaltigen techniſchen Fortſchritten, mit der enor⸗ 
men Steigerung des Verkehrs, mit dem Anwachſen der 
Bedürfniſſe und des Reichtums die Aufgaben aller öffent⸗ 
lichen Körperſchaften nach den verſchiedenſten Richtungen 
in außerordentlich erweitert. Für einen Teil der dadurch 
lötig gewordenen Tätigkeiten und Leiſtungen hat man die 
fentlichen Körperſchaften als die geeignetſten Träger 
ingeſehen. So hat ſich der ſog. Staats⸗ und Muni⸗ 
lipalſozialismus entwickelt, der den öffentlichen Kör⸗ 
pen immer weitere Aufgaben wirtſchaftlicher Art 
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zuweiſen will. Sozialismus iſt dabei aber, wie wir wiſſen, 
nur das Endziel, das auf dieſem Wege die private Unter⸗ 
nehmung, den „Kapitalismus“ überhaupt, beſeitigen will, 
nicht die einzelne Verſtaatlichung oder Kommunaliſierung. 
Dieſes Endziel überſchattete aber infolge der unausgeſetzten 
Agitation der Sozialiſten für ihr Ideal im Lande der 
Doktrinäre ſehr oft die praktiſchen Fragen des einzelnen 
Falles und bewirkte, daß viele zu ihnen nur als Prinzipien⸗ 
frage Stellung nehmen konnten. 0 
In dieſen typiſch deutſchen Prinzipienkämpfen, bei 
denen natürlich die Reformer die größeren Fanatiker waren, 
fanden von der Gegenſeite aus, bei den Vertretern der bis 
herigen Wirtſchaftsordnung, Organiſationen viel Beachtung, 
welche ſich als einen Kompromiß der beiden Wirtſchafts⸗ 
ordnungen und der darauf beruhenden individualiſtiſchen 
und ſozialiſtiſchen „Weltanſchauung“ auffaſſen ließen. Es 
waren die ſog. gemiſchtwirtſchaftlichen Unterneh⸗ 
mungen, welche gewiſſermaßen eine Kombination von pri⸗ 
vater und öffentlicher Unternehmung und damit eine ge⸗ 
wiſſe Verſöhnung der in beiden liegenden Gegenſätze dar⸗ 
ſtellen. Es ſind Betriebe, die von den öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften und privaten Unternehmern gemeinſam errichtet 
werden. Das kann in ſehr verſchiedener Weiſe geſchehen. 
Eine der älteſten Formen ſolcher gemiſchter Unternehmun⸗ 
gen iſt die, in der z. B. die Reichsbank errichtet iſt. 
Das Kapital wird von Privaten aufgebracht, aber die An⸗ 
geſtellten werden vom Staate ernannt, der gleichzeitig am 
Gewinn in ſehr erheblichem Umfange partizipiert. Dieſes 
Syſtem hat natürlich die Nachteile einer bureaukratiſchen 
Verwaltung, die allerdings bei einer Notenbank, bei wel⸗ 
cher es ſich um eine ſtetige und ziemlich gleichmäßige x 
Beſchäftigung handelt, weniger ins Gewicht fallen. Auch 
iſt die Verwaltung der Reichsbank keine rein beamten⸗ 
mäßige. Denn neben dem Reichsbankdirektorium ſteht 
der Zentralausſchuß, dem 15 angeſehene Perſönlichkeiten 
aus den Kreiſen des Handels und Verkehrs angehören und 
der mindeſtens einmal monatlich zur Beſchlußfaſſung über 


ER ( 


215 


einige der wichtigſten Aufgaben der Reichsbank, insbeſon— 


dere über die Feſtſetzung des Diskonts, zuſammentreten 
muß. Aus ſeiner Mitte aber nehmen wiederum drei Dele— 


gierte an allen Sitzungen des Reichsbankdirektoriums 


mit beratender Stimme teil und bilden eine Art ſtändigen 


Aufſichtsrat. Ahnliche aus Angehörigen verſchiedener Er— 
werbsſtände gebildete Kommiſſionen oder Ausſchüſſe wer— 


den überhaupt mit größeren oder geringeren Befugniſſen 
bei den öffentlichen Unternehmungen empfohlen, um bei 


der Beamtenverwaltung regere Beziehungen zum wirt— 
ſchaftlichen Leben aufrecht zu erhalten und eine beſſere 


Kenntnis ſeiner Bedürfniſſe und Wünſche zu gewähr— 


leiſten. Solche Ausſchüſſe ſind auch vielfach errichtet wor— 
den und namentlich bei den Eiſenbahnen von Bedeutung 


(Eiſenbahnräte u. dgl.). 
Man hat an dieſes gemiſchte Syſtem der Reichsbank 


ſehr große Erwartungen für die Entwicklung der öffent: 


lichen Unternehmungen geknüpft. Aber im allgemeinen 
muß man ſagen, daß gerade hier der Unterſchied von der 
rein öffentlichen Unternehmung gering iſt. Das Kapital 
der Reichsbank könnte ebenſogut von den öffentlichen Kör⸗ 
perſchaften ſelbſt aufgebracht ſein, wie das auch bei andern 


Zentralnotenbanken der Fall iſt. Was man früher als 


Vorteil der privaten Kapitalbeſchaffung hinſtellte: daß die 
Bank dadurch unter Umſtänden (nicht immer!) weniger 
abhängig von der Regierung und den im Parlament herr: 
ſchenden Intereſſengruppen ſei, die fie für ihre Zwecke ver⸗ 
wenden könnten, ſowie daß ihr Kapital bei einer feindlichen 
Invaſion reſpektiert werden müſſe, hat ſich als nicht ftich- 
haltig oder als nebenſächlich erwieſen. 


Von größerer Bedeutung ſind neuerdings zwei andere 


Formen gemiſchtwirtſchaftlicher Unternehmungen geworden, 
die gemeinſame Aufbringung der Mittel für Unternehmun⸗ 
gen von allgemeinerem Intereſſe ſeitens der öffentlichen 

Körperſchaften und Privaten. Die erſteren ſichern ſich den 


maßgebenden Einfluß dadurch, daß ſie im erſten Falle 
31% des Aktienkapitals m. In dieſer Weiſe 


werben heute ſehr häufig Gas⸗, Wasserbett elektr. = 
tätswerke uſw. errichtet, namentlich auch ſolche, wo mehrere 
Kommunen oder Kreiſe zuſammenwirken, wie bei Über: 
landzentralen, Kleinbahnen und ähnlichen Unternehmungen, 
Vorausſetzung dafür, daß das private, Gewinn erſtrebende 
Kapital ſich bereit finden läßt, in ſolchen Unternehmungen 
gegenüber den öffentlichen Körperſchaften die Minorität 
zu bilden, iſt natürlich ein eingehender Vertrag über die 
Art und Weiſe, wie die Unternehmung verwaltet werden 
ſoll, insbeſondere wie die Preiſe und Leiſtungen fixiert 
werden ſollen. Häufig werden ſie zu den Gewinnen in ein 
feſtes Verhältnis gebracht, dergeſtalt, daß wenn die Divi⸗ 
dende einen beſtimmten Prozentſatz überſteigt, Preis⸗ 
ermäßigungen einzutreten haben. Für die Abfaſſung der⸗ 
artiger Verträge und Konzeſſionsbedingungen, die bei ſol⸗ 
chen Unternehmungen das wichtigſte ſind, hat man all⸗ 
mählich mancherlei Erfahrungen geſammelt. Natürlich ſind 
ſie nur da möglich, wo die Geſchäftsführung eine ſtabile 
und die Reſultate leicht zu überſehen ſind, daher ein vorher 
aufgeſtelltes Schema Platz greifen kann. Jedenfalls aber 
it damit das Anwendungsgebiet auch dieſer Unterneh⸗ 
mungsform verhältnismäßig beſchränkt. 

Bei allen derartigen Unternehmungen handelt es ſich 
meiſt um Tätigkeiten, die überhaupt nur auf Grund einer 
öffentlichen Konzeſſion vorgenommen werden können oder 5 
bei denen die Mitwirkung der öffentlichen Körperſchaften 
doch in verſchiedener Weiſe z. B. für Expropriation, Be⸗ 
nutzung öffentlicher Wege u. dgl. unentbehrlich iſt. Daher 
haben die öffentlichen Körperſchaften vielfach den Weg 
eingeſchlagen, die Kapitalbeſchaffung ganz den privaten 
Unternehmern zu überlaſſen, ſich aber eine mit den Er⸗ 
trägen ſteigende Gewinnbeteiligung auszubedingen und auch 
ſonſt ſchon bei der Konzeſſion alle diejenigen Auflagen 
zu machen, die ihnen im öffentlichen Intereſſe erforderlich 
ſcheinen. Dies iſt auch, wie ſchon geſagt, das Syſtem der 
Reichsbank, nur daß dort die Verwaltung eine ſolche durch - 
öffentliche Beamte iſt. Es handelt ſich dabei ir 
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um Tätigkeiten, welche ganz beſonders im allgemeinen In— 
tereſſe liegen, um Unternehmungen, welche man in Ame— 
rifa als public service corporations bezeichnet. Wo das 
private Kapital für ſolche Zwecke nicht ausreicht, kann es 
die öffentliche Körperſchaft ergänzen. Das wichtigſte iſt 
aber immer die eingehende vertragliche Feſtlegung der 
Rechte und Pflichten derartiger Unternehmungen im Inter: 
eſſe der Offentlichkeit. 

Naltürlich dürfen die öffentlichen Körperſchaften ihre 
Konzeſſionsbedingungen auch nicht zu ſehr überſpannen, 
weil dadurch das private Kapital abgeſchreckt wird und 
dann eben nur die eigene Unternehmung übrig bleibt. 
Geeignete Verträge abzuſchließen, welche die allgemeinen 
Intereſſen genügend berückſichtigen, auch das fiskaliſche 
Intereſſe zur Geltung kommen laſſen und doch dem pri— 
vaten Kapital noch genügend Anreiz zur Betätigung geben, 
ſetzt bei der Verwaltung der öffentlichen Körperſchaften 
ſehr viel Geſchicklichkeit und eine fo große Einſicht in die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe voraus, wie ſie nicht immer 
zu finden iſt. Die große Ausdehnung derartiger Unterneh— 
mungen, wie Gaswerke, Elektrizitätswerke für die vers 
ſchiedenen Zwecke, Kleinbahnen, iſt denn auch nicht auf die 
Initiative der öffentlichen Körperſchaften zurückzuführen, 
ſondern auf das Bedürfnis der Baufirmen, ſich fortgeſetzt 
neue Beſchäftigung zu ſuchen. Die großen elektrotech⸗ 
niſchen Fabriken insbeſondere, die ihre Maſchinen abſetzen 
wollen, haben ſich um Konzeſſionen an die verſchiedenen 
öffentlichen Körperſchaften gewendet und dabei haben ſich 
allmählich die Formen der Konzeſſion und die Feſtlegung 
er Rechte und Pflichten der Unternehmung herausgebildet, 
die ſich für jedes einzelne Gebiet als zweckmäßig erwieſen 
haben. Ebenſo iſt es bei der Errichtung von Kleinbahnen 
weſen durch einige große Baufirmen, die ſich berufs- 
ißig damit befaſſen. In allen ſolchen Fällen war die 
vate Kapitalbeſchaffung deswegen verhältnismäßig leicht 
glich, weil ſie zu einem erheblichen Teile in Obligatio⸗ 
nen erfolgen konnte, die, abgeſehen von ihrer meiſt hypo⸗ 


* 


wirtſchaftspolitiſch nicht ſo wichtig iſt, wer die Unterneh⸗ 
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Staat auch auf private Unternehmungen durch feine Geſetz⸗ 


| kommunalen Wirtſchaftspolitik in Zukunft noch große 1 


thekariſchen Sicherſtellung, bei einem derartigen konzeſſio⸗ f 
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nierten Unternehmen auch ſicherer ſein werden als bei 
einem im Konkurrenzkampf ſtehenden. Nicht ſelten pflegen 
die öffentlichen Körperſchaften für die Obligationen auch 
Zinsgarantien zu leiſten, namentlich bei Kleinbahnen. Das 
Aktienkapital konnte demgegenüber meiſt ziemlich niedrig 
gehalten werden und daher oft eine verhältnismäßig hohe 
Rentabilität erzielen. 

Aus dieſen Erörterungen ergibt ſich wieder, daß es 


mungen beſitzt, ob private Unternehmer oder öffent⸗ 
liche Körperſchaften, als vielmehr, nach welchen Grund⸗ 
ſätzen ſie verwaltet werden. Es iſt klar, daß der 


gebung den größten Einfluß ausüben kann. Durch eine 
geeignete Wirtſchaftspolitik, durch zweckmäßige Auflagen 
und Verträge bei Konzeſſionserteilungen kann er die pri⸗ 
vaten Unternehmungen weitgehend regulieren und jo ſehr 
oft die Errichtung öffentlicher Unternehmungen unnötig 
machen. In dieſer Hinſicht werden der ſtaatlichen und 
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Aufgaben bevorſtehen. Sozialiſierung iſt eben gewife 
ſermaßen nur das plumpſte Mittel, die Mißſtände der 
heutigen privaten Unternehmung zu beſeitigen. Es iſt aber 
verkehrt, fie ohne weiteres als das notwendige Ziel der 
ganzen heutigen Entwicklung anzuſehen. Man muß viel⸗ 
mehr ſowohl die Grenzen der öffentlichen Unternehmungen, 
als auch die anders gerichteten heutigen Entwicklungs⸗ 1 
tendenzen genau erkennen. 14 

Bevor wir dieſe Grenzen der öffentlichen Unterneh⸗ 3 
mungen näher unterſuchen, wollen wir uns aber mit den 1 
Gründen für ihr Entſtehen beſchäftigen. | “ 


3. Die Gründe für die Errichtung sffentel 
licher Betriebe. 5 


Die Gründe, welche die öffentlichen Körperſchaften zur 
Errichtung und zum Beſitz eigener Wirtſchaftsbetriebe und 
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Unternehmungen veranlaffen, find ſehr verfchiedenartig: 
x 1. Zunächſt gibt es Solche, die hauptſächlich aus hiſto— 
rischen Gründen in öffentlichem Beſitz ſtehen. Dahin 
gehören die Domänen und Forſten, die ſtaatlichen Por— 
zellan⸗ und Tuchfabriken, Eiſenwerke, zum Teil auch die 
Bergwerke. Manchmal ſind es allgemeine Intereſſen, 
welche die öffentlichen Körperſchaften veranlaſſen, ſie bei— 
zubehalten, wie bei den Forſten, oder weil ſie Rohſtoffe für 
andere ſtaatlichen Betriebe liefern, wie die Kohlenzechen 
den Eiſenbahnen. Oft aber werden ſolche öffentlichen Unter: 
nehmungen nur beibehalten, weil ſie einmal beſtehen und 
Einnahmen liefern; der Staat würde aber heute ſolche Be— 
triebe nicht mehr erwerben oder anlegen. 

2. Ein 1 8 Grund zur Errichtung öffentlicher 2 
ternehmungen iſt das Fehlen ten Unterne 
mungs geiſtes. Däs war den ae des Merkan⸗ 
0 tilismus die Veranlaſſung zur Errichtung jener ſtaatlichen 
Porzellan-, Tuchfabriken u. dgl., die zum Teil noch heute 
beſtehen. Es war dann ſpäter in verſchiedenen Ländern 
die erſte Veranlaſſung zum Staatseiſenbahnſyſtem. Noch 
heute liegt darin eine der großen Vorteile desſelben gegen— 
über privaten Eiſenbahnunternehmungen. Der Staat, der 
das ganze Eiſenbahnnetz beſitzt, wird eher geneigt ſein, 
Bahnen auch in abgelegenen Gegenden zu bauen, wo der 
private Unternehmungsgeiſt dafür fehlt, weil wenigſtens 
zunächſt keine Rentabilitätsausſichten vorhanden ſind. Das 
gleiche gilt bei ſtädtiſchen Straßenbahnen, Gaswerken 
u. dgl., die oft nur deswegen als öffentliche Unternehmun⸗ 
gen errichtet wurden, weil, wenigſtens zu den von den 
öffentlichen Körperſchaften auferlegten Bedingungen, das 
private Kapital dafür nicht zu finden war. Damit hängt 
eng zuſammen, daß öffentliche Körperſchaften in der Regel 
das Kapital für ihre Unternehmungen ſich billiger ver— 
ſchaffen können als Private. Allerdings iſt das von um ſo 
geringerer Bedeutung, je günſtiger die Ertragsausſichten 
einer Unternehmung ſind. Ausſicht auf Erträge erſetzt 
den ne die geringere „„ privater 


en und veranlaßt ſie zum Eren von Aktien 4 
ſtatt von Obligationen. 1 
3. Ein dritter Grund für öffentliche Wirtſchaften iſt 1 
ebenfalls von großer Bedeutung: das ſer beitung an einer 
einheitlichen Organiſation gewiſſer Leiſtungen über 
das ganze Land oder innerhalb einer ganzen Stadt. Dies 
wird am beſten durch öffentliche Betriebe 1 1 
Das Intereſſe an einheitlicher Organiſation iſt z. B. aus⸗ 
ſchlaggebend beim Poſt- und Telegraphenweſen. Wäre 
dieſes der privaten Konkurrenz überlaſſen, ſo wären zwar 
die großen Städte gut daran, die Nachrichtenbeförderung 
in ihnen und zwiſchen ihnen würde gut und billig ſein, : 
fie wäre ſehr viel billiger möglich als zu den heutigen 
Sätzen. Daher haben ſich ja auch früher Privatpoſten 
in den größeren Städten vielfach entwickelt. Aber an 
kleinen Orten würde niemand Poſtämter einrichten wollen, 
die Briefbeförderung nach und von dort würde ſehr viel 
teurer ſein. Um daher eine beſſere Ausgleichung bei ſolchen 
Leiſtungen herbeizuführen, hat der Staat die privaten Poſt⸗ s 
anftalten beſeitigt. Genau das gleiche Intereſſe an eine 
heitlicher Organiſation führte bei den Eiſenbahnen, Tele⸗ 
graph und Telephon, bei Straßenbahnen in größeren 4 
Städten zum öffentlichen Betriebe, 4 
4. Mit alledem ſteht wieder einer der wichtigften 
Gründe für öffentliche Wirtſchaften in nahem Zuſammen⸗ 
hang: die Gefahr der Monopoliſierung derarti⸗ 
ger Leiſtungen dürch private Unternehmungen. In ſolchen 
Unternehmungszweigen nämlich, die am beſten einheitlich 
organiſiert find, iſt, wenn fie in Privatbeſitz ſtehen, regel- 
mäßig auch ein beſonders ſtarker Drang zur Monopoliſie⸗ 
rung vorhanden. Es iſt eben wirtſchaftlich unzweckmäßig, 
daß hier Konkurrenz beſteht, weil das die Koſten der 
Leiſtung verteuert. Es iſt unwirtſchaftlich, wenn, wie es 
in Amerika vorkommt, zwei Eiſenbahnen dieſelben Orte 
verbinden. Beſteht aber nur eine, ſo hat ſie ein natürliches 
Monopol und bei allen privaten Monopolſtellungen iſt die 
Gefahr ihrer Ausbeutung zum Nachteil der Konſumenten 


vorhanden. Aber auch wo Konkurrenz beſteht, iſt in der 
heutigen Volkswirtſchaft bekanntlich gerade bei großen 
Unternehmungen eine Tendenz zum monopoliſtiſchen Zu— 
ſammenſchluß, zu Kartellen und Truſts vorhanden. Nun 
können ja ſolche privaten Monopolorganiſationen auch 
durch ſtaatliche Normen geregelt werden, wie das bei den 
Eiſenbahnen in England und Amerika geſchieht. Offent— 
licher Betrieb iſt eben nur das radikalſte Mittel, eine 
Wirtſchaftstätigkeit dem privaten Erwerbsſtreben zu ent= 
ziehen. Immerhin kann es Fälle geben, wo dieſes Mittel 
zweckmäßig erſcheint. Wann ſie vorhanden ſind, dafür 
laſſen ſich keine allgemeinen Regeln aufſtellen. So läßt 
ſich z. B. auch nicht allgemein die große Streitfrage ent— 
ſcheiden, ob Staatsbahnen oder Privatbahnen beſſer ſeien. 
Das hängt von zahlreichen Geſichtspunkten ab, dem Cha— 
rakter des betreffenden Landes und ſeiner Bevölkerung, 
der Art der Regierung, den Eigenſchaften des Beamten— 
tums uſw. Mit den Gefahren der Monopoliſierung hängt 
auch die intenſive Börſenſpekulation zuſammen, die ſich 
bei privatem Eiſenbahnweſen leicht entwickelt und vor allem 
in den Vereinigten Staaten ſehr ungünſtig gewirkt hat. Die 
Gefahren der privaten Monopoliſierung ſind es auch, die 
3. B. beim Kohlenbergbau zur Erhaltung und Erweiterung 

des ſtaatlichen Bergwerkbeſitzes den Anlaß gegeben haben. 

5. Aber darüber hinaus iſt ſchließlich der allgemeinſte 
Grund für öffentliche Unternehmungen in vielen Fällen 
ganz einfach die Tatſache, daß ein beſonders großes all⸗ 
gemeines Intereſſe an dieſer oder jener Leiſtung 
vorhanden iſt, und man glaubt, daß dieſes Intereſſe am 
beſten durch öffentliche Betriebe ſichergeſtellt werden. Hier 
iſt der Punkt, wo die öffentliche Wirtſchaft oft mehr 
angebracht ſein wird, als die öffentliche Unternehmung, 
o der Erwerbscharakter der Unternehmungen am erſten 
nit den allgemeinen Intereſſen in Konflikt geraten wird 
nd wo es zweckmäßiger erſcheinen kann, das Ertrags⸗ 
rinzip, auf dem fie beruhen, zurückzuſtellen. Auch hier 
ird aber, wie gegenüber der Monopolgefahr, immer erſt 
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nachgewieſen werden müſſen, daß die bloße geſetzliche Re⸗ 1 
gelung privater Unternehmungen die Intereſſen der All⸗ 


gemeinheit nicht genügend wahren würde. Hierher gehört 5 


auch der für das Wirtſchaftsleben wichtige Fall, daß Lei⸗ 5 
ſtungen, die große Mittel erfordern, aber in der Hauptſache 
erſt einer ſpäteren Generation zugute kommen, oft von 
den öffentlichen Körperſchaften übernommen werden müſ⸗ 
ſen, weil der private Unternehmer, der auf baldige Erträge 
rechnet, dafür nicht zu haben iſt. Doch werden auch dere 
artige Leiſtungen mehr durch öffentliche Anſtalten und 
Wirtſchaften (Kanäle, Entwäſſerungen, Aufforſtungen) 
übernommen als von Unternehmungen. 9 
6. Endlich iſt noch als Grund öffentlicher Unterneh⸗ 4 
mungen das reine Erwerbsintereſ ſe der öffentlichen 
Körperſchaften zu erwähnen, die Notwendigkeit der Er⸗ 
zielung von Einnahmen, welche ſie veranlaßt, gewiſſe 
Erwerbszweige ganz der privaten Unternehmung zu ent⸗ 
ziehen und ſich ſelbſt vorzubehalten. Es ſind diejenigen 
öffentlichen Unternehmungen, die man als Steuer ⸗ 
unternehmungen bezeichnen könnte, weil ſie finanz⸗ 1 
wiſſenſchaftlich nur eine beſondere Erhebungsform indirek⸗ 
ter Steuern find. Es gehören dahin z. B. ſtaatliche Tabak⸗ 
oder Zündholzfabriken, ſtaatliche Salinen, ſowie auch Han⸗ 
delsmonopole, wie das Branntweinmonopol. Im Intereſſe 
der Einnahmen iſt hier regelmäßig die private Konkurrenz 
ganz ausgeſchloſſen. Die Einnahmen werden erzielt durch 
Normierung der Verkaufspreiſe. Derartige Steuerunter⸗ 
nehmungen erſetzen regelmäßig eine Steuer, durch die die 
Einnahmen ſonſt aufgebracht werden mußten. ie 
Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß eine Notwen⸗ 
digkeit für das Vorhandenſein öffentlicher Unternehmun⸗ 
gen aus den verſchiedenen Gründen, aus denen ſie entjtane 
den find, eigentlich nicht abgeleitet werden kann. In den 
wichtigſten Fällen: 3, 4 und 5 wäre wohl immer auch 
die Regelung privater Unternehmungen durch ſtaatliche 
Normen möglich. Selbſt wenn eine Verbindung aller drei 
Gründe vorliegt, wie bei den Eiſenbahnen, wo allgemeines 
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Intereſſe, Vorteile einheitlicher Organiſation und Gefahr 
der Monopoliſierung für öffentliche Unternehmungen 
ſprechen, muß man doch ſagen, daß von einer allgemeinen 
Überlegenheit des Staatsbahnſyſtems über das private 
auf Grund dieſer Geſichtspunkte nicht die Rede ſein kann. 
Das Beiſpiel Englands und der Vereinigten Staaten be— 
weiſt, ohne daß die Regelung hier als in jeder Hinſicht 
befriedigend bezeichnet werden ſoll, daß an und für ſich 
eine eingehende geſetzliche Regelung im privaten Beſitz 
befindlicher Bahnen ſehr wohl möglich iſt. Auch bei dem 
letzten Grunde: öffentliche Unternehmungen als Erſatz für 
indirekte Steuern kann von einer Notwendigkeit derſelben 
offenbar nicht die Rede ſein. 

Am notwendigſten erſcheinen öffentliche Unternehmun— 
gen daher im Falle 2, alſo aus dem Grunde, weil der 
private Unternehmungsgeiſt fehlt. Aber gerade dieſer Ge— 
ſichtspunkt, der in früheren Zeiten bekanntlich eine erheb— 
liche Rolle ſpielte, tritt heute in den entwickelten Volkswirt⸗ 


ſchaften ganz zurück. Es iſt dort eher zuviel Unterneh- 
mungsgeiſt vorhanden, und wo er fehlt, da kann man im 
allgemeinen ſagen, daß dort eine Übernahme der betreffen- 
den Tätigkeiten durch öffentliche Körperſchaften unöko⸗ 
nomiſch wäre und nur mit einem geringeren als dem 
durchſchnittlichen volkswirtſchaftlichen Ertrage vorgenom- 


men werden könnte. Daher ließe ſich hier das Eintreten 
der öffentlichen Körperſchaften nur rechtfertigen, wenn 
eben das allgemeine Intereſſe von fo ausſchlaggebender 
Bedeutung iſt, daß darüber das Ertragsprinzip zurück⸗ 
treten muß. Es liegt dann aber einer jener Fälle vor, 
daß Tätigkeiten nur äußerlich als Unternehmungen nach 
dem Ertragsprinzip ausgeübt werden, in Wahrheit aber 
übernommen werden wegen des großen allgemeinen In— 
tereſſes an der Leiſtung (wie Eiſenbahnen in abgelegenen 
Gegenden). 

Gerade in ſolchen Fällen nun, wo das allgemeine 
Intereſſe an einer Leiſtung das Eintreten öffentlicher 
Körperſchaften veranlaßte, iſt aber eigentlich für öffentliche 
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Unternehmungen gar kein Platz, en nur für 
öffentliche Anſtalten und Wirtſchaften. Und damit 
ſprechen wir es klar aus, was dieſe Unterſcheidung bedeutet, 
denn wir erkennen auf ihrer Grundlage, daß eigentlich ein 
Widerſpruch darin liegt, daß eine Tätigkeit, die der Staat 
hauptſächlich im allgemeinen Intereſſe übernommen hat, in 
Form einer Unternehmung, einer auf Gelderkrag 
gerichteten Erwerbswirtſchaft betrieben wird. Hier liegt 
in der Tat der ſchwache Punkt aller öffentlichen Unterneh⸗ 
mungen: es muß bei den öffentlichen Körperſchaften als 
Beſitzer von Unternehmungen fortgeſetzt zu einem Konflikt 
der Intereſſen bzw. der Pflichten kommen. Der Staat 
oder die Gemeinde wäre als Fiskus, d. h. vom Stand⸗ 
punkt ihrer Finanzwirtſchaft, wie ein privater Unternehmer 
an möglichſt hohen Erträgen ihrer Unternehmungen inter⸗ 
eſſiert. Zugleich aber ſollen ſie auch die Intereſſen der 
Allgemeinheit wahren, die meiſt niedrige Preiſe der ge⸗ 
lieferten Produkte oder Leiſtungen fordert, deren Intereſſe 
jedenfalls verletzt wird, wenn der Staat nur oder zu ſehr 
dem Prinzip möglichſt hoher Ertragserzielung bei ſeinen 
Unternehmungen folgt. Offentliche Unterne chmungen it 
daher ſozuſagen eine contradictio in adjecto, 

Es iſt deshalb leicht erklärlich, daß man bie Anwen⸗ 
dung des Ertragsprinzips durch die öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften angefochten hat, daß man geſagt hat, der Staat 
ſolle die Tätigkeiten, die er, wenn auch nur in der Haupt⸗ 
ſache, im öffentlichen Intereſſe übernimmt, nicht na ch 
dem Ertragsprinzip betreiben, ſondern nach dem Koſten⸗ 
prinzip, kurzum: wenn man keine öffentlichen Unter⸗ 
nehmungen, ſondern nur öffentliche Wirtſchaften 
fordert. 1 

Was iſt nun darüber zu ſagen? Iſt dieſes Verlangen 
berechtigt? Es wäre, muß man ſagen, in gewiſſem Grade 
berechtigt, wenn der Staat außer den Koſten für derartige 
Tätigkeiten gar keine weiteren Aufwendungen zu machen 
hätte. Dann könnte man verlangen, daß er auch keiner 
Gewinn erzielen dürfe — denn wozu ſollte er ihn auch 
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verwenden —, fondern nur die Koſten decke, die ihm 
dieſe Tätigkeiten verurſachen. Das iſt aber bekanntlich 
nicht der Fall. Der Staat hat Aufgaben zu erfüllen, 
die ungeheuere Koſten verurſachen, aber nichts einbringen, 
3. B. vor allem die Sorge für Sicherheit im Inneren und 
nach außen. Die Mittel dafür kann er ſich anſtatt 
durch Umlagen, Steuern auch durch die ſog. Erwerbs— 
einkünfte beſchaffen, und dies find die öffentlichen Unter— 
nehmungen. Solche Erwerbseinkünfte neben den Steuern 
machen die Steuerlaſt weniger drückend. Da die Steuern, 
je höher ſie ſein müſſen, um ſo leichter ungleichmäßig 
wirken, iſt ihre Ergänzung durch Erwerbsunternehmungen 
des Staates ſehr zweckmäßig. Dasſelbe gilt natürlich 
für die Gemeinden. So bekommen alſo die verſchiedenen 
Gründe, aus denen öffentliche Unternehmungen errichtet 
wurden, durch die Notwendigkeit, die Mittel für die öffent⸗ 
lichen Aufgaben irgendwie aufzubringen, einen ſtarken 
Rückhalt. 
Aber noch aus einem weiteren damit zuſammenhän⸗ 
genden Grunde iſt es richtig, daß die öffentlichen Körper— 
ſchaften, wenn ſie wirtſchaftliche Tätigkeiten ausüben, ſie 
nicht nur nach dem Koſtenprinzip, ſondern, wie private 
Unternehmungen, wenn auch vielleicht in abgeſchwächter 
Form, nach dem Erwerbsprinzip vornehmen: die Leiſtun⸗ 
gen derartiger Tätigkeiten werden nämlich von den einzelnen 
Bürgern in ſehr verſchiedenem Grade benützt. Wenn alſo 
dieſe Leiſtungen fo billig werden, daß ſie nur die Koſten 
decken, kommt der Umſtand, daß ſie nicht von privaten 
Unternehmungen, ſondern von öffentlichen Körperſchaften 
geboten werden und deshalb kein Gewinnzuſchlag hinzu⸗ 
tritt, den einzelnen Wirtſchaften in ſehr verſchiedenem Um⸗ 
fange zugute. Würden z. B. die Bahnfrachten ſehr billig 
werden, ſo würden die Produzenten, die viele ſchwere 
Güter verſenden, bei denen die Transportkoſten alſo einen 
n Teil ihrer Koſten überhaupt ausmachen, und ins⸗ 
beſondere die großen Produzenten, z. B. von Kohle oder 
Zement, und ebenſo die großen Verbraucher einen ſehr be⸗ 
15 
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deutenden Vorteil davon haben. Der kleine lokale Hand⸗ 
werksmeiſter, der kleine Landwirt und beſonders die ganze 
Arbeiterſchaft hätte von den billigen Bahnfrachten keinen 
Nutzen. Das billige Paketporto kommt gewiſſen Handels⸗ 
geſchäften, die viel verſenden, in ſehr viel größerem Maße 
zugute als dem kleinen Landwirt oder Handwerker. Vor 
allem gilt das auch für Kohle. Wollten die „ſozialiſier⸗ 
ten“ Bergwerke die Kohle zu Preiſen abgeben, die nicht 
dem ganzen ſonſtigen Preisſyſtem angepaßt wären, ſo 
würde das einige Erwerbszweige ſehr zum Schaden anderer 
begünſtigen. Es iſt daher ſehr wohl berechtigt, daß die 
Preiſe aller wichtigen Produkte und Leiſtungen öffent⸗ 
licher Körperſchaften auch nach den Grundſätzen des all⸗ 
gemeinen Verkehrs bemeſſen werden. Man erkennt auch 
hier wieder: ſo leicht wie der Sozialismus glaubt, kommt 
man von der heutigen Wirtſchaftsordnung nicht los; man 
kann auch nicht an einem beliebigen Punkte an ihr her⸗ 
umpfuſchen, ohne ihren ganzen Mechanismus zu gefährden, 
den man doch nicht durch etwas Beſſeres zu erſetzen ver 
mag. Die Überführung einzelner Produktionsmittel in 
öffentlichen Beſitz iſt aber mindeſtens fo lange keine wirt 
liche Sozialiſierung, als der Verkauf der Produkte nach 
dem Erwerbsprinzip erfolgt. Und ſelbſt dann iſt bei den 
Rohſtofflieferanten und bei den Arbeitern von Sozialismus 
keine Rede. Wenn man ſolche Wirtſchaftszweige wie die 4 
deutſchen Eiſenbahnen, die einer Kohlengemeinſchaft über- 
tragenen Kohlenzechen als „ſozialiſiert“ bezeichnen will, 1 

9 


mag man es tun. Ich ſtreite nicht über Worte, halte aber 
die Berückſichtigung der hier gegebenen Geſichtspunkte fürn 
höchſt wichtig, um ein richtiges Verſtändnis der heutigen 
Wirtſchaftsordnung und der ſozialiſtiſchen Theorien und 4 
Vorſchläge zu erlangen. 1 

Von dieſem Standpunkt aus erkennt man, weshalb 
hier unter den Gründen für die Errichtung öffentlichen 
Wirtſchaften nicht von den Arbeitern, ihrer ungünjtigei 
Lage und ihren Wünſchen die Rede geweſen iſt. Die 
bloße Überführung einzelner a, in fen, 


chen Befik bedeutet für die Arbeiterſchaft noch keine Ver⸗ 
beſſerung ihrer Lage, ſie bedeutet auch keine Beſeitigung des 


„Mehrwertes“. Solange die die wichtigſten Güter her- 
ſtellende Landwirtſchaft nicht ſozialiſiert iſt, ſolange das 


private Ertragsſtreben nicht bei ihr und bei allen Ar: 
beitsleiſtungen abgefchafft ift, wird unſer Wirtſchafts— 
leben individualiſtiſch, kapitaliſtiſch organiſiert ſein. Bevor 
wir aber zur Beantwortung dieſer Frage, ob die unterneh— 
mungsweiſe Bedarfsverſorgung überall und in jeder Form 
beſeitigt, das private Ertragsſtreben ganz ausgeſchaltet 
werden kann, übergehen, wollen wir zunächſt noch die Ver—⸗ 
Be öffentlicher Betriebe betrachten. 


a) 


4. Die Verwaltung öffentlicher Betriebe 
| und Unternehmungen. 


Von den Gründen für die Errichtung öffentlicher 
Wirtſchaften und Unternehmungen kommen wir ſo zu den 
Verwaltungsgrund ſſätzen, nach denen ſie betrieben 
verden. Von dieſem Geſichtspunkt aus ſind zwei Gruppen 
öffentlicher Bewirtſchaftung zu unterſcheiden: ſolche, bei 
denen ſich die öffentlichen Körperſchaften das ausſ chließ⸗ 
liche Recht des Betriebes vorbehalten, und ſolche, die ſie 
in i Konkurrenz mit privaten Unternehmungen betreiben. 
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privatwirtſchaftlichen Erwerbsprinzip. Die Preisbildung er— 
olgt hier eben nach den Grundſätzen und unter der Herr— 
ſchaft des freien Verkehrs, richtet ſich daher nach der Nach— 
ige, den Bedürfniſſen der Konſumenten, denen gegenüber 
8 Angebot nach den von den Unternehmern kalkulierten 
tragsmöglichkeiten erfolgt. Die öffentlichen Körperſchaf⸗ 
müſſen mit ihren Preiſen dieſer Preisbildung des freien 


zu Unternehmungen. Das gilt vor allem für die 
haltung der Bergwerke, Feldgüter und Forſten. Man 
nicht einwenden, daß bei den Bergwerksprodukten doch 
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Bei dieſen letzteren beruht die Preisfeſtſetzung ganz auf dem 


arktes folgen, ſind daher auch in der Höhe ihrer Erträge 
derſelben abhängig. Derartige Betriebe werden dadurch 
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die freie Konkurrenz völlig ausgeſchloſſen ſei und die Preiſe 9 
einſeitig durch private Monopoliſten feſtgeſetzt werden. Dieſer 
Einwand verkennt vollkommen das Weſen des Tauſchver⸗ 
kehrs und der meiſten Monopolſtellungen. Auch die Koh⸗ 
lenpreiſe müſſen ſich der Nachfrage anpaſſen, und die Mo⸗ 
nopoliſierung des Kohlenbergbaus iſt noch längſt nicht ſo 
weit gegangen, das Angebot einzuſchränken. Vielmehr hat 
gerade die private Kartellbildung ohne Zweifel den Anreiz 
zur Errichtung immer neuer Bergwerke gegeben, beſon⸗ 
ders auch im Kalibergbau, während, wenn wir ein öffent⸗ 
liches Kohlenmonopol hätten, die Ausdehnung der Pro⸗ 
duktion ohne Zweifel viel langſamer vor ſich gegangen 
wäre und doch keine Sicherheit beſtehen würde, daß der 
Staat nicht aus fiskaliſchem Intereſſe feine Monopol⸗ 
ſtellung ausnutzte. Jedenfalls iſt es ſicher, daß der Staat, 
wenn er nicht ſelbſt an einem Erwerbszweig beteiligt iſt, 5 
privaten Monopolbildungen und übermäßigen Preisforde⸗ 
rungen derſelben viel leichter entgegentreten kann. Als 
Mittel gegen private Monopole hat jedenfalls die Errich⸗ 
tung öffentlicher Unternehmungen bisher durchaus verſagt. 
Im Kalibergbau iſt der Staat ſogar von Anfang an Mit⸗ 
glied des Kartells geweſen. Er hat aber durch ſeine Be⸗ 
teiligung die an und für ſich ſchon in und neben jedem 
Kartell vorhandene Tendenz zu Erweiterungen und Errich⸗ 
tung neuer Unternehmungen enorm geſteigert. Als dann 
in den letzten Jahren infolge übermäßiger Neugründungen 
die Auflöſung des Syndikats einzutreten drohte und die 
freie Konkurrenz, die dann eingeſetzt hätte, auch dem Staate 
ſeine Rente hätte ſchmälern müſſen, hat er mit allen Mit⸗ 
teln das Kartell zuſammenzuhalten verſucht, und als das 
nichts half, ſchließlich ein Zwangsſyndikat geſchaffen. Er 
hat dadurch die enorme Überkapitaliſation, die ſchon vorher 
in dieſer Induſtrie vorhanden war und die volkswirtſchaft⸗ 
lich eine große Kapitalverſchwendung bedeutet, noch Ba | 


geſteigert. 
Die oft gehörte Behauptung, daß Staatsmonopol unter 
allen Umſtänden beſſer ſei als Privatmonopol, iſt dae 


N 


er 


229 


keinesfalls unter allen Umſtänden richtig. Im Gegenteil 
wird es oft leichter ſein, durch ſtaatliche Eingriffe in die 
Preisfeſtſetzungen privaten Monopolbildungen Schranken 
anzulegen, als gleich eine Verſtaatlichung vorzunehmen, 
bei der die bisherigen Eigentümer abgefunden werden 
müſſen, und insbeſondere wird eine ſolche Regelung da, 
wo ſich der Betrieb für öffentliche Körperſchaften nicht eig— 
net, auch volkswirtſchaftlich vorteilhafter ſein. 

i Von den ſonſtigen Produktionszweigen, außer dem 
Bergbau, in denen öffentliche Unternehmungen in Kon— 
kurrenz mit privaten betrieben werden, iſt die Land- und 
Forſtwirtſchaft zu nennen. Bei den Forſten empfiehlt 
ſich Beſitz und Verwaltung durch die öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften, weil dieſe eher als private Unternehmen für eine 
rationelle Bewirtſchaftung, die ſich auf lange Zeiträume 
erſtreckt, Sorge tragen können. Vor allem können fie eher 
als private Unternehmer Odland u. dgl. aufforſten, weil 
es ihnen nicht ſo ſehr auf baldige Erträge ankommt. Auch 
können ſie eher Wälder, bei denen ein beſonders großes 
Intereſſe der Allgemeinheit vorliegt, z. B. in der Nähe 
großer Städte, der wirtſchaftlichen Benutzung überhaupt 
entziehen. Doch find das alles Verhältniſſe, bei denen der 
Charakter der Unternehmung eben wieder zurücktritt. Üb⸗ 
rigens erfordert das Intereſſe der Allgemeinheit am Walde 
bekanntlich auch für die privaten Waldungen ein weit⸗ 
g gehendes Eingreifen durch den Staat. 

Was dann die Feldgüter betrifft, ſo bewirtſchaftet 
ſie der Staat ja in der Hauptſache nicht ſelbſt, ſondern 
verpachtet fie, und daher gelten hier nicht die eben er- 
örterten Grundſätze. Irgendeine Notwendigkeit des öffent⸗ 
lichen Beſitzes beſteht hier jedenfalls nicht, und er macht ja 
auch überall nur einen verſchwindenden Teil des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Beſitzes aus. Außerdem iſt auch die Verpach⸗ 
tung bekanntlich keineswegs ein ideales Syſtem. Bei 
kurzen Pachtzeiten beſteht die Gefahr, daß der Pächter ſein 
privatwirtſchaftliches Erwerbsintereſſe zu ſehr in den vo⸗ 
dergrund ſtellt, den Boden ausſaugt und Meliorationen 


unterläßt. Bei längeren Pacht e wird ni Staat 1 hauf 
an den Ertragsſteigerungen nicht genügend partizipieren. 
Muſterwirtſchaften, landwirtſchaftliche Verſuchsanſtalten 
u. dgl. werden wiederum nicht als Unternehmungen be⸗ 
trieben. Von der Verſtaatlichung des Bodens wird aber 
unten noch die Rede ſein. 

Zu den öffentlichen Wirtschaften, welche cee 3 
teilweiſe in Konkurrenz mit privaten betrieben werden, ges 
hören auch die Staatsbanken ſowie die kommunalen 
Sparkaſſen. Staatsbanken ſpielten früher in unent⸗ 
wickelteren Zuſtänden eine Rolle, um das Kreditweſen zu 
fördern, den Unternehmungsgeiſt anzuregen, auch um die 
eigenen Anleihen beſſer unterbringen zu können. Heute 
haben ſie nur noch eine gewiſſe Bedeutung für die Ver⸗ 
waltung ſtaatlicher Gelder, doch iſt in einigen Staaten, 
wie Rußland, Skandinavien, die Banknotenausgabe dem 
Staate bzw. einer ſtaatlichen Zentralnotenbank vorbehalten, 
während in anderen Ländern, wie England, Frankreich und 
Deutſchland, private Aktiengeſellſchaften dazu konzeſſioniert 
ſind, eventuell, wie bei der Reichsbank, unter ſtaatlicher 
Leitung. Der Krieg hat gelehrt, daß unter dem übermäßi⸗ 
gen Druck der Staatsbedürfniſſe kein Syſtem Mißbräuche 
und ihre unheilvollen Wirkungen (Inflation) ausſchließt. 

Die kommunalen Sparkaſſen konkurrieren als De⸗ 
poſitenempfänger natürlich in gewiſſer Hinſicht mit den pri⸗ 
vaten Banken, haben aber inſofern einen Vorſprung vor 
ihnen, als das Vermögen der öffentlichen Körperſchaften 
den Sparkaſſen eine große Sicherheit gewährt. Sie kom⸗ 
men auch in erſter Linie für ſolche Kreiſe in Betracht, die 
nicht in ſtändigem Geldverkehr mit einer Bank ſtehen. 

Bei den öffentlichen Betrieben, die unter Aus⸗ 
ſchluß privater Konkurrenz betrieben werden, 
kommt das Ertragsprinzip nur bei den Steuerunterneh⸗ 
mungen vollkommen zur Geltung. Sonſt ‚erfolgt die Preise 
bildung, die hier ja autonom geſchieht, in der Regel auf 
Grund einer Kombination von Koſten⸗ und Ertragsprinzip, 3 
das letztere iſt jedenfalls 1 in Be en = 
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keit wie bei privaten Unternehmungen b ebend Dieſes 
Koſtenprinzip bezeichnet die untere Grenze der Preiſe. Ob 
ſich die wirklichen Preisfeſtſetzungen ihr mehr oder weniger 
r nähern, dafür follte theoretifch die größere oder geringere 
Allgemeinheit des Intereſſes an der Leiſtung entſcheidend 
ſein. Je mehr fie nur einigen wenigen Berufsklaſſen zu⸗ 


ER 


gute kommt, um ſo mehr iſt die Preisfeſtſetzung nach den 
5 Grundſätzen des allgemeinen Verkehrs nicht nur vom 
Standpunkt der öffentlichen Körperſchaft berechtigt, ſon⸗ 
dern auch von dem der Allgemeinheit aus gerecht. Tat— 
ſächlich aber ſpielt auch in den Fällen, wo es ſich wirklich 
um Sehr allgemeine Intereſſen handelt, das ſog. fiskaliſche 
© Prinzip, die Notwendigkeit der Aufbringung großer Mittel 
für die allgemeinſten ſtaatlichen Zwecke eine ſolche Rolle, 

daß ſich daraus vor allem die weitgehende Anwendung 
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öffentlicher Unternehmungen erklärt. Daher auch die fort | 
währenden Klagen, daß der Staat feine Betriebe zu fis⸗ 


4 kaliſch verwalte. 

Ign der Tat liegt hier aber eine der allerſchwierigſten 
Aufgaben für die öffentlichen Körperſchaften vor. Es gibt 
ſo viele Abſtufungen des Intereſſes an öffentlichen Lei— 
ſtungen, und dieſe Intereſſen ſind oft ſo ſchwer feſtzuſtellen 
und ihrer Stärke nach zu vergleichen, daß die Entſcheidung 
über die zweckmäßigſte und gerechteſte Preisfeſtſetzung 
immer mehr oder weniger willkürlich ſein muß. Das gilt 
vor allem für die wichtigſten öffentlichen Unternehmun⸗ 


kerungsklaſſen die gleiche Bedeutung, und daher ſind auch 
weder billige Perſonen⸗ noch billige Gütertarife gleichmäßig 
im Intereſſe aller. Anderſeits können aber billige Tarife 


auch Wirtſchaftsgruppen zugute kommen, die direkt nicht 
won profitieren. Daher iſt die zweckmäßigſte Feſtſtellung 


zelnen Falle die Geſamtintereſſen wirklich am beſten be⸗ 


gen, die Eiſenbahnen. Auch fie haben nicht für alle Bevöl⸗ 


den geſamten Verkehr außerordentlich heben und indirekt 


. 
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er Eiſenbahntarife ein außerordentlich ſchwieriges Pro- 5 
em, bei dem es faſt unmöglich iſt zu ſagen, ob im ein? 


ckſichtigt find. Allerdings handelt es ſich hier um Lei⸗ 
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ſtungen, bei denen die Preisbildung niemals ganz durch 
den freien Verkehr erfolgen könnte. Auch in den Ländern 
mit Privatbahnſyſtem mußte der Staat die Perſonen⸗ 
und Gütertarife weitgehend normieren. Bei den Staats⸗ 
bahnen wird aber dieſe Schwierigkeit noch dadurch ver⸗ 
ſtärkt, daß das Beſtreben, durch ſie Einnahmen für die Er⸗ 


füllung der allgemeinen Staatszwecke zu erzielen, hinzu⸗ 


kommt. Umgekehrt iſt bei den Privatbahnen eine über 


mäßige Konkurrenz volkswirtſchaftlich keineswegs erwünſcht, 


einmal weil ſie zur Kapitalverſchwendung führt, dann aber 


weil häufige Schwankungen in den Tarifen volkswirt⸗ 


ſchaftlich äußerſt nachteilig ſind. Daher liegt einer der 


größten Vorteile des Staatsbahnſyſtems in der größeren 


Stetigkeit feiner Tarife. Wenigſtens gilt das den ameri⸗ 
kaniſchen Eiſenbahnen gegenüber, während die engliſchen 


Privatbahnen den Vergleich mit den kontinentalen Staats⸗ 


bahnen in dieſem Punkte wohl aushalten können. Ander⸗ 


ſeits werden gerade Staatsbahnen in Notzeiten eher in der 


Lage ſein, Tarifermäßigungen für beſtimmte Waren ein⸗ 


treten laſſen zu können. 

Sehr große Schwierigkeiten machen die Preisfeſt⸗ 
ſetzungen regelmäßig auch bei den kommunalen Betrieben, 
bei denen ja meiſt die Konkurrenz ausgeſchloſſen iſt. Auch 
ihre Leiſtungen kommen ja den Einwohnern in ſehr ver⸗ 
ſchiedenem Umfange zugute, und es würde häufig un⸗ 
gerecht ſein, nur deswegen, weil ſie zufällig nicht von 
privaten Unternehmungen, ſondern von öffentlichen Kör⸗ 
perſchaften geboten werden, das Ertragsprinzip, d. h. die 


Preisfeſtſetzung nach den Grundſätzen des freien Verkehrs 
hier ganz zu vermeiden. In der Tat bewirkt auch der 
Geldbedarf der Kommunen, daß derartige Betriebe regel⸗ 
mäßig als Erwerbsunternehmungen verwaltet zu werden 
pflegen. Höhere Preiſe kommen hier, auch den Einwohnern 
im Wege von Steuererleichterungen in direkterer und Ihe 5 


barerer Weiſe zugute als beim Staate. 


Die Feſtſetzung der Preiſe öffentlicher Wirtschaften 4 
iſt aber nur eine Seite, die äußere, bei ihrer Verwaltung. 
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Große Schwierigkeiten bereiten ſie auch häufig bezüglich 
ihrer inneren Verwaltung. Es gilt für die öffentlichen 
Unternehmungen in noch höherem Grade dasſelbe, was wir 
ſchon bei den Aktiengeſellſchaften kennen gelernt haben: 
Unternehmungsbeſitz und Unternehmungsleitung ſind ge— 
trennt. Beſitzer ſind die öffentlichen Körperſchaften, die 
Leitung liegt in den Händen angeſtellter Beamten. Das hat 
zunächſt die ſchon bei den Aktiengeſellſchaften erwähnte 
Folge, daß die Leitung eine ſchwerfälligere iſt. Es iſt eine 
allbekannte Tatſache: öffentliche Betriebe arbeiten teurer. 
Da as gilt ganz allgemein. Der Staat muß faſt überall, 
wo er wirtſchaftliche Tätigkeiten ausübt und ſich ſelbſt 
ſolche leiſten läßt, höhere Koſten aufwenden als andere. 
5 Jedes öffentliche Gebäude pflegt teurer zu ſein, als wenn 
es ein Privatmann bauen würde. Es liegt das an der 
seren Schwerfälligkeit der Leitung und an dem ge— 
ringeren Intereſſe der Beamten. Sie tritt bei den öffent— 
. cchen Unternehmungen noch viel ſtärker hervor als bei den 
Aktiengeſellſchaften. Denn während hier ein fähiger, or— 
ganiſatoriſch begabter Generaldirektor oft die ganze Lei— 
bung in ſeiner Perſon konzentriert und ſie dadurch einheit— 
lich geſtalten kann, iſt das bei öffentlichen Unternehmun— 
gen regelmäßig durch das Kollegialſyſtem und die Be— 
amtenhierarchie ausgeſchloſſen. Eine Aktiengeſellſchaft iſt 
deshalb noch für viele Unternehmungszweige geeignet, wo 
die öffentliche Unternehmung zweifellos verſagen würde. 
Es kommt dabei in Betracht, daß die Beamten öffent⸗ 
licher Körperſchaften meiſt noch weniger intereſſiert ſind 
als bei Aktiengeſellſchaften. Die Ausſicht auf ein Auf: 
ſteigen zu höheren Gehaltsſtufen, zu leitenden Stellungen, 
auf Titel und Auszeichnungen bei öffentlichen Beamten 
iſt doch kein vollwertiger Erſatz für das fehlende perſönliche 
Intereſſe. Dazu kommt, daß dieſes ganze Aufſteigen 
immer nur auf gewiſſe durchſchnittliche Leiſtungen ein- 
geſtellt iſt und ein Mehr ſehr häufig nicht genügende An⸗ 
erkennung und Würdigung findet, ja ſogar von den Vors 
geſetzten vielleicht nicht einmal gern geſehen wird. Dieſes 


geringere Intereſſe der Bea bie muß ſich n. nun bei öffen 
lichen Unternehmungen, genau wie bei Aktiengeſellſchafte 
um ſo nachteiliger bemerkbar machen, je mehr der Ertrag 3 
von ihren perſönlichen Leiſtungen abhängt. Genau wie das 
her ſchon die Aktiengeſellſchaft durch die größere Schwer | 
fälligkeit ihrer Leitung für alle Unternehmungen ſpeku⸗ 
lativen Charakters, bei denen es ſich um raſche Entſchlüſſe, 
ſchnelle Entſcheidungen handelt, weniger geeignet iſt, eben⸗ 
ſowenig oder noch weniger ſind es auch öffentliche Unter⸗ 
nehmungen. Immerhin ſind in einem Lande, in dem von 
alters her ein pflichtgetreues Beamtentum beſteht, wie 
in Deutſchland, noch öffentliche Unternehmungen auf Ge⸗ 
bieten möglich, in denen ſie in anderen Ländern aus Man⸗ 
gel an geeigneten Beamten undenkbar wären. Schon aus 
dieſem Grunde iſt das Anwendungsgebiet öffentlicher Uns 
ternehmungen in den einzelnen Ländern ſehr verſchieden. 
Man hat allerdings verſucht, die Beamten öffentlicher 
Unternehmungen ebenſo durch Tantiemen zu intereſſieren 2 
wie bei Aktiengeſellſchaften. Es iſt dies aber in gewiſſer 
Hinſicht bedenklich bei allen den öffentlichen Betrieben, die 
nicht ausſchließlich im Gewinnintereſſe betrieben werden. 
Es darf jedenfalls nur da geſchehen, wo die Preiſe der 
Leiſtungen feſtgelegt ſind und die Beamten ihr Einkommen 
daher nicht durch Preiserhöhungen vergrößern können. 
Alſo etwa da, wo eine Gewinnſteigerung durch Erſparniſſe 
an Koſten herbeigeführt werden kann, auf die die Beam- 
ten durch größere Sorgfalt, ſchärfere Auf icht u. dgl. Ein⸗ 
fluß haben. Aber dann ſollten die Tantiemen nicht auf die 
oberſten Beamten beſchränkt bleiben. Und ſie auf größe 
Beamtenkategorien auszudehnen, macht natürlich gro 
Schwierigkeiten und iſt überhaupt nicht überall anwendba 
Die ſtreng aufgebaute Hierarchie und die Regelung d 
Aufrückens in höhere Gehaltsſtufen würde dadurch ein 
Stoß bekommen. Immerhin wäre eine weitere Ausdehnu 
des Tantiemenſyſtems bei öffentlichen Unternehmungen 
erwägen. Denn gerade für die leitenden Stellen in ſolch 
finden ſich oft ſchwer Leute, weil dafür geeignete! 


Er nn 5 1 


e e 


onen bei ee privaten Unternehmungen ein ſehr viel | 
höheres Einkommen erzielen. Aber im allgemeinen ent⸗ 
ſpricht das auch dem volkswirtſchaftlichen Intereſſe, denn 
organiſatoriſche Talente können ſich in der Regel bei Pri- 
vatunternehmungen viel ungehinderter betätigen. f 
Es können übrigens auch Gefahren mit der Tantieme— 
gewährung verbunden ſein. So hat man behauptet, daß 
hier und da die Reichsbankdirektoren, um ſich höhere Tan— 
tiemen zu verſchaffen, Kaufleute und Banken zur Ein— 
reichung recht vieler Wechſel anregten, während dann offi— 
ziell über die Kreditüberſpannung geklagt wird. 
Ein Nachteil des hierarchiſchen und bureaukratiſchen 
Syſtems in der Verwaltung öffentlicher Unternehmungen 
es auch, daß es ſehr vielfach an einer geeigneten Vor— 
ildung für ihre Beamten fehlt. Insbeſondere der nötige 
aufmänniſche Geiſt iſt oft nicht vorhanden, die Beamten 
aben eine einſeitig techniſche oder juriſtiſche Ausbildung, 
ind in der Regel niemals in privaten Unternehmungen 
ätig geweſen und kennen nicht das genaue Kalkulieren, 
hie es das privatwirtſchaftliche Ertragsſtreben mit ſich 
ringt. Auch findet häufig im Intereſſe des Aufrückens 
in zu ſtarker Wechſel der Beſchäftigung und des Wohn— 
itzes ſtatt — den älteren Beamten müſſen allmählich die 
ngenehmeren Wohnorte zugewieſen werden —, namentlich 
ie leitenden Beamten find oft nicht genügend eingearbeitet. 
luch die lebenslängliche Anſtellung der meiſten Beamten 
oft ein Hindernis. Aus allen dieſen Gründen iſt in 
er Verwaltung die private Unternehmung überlegen. 
In der Stellung der Handarbeiter tritt wiederum 
er Unterſchied zwiſchen öffentlicher Unternehmung und 
ffentlicher Wirtſchaft deutlich zutage. Bei den erſteren, 
nsbeſondere im Bergbau und bei Staatsfabriken, iſt die 
Stellung der Arbeiter ganz wie in privaten Unternehmun⸗ 
en. Nur fühlt der Staat oft, nicht immer, die Verpflich⸗ 
ung, 0 Unternehmungen in ſozialer Hinſicht als Muſter⸗ 
eb e zu verwalten und leiſtet daher viel in Fürſorge, 
penſionen, Unterſtützungen. Die Stellung der öffentlichen 
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Körperſchaften als Arbeitgeber den großen Scharen der 
Handarbeiter gegenüber führt aber zu manchen ſchwierigen 
Problemen. Je mehr dieſe Betriebe den Charakter öffent⸗ 
licher Wirtſchaften haben, je weniger der Erwerbszweig bei 
ihnen im Vordergrund ſteht, um ſo mehr ſollte auch bei 


den Arbeitern das Beamten verhältnis an Stelle des 
freien Arbeitsvertrags hervortreten. Das war auch vor 
dem Kriege zum Teil der Fall. Seit der Revolution 


haben aber namentlich die Eiſenbahner das Prinzip des 


freien Arbeitsvertrags, die Koalitionen und Arbeitseinftel- 
lungen, um möglichſt günſtige Arbeitsbedingungen durch⸗ 
zuſetzen, rückſichtslos zur Anwendung iR Ahnlich a 


bei der Poſt. Die Arbeiter folgen hier 
ſchränkt dem Erwerbsſtreben, 7210070 fie es k 


e 


Unternehmern bekämpfen. Derartige Verhältniſſe ſind um- 
ſo weniger haltbar, je mehr die öffentlichen Betriebe den 
Charakter als Unternehmungen verlieren und als Wirt⸗ 


ſchaften im Allgemeinintereſſe betrieben werden ſollen. 


So wird es immer mehr notwendig werden, auf dieſen 
Gebieten insbeſondere das Recht der Arbeitseinſtellung ab: 


zuſchaffen und an die Stelle des privatrechtlichen Arbeits⸗ 


vertrages einen öffentlichrechtlichen Beamtenvertrag zu 
ſetzen. Eventuell iſt hier auch der Ort, durch Einrichtung 
der ſog. techniſchen Nothilfe in Verbindung mit einer alle 


gemeinen Arbeitspflicht und einem Arbeitsjahr im Dienſte 


der Offentlichkeit, das an Stelle der allgemeinen Militär⸗ 
pflicht zu treten hätte, Erſatz zu ſchaffen, wenn die Ar⸗ 
beiter ſolcher öffentlicher Wirtſchaften ſich nicht den all⸗ 
gemeinen Intereſſen unterwerfen wollen. Natürlich muß 
ihnen durch Anrecht auf Penſion u. dgl. eine Entſchädigung 
für die ihnen verſagte Geltendmachung des privaten Er⸗ 
werbsintereſſes geboten werden. Doch gilt im allgemeinen 
auch hier, was für die Sozialiſierung einzelner Erwerbs⸗ 


zweige gilt: in einem im ganzen auf dem privaten Ertrags⸗ 


ſtreben beruhenden Wirtſchaftsleben ſind andersartige Or⸗ 3 : 


ganiſationen ſchwer einzufügen. 


Je mehr nun auf Grund von Scszialiſierungen die 4 
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öffentlichen Betriebe zunehmen, um ſo mehr werden ſich 
alle dieſe Probleme verſchärfen. Die öffentlichen Körper— 
ſchaften ſind als Arbeitgeber oft leichter geneigt, den 
Wünſchen ihrer Arbeiter und Angeſtellten auf Lohnerhöhun⸗ 


gen nachzugeben, weil ſie nicht ſo wie der private Unter aan. 


nehmer auf Rentabilität ſehen müſſen. Etwaige Verluſte 
muͤſſen eben die Steuerzahler tragen. Namentlich jetzt in 
der Nachkriegszeit, wo Rechnen und Sparen im Staats— 
haushalt verloren gegangene Begriffe zu ſein ſcheinen, 
macht ſich das geltend. Es iſt ſchon möglich, daß hier einer 
der Gründe für das ſtarke Verlangen vieler Arbeiter nach 
Sozialiſierung liegt. Sie können, um es in ihrer Sprache 
auszudrücken, die öffentlichen Wirtſchaften als Arbeitgeber 
leichter mit ihren Lohnforderungen und durch ihre Gewerk— 
vereine ausbeuten als die privaten Unternehmer. Dieſe 
würden ſchließlich ihre Betriebe ſchließen, von den Betrieben 
öffentlicher Körperſchaften erwartet man das nicht. Die 
Arbeiter, die ſo vorgehen, vergeſſen aber dabei, daß ſie da— 
mit ihrer Klaſſenſolidarität und damit der einzigen Grund— 
lage ihrer politiſchen Macht das Grab graben. Denn es 
wird ſich dann allmählich ein ſcharfer Gegenſatz zwiſchen 
den Arbeitern ſozialiſierter und nicht ſozialiſierter Betriebe 
entwickeln. 
Deshalb tun auch die Arbeiter beſſer daran, ſich mit 
der unvermeidlichen Weiterbildung des Arbeitsrechts in den 
ſozialiſierten Erwerbszweigen zu beſchäftigen. Die beſten 
Formen dafür ſind noch nicht gefunden, das wird auch 
wohl noch einer längeren Entwicklung bedürfen. Aber es 
iſt unvermeidlich, daß in den öffentlichen Betrieben, na⸗ 
mentlich ſolchen, die für die Allgemeinheit lebenswichtig 
ſind, die Arbeiter und Angeſtellten eine andere Stellung 
einnehmen als in privaten Unternehmungen. Sie müſſen 
als Beamte oder Halbbeamte oder Beamtenanwärter einem 
beſonderen Beamtenrecht unterſtellt werden, das, genau 
wie bei den höheren Beamten, den Streik ausschließt. Es 
liegt dann aber die Schwierigkeit vor, die angemeſſene Ent- 
lohnung außerhalb des freien Spiels von Angebet und 
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Nachfrage zu finden. Bei Lal bei be 8 Er⸗ 
werbsintereſſe der Unternehmer ausgeſchaltet wird, ſollte 
auch das der Arbeiter ausgeſchaltet ſein. Die ſich einem 
ſolchen Berufe zuwenden, ſollten ſich von vornherein klar 
darüber ſein, daß ſie als Träger öffentlicher Funktionen 
eine andere Stellung einnehmen als die im freien Tauſch⸗ 
verkehr angeſtellten Arbeiter. Sie haben andere Pflichten, 
aber auch andere Rechte, ſie können bei genügender Lei⸗ 
ſtung, die meiſt vorher durch Prüfungen feſtgeſtellt wird, 
nicht ſo leicht entlaſſen werden, Penſionen u. dgl. ſind ihnen = 
geſichert uſw. Ein Aufrücken in höhere Stellungen ſollte 
auch hier bei beſonderen Leiſtungen mehr erleichtert werden, 
überhaupt ſchablonenhafter Betrieb mehr als bisher ver⸗ 
mieden werden, was vor allem von den Leiſtungen der 
höheren Beamten abhängt. Dieſe dadurch zu intereffieren, 
daß man ihnen fo hohe Gehälter zahlt wie den Leitern pri⸗ 
vater Unternehmungen — in Rußland hat man ſich ja 
in vielen ſozialiſierten Erwerbszweigen dazu gezwungen ge⸗ 
ſehen —, empfiehlt ſich aber nicht. Lieber ſoll man bei 
ſolchen Tätigkeiten die Sozialiſierung unterlaſſen. Wo dieſe 
Platz greift, ſollte das private Erwerbsſtreben auch bei 
den Angeſtellten ausſchalten. An ſeine Stelle ſollte, natür⸗ 
lich bei auskömmlicher Beſoldung, der Gedanke der öffent⸗ 
lichen Pflicht treten. Nur auf dieſem Wege iſt es möglich, 
daß ſich das private Erwerbsſtreben allmählich auf imm 
mehr Gebieten ausſchalten läßt und immer mehr einem 
öffentlichen Pflichtbewußtſein Platz macht, ſo daß fi 
dann ſchließlich eine neue Wirtſchaftsordnung darauf au 
bauen kann. Davon ſind wir heutzutage freilich weit 
entfernt als je. Es iſt ſicher, daß eine neue Wirtſchaftsor 


noch ſo viele Organiſationen künſtlich eingerichtet werd 
' kann, . daß ſie mit einer ganz ane gr 


a bann einen neuen 1 sozialen Ae bauen. 
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5. Die Grenzen öffentlicher Betriebe und 
3 Unternehmungen. 

= 


Auf Grund unſerer Erörterungen in den beiden vori— 
gen Abſchnitten laſſen ſich nun einigermaßen die Grenzen 
für die Anwendbarkeit öffentlicher Betriebe überhaupt und 
Unternehmungen im beſonderen ziehen. Offentliche Unter— 
nehmungen haben die Nachteile der Kapitalgeſellſchaften 
in verſtärktem Maße. Die Leitung iſt noch ſchwerfälliger, 
das Intereſſe der Leiter noch geringer und daher iſt die 
öffentliche Unternehmung überall da nicht geeignet, wo es 
auf raſche Entſchließungen, ſcharfes Kalkulieren und ſchnel— 
8 Disponieren ankommt. In Unternehmungszweigen, 
in denen Konjunkturenſchwankungen, wechſelnde Markt— 
verhältniſſe, techniſche Fortſchritte und dadurch bewirkte 
Produktionsveränderungen eine große Rolle ſpielen, iſt die 
fentliche Unternehmung nicht am Platze. Überall, wo 
e Koſten und die Preiſe ſtarken Schwankungen ausgeſetzt 
nd, iſt ſie nicht geeignet. Einmal deswegen, weil die bu— 
aukratiſche Leitung nicht imſtande iſt, den Betrieb häu— 
gen Koſtenſchwankungen anzupaſſen, zweitens, weil über: 
tupt die Preiſe der Leiſtungen öffentlicher Unternehmun⸗ 
en in der Regel auf längere Zeit einheitlich feſtgelegt 
erden müſſen. Auch eine geordnete ſtaatliche Finanz— 
tſchaft wird dadurch ſehr erſchwert, wenn bei den öffent⸗ 
n Unternehmungen in einem Jahr große Gewinne, 
anderen Verluſte, wie bei privaten Unternehmungen, 
kommen. Schon vor dem Kriege erſchwerten z. B. die 
ßen ſtaatlichen Erwerbsunternehmungen Preußens im 
gleich mit anderen Staaten die Aufſtellung des Staats⸗ 
inſchlages. 

Man kann dieſe Grenze für öffentliche Unternehmungen 
ch ſo ausdrücken: eine Wirtſchaftstätigkeit eignet ſich 
weniger für öffentliche Unternehmungen, je weniger 
ach beſtimmten, von der Regierung oder den Vor⸗ 
tzten erlaſſenen Vorſchriften und Regeln, kurz nach 
nem beſtimmten Schema betrieben werden kann. Und das 
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gilt heute für weitaus die meiſten Unternehmungszweige. . 
Daß ſich für den Betrieb von Eiſenbahnen, von kommu⸗ 
nalen Licht⸗ und Kraftanlagen die öffentliche Unternehmung 
im allgemeinen bewährt hat, darf nicht zu Verallgemeine⸗ 
rungen führen, daß nun deswegen überhaupt die Erſetzung 
privater Unternehmungen durch öffentliche zweckmäßig ſei. 
Vielmehr iſt es, wenn ſich Mißſtände in einem privaten 
Unternehmungszweige herausſtellen, erforderlich, zu er⸗ 
wägen, ob die Sozialiſierung notwendig iſt oder ob es nicht 
andere Arten der Regelung gibt, um Mißbräuche pie ; 
Unternehmungen zu verhüten. 1 
Es kommt noch hinzu, daß die Umwandlung privater 1 
Unternehmungen in öffentliche ja überall im Wege der 
Entſchädigung der bisherigen Beſitzer gedacht iſt. Über 
die Schwierigkeiten, die das macht, und die Schädigungen, 
die daraus für die Volkswirtſchaft entſtehen, geht man 
heutzutage ſehr leicht hinweg. Die Entſchädigung feſt⸗ 
zuſetzen, iſt ſehr ſchwierig und namentlich bei den heute 1 
Veränderungen des Geldwertes abſolut willkürlich. Wollte 
man die Unternehmungen, z. B. die Kohlenzechen, nach 
ihrem heutigen Werte abſchätzen, ſo kämen ungeheure 
Summen heraus, die der Staat bezahlen müßte. Und 
womit könnte er ſie bezahlen? Was ſind noch ſo hoch ver ; 
zinsliche Schuldverſchreibungen eines durch Krieg, innere 
Mißwirtſchaft und erdrückende Friedensbedingungen ban⸗ a 
kerotten Staates wert? Wollte man die bisherigen Beier 
aber durch Effekten abfinden, die auf ihren bisherigen 
Beſitz ſelbſt baſiert ſind, was wäre dann eigentlich ge⸗ 
ändert, wenn die Unternehmungen nach ihrem wirklichen 
Werte "angerechnet werden? Höchſtens hätte der Staat das 5 
Riſiko zu übernehmen, wenn die Betriebe die erforderlichen a 
Zinſen nicht aufbringen, was heute nichts weniger als un⸗ 
wahrſcheinlich iſt. Wie auch die Vorbeſitzer abgefunden wer⸗ 
den, immer werden dadurch unendliche Mengen neuer 1 
Effekten auf den Markt kommen, und es wird zu großen 
Vermögensverſchiebungen kommen, die immer volkswirk⸗ 
ſchaftlich ungünſtig wirken. 5 BE 
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Tbeigkeien, z. B. die Verſorgung mit Elektrizität, den 
privaten Unternehmungen entzogen und öffentlichen Betrie— 
ben, ſei es als Unternehmungen, ſei es als Wirtſchaften, 
übertragen werden. Aber im allgemeinen iſt die öffentliche 
Unternehmung ſicherlich nicht das Ziel der ganzen wirt⸗ 
chaftlichen Entwicklung. Die Grenzen ihrer Anwendung 
ind zu eng, und bei den wenigen Fällen, wo ſie angewendet 
werden kann, bedeutet ſie keine Anderung unſerer Wirt— 
chaftsordnung. Daß man in der Landwirtſchaft in 
abſehbarer Zeit nicht an Sozialiſierung denken kann, wird 
mmer allgemeiner eingeſehen. Aber wie will man die un— 
ünftigen Wirkungen des Kapitalismus beſeitigen, wenn 
nsbeſondere auch der Handel nach wie vor individual— 
virtſchaftlich betrieben wird, wenn Waren- und Effekten⸗ 
pekulationen, in denen viel größere Gewinne erzielt werden 
önnen als in der Produktion, ebenſo weiter betrieben wer— 
den können wie bisher? Gegenüber ihren utopiſchen End— 
ielen verabſäumten die Sozialiſten ſehr viel näherliegende 
ind leichter zu löſende Aufgaben. 

Von ſeiten der Sozialiſten wird Sozialiſierung der 


rauf empfohlen, daß die Arbeiter nicht mehr für das pri— 
te Kapital, das ſie ihrer Anſicht nach ausbeutet, ar— 
iten wollen, daß aber ihre Arbeitsfreudigkeit und Arbeits⸗ 
ſtung ſtark zunehmen würde, wenn fie für eine „Gemein— 
rtſchaft“ tätig wären. Mit dieſem Argument glaubt der 
ozialismus feine Behauptung von der größeren Produk⸗ 
ität der ſozialiſtiſchen Wirtſchaft trotz geringerer Arbeits— 
t ſtützen zu können. Wir wollen dieſen Geſichtspunkt 


i Vollſozialiſierung und auch da nur dann, wenn 
gemein der Begriff der Erfüllung einer öffentlichen 
Pflicht bei der Arbeit durchgedrungen iſt. Bei der heu⸗ 
igen Arbeitsunluſt aber würde eine ſchwere wirtſchaftliche 
Kataſtrophe die Folge ſein. Bisher hat man jedenfalls 
ch nicht das geringſte davon geſehen, daß die e 


| eiefmann, . 


oßen Unternehmungen namentlich auch mit dem Hinweis 
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eineswegs gering ſchätzen. Aber er gilt eben wiederum nur 
hei N 
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bei den Eiſenbahnen, in Staatsbergwerken uſw. deswegen 
lieber und intenſiver arbeiteten, weil ſie wiſſen, daß ihre 


Erträge der Geſamtheit und nicht einzelnen Kapitaliſten 


zugute kommen. Einen derartigen Geiſt allmählich zu er⸗ 
ziehen, iſt vielmehr, wie wir oben ſahen, erſt unſere Auf⸗ 


gabe. Aber ſolange die Arbeiter nur das Erwerbsſtreben 


der Kapitaliſten beſeitigen wollen, ſelbſt aber ihm ungehemmt 
folgen, werden faft alle . Lage enn Schiffbruch a. 


die e der 9 weit 1 pre 
iſt oder wo Monopolbildungen, Kartelle und Truſts, eine 
große Rolle ſpielen. Solche Erwerbszweige werden als 
„ſozialiſierungs reif“ bezeichnet und die eingeſchwo⸗ 
renen Sozialiften, verſtrickt in dem Gedanken, daß die So⸗ 
zialiſierung die ſelbſtverſtändliche nächſte Entwicklungsſtufe 
ſei, unterſuchen dann gar nicht weiter, ob ſich die betr. 


Tatigkeit auch für den Betrieb durch öffentliche Körpers 


ſchaften eignet. So gilt denn die ganze Montaninduſtrie, 


die chemiſche Großinduſtrie, die elektrotechniſche Induſtrie, 
ohne weiteres als „ſozialiſierungsreif“. Dieſe Auffaſſung, 
überhaupt die oft als Axiom aufgeſtellte Behauptung, daß 
öffentliches Monopol unter allen Umſtänden beſſer ſei 

als Privatmonopol, iſt gerade auch von dem heute mehr 
als je entſcheidenden Standpunkt größter Produktivität aus 
nicht ſtichhaltig. Die Erfahrungen, die man bisher mit öf⸗ 
fentlichen Betrieben im Bergbau gemacht hat, ſind jeden⸗ 
falls ſehr ungünſtig. Die Verwaltung war bedeutend koſt⸗ 
ſpieliger und ſchwerfälliger als bei privaten Unternehmun⸗ 


gen. Noch viel mehr würde das ohne Zweifel in der Eiſen⸗ 


induſtrie, der chemiſchen Großinduſtrie uſw. zutage treten, 
Erwerbszweigen, bei denen das kaufmänniſche Element, 
raſche Dispoſition, Einſtellung auf neue techniſche und 
kommerzielle Verhältniſſe, eine noch viel größere Rolle 


ſpielt als beim Bergbau. 


Von den Sozialiſten wird zur Begründung ihrer For⸗ 
derungen auf den „anarchiſchen“ Zuſtand der Produktion 
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in der individualiſtiſchen Wirtſchaftsordnung hingewieſen, 
die Tatſache, daß die iſolierten Produzenten ins Blaue hinein 
produzieren und ſich oft über die Abſatzmöglichkeiten täu⸗ 
ſchen. Es wird die Überkapitaliſation in manchen Erwerbs⸗ 
zweigen, die ungenügende Ausnutzung der Produktions- 
anlagen betont, auf die Zeiten der Kriſen und Arbeits- 
loſigkeit hingewieſen und behauptet, daß ſich alles das in 
einer von oben herab geleiteten Wirtſchaft vermeiden laſſe. 
Namentlich für die Produktions⸗ und Abſatzkriſen, in denen 
die Unternehmer ihre Waren nicht abſetzen können, während 
tatſächlich Hunderttauſende Mangel leiden, ſie aber wegen 
zu geringen Einkommens nicht kaufen können, wird die ins 
dividualiſtiſche Wirtſchaftsordnung verantwortlich gemacht. 
Wir haben oben ſchon davon geſprochen Gapitel 1, 6). 
In dieſer Hinſicht behaupten die Sozialiſten eine außer⸗ 
ordentliche Überlegenheit des öffentlichen Betriebes, ſei 
es in Form der Wirtſchaften oder der Unternehmungen, 
wenn er nur das ganze betreffende Gewerbe umfaßt. 
Es iſt nun kein Zweifel, daß das private Ertragsſtreben 
keineswegs die Sicherheit gewährt, daß alle Güter dem 
jeweiligen Bedarf entſprechend hergeſtellt werden, daß 
vielmehr ſehr oft namentlich Produktionsmittel herge— 
ſtellt werden, die wenig oder gar nicht ausgenützt werden 
können, daß daher manche Unternehmungszweige in der Tat 
an einer ſtarken Überkapitaliſation leiden. Auch iſt es rich- 
tig, daß zu den Zeiten, als Marx und Rodbertus ſchrieben, 
als auch die Arbeiter noch nicht ſo gut organiſiert waren 
wie heute, die Kriſen in der Tat in gewiſſem Umfange 
auf eine Unterkonſumtion der Arbeiter wegen zu 
geringer Löhne zurückgeführt werden konnten. Inzwiſchen 
haben aber die Unternehmer ſelbſt viel zur Abſchwächung 
der Kriſen getan — insbeſondere wirkten dafür die Kar⸗ 
telle —, das Wirtſchaftsleben war im allgemeinen viel 
ö gleichmäßiger geworden als früher, und die Konjunktur⸗ 
ſchwankungen waren, außer auf natürliche Verhältniſſe, 
wechſelnde Ernten, auf techniſche Fortſchritte, die manche 
Induſtrien umgeſtalteten, und auf politiſche e 
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zurückzuführen. Allerdings ift es denkbar, daß i in manchen 4 
Produktionszweigen einheitliche öffentliche Betriebe in Ver⸗ 
bindung mit einer guten Produktions- und Konſumtions⸗ 
ſtatiſtik noch eine beſſere Anpaſſung der Produktion an 
den Bedarf ermöglichen würden, und vielleicht könnte man 
dafür auch die größere Uniformierung des Bedarfs, die 
damit eintreten würde, in den Kauf nehmen. Hätte man 
für eine beſſere Einkommensverteilung geſorgt, ſo hätte 
man auch in der individualiſtiſchen Wirtſchaftsordnung 
ein hohes Maß von Anpaſſung des Angebots an die 
Nachfrage erreichen können. Aber in allen den Produktions⸗ 
zweigen, wo man auf Rohſtoffe angewieſen iſt, deren 
Preiſe mit wechſelnden Ernten ſtark ſchwanken, oder bei 
denen techniſche Fortſchritte noch eine große Rolle ſpielen, ö 
muß die obrigkeitliche Beſtimmung, wieviel produziert 
werden ſoll, verſagen. Wie ſoll auch die Produktion regu⸗ 
liert werden, deren Rohſtoffe aus dem Auslande zu 
wechſelnden Preiſen eingeführt werden müſſen, wo man 
aber die Kaufkraft für die Produktion zu etwa notwendig 
werdenden höheren Preiſen nicht kennt? Umgekehrt Die 
heute jo wichtige Produktion für die Ausfuhr? | 
So könnte noch eine Unmenge von Fragen aufgeworfen 1 
werden, die in einer im übrigen individualiſtiſch wirt- 
ſchaftenden Welt ſowohl die Sozialiſierung einzelner Wirt⸗ 
ſchaftszweige in einem Lande als auch die Vollſozialiſierung \ 
in abſehbarer Zeit unmöglich machen. Vielleicht daß ein⸗ ’ 
mal eine Zeit kommt, in der techniſche Fortſchritte, der 
Hauptgrund der Konjunkturenſchwankungen in den letzten 
Jahrzehnten, keine Rolle mehr ſpielen, auch die Bevölke⸗ 
rung viel ſeßhafter geworden iſt als heute und ſich mit einer 
höchſt gleichförmigen Bedarfsverſorgung unter Verzicht auf 
die Befriedigung beſonderer individueller Bedürfniſſe zu⸗ 
friedengibt. In einer ſolchen Zeit allgemeiner wirtſchaft⸗ 
licher Stagnation mag eine Sozialiſierung, eine n N 
a von oben herab, möglich Ns 1 2 
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Zuständen, die ſich durchaus im Rahmen der heutigen in— 
dividualiſtiſchen Wirtſchaftsordnung verwirklichen ließen, 
das iſt ſehr zu bezweifeln. Ich glaube nicht, daß es dem 
kulturellen Fortſchritt dient, wenn die Menſchen zwar viel⸗ 
leicht etwas weniger angeſpannt arbeiten, aber dafür bis 
ins einzelne vorgeſchrieben erhalten, was und wieviel ſie 
verbrauchen dürfen. Ich glaube, daß es nur den allge⸗ 
meinen Stumpfſinn fördert, wenn die Menſchen nicht ge— 
zwungen ſind, ihre Kräfte wirklich anzuſpannen, wenn 
der Stolz, mehr zu erreichen als ein anderer, fehlt, wenn 
keine neuen Bedürfniſſe den Menſchen neue Ziele ſetzen. 
Man kann die Mängel der heutigen Wirtſchaftsord— 
nung, die ungünſtige Lage der Arbeiterklaſſe noch ſo ſehr 
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wenn ſie einfeitig in einem einzelnen Lande vorgenommen 


Wirtſchaftsordnung bleibt. Was im Rahmen dieſer zu 
ihrer Verbeſſerung heute geſchehen kann, davon ſoll a 
Schluſſe noch kurz die Rede ſein. 


6. Was kann geſchehen? 

Man muß alſo ſtets im Auge behalten, daß Soziali⸗ 
ſierung einzelner Erwerbszweige inmitten einer ſonſt in- 
dividualiſtiſchen Wirtſchaftsordnung nicht leichtfertig be— 
ſchloſſen werden darf, ſondern daß ſie immer nur die 
ultima ratio ſein ſollte, wenn alle ſonſtigen Mittel, vor⸗ 


Kartellen und Truſts eine ſo große Rolle ſpielen, hat der 
Staat aber offenbar noch mancherlei Mittel in der Hand, 
und es iſt ſehr fraglich, ob nicht ein öffentliches Monopol 
auf die Dauer ungünſtiger wirkt als ein durch ſtaatliche 
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anerkennen, ſolange man nicht alles verſucht hat, fie auf 
der Grundlage der heutigen Wirtſchaftsord⸗ 
nung zu verbeſſern, ſind Beſtrebungen, dieſe zu beſeitigen, 
auf der Grundlage jo unklarer Verbeſſerungsvorſchläge, wie 
ſie der Sozialismus bisher geliefert hat, ein nationales 
Verbrechen. Sie ſind ein um ſo größeres Verbrechen, 


werden, während die übrige Welt bei der individualiſtiſchen 


handene Mißſtände zu beſeitigen, verſagt haben. Gerade 
den privaten Monopolbildungen gegenüber, die heute in den 
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Eingriffe in Schranken gehaltenes und W Privat⸗ 0 


monopol. Solche beſchränkende Maßregeln ſind jedenfalls 
die erſte Aufgabe der heutigen Wirtſchaftspolitik. Je mehr 
monopoliſtiſche Vereinigungen, Kartelle, Truſts u. dgl. 


zunehmen, um ſo häufiger wird der Staat in die Lage ver⸗ 
ſetzt werden, in die großen privaten Unternehmungen und 


ihre Beziehungen regelnd und beſchränkend einzugreifen. 
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Mittel der Zollpolitik ſtehen ihm hier in erſter Linie zur 
Verfügung. Länder mit Staatsbahn ſyſtem haben auch in 


den Tarifen der Verkehrsanſtalten ein ee Mittel 
an der Hand, Mißbräuchen der monopoliſtiſchen Vers 
einigungen entgegenzuwirken. An letzter Stelle ſtehen immer 
ſtaatliche Preisfeſtſetzungen. Sie ſind, namentlich wenn 
es ſich um Güter und Leiſtungen handelt, die nicht häufigen 


Preisſchwankungen unterliegen, immer noch ein einfacheres 


und zweckmäßigeres Mittel, als für die Verſtaatlichung 
einzelner Erwerbszweige Milliarden aufzuwenden. Sicher⸗ 
lich wird die Zahl der Unternehmungszweige, die in dieſer 
Weiſe durch öffentliche Überwachung, eventuell durch ftaate 


liche Preisfeſtſetzungen geregelt werden, mit der Zeit noch 


größer werden. Es iſt auch gewiß erwünſchter, das pri⸗ 
vate Ertragsſtreben unter ſtaatlicher Aufſicht und Regelung 
im Intereſſe der Allgemeinheit ſich entfalten zu laſſen, als 
öffentliche Unternehmungen zu ſchaffen, die in den meiſten 6 
Fällen Zwitterdinge ſind, weil der Staat einerſeits mit 
ihnen möglichſt hohe Einnahmen ſich verſchaffen, ſie aber 
gleichzeitig im öffentlichen Intereſſe verwalten ſoll. Wenn 
er ſie aber als öffentliche Wirtſchaften betreibt, iſt es, 
wie wir ſehen, ſchwierig, die Wirtſchaftsführung und die N 
Preisfeſtſetzungen dem fonft durch das private Ertrags⸗ 
ſtreben beherrſchten Tauſchverkehr anzupaſſen, die Preis⸗ 9 
feſtſetzungen werden Gegenſtand wirtſchaftspolitiſcher In⸗ 
tereſſenkämpfe bei den geſetzgebenden Körperſchaften, und 
Wirtſchafts⸗ und Staatsverwaltung werden jo in uner⸗ 


wünſchter Weiſe verquickt. 


Aus alledem ergibt ſich die Schwierigkeit, ja, man 9 
kann ne: jagen die Unmöglichkeit, eine neue e Wee 1 
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ordnung einzuführen. Gewiß, für einzelne Erwerbszweige 
Übernahme durch den Staat zu vollziehen oder dafür kom— 
plizierte Selbſtverwaltungskörper zu ſchaffen, in denen viel 
geredet und wenig gearbeitet wird, iſt leicht. Aber nicht 
einmal die heutige Wirtſchaftsordnung zu zerſtören hat 
der Sozialismus und Kommunismus vermocht, ſelbſt in 
Rußland nicht. Im Gegenteil — und dasſelbe ſehen wir 
in kleinerem Maßſtabe auch bei uns — je mehr der Volks⸗ 
wirtſchaft durch Fan ne utopiſche Experimente und 
falſche Eingriffe Wunden geſchlagen werden, je mehr der 
geordnete Gang des Wirtſchaftslebens und der Preisbildung 
geſtört wird, wofür natürlich in letzter Linie der Krieg 
verantwortlich iſt, um ſo ſchärfer treten die wirklichen Ge⸗ 
Fer ihres Organiſationsprinzips, des Ertragsſtrebens, 
hervor. Um ſo ſchärfer wird die Gewinnſucht und das 
Streben, andere zu übervorteilen, um fo mehr läßt die Ehr- 
lichkeit im kaufmänniſchen Verkehr nach, um ſo rückſichts⸗ 
loſer betätigt ſich die Spekulation und der Egoismus, um 
fe größer wird der Gegenſatz zwiſchen arm und reich, um 
ſo häufiger der Mißbrauch der politiſchen Macht zu eigen— 
nützigen Zwecken. Kurzum, der Verſuch, den Sozialismus 
gewaltſam zur Durchführung zu bringen, hat nur den In⸗ 
dividualismus auf die Spitze getrieben und ſeine Gefahren 
verſchärft. Aber es iſt eine Utopie zu glauben, daß man 
von der individualiſtiſchen Wirtſchaftsordnung loskomme, 
ſolange der Kampf ums Daſein ſo ſcharfe Formen an⸗ 
nimmt wie gerade jetzt, und es iſt eine große Leichtfertig⸗ 
keit zu glauben, daß man von ihr loskomme, indem man 
Organiſationen ſchafft, die den Unternehmer ausſchalten 

ollen. Die Arbeiter in ihrem durch falſche Theorien über⸗ 
riebenen Klaſſenbewußtſein verkennen, daß der Gegenſatz 
on Arbeiter und Unternehmer nur einer der Gegenſätze 
n den wirtſchaftlichen Kämpfen iſt, ſie verkennen, daß die 
Sozialiſierung einzelner Erwerbszweige die individualiſtiſche 
Wirtſchaftsordnung noch lange nicht aufhebt. Die Prin⸗ 
zipien, nach denen ſie durch eine andere erſetzt werden kann, 
hat aber noch niemand aufgeſtellt. 
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Wenn daher der Sozialismus die E Ab aufſtell, 5 
daß die Wirtſchaft nicht mehr Sache des einzelnen ſein 
ſoll, ſondern der Geſamtheit — das iſt die ſehr treffende 
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kurze Formel, auf die W. Rathenau (Von kommenden 
Dingen) die wirtſchaftlichen Forderungen des Sozialismus g 
gebracht hat — fo kann das beſtenfalls als ein Ideal für 
eine ferne Zukunft bezeichnet werden, obwohl es mir auch 
dann mehr als zweifelhaft erſcheint, ob die Menſchen zu⸗ 
friedener und glücklicher ſein werden, wenn jeder für die f 
anderen arbeitet und ſeinen Anteil am gemeinſamen Pro⸗ 
dukt nach irgendwelchen bis heute noch nicht ausgeklügel⸗ 
ten Verteilungsgrundſätzen erhält. Unter den heutigen Ver⸗ 
hältniſſen, namentlich in Deutſchland, ſind derartige Vor⸗ 
ſchläge — das erkennen ja auch die Arbeiter immer meh 
ſelbſt — eine Utopie, und wenn fie gar von einem M | 
wie W. Rathenau ausgehen, der nicht nur im praktiſe N 
Leben, ſondern auch gleichzeitig literariſch (Vom Aktien 
weſen) die gerade entgegengeſetzte Stellung einnimmt, ſo iſt 
das eine ſchwer verſtändliche Leichtherzigkeit. Und vor allem 
überſieht man, daß dieſer Forderung nur durch Vollſoziali⸗ 
ſierung Genüge geſchehen könnte, nicht aber durch Soziali⸗ 
ſierung einzelner Erwerbszweige, die deswegen doch in de 
Rahmen der durch den freien Tauſchverkehr bejiätknie 
Preisbildung hineingeſtellt bleiben. 

Es iſt daher höchſt bedauerlich, daß die ſozialiſtiſch 
Arbeiterſchaft, in falſchen ökonomiſchen Anſchauungen be⸗ 
fangen, an denen aber nicht der Sozialismus an ſich, ſon⸗ 
dern die ökonomiſche Wiſſenſchaft die Schuld trägt, imn 
noch mit einer ſolchen Zähigkeit an den Plänen einer 
zialiſierung des Kohlen- und Kalibergbaus feſthält, als 
damit für die Arbeiterklaſſe oder gar für die ganze Vo 
wirtſchaft irgend etwas gewonnen ſei. Die meiſt ungünſt 
Lage und teuere Verwaltung der bisherigen fiskaliſe 
Zechen ſollten doch ein warnendes Beiſpiel ſein. Niem 
wird es den Bergarbeitern mißgönnen, wenn ſie im R 
men der Geſetze und durch ihre Koalitionen eine mögli 
hohe Entlohnung für ihre ſchwere Arbeit zu erlangen ſu 


Andererſeits können ſtaatliche Preisfeſtſetzungen und Über: 
wachung der Betriebe ſehr wohl verhindern, daß die Unter— 
nehmer Lohnerhöhungen verdoppelt und verdreifacht auf 
die Preiſe ſchlagen und übermäßig hohe Gewinne erzielen. 
Aber was hilft es, in dieſem Gewerbe den privaten Unter— 
nehmer, ſei es mit, ſei es ſelbſt ohne Entſchädigung aus⸗ 
zhꝛuſchalten, wenn daneben in anderen Produktionszweigen 
das private Gewinnintereſſe uneingeſchränkt erhalten bleibt, 
und wenn ohne jede Produktion durch Handel und in noch 
höherem Grade durch Spekulation noch ſehr viel größere 
Gewinne erzielt werden! Solange der Staat das Über— 
wuchern des Handels und der Spekulation fo wenig einzus 
dämmen vermag wie heutzutage, ſolange es ihm, trotz aller 
Steuergeſetze, jo wenig wie heute gelingt, Kriegs- und 
Revolutionsgewinne gerade der großen Kapitaliſten wirklich 
zu erfaſſen, iſt es der Gipfel der Naivität zu glauben, es 
könne durch Überführung einzelner Produktionszweige in 
den Beſitz der öffentlichen Körperſchaften etwas im Wirt⸗ 
ſchaftsleben gebeſſert werden. Es liegt in den ſozialiſtiſchen 
Vorſchlägen, auch wenn ſie ſtatt direkter ſtaatlicher Bes 
triebe öffentliche Selbſtverwaltungskörper fordern, eine 
derartige Überſchätzung der Leiſtungsfähigkeit des Staates, 
eine derartige Unterſchätzung der Gefahren einer Verquik⸗ 
. kung von Staatsverwaltung und Wirtſchaft, wie ſie in 
einem politiſch fo unreifen Volke wie dem deutſchen nach 
beiden Richtungen hin beſonders gefährlich ſein muß. 
Aber ſoll deshalb das Verhältnis zwiſchen Kapital und 
Arbeit ſo beſtehen bleiben, wie es bisher war? Sind 


mens⸗ und Vermögensverſchiedenheiten, über zu geringe 
Entlohnung der körperlichen Arbeit, über die Unmöglichkeit 
des Aufſteigens uſw. unberechtigt? Vor dem Kriege waren 
ſie es jedenfalls nicht. Es iſt trotz manchen Verbeſſerungen, 
die namentlich in Deutſchland zu verzeichnen waren, von 


den, um die wirtſchaftliche Lage der Arbeiterſchaft — von 
den un RER EN [et bier ganz a a 


wirklich die Klagen der Arbeiter über allzu große Einkom⸗ 10 


den herrſchenden Klaſſen außerordentlich viel verſäumt wor⸗ 0 
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beſſern. Und dabei wäre es damals bei ſtabilen Wirtſchafts⸗ 1 
verhältniſſen ſo leicht geweſen! Mit im Vergleich mit 


dem, was ſie jetzt hergeben müſſen, verſchwindend geringen 


\ Opfern hätten fich die reicheren Klaſſen den ſozialen Frieden 


erkaufen können. Mit einer ſozialeren Beſteuerung, einem 
geringen Teile der heute den Reichen auferlegten Steuerlaſt, 
etwas mehr ſozialem Verſtändnis und etwas größerem 
Zurückdrängen der Standesunterſchiede — um dieſe gerade 


in Deutſchland ſo wichtige geſellſchaftliche Seite der Frage 


hier nicht unerwähnt zu laſſen — hätte man einen ſehr 


großen Teil der Arbeiterſchaft politiſch und wirtſchaftlich 


zufrieden machen können, und alle, Arme und Reiche, 


hätten in den damaligen geordneten Zuſtänden ſehr viel 


beſſer gelebt, als es ihnen, mit Ausnahme einer ganz 


kleinen Schicht von Schiebern und Spekulanten, die durch 


die Schwäche und Unfähigkeit der Verwaltungsorgane er⸗ 


halten werden, in Deutſchland in abſehbarer Zeit möglich 


ſein wird. Das Unglück aber will es, daß jetzt, wo die 
Arbeiterſchaft die Macht hat, ihre Wünſche durchzuſetzen 


und unter Umſtänden auch ſozialiſtiſche Experimente vor⸗ 


zunehmen, im Zuſtande der Verarmung Deutſchlands es 
ausgeſchloſſen iſt, ihnen eine beſſere materielle Lebens⸗ 


haltung zu ermöglichen. Das Unglück will es ferner, daß 


die Nachkriegszeit mit ihrer Geldentwertung zu einer Spe⸗ 


kulationsepoche geführt hat, in der die Einkommens⸗ und 


Vermögensgegenſätze ſich noch enorm geſteigert haben, 


Spekulanten und Schieber in kürzeſter Zeit Rieſengewinne 
erzielen konnten, was alles natürlich die Angriffe der ⸗ 
beiter auf die heutige Wirtſchaftsordnung noch verſchärft. 


Zwar haben ſie die Macht, ſozuſagen unbegrenzt höhere 


Löhne für ſich bzw. für einige Arbeiterkategorien durchzu⸗ 


ſetzen. Aber es zeigt ſich, daß fie damit doch nicht mehrt 
kaufen können. Mit den Löhnen ſteigen auch die Preiſe. 


Und das kann auch gar nicht anders ſein. Der feine 


Mechanismus des auf Selbſtregulierung eingeſtellten f 


& 


Tauſchverkehrs bewirkt, daß mit den Lohnerhöhungen auch 


das vorhandene Kapital immer knapper wird. Der Zins⸗ 1 


= 
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fuß ſteigt — bei uns wird dieſe Entwicklung nur durch die 
Inflation zurückgehalten, ein großer Teil der höheren Löhne 
wird mit der Notenpreſſe bezahlt, in den andern Ländern 
aber tritt dieſes Steigen des Zinsfußes und der Kapital: 
gewinne deutlich zutage — alle Produktionsmittel werden 
nach einem höheren Ertrage kapitaliſiert, und ſo vergrößert 
ſich automatiſch auch der Kapitalanteil, wenn die Arbeit 
einen höheren Anteil durchzuſetzen vermag. Die Geſetze 
des Tauſchverkehrs laſſen ſich nicht ſo einfach über den 
Haufen werfen, wie der Sozialismus das annimmt. Durch 
| das Sinken des Geldwertes erfolgen wohl große Umſchich- 
tungen von Einkommens- und Vermögensbeſitz, aber den 
g geſteigerten Gewinnen der Landwirtſchaft gegenüber, der 
ſchnellen Erraffung großer Vermögen durch Handel und 
Spekulation gegenüber iſt die öffentliche Unternehmung, 
iſt auch die Gemeinwirtſchaft machtlos. Die ſozialiſtiſchen 
Ideale können da nicht helfen. Da muß man, ſtatt neue 
i e orbnungen zu konſtruieren, ſich feſt auf den 
Boden der gegenwärtigen ſtellen und ſie überhaupt erſt 
einmal verſtanden haben. Was kann dann geſchehen? Da— 
von ſoll noch kurz die Rede ſein. 
Daß die Arbeiter in den Unternehmungen, in denen ſie 
tätig find, einen größeren Einblick in die Geſchäftsführung 
erhalten und daß ſie nicht nur als Arbeitsmaſchinen, als 
„Hände“ angeſehen werden, erſcheint mir ganz ſelbſtver— 
ſtändlich. Auch ein gewiſſes Mitbeſtimmungsrecht bei wich- 
tigen Entſchlüſſen der Leitung dürfte in manchen Fällen 
zweckmäßig ſein. Nur ſo iſt das ſo notwendige Intereſſe 
der Arbeiter an ihrem Betriebe wachzurufen und rege 
zu erhalten, ohne das ein gedeihliches Zuſammenwirken 
der Unternehmer und Arbeiter nicht möglich iſt. Betriebs- 
räte und in den Aktiengeſellſchaften Delegierte der Arbeiter 
in den Aufſichtsrat erſcheinen dafür als die richtige Form. 
In welcher Weiſe ihre Funktionen ausgeſtaltet werden 
ſollen und inwieweit fie bei Arbeitereinſtellungen und =ent- 
laſſungen mitzuwirken haben, das muß erſt allmählich 
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durch die Erfahrung beſtimmt Werden es e auf if 9 
Einzelheiten hier nicht eingegangen werden. ; 
Die Entlohnung der Arbeiter wird heute ſchon i in einem 
größeren Umfange kollektiv beſtimmt, und auch die ſon⸗ 
ſtigen Arbeitsbedingungen werden immer mehr kollektiv 
vereinbart. Der Gefahr, daß die ganze verlangte Arbeits⸗ 
leiſtung nur auf ein Durchſchnittsmaß oder gar auf das 
Maß der Mindeſtleiſtungen eingeſtellt wird, und über 
durchſchnittliche Leiſtungen verhindert oder nicht entſprechend 
entlohnt werden, muß entgegengewirkt werden. Überhaupt 
muß auf dem Gebiet der manuellen Leiſtungen ein u 
großer Einfluß der Maſſe und zu ſtarkes Zurückdrängen 
der Individualitäten verhindert werden. Denn nur dadurch, 
daß der körperlichen Arbeit ihr hordenmäßiger Charakter, 
den der Großbetrieb gezeitigt hat, genommen wird, ka 
auch die ſoziale Achtung vor ihr wieder geſteigert werden 
Das wird von den Arbeitern in übertriebener Schätzung 
ihrer Organiſation und alles „Sozialen“ oft verkannt. 
Viel erörtert wird auch ſeit langem die Frage der 
Gewinnbeteiligung. Unter den Verhältniſſen der R 
volution wollten freilich die Arbeiter nicht allzuviel davon 
wiſſen und ſich lieber durch ihre Organiſationen höhere 
Löhne direkt erkämpfen. Sie mußten dann freilich bald 
erkennen, daß ſie ſich dann doch nicht mehr Bedürfniſſe 
damit befriedigen konnten. Das wird auch durch Gewinn⸗ 
beteiligung einſtweilen nicht ſehr viel anders werden. Und 
doch iſt ſie ein nützliches Mittel, die Arbeiter mehr für 
ihr Unternehmen zu intereſſieren. Wenn einmal wieder eine 
größere Stabilität der Preiſe eingetreten ſein wird, ſind auch 
gleitende Lohnſkalen, Anpaſſung der Löhne an die Preif 
der Produktion, in manchen Induſtrien, namentlich 
feſtgeſchloſſene Kartelle beſtehen, für die Arbeiter u 
für den ſozialen Frieden vorteilhaft. | 
Möglichſt große Stabilität im Wirtſchaftsleben, m 
lichſte Abſchwächung der Konjunkturſchwankungen 1 
jedenfalls vor dem Kriege das Hauptziel, dem die w 


7 


ſchaftliche Entwicklung zuſtrebte, und es iſt kein Zwei 
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. u. dgl. auf Hen 5 Fortschritte acht hatte und 
. daß die Kriſen milder, die wirtſchaftlichen Schwankungen 
geringer geworden waren. Trotz aller Erſchwerungen durch 
die Kriegsfolgen, die Valutaverhältniſſe und die Friedens— 
4 bedingungen wird das auch weiter das Ziel der wirtſchaft— 
liben Entwicklung ſein. Und je mehr das der Fall iſt, um 
ſo mehr werden ſich auch die Arbeiter, ſei es durch Ge— 
5 ben ſei es auch durch Aktienbeſitz — gewöhn— 


oße r Einkommens- und 4 67 
ſchiedenheiten, insbeſondere die Einſchränkung 
arbeitsloſer Einkommen. Sie iſt das eigentliche 
ſoziale Problem. Zu ſeiner Löſung aber den privaten Be— 
ſitz der Produktionsmittel, das Kapital ganz abſchaffen zu 
wollen, heißt das Kind mit dem Bade ausſchütten. Es 


in die unverſtandenen Prinzipien der heutigen Wirtſchafts— 


. des Steuerwef ens. Die Vorkriegszeit hatte 


Auch war die Einkommens⸗ und Vermögensſchichtung keine 
ſo ungünſtige wie in manchen anderen Ländern, dafür 
waren freilich Klaſſengegenſätze und Klaſſendünkel bei uns 
Be ausgebildet als gerade in Amerika, wo die Arbeiter: 


ö e die immer weitere . namentlich der 
z großen Vermögen, nicht gehindert. Was ſoll man 


rdnung einzugreifen. Die Hauptaufgaben liegen auf dem 


dazu ſagen, daß die Progreſſion bei der Einkommenſteuer „ 


BR NEN IE 1 I 
VRR NR Y TR NS TER 
DB REN N ASS RR N l } 100 
eee eee 
N 5 N y 
; M Ku NT 1% 
. um 1 
5 ) „ 
1 


bei 100000 Mark mit einem Satz von 4½½9% aufhörte 
und daß die Vermögensſteuer in den meiſten deutſchen 
Staaten überhaupt nicht progreſſiv war! Hier iſt zwar in? 
zwiſchen in den Steuertarifen Wandel geſchaffen worden, 
aber die Veranlagung iſt ſo ungenügend, daß gerade die 
großen Vermögen und Einkommen in Landwirtſchaft, Ger 
werbe und Handel längſt nicht vollkommen erfaßt werden. 
Eines der wichtigſten Probleme auf dieſem Gebiete 
iſt die Beſteuerung der Differentialrente, die 
von der Minderheit der erſten Sozialiſierungskommiſſion 
vorgeſchlagen wurde. In der Tat ſind die Differential⸗ 
gewinne, darauf beruhend, daß die Anbieter ſehr verſchie⸗ 
dene Koſten haben und die teuerſten, die Abſatz finden, für 
die Preisbeſtimmung in Betracht kommen, einer der Haupt⸗ 
gründe der heutigen großen Einkommens- und Vermögens⸗ 
verſchiedenheiten. Solche Differentialgewinne hängen aber 
keineswegs nur mit dem Boden zuſammen, wo man ſie 
bis in die neueſte Zeit allein beobachtete, ſondern werden 
von allen Anbietern mit geringeren Koſten, einerlei welcher 
Art, erzielt, ſobald neben ihnen noch teuerere Anbieter zur 
Deckung des Bedarfs herangezogen werden müſſen. Aber 
allerdings ſpielen ſie bei Grund und Boden, landwirtſchaft⸗ 
lichen, bergbaulichen und ſtädtiſchen, eine beſonders große 
Rolle. Das Beſtreben, ſie und die damit zuſammenhängende, 
oben erwähnte Kapitaliſierung auszuſchalten und fo die das 
durch hervorgerufenen großen Einkommens⸗ und Vermö⸗ 
gensverſchiedenheiten einzuſchränken, macht einen weſent⸗ 
lichen. Teil der ſog. Bodenreformbewegung aus. 
0 Ich bin der Meinung, daß eine Übertragung des 
Eigentums an Grund und Boden auf die öffentlichen 
Körperſchaften ſehr viel eher durchzuführen iſt als die 
Übertragung irgendwelcher wirtſchaftlicher Aufgaben ö 
an ſie. Das Mittel, ihn wirtſchaftlich zu benützen, wäre 
dann die Verpachtung. Durch die von Zeit zu Zeit feſt⸗ 
zuſetzenden Pachtzinſen könnten die Differentialgewinne für; 
die Allgemeinheit eingezogen und ſo auch die Kapitaliſierung 
überdurchſchnittlicher Erträge verhindert werden. u a 1 
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leichter durchführbar wäre, wäre nichts dagegen einzuwen— 
den, wenn der geſamte Boden eines Landes dem Staate 
gehörte und nur in Erbpacht vergeben würde. Wenn die 
Bevölkerung in Europa auch weiterhin ſo zunimmt wie 
bisher, wird es wohl einmal dahin kommen. Jedenfalls 
könnte ſehr wohl mit dem Bergwerkseigentum ein Anfang 
in dieſer Richtung gemacht werden. Und zwar brauchte 
m. E. der Staat den bisherigen Eigentümern gar keine 
Entſchädigung zu zahlen, was unter den heutigen Verhält- 
niſſen ganz beſonders zu vermeiden iſt, ſondern er ſetzt nur 
eine jährliche Abgabe wie eine Steuer feſt, berechnet nach 
den ſorgfältig feſtgeſtellten Geſtehungskoſten der Zechen im 
Verhältnis zu den Preiſen der geförderten Kohlen. Bietet 
aber jemand für eine Kohlenzeche dem Staate einen 
höheren Pachtzins, ſo kann ihm die Pacht übertragen wer— 
den, er muß dann aber den bisherigen Inhaber mit dem 
kapitaliſierten Betrage der bisher bezahlten Pacht ent— 
ſchädigen, wenn dieſer es nicht vorzieht, ſelbſt einen höheren 
Pachtzins anzubieten. Noch nicht in Angriff genommene 
Kohlenfelder könnten auch vom Staat gegen Bezahlung 
in mehrjährigen Raten erworben und dann von ihm zur 
Ausbeutung an private Unternehmer verpachtet werden. 
Wir verkennen nicht, daß es etwas Mißliches hat, 

nur in einem Gewerbe oder in wenigen ſo die Differential⸗ 
gewinne zu beſteuern, während ſie in zahlloſen Gewerben 
vorkommen und auch reine Monopolgewinne nichts Sel⸗ 
tenes ſind. Man darf daher auch die Wirkung einer ſolchen 
Maßregel nicht überſchätzen. Selbſt wenn der ganze Grund 
und Boden des Landes ſo in der Hand des Staates wäre 
und von ihm verpachtet würde, bedeutete das keine wirk— 
liche Sozialiſierung, keine Veränderung unſerer Wirt— 
ſchaftsordnung und der auf dem privaten Ertragsſtreben 
beruhenden Preisbildung. Sondern es wäre nur eines der 
Mittel, übermäßige Einkommens- und Vermögensverſchie⸗ 
denheiten zu verhindern, wie fie durch die Differential- 
gewinne bzw. durch deren Kapitaliſierung ermöglicht wer⸗ 
den. Mittels anderer Steuern, insbeſondere einer ſtark 
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führen. Im Gegenteil wird mit weiterer een 


ce Erbſ N „ wird es dan mög⸗ 10 
lich ſein, andere Formen übermäßiger Vermögensbildung 
zu verhindern und ſo die Möglichkeit der Erzielung arbeit⸗ 
loſer Einkommen ſtark einzuſchränken. Damit wäre eines 
der weſentlichſten Ziele der Arbeiterklaſſe erreicht. Aber \ 
das Wirtſchaften ſelbſt den einzelnen zu entziehen und 
irgendwelchen ſozialen Geſamtheiten zu übertragen, kann 
wenigſtens ſo lange zu nichts führen, als die e 
noch fortſchreitet, immer neue Bedürfniſſe und neue Mittel, 
ſie zu befriedigen, aufkommen, und die Technik, ſie ber 9 
beizuſchaffen, einem raſchen Wechſel unterworfen iſt. 5 
Solange iſt aber auch genoſſenſchaftliche Wirt⸗ 
ſchaft als geſamte Organiſationsform, alſo von beſon⸗ 
deren Einzelfällen abgeſehen, unmöglich. Es brauchen nich 
Kapitaliſten vorhanden zu ſein, die auf Grund ererbten 
Beſitzes ohne eigene Arbeit Renten beziehen, aber es werden 
immer Unternehmer da fein müſſen, die durch organiſa⸗ 
toriſche Begabung über die Maſſe der Handarbeiter her⸗ 
vorragend, ſich auch ein höheres Einkommen verſchaffen 3 
können. Doch braucht das keineswegs zu einem Klaſſen⸗ 
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gegenſatz zwiſchen leitender und ausführender Arbeit zu a 
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. darauf habe ich ſchon vor Jahren hingewieſen — die 
Gefahr immer größer, daß die Unternehmer und Arbeiter 10 
ſich zu gemeinſamer „Ausbeutung“ der letzten Konfumens 
ten zuſammenfinden, fo daß wahrſcheinlich nicht mehr die 1 
„Arbeiterfrage“, ſondern der Schuß der letzten Konfumene 
ten gegenüber den gemeinſam organiſierten Arbeitern und “ \ 
Unternehmern das große ſoziale Zentralproblem der Zur 
kunft werden wird. Da erwachſen dann dem Staate ſeh 
ſchwierige Aufgaben des Eingriffs in die Preisgeſtaltung 
wie fie heute ſchon den Kartellen und Truſts gegenüber | 
vorhanden find. Die Löſung erblicke ich darin, daß mi 9 
der Ausbreitung der Geſellſchaftsunternehmungen und mit 
größerer Stabilität im Wirtſchaftsleben jeder ſich an der 
Erträgen der großen Unternehmungen beteiligen, erſparte 
Einkommen für die Zeit des Alters oder der e 
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unfähigkeit darin anlegen kann, und daß fo jeder als 
N Konſument doch an den Gelderträgen des Wirtſchaftslebens 


intereſſiert iſt. Bei dieſer Beibehaltung der individualiſti— 
ſchen Wirtſchaft bleiben dem Staate immer noch genügend 


ſchwierige Aufgaben der Regelung und Überwachung. Ihm 


darüber hinaus die ganze Bedarfsverſorgung zu übertragen, 
liegt keinerlei Veranlaſſung vor und würde einen außer— 
ordentlichen Rückſchritt bedeuten, zumal die Geſichtspunkte 
und die Sicherheiten für eine gerechte Verteilung der Pro— 


dukte fehlen. Auf abſehbare Zeit kann Wirtſchaften nicht 


„Sache der Geſamtheit“, ſondern nur Sache der einzel⸗ 
nen Menſchen ſein, wohl aber durch ſtaatliche Schranken ge⸗ 


regelt, und es ſtünde um die deutſche Volkswirtſchaft gerade 


auch in jetziger Zeit beſſer, wenn alle, ſtatt utopiſchen 


Gemeinwirtſchaftsplänen nachzujagen, beſtrebt wären, an 
der Verbeſſerung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe im Rah— 


men der individualiſtiſchen Wirtſchaftsordnung mitzuwirken. 


Liefmann, Unternehmungsformen. b | | 17 


— Bücher, Die Sozialiſierung. 2. Aufl., 1919, 
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